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Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden beschlie3t nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss

1.

21

2.2

2.3

2.4

2.5

das Angebot der WGH Wohnungsbaugesellschaft Hilden, Kirchhofstrale 33, 40721
Hilden, vertreten durch Herrn André von Kielpinski-Manteuffel, auf Abschluss eines
stadtebaulichen Vertrages anzunehmen und die Stadtverwaltung zu erméachtigen,
den als Anlage 1 der Sitzungsvorlage beigefiigten stadtebaulichen Vertrag gemaR §
63 und § 64 Gemeindeordnung NW verbindlich fiir die Stadt Hilden abzuschlieRen.

die Anregungen aus der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange gemaR § 4 Abs. 2 BauGB parallel zur 6ffentlichen Auslegung wie folgt zu
behandeln:

Schreiben der Colt Technology Services GmbH vom 29.04.2026
Es wird mitgeteilt, dass im Plangebiet keine Leitungen oder Anlagen des Unternehmens
vorhanden sind.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben der euNetworks GmbH vom 29.04.2026:
Es wird mitgeteilt, dass keine Betroffenheit vorhandener Leitungen oder Anlagen besteht.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben der EXA Infrastructure Germany GmbH vom 29.04.2026:
Es wird mitgeteilt, dass keine Betroffenheit vorhandener Leitungen oder Anlagen besteht.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben des GasLINE GmbH vom 03.06.2026:

Es wird mitgeteilt, dass im Plangebiet keine Anlagen vorhanden sind. Es wird darauf
hingewiesen, dass bei planexternen Ausgleichsflachen oder einer Erweiterung des
Plangebiets eine erneute Beteiligung erforderlich ist.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine Einwande vorgetragen.
Eine Erweiterung des Plangebietes durch z.B. planexterne Ausgleichsflachen ist nicht
vorgesehen.

Schreiben der Netzgesellschaft Diisseldorf mbH vom 29.04.2026:

Es werden Bestandsplane der vorhandenen Versorgungsleitungen zur Verfigung gestellt;
innerhalb des Geltungsbereichs sind keine Leitungen verzeichnet. Es wird darauf
hingewiesen, dass auch auller Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen und
Anlagen vorhanden sein kénnen. Die tatsachliche Lage von Leitungen ist durch
fachgerechte ErkundungsmafRnahmen festzustellen. Es wird auf die Beachtung der
Schutzanweisung, die Durchfuhrung erforderlicher Erkundungsmaf3nahmen vor Baubeginn
sowie die rechtzeitige Information vor Bau-, Kran-, Gerust- und Bohrarbeiten hingewiesen.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Die Hinweise werden im Rahmen der spateren Ausfliihrungsplanung bertcksichtigt.
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2.6

2.7

2.8

2.9

2.10

2.11

Schreiben der Nord-West Oelleitung GmbH vom 03.06.2026:

Es wird mitgeteilt, dass vorhandene Mineraldlfernleitungen und weitere Uberwachte
Fernleitungen nicht betroffen sind.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben der Open Grid Europe GmbH vom 29.04.2026:

Es wird mitgeteilt, dass keine Betroffenheit der verwalteten Versorgungsanlagen besteht.
Es wird darauf hingewiesen, dass bei planexternen Ausgleichsflachen oder einer
Erweiterung des Plangebiets eine erneute Beteiligung erforderlich ist.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine Einwande vorgetragen.
Eine Erweiterung des Plangebietes durch z.B. planexterne Ausgleichsflachen ist nicht
vorgesehen.

Schreiben der Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m.b.H. vom 29.04.2026:

Es wird mitgeteilt, dass keine Anlagen oder Planungen betroffen sind. Es wird darauf
hingewiesen, dass planexterne Ausgleichsmaflinahmen nicht innerhalb von
Leitungsschutzstreifen erfolgen dirfen. Fir entsprechende AusgleichsmalRnahmen wird
eine erneute Beteiligung angeregt.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine Einwande vorgetragen.
Eine Erweiterung des Plangebietes durch z.B. planexterne Ausgleichsflachen ist nicht
vorgesehen.

Schreiben der Amprion GmbH vom 05.05.2026:
Es wird mitgeteilt, dass keine Hochstspannungsleitungen des Unternehmens betroffen sind.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben der Deutsche Telekom Technik GmbH vom 12.05.2026
Es werden keine Einwande gegen die Planung hinsichtlich der Richtfunkverbindungen der
Deutschen Telekom und des Ericsson-Netzes vorgebracht.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben der GASCADE Gastransport GmbH vom 12.05.2026:

Es wird mitgeteilt, dass keine Betroffenheit der Anlagen der GASCADE Gastransport
GmbH sowie der vertretenen Betreiber besteht. Bei Anderungen der Planung wird eine
erneute Beteiligung angeregt. Zudem wird auf die mogliche Betroffenheit von Anlagen
anderer Leitungstrager hingewiesen.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine Einwande vorgetragen.
Eine Erweiterung des Plangebietes durch z.B. planexterne Ausgleichsflachen oder
Lageanderung ist nicht vorgesehen.

Die Ubrigen Ver- und Entsorgungstrager wurden bereits gesondert am Planverfahren
beteiligt.
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212

213

214

215

2.16

217

218

Schreiben der Handwerkskammer Diisseldorf vom 21.05.2026
Bedenken oder Anregungen werden nicht vorgebracht.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben der Rheinbahn AG vom 26.05.2026
Bedenken gegen die Planung bestehen nicht.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben der SYNEQT GmbH vom 26.05.2026

Es wird mitgeteilt, dass keine Betroffenheit der betreuten Fernleitungen besteht. Bei
planexternen Ausgleichsmafnahmen oder Anderungen der Planung wird eine erneute
Beteiligung angeregt.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine Einwande vorgetragen.
Eine Erweiterung des Plangebietes durch z.B. planexterne Ausgleichsflachen ist nicht
vorgesehen.

Schreiben des Geologischer Dienstes NRW vom 01.06.2026

Es wird auf die Berucksichtigung der geltenden technischen Regelwerke zur
Erdbebengefahrdung bei der Planung und Bemessung von Bauwerken hingewiesen.
Zudem werden Angaben zur Erdbebenzone, zur geologischen Untergrundklasse sowie zu
den mal3geblichen Bemessungswerten fur das Plangebiet gemall DIN EN 1998 mitgeteilt.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Im Bebauungsplan ist bereits ein Hinweis auf die Erdbebenzone und auf die
Berucksichtigung der Regelwerke enthalten. Dieser wird redaktionell hinsichtlich der neuen
Erkenntnisse des Geologischen Dienstes angepasst.

Schreiben des Bergisch-Rheinischer Wasserverband vom 02.06.2026

Die geplante Versickerung des Niederschlagswassers sowie die vorgesehenen
Festsetzungen zur Dachbegrinung, Bepflanzung und Regenwasserversickerung werden
grundsatzlich begruflt. Bedenken gegen die Planung werden nicht vorgebracht.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben der Industrie- und Handelskammer Diisseldorf vom 02.06.2026
Anregungen oder Bedenken gegen die Planung werden nicht vorgebracht.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben der Kreisverwaltung Mettmann vom 02.06.2026

Untere Wasserbehoérde

Oberirdische Gewasser

Es wird mitgeteilt, dass sich im Plangebiet keine oberirdischen Gewasser befinden und das
Plangebiet auBerhalb festgesetzter bzw. vorlaufig gesicherter Uberschwemmungsgebiete
liegt.
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Wasserschutzzone

Aufgrund der Lage in der Schutzzone Il A des geplanten Wasserschutzgebietes Hilden-
Karnap wird auf die Beteiligung der Wasserwerksbetreiber sowie die Beachtung der
Belange des Gewasserschutzes hingewiesen. Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen keine
Bedenken, sofern die Hinweise zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen, zu den
Anforderungen an die Niederschlagswasserversickerung, zur Abstimmung der
Entwasserungskonzeption sowie zu Starkregengefahren berlicksichtigt werden.

Entwasserungstechnische Sicht
Aus entwasserungstechnischer Sicht bestehen grundsatzlich keine Bedenken gegen die

Planung.

Untere Immissionsschutzbehorde

Es werden weiterhin Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen von Verkehrs-, Schienen-
und Sportlarm auf die geplante Wohnbebauung vorgebracht. Es wird darauf hingewiesen,
dass insbesondere aufgrund der Nahe zum Bolzplatz ausreichende Abstande zur
Sicherstellung gesunder Wohnverhaltnisse erforderlich sind. Es wird angeregt, durch
geeignete stadtebauliche Malinahmen, eine schalloptimierte Grundrissgestaltung sowie
weitere Mal3nahmen zur Larmminderung die Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse sicherzustellen.

Untere Bodenschutzbehoérde

Es wird mitgeteilt, dass der Standort aufgrund des geringen Funktionserfillungsgrades des
Bodens nicht als schutzwiirdig eingestuft wird. Gegen die Planung bestehen aus Sicht des
Bodenschutzes keine Bedenken, sofern die im Umweltbericht dargestellten MaRnahmen
zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen in den Boden umgesetzt werden. Hinweise
zu Altlasten oder schadlichen Bodenveranderungen liegen nicht vor.

Untere Naturschutzbehoérde

Landschaftsplanung und Eingriffsregelung

Es wird darauf hingewiesen, dass die Aussage zum Landschaftsplan im
Landschaftspflegerischen Fachbeitrag anzupassen ist. Gegen die vorgesehene externe
Kompensation (iber das stadtische Okokonto bestehen keine Bedenken.

Artenschutz

Es werden Bedenken hinsichtlich der Vollstandigkeit des artenschutzrechtlichen
Fachbeitrags aufgrund der Erweiterung des Plangebiets und der fehlenden Untersuchung
der betroffenen Gebaude vorgebracht. Es wird angeregt, den artenschutzrechtlichen
Fachbeitrag zu erganzen und die erforderlichen AusgleichsmalRnahmen fir Fledermause
und Vogel in die Festsetzungen des Bebauungsplans aufzunehmen. Eine abschlieRende
Stellungnahme erfolgt nach Erganzung der Unterlagen.

Kreisgesundheitsamt

Es wird auf die weiterhin bestehenden Bedenken hinsichtlich gesunder Wohn- und
Lebensverhaltnisse aufgrund der Verkehrslarmbelastung verwiesen. Die vorgesehenen
passiven SchallschutzmaRnahmen werden begrifit. Es wird angeregt, weitere Mallinahmen
zur Reduzierung der Larmbelastung zu prufen.

Bauplanungsrecht

Es wird mitgeteilt, dass die Planung aufgrund der Lage im Allgemeinen Siedlungsbereich
grundsatzlich den Zielen der Regionalplanung entspricht und aus dem
Flachennutzungsplan entwickelt werden kann.

Es werden Hinweise zu einzelnen textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans gegeben,
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insbesondere zur Uberschreitung der Grundflachenzahl durch Terrassen, zur Anrechnung
von Gemeinschaftsanlagen, zur Definition von Festsetzungen im Bereich EG, zur
dynamischen Bezugnahme auf technische Regelwerke, zur Erméachtigungsgrundlage der
bauordnungsrechtlichen Festsetzung zum Ausschluss von Metalldachern sowie zur
Behandlung von Erschutterungen.

Zudem wird angeregt, die Auswirkungen aller Larmimmissionen aufgrund der
Uberschreitung der Gesundheitsschwelle von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts in einer
Gesamtbetrachtung zu untersuchen und die Abwagung hierzu in der Begriindung
nachvollziehbar darzustellen.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Zu .Untere Wasserbehérde®, Oberirdische Gewasser und Entwéasserungstechnische Sicht:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine Einwande vorgetragen.

Zu Untere Wasserbehérde®, Wasserschutzzone:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Im Bebauungsplan ist bereits ein Hinweis zur Berucksichtigung der Wasserschutzzone
enthalten. Dieser wird redaktionell hinsichtlich der neuen Erkenntnisse der Unteren
Wasserbehorde angepasst. Auf Ebene des Bebauungsplanes ist davon auszugehen, dass
die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes nicht den Schutzvorschriften der
Wasserschutzzone IIIA widerspricht. Die gegebenen Hinweise wurden bereits
berlcksichtigt bzw. sind aufgrund von gesetzlichen Vorschriften im Rahmen von spateren
Baugenehmigungsverfahren bzw. im Rahmen der weiteren ErschlieBungsplanung
verbindlich einzuhalten.

Zu . Untere Immissionsschutzbehdrde®, Wasserschutzzone:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

An der Stellungnahme der Verwaltung zur Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB wird weiter
festgehalten.

Bezuglich des Bolzplatzlarms kann von einer ,heranriickenden Wohnbebauung® nicht die
Rede sein. Bereits im Bestand sind naher gelegene Immissionsorte vorhanden. Die
Bolzplatznutzung ist bereits heute als eingeschrankt zu bewerten.

Die in der bayrischen Studie und in der 18. BImSchV enthaltenen Mindestabstande sind
zunéchst als Orientierungswerte zu verstehen. Im vorliegenden Einzelfall hat das
Schallgutachten in gebihrendem Umfang die vom Bolzplatz ausgehenden Emissionen an
den relevanten Immissionsorten ermittelt. Die Immissionsrichtwerte der 18. BImSchV
werden an allen Immissionsorten eingehalten bzw. unterschritten. Eine schalloptimierte
Grundrissgestaltung bezuglich des Bolzplatzlarms ist auf Grundlage der vorliegenden
Erkenntnisse nicht zwingend erforderlich. Die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse werden bereits gewahrt. Gleichwohl wird in der Begriindung
erganzt, dass eine Grundrissoptimierung auch hinsichtlich des Bolzplatzlarms empfohlen
wird.

Zu Untere Bodenschutzbehdrde*:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Im Bebauungsplan ist bereits ein Hinweis zum vorsorgenden Bodenschutz enthalten.
Dieser wird redaktionell hinsichtlich der formulierten Malhahmen des Umweltberichts
erganzt.

Zu .Untere Naturschutzbehdrde®, Landschaftsplanung und Eingriffsregelung:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Der Hinweis zum Landschaftsplan wird im Landschaftsplanerischen Fachbeitrag
redaktionell geandert.

Zu . Untere Naturschutzbehdérde®, Artenschutz:

Der Anregung wird gefolgt.

Die Artenschutzprifung wurde um die erganzten Plangebietsteile erweitert und die auf
Grundlage der neuen Kartierung durchgefuihrten Erkenntnisse im Bebauungsplan
berucksichtigt. Die verbindlichen Ausgleichs-, Vermeidungs- und Minderungsmalnahmen
der Artenschutzprufung wurden bereits als Hinweise bzw. Festsetzungen nach § 9 Abs. 1
Nr. 20 BauGB im Bebauungsplan Gbernommen. Im Ergebnis der ergdnzenden
Untersuchung ist festzuhalten, dass weiterhin keine Verbotstatbestande durch die
Umsetzung des Bebauungsplanes ausgeldst werden. Die bisherige Untersuchung wurde
bezuglich der inhaltlichen Auswirkungen lediglich redaktionell angepasst.

Zu Kreisgesundheitsamt”
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

An der Stellungnahme der Verwaltung zur Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB wird weiter
festgehalten. Nicht alle im Schallgutachten formulierten MalRnahmen kénnen auf Ebene des
Bebauungsplanes geregelt werden. So setzt z.B. die ,Reduzierung des Larms*
organisatorische, verkehrsrechtliche oder aktive Malnahmen am Verkehrsweg voraus.
Darauf hat die Stadt Hilden jedoch keinen unmittelbaren Einfluss. Gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 24
BauGB konnen lediglich bauliche und sonstige technische Vorkehrungen festgesetzt
werden. Daher sind im Bebauungsplan u.a. eine schallabschirmende Riegelbebauung und
passive SchallschutzmaRnahmen an den Plangebauden festgesetzt. Die schalloptimierte
Grundrissgestaltung ist im Bebauungsplan als Hinweis enthalten.

Zu .Bauplanungsrecht”, Regionalplanung und Flachennutzungsplanung:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Zu .Bauplanungsrecht®, Bebauungsplan:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

An der getroffenen Festsetzung zur zuldssigen Uberschreitung der GRZ durch an Gebaude
angebaute Terrassen, einschliellich der in § 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anlagen um bis
zu 50% wird weiter festgehalten. Die Terrassen sind Teil der Hauptanlage und gehoéren
somit zur sogenannten ,GRZ-1. Dies steht mit der getroffenen Festsetzung auch nicht zur
Disposition. Wie bereits in der Begriindung dargelegt, erfolgt die Festsetzung auf
Grundlage von § 16 Abs. 6 BauNVO i.V.m. § 17 Abs. 2 BauNVO und nicht etwa auf
Grundlage von § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO. Die Festsetzung bedeutet, dass eine
Uberschreitung der GRZ-1 durch Terrassen zuléssig ist, wenn diese in Summe mit der
GRZ-2 (also einschlieBlich der Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO) weiterhin nicht um
mehr als 50% bzw. 0,6 Uberschritten wird. D.h. eine Uberschreitung der GRZ-1 ist im
Umkehrschluss nur zulassig, wenn die Grundflachen der Anlagen nach § 19 Abs. 4
BauNVO als ausgleichender Umstand eine geringere GRZ-2 aufweisen.

Zur getroffenen Festsetzung von Gemeinschaftsanlagen stellt die Planurkunde bereits in
der Legende richtigerweise den Bezug zu § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB her. Die
Planzeichenverordnung ermdglicht in § 2 Abs. 2 PlanZV, dass die vorgegebenen
Planzeichen erganzt oder sinngemal selbst entwickelt werden kénnen. Aus § 2 Abs. 3
PlanZV ergibt sich, dass der Inhalt des Bebauungsplanes klar erkennbar bleiben muss.
Dieser Leitlinie folgend und aufgrund der Kleinteiligkeit des Bebauungsplanes wurde auf
eine weitere Differenzierung verzichtet. Dies widerspricht jedoch nicht dem Grundsatz der
Planbestimmtheit; die Gemeinschaftsanlagen sind als solche explizit festgesetzt. Die
Begriindung stellt eindeutig klar, dass die mit ,St, Ga, Cp“ gekennzeichneten
Flachenfestsetzungen gleichsam Gemeinschaftsanlagen darstellen. Zugunsten der
Lesbarkeit der Planurkunde wurde auf eine Kennzeichnung von ,GSt, GGa, GCp* etc.



SV-Nr.:

WP 25-30 SV 61/026

verzichtet. Der stadtebauliche Entwurf sieht insbesondere fiir die geplanten
Mehrfamilienhduser, ungeachtet einer méglichen Realteilung, Gemeinschaftsanlagen in
Form von Stellplatzen oder Kleinkinderspielflachen vor. Aus den Festsetzungen des
Bebauungsplanes ergibt sich keine Bauverpflichtung hinsichtlich etwaiger
Gemeinschaftsanlagen, sondern es wird ein planungsrechtliches Angebot und eine
Flexibilisierung eroffnet. Fur die Anwendungsvoraussetzungen des § 21a BauNVO im
Rahmen von spateren Baugenehmigungsverfahren kommt es auf die tatsachliche
Umsetzung von Gemeinschaftsanlagen an. An der Festsetzung wird daher weiter
festgehalten.

An der getroffenen Festsetzung zur Dachbegriinung mit dem dynamischen Verweis auf die
FLL-Richtlinie wird weiter festgehalten. Das Risiko, dass sich der Planinhalt mit einer
Novellierung der zitierten FLL-Richtlinie andert, wird nicht erkannt. Die Machtigkeit der
Vegetationstragschicht und die Pflanzqualitaten der Dachbegriinung sind verbindlich im
Bebauungsplan als Mindestanforderungen festgesetzt. Mit dem dynamischen Verweis wird
das Ziel verfolgt, bei der Umsetzung der Festsetzung die allgemein anerkannten Regeln
der Technik in Bezug auf bautechnische Ausflihrungsdetails zu bericksichtigen. Auch mit
einer Anderung der FLL-Richtlinie ist nicht zu erwarten, dass die Ziele und Grundziige der
getroffenen Festsetzung konterkariert werden.

Zu .Bauplanungsrecht”, Bebauungsplan, .EG-Baufenster":
Der Anregung wird gefolgt.

Zur eindeutigen Bestimmung der getroffenen Festsetzung wird auf die Kennzeichnung ,EG*
in den westlichen Baufenstern verzichtet. Im Bebauungsplan wird stattdessen die maximal
zulassige Gebaudehohe dieser Baufenster festgesetzt, sodass weiterhin lediglich eine
Bebauung im Erdgeschoss zuléssig ist. Die Anderung stellt eine klarstellende, redaktionelle
Anpassung dar; die Grundziige des Bebauungsplans bleiben unberihrt.

Zu .Bauplanungsrecht®, Bebauungsplan, Metalldacher:

Der Anregung wird gefolgt.

Der Ausschluss von Metalldachern wurde im Bebauungsplan bisher an zwei Stellen
geregelt. Einerseits als Festsetzung nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW,
andererseits als Hinweis zum vorsorgenden Gewasser- und Bodenschutz. Dabei handelt es
sich um einen redaktionellen Fehler. Die getroffene Festsetzung (6rtliche Bauvorschrift)
wird entfernt. Die Regelung in Form des Hinweises hat im Rahmen von spateren
Baugenehmigungsverfahren bereits tber die verbindliche EU-Wasserrahmen-Richtlinie
normativen Charakter. Die Anderung stellt eine klarstellende, redaktionelle Anpassung dar;
die Grundzlge des Bebauungsplans bleiben unberihrt.

Zu .Bauplanungsrecht”, Bebauungsplan, Erschiitterungen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Das Gutachten hat auf Seite 8 einen sogenannten KB-Wert nachts von 0,22 ermittelt. Der
Anhaltswert der DIN 4150 liegt bei 0,2. Der KB-Wert entspricht in diesem Fall dem Wert im
Boden ohne Berlicksichtigung von Ubertragungsfaktoren. Die zu wahlenden
Ubertragungsfaktoren hangen insbesondere von der konkreten Hochbauplanung ab. So ist
es u.a. entscheidend, ob Untergeschosse geplant werden, ob eine Massiv- oder
Leichtbauweise umgesetzt wird, welche Art der Fundamentierung eingesetzt wird.
Malfgeblich sind also baustatische Grundlagen, die Einfluss auf den zu wahlenden bzw. zu
beriicksichtigenden Ubertragungsfaktor haben. Daher kann zum Zeitpunkt des
vorliegenden Angebotsbebauungsplanes keine Aussage getroffen werden, welche
Erschutterungen tatsachlich im Gebaude zu erwarten sind. Letztlich kommt es bei der Wahl
der MalRnahmen auf den ermittelten Wert innerhalb der Plangebaude an, da der
Ausschluss erheblicher Belastigungen der Bewohner vordergrindiges Ziel DIN 4150 ist.
Ziel der Untersuchung war es, zu klaren, ob die Grenzwerte voraussichtlich Uberschritten
werden, erhebliche Belastigungen zu erwarten sind und ob technische Mainahmen
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erforderlich werden. Daher spricht DIN 4150, Teil 1 auch vom ,Anhaltswert®; die DIN 4150-
1 verdeutlicht durch die Begriffswahl, ob ,Anhaltspunkte” fir eine voraussichtlich unkritische
Einordnung oder fur eine genauere Prifung vorliegen. Teil 2 und 3 der DIN 4150 regelt die
.genauere Prifung” und etwaige MaRnahmen, wobei DIN 4150-2 die Einwirkung auf den
Menschen, die DIN 4150-3 die Einwirkungen auf das Bauwerk regelt.

Der Gutachter hat in geblihrendem Umfang und richtliniengetreu eine voraussichtliche
Uberschreitung festgestellt. Erhebliche Belastigungen auf den Menschen kénnen durch
Einsatz technischer MalRnahmen jedoch ausgeschlossen werden. Die Art der MaRnahmen
hangt zwar von den vorgenannten hochbaulichen, baustatischen Rahmenbedingungen ab.
Gleichzeitig hat der Gutachter jedoch nicht ausdriicklich aufzeigen miissen, dass technisch
sehr aufwandige oder unwirtschaftliche MaRnahmen erforderlich seien.

Im Rahmen der genaueren Prufung kann es unter Berlicksichtigung der hochbaulichen
Rahmenbedingungen auch sein, dass die Werte im Gebaude auch ohne weitere
MaRnahmen eingehalten werden. Auch die gewahlte Reihenfolge von Bauabschnitten kann
entscheidend sein, da zu erwarten ist, dass die Riegelbebauung im Westen bereits einen
gewissen Anteil der Erschitterungen abmildern wird, sodass fiir die stral’enseitigen
Plangebaude geringere oder gar keine MalRnahmen erforderlich werden kénnten.

Nach der hiesigen Einschatzung des Gutachters kdnnen bereits bei einer klassischen
Wohnbebauung in Massivbauweise und einem geringfligig machtigeren Plattenfundament
oder mit einer Entkopplung der Griindung durch den Einsatz von Elastomer-Lagern
ausreichende Maflinahmen zur Wahrung der Anforderungen der DIN 4150 erreicht werden.

Somit liegen ausreichende Erkenntnisse flr den Bebauungsplan vor, dass der identifizierte
Konflikt auf das Baugenehmigungsverfahren abgeschichtet und dort hinreichend geldst
werden kann. Die Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes ist gewahrt. Wesentliche negative
Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind mit der Umsetzung des Bebauungsplanes
nicht zu erwarten.

Zu .Bauplanungsrecht®, Bebauungsplan, Larmimmissionen:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

In der Begrindung und im Umweltbericht werden die Erkenntnisse zu den
Larmimmissionen bereits in geblihrendem Umfang dargelegt und in die planerische
Abwagung eingestellt. Trotz der Uberschreitung der Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung
von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts kdnnen mit Umsetzung der gewahlten
MaRnahmen wesentliche negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch
ausgeschlossen werden; die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse werden mit Umsetzung des Bebauungsplanes gewabhrt.

Eine ,Gesamtbetrachtung“ ist auf Grundlage der einschlagigen Regelwerke nicht
vorgesehen. Dies begriindet sich aus dem in den Fachgesetzen zu berlcksichtigende
Verursacherprinzip und aus der Unterschiedlichkeit von zur Verfligung stehenden
Schallschutzmafnahmen im Bebauungsplanverfahren. Gelichwohl erfolgt bei den
Festsetzungen nach DIN 4109 eine Gesamtbetrachtung insofern, als dass geman

DIN 4109 bei der Ermittlung der maRRgeblichen AuRenlarmpegel neben dem Verkehrslarm
obligatorisch auch andere Larmarten aufsummiert und bertcksichtigt werden.

Eine konzeptionelle Betrachtung und Berilicksichtigung der Larmimmissionen aus allen
Larmquellenarten ist dagegen bereits im Rahmen des stadtebaulichen Entwurfes erfolgt.

Dartber hinaus ist zu bertcksichtigen, dass im vorliegenden Einzelfall lediglich eine
relevante Belastung durch Schienen- und StralRenverkehrslarm sowie durch den Bolzplatz
zu erwarten ist. Die Betrachtung des Schienen- und StralRenverkehrslarms wurde im
Schallgutachten bereits in einer kumulierenden Betrachtung des Verkehrslarms gepraft. In
Bezug auf den Bolzplatz hat das Schallgutachten nachgewiesen, dass die
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Immissionsrichtwerte der 18. BImSchV bereits an allen relevanten Immissionsorten
eingehalten bzw. unterschritten werden.

Schreiben des Landesbiiro der Naturschutzverbiande NRW: BUND vom 02.06.2026

Es werden grundsatzliche Bedenken gegen die geplante Erweiterung des Geltungsbereichs
vorgebracht. Es wird auf die Bedeutung von Freiflachen fir Klimaanpassung,
Frischluftversorgung und eine nachhaltige Stadtentwicklung hingewiesen. Die Erweiterung
des Plangebiets sowie die Uberplanung privater Grundstiicksflachen gegen den Willen der
Eigentiimer werden kritisch bewertet. Es wird angeregt, die Bebauung auf
strallenbegleitende Bereiche entlang der Hofstral’e zu beschranken und Freiflachen zu
schonen.

Es werden Bedenken hinsichtlich der geplanten ErschlieBung und Entwasserung des
rickwartigen Bereichs vorgebracht. Es wird angeregt, eine strallenbegleitende Bebauung
als alternative Lésung zu prifen, um Eingriffe in Freiflachen sowie den Aufwand fir die
Entwasserung zu reduzieren.

Es wird auf bestehende Bedenken der Immissionsschutzbehdrde des Kreises Mettmann
hinsichtlich der Larmbelastung durch Bahn-, Stralden- und Sportlarm hingewiesen. Es
werden Beeintrachtigungen gesunder Wohn- und Lebensverhaltnisse durch die geplante
Bebauung sowie eine mdgliche Entstehung eines zusatzlichen Larmschwerpunktes
angeflhrt. Es wird angeregt, die Auswirkungen des Larms durch eine angepasste
Bebauungsstruktur zu reduzieren.

Es wird darauf hingewiesen, dass bestehende Potenziale durch Leerstande und die
Sanierung vorhandener Gebaude starker genutzt werden sollten, um zusatzliche
Freiflacheninanspruchnahmen zu vermeiden.

Hinsichtlich des Arten- und Naturschutzes werden Bedenken zur Aktualitat und
Vollstéandigkeit der zugrunde gelegten Untersuchungen (insb. ,Okologische
Landschaftsanalyse und Naturschutzplanung“ 2018) vorgebracht. Es wird darauf
hingewiesen, dass friihere Untersuchungen nicht den aktuellen Geltungsbereich abdecken
und die Auswirkungen der geplanten Freiflachen-Photovoltaikanlage westlich der
Gleisanlagen nicht berlcksichtigt werden.

Es wird angeregt, die artenschutzrechtlichen Untersuchungen zu ergéanzen sowie die
erforderlichen Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmalinahmen verbindlich in den
Bebauungsplan aufzunehmen. Es wird die Wirkung der getroffenen artenschutzrechtlichen
Ausgleichsmalnahmen, insbesondere die ausreichende Schaffung von Nisthilfen und
Ersatzbrutstatten in Frage gestellt.

Es wird anhand des Grinordnungsplans Hilden (GOP) festgestellt, dass der
Bebauungsplan fehlerhaft ist, da das Plangebiet als ,Bereich mit Defiziten in der
Freiflachenausstattung® eingestuft werde.

Hinsichtlich des Hochwasserschutzes und der Niederschlagswasserbewirtschaftung
werden Bedenken vorgebracht. Es wird darauf hingewiesen, dass Uberflutungs- und
Versickerungsflachen erhalten werden sollten und die geplante Versiegelung aufgrund der
zulassigen Grundflachenzahl sowie der Nebenanlagen kritisch gesehen wird. Es wird eine
ausreichende Berticksichtigung der Auswirkungen von Starkregenereignissen und der
Versickerung gefordert. Im Rahmen der Starkregenbeeinflussung wird die festgesetzte
Grundflachenzahl als zu hoch eingestuft.

Die Aussagen des Umweltberichts, die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und
Pflanzen sind als nicht erheblich negativ einzustufen, wird kritisiert. Es werden Bedenken
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hinsichtlich der Auswirkungen der Planung auf die biologische Vielfalt und den
Naturhaushalt vorgebracht. Es wird beanstandet, dass bereits wertvolle Baume gefallt
worden sind. Es wird der Ausgleich iber das Okokonto grundsétzlich in Frage gestellt und
ob man bei einem Defizit von 10.211 Punkten noch iber Ausgleich sprechen kénne.

Es wird der Hinweis gegeben, dass die Planung durch eine intensive und dichte Bebauung
das ,Lebens- und Wohngefuhl“ des Umfelds negativ beeinflusst.

Hinsichtlich des Klimaschutzes und der Klimaanpassung werden Bedenken hinsichtlich
moglicher Beeintrachtigungen von Kaltluft- und Frischluftstrémen durch die geplante
Bebauungsstruktur vorgebracht. Es werden Erkenntnisse des ,3M-Verfahrens® zur
Kaltluftstrdmung und die tatsachlichen Hauptwindrichtungen den Erkenntnissen des
Umweltberichts gegenubergestellt. Es wird auf die Bedeutung der Freiflachen fur das
Stadtklima hingewiesen und eine Verschlechterung der klimatischen Situation durch die
geplante Bebauung befirchtet.

Es wird angeregt, die Bebauung in der vorgesehenen Dimension zu Uberdenken und
anhand des damaligen FNP alternative, weniger eingriffsintensive Planungskonzepte, z.B.
ausschlieflich eine stralenbegleitende Bebauung zu verfolgen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 138, 2. Anderung wird ein Bespiel aufgezeigt, wonach die
Festsetzungen des Bebauungsplanes durch die Umsetzung nicht den erhofften Zielen
entspricht. Insbesondere in Bezug auf die Versiegelungsrate wird fir den Bebauungsplan
Nr. 139A die Frage gestellt, wie eine Ubermallige Versiegelung vermieden werden kann.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Geltungsbereich berlcksichtigte bereits zur friihzeitigen Beteiligung Teile des
Flurstlicks 196. Bereits fur diese Bereiche des Flurstiicks 196 wurde der Verwaltung
gegenuber eine kunftige, langfristige Bauabsicht durch die Eigentimerschaft kommuniziert.
Die Ubernahme des gesamten Flurstiicks in den Geltungsbereich erfolgt daher auf
Grundlage stadtebaulicher Uberlegungen, die sich aus dem Baugesetzbuch ergeben. Es ist
die kommunale, hoheitliche Aufgabe gemal} § 1 Abs. 1 BauGB und § 8 Abs. 1 BauGB, die
bauliche und sonstige Nutzung von Grundstlicken sowie die stadtebauliche Ordnung
vorzubereiten und zu leiten sowie kurz-, mittel- und langfristige Planungen im Sinne der
Innenentwicklung zu erméglichen. Aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes
begriindet sich keine unmittelbare Bauverpflichtung fir die jeweiligen
Grundstlickseigentimer.

Wie bereits in den Unterlagen zur friihzeitigen Beteiligung dargelegt, widerspricht eine
strallenbegleitende Bebauung den stadtebaulichen Zielen des Bebauungsplanes. Im
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden innerhalb der politischen Gremien diverse
Alternativen diskutiert. In der Gesamtschau der vorliegenden Belange und der planerischen
Ziele des Bebauungsplanverfahrens drangen sich keine anderslautenden Alternativen auf.
Die Entwasserung Uber den Bolzplatz wurde gewahlt, da ein Anschluss an den Kanal in der
HofstralRe nur mit sehr hohen bautechnischem und wirtschaftlichem Aufwand moglich ist.
Aufgrund der topographischen Verhaltnisse ware fiir einen Kanalanschluss im Freispiegel
eine vollstandige Anhebung des Gelandes erforderlich gewesen; dies hatte zusatzliche
umweltrelevante Aspekte betroffen. Ein Verzicht auf einen Kanal im Freispiegel erfordert
Hebeanlagen, Pumpwerke und Drosselbauwerke, die wirtschaftlich nicht im Einklang mit
den Zielen des Bebauungsplanes stehen. Die jetzige Entwasserungsplanung stellt auch in
der Gesamtschau anderer Belange (z.B. Boden-Wasser-Haushalt) eine optimale Losung
dar. Eine stralRenbegleitende Bebauung, die im Ubrigen bereits nach § 34 BauGB zulssig
ist, dirfte ggfls. nach § 44 LWG die auf den Grundstlicken anfallenden Niederschlage
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vollstandig in den Kanal einleiten. Dies widerspricht den Anforderungen des
Bebauungsplanes, eine ortsnahe Versickerung zu erzielen. Der Einschatzung des BUND,
eine strallenbegleitende Bebauung habe geringere Umweltauswirkungen, kann nicht
gefolgt werden.

Richtig ist, dass eine stralRenbegleitende Bebauung hinsichtlich der Larmeinwirkungen der
Schiene aufgrund der gréReren Abstéande nicht in dem Mal3e ausgesetzt ist, wie die
geplante Riegelbebauung. Zu beachten ist jedoch, dass gerade eine ausschlieldliche
strallenbegleitende Bebauung tberwiegend dem StraRenverkehrslarm der Hofstralle
ausgesetzt ist. Die Konflikte mit den Larmimmissionen bleiben auch bei dieser Alternative
gleich. Der geplante Gebauderiegel im Westen ermdglicht es, den Schienenverkehrslarm
so abzuschirmen, dass die dstlichen Plangebietsteile geringeren Larmpegeln ausgesetzt
sind und geringere Anforderungen an die Au3enbauteile gestellt werden kénnen. Der
Gebauderiegel selbst wird Gber passive Schallschutzmalinahmen und eine schalloptimierte
Grundrissanordnung vor dem Schalleintrag der Schiene geschiitzt. So ist die innere
Erschlielung tber Laubengange vorgesehen, die schutzwirdigen Wohnnutzungen (u.a.
Schlafrdume) sowie Aullenwohnbereiche sind vorzugsweise an der schallabgewandten
Gebaudefassade anzuordnen. Zudem sind die Schlafzimmer mit schallgedammten
Luftungseinrichtungen sowie die AuRenwohnbereiche z.B. in Form von Loggien oder mit
Prallscheiben auszustatten. Die vorliegende Planung berucksichtigt somit einen
hinreichenden Schallschutz, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu ermdglichen.
Gleichzeitig werden die Ziele des Bebauungsplanes zur Schaffung dringend benétigten
Wohnraums und zur Realisierung von nahezu 100% o6ffentlich geférderter Wohneinheiten
unter Berlicksichtigung kostensparenden Bauens erreicht. Im Ubrigen wird auf die
Stellungnahme der Verwaltung zur Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB verwiesen.

Far die Innenentwicklung sind stadtebaulich geeignete Flachen erforderlich, die sich

— anders als vielfach angenommen — nicht beliebig vermehren oder kurzfristig aktivieren
lassen. Viele der in der Stellungnahme genannten Alternativen liegen weder im
Entscheidungs- noch im Verfligungsbereich der Stadt Hilden oder des Vorhabentragers.
Eine Vielzahl von Bestandsgebauden oder Gewerbebrachen befindet sich in Privatbesitz
und steht nicht zur Verfiigung; vielmehr muss auf die Eigeninitiative der jeweiligen
Grundstickseigentimer verwiesen werden. Andere Flachen verfligen weder tber
geeignete Zuschnitte noch Uber die stadtebauliche oder baurechtliche Eignung, um einen
Wohnraumbedarf dieser Grofienordnung zu decken. EinzelmaRnahmen wie kleinteilige
Umnutzungen oder Leerstandsrevitalisierungen leisten wichtige Beitrage, kénnen jedoch
kein strukturell relevantes Wohnungsangebot ersetzen, wie es mit dem vorliegenden
Bebauungsplan geschaffen werden soll. Gerade auch vor dem Hintergrund anderer, sich
verzdgernder oder inzwischen eingestellter Planverfahren ist es in Hilden notwendig, weiter
an der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes festzuhalten, um die steigenden
Wohnraumbedarfe befriedigen zu kénnen.

Bei der ,Okologischen Landschaftsanalyse und Naturschutzplanung® handelt es sich nicht
um den Titel eines Gutachtens, sondern um den Firmennamen des Gutachterbiros. Die
Artenschutzprifung Stufe 1 des Umweltbiro Essen und die Brutvogelkartierung des Dr. UIf
Schmitz Okologische Landschaftsanalyse und Naturschutzplanung Disseldorf (jeweils aus
dem Jahr 2018) wurde um die aktualisierte Untersuchung von Dr. UIf Schmitz im Jahr 2024
und 2026 erganzt. Diese ersetzt die vorausgehenden Untersuchungen. Im Rahmen der
zweiten Aktualisierung im Jahr 2026 wurden die erganzten Plangebietsteile untersucht und
in die Aktualisierung aufgenommen. Die Erkenntnisse wurden im Bebauungsplan
berucksichtigt.

Die Auswirkungen der geplanten Freiflachen-PV-Anlage westlich der Bahntrasse sind nicht

unmittelbar Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. Die Freiflachen-PV-
Anlage stellt ein eigenstandiges Planvorhaben dar; die konkreten umweltrelevanten
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Auswirkungen der Freiflachen-PV-Anlagen werden daher nicht im Rahmen des
Bebauungsplanes 139A abgehandelt. Wechselseitige oder kumulierende Auswirkungen im
Sinne von Nr. 2 b) ff) der Anlage 1 BauGB kdnnen gemal der Bewertung des
Umweltberichts zum Bebauungsplan 139A ausgeschlossen werden.

Die artenschutzrechtlichen Ausgleichs-, Minderungs- und Verminderungsmalnahmen, die
im Bebauungsplan enthalten sind, wurden auf Grundlage der eigenstandigen
Artenschutzprifung des Buros Dr. UIf Schmitz getroffen. Im Rahmen der
Artenschutzprufung wurden die MaRnahmen fachlich fundiert auf Grundlage der
vorgetroffenen, betroffenen Arten in Bezug auf Erfordernis, VerhaltnismaRigkeit und
Wirksamkeit vorgeschlagen. Die MaRnahmen wurden im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens mit der Unteren Naturschutzbehérde abgestimmt. Wie bereits im
Landschaftspflegerischen Fachbeitrag und im Umweltbericht formuliert, sind nicht nur die
Umsetzung der artenschutzrechtlichen, naturschutzfachlichen und ékologischen
MafRnahmen verbindlich, sondern auch ggf. erforderliche MonitoringmafRnahmen in
Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehérde zu treffen; diese werden im Rahmen
eines stadtebaulichen Vertrages verbindlich geregelt.

Der Verweis auf den GOP Hilden (Umweltbiro Essen, 2010) im Umweltbericht stellt flir den
Bereich zwischen Hofstralle und Gleisanlagen ein Zitat und die Faktenlage dar. Der GOP
stuft den Bereich als ,Bereich mit Defiziten in der Freiflachengestaltung® ein. Diese
Einstufung konnte im Rahmen der Umweltpriifung bestatigt werden, sodass sie inhaltlich
Eingang in die planerische Abwagung des Bebauungsplans erhalten hat.

Zur Bewaltigung der Auswirkungen von Hochwasser und Starkregen ist eine Sicherung von
Uberflutungs- und Versickerungsflachen durch Festsetzungen nicht zwingend erforderlich.
Die Erschlielungsplanung bericksichtigt bereits eine moderne Entwasserungsplanung auf
Grundlage des Wasserhaushaltsgesetzes. So werden die auf den o6ffentlichen
Verkehrsflachen anfallenden Niederschlage ortsnah in einer zentralen Mulde im Westen
des Plangebietes zur Versickerung gebracht. Die auf den Baugrundstiicken anfallenden
Niederschlage sind auf den Baugrundstiicken selbst durch z.B. unterirdische Kastenrigolen
zur Versickerung zu bringen. Die Erschlielungsplanung folgt der vorhandenen
Topographie, sodass mit einer oberflachennahen Rinnenentwasserung die Entwasserung
vollstéandig im sogenannten Freispiegel erfolgen kann. So wird insgesamt ein
flachenoptimierter Ansatz gewabhlt, der u.a. dem Boden-Wasserhaushalt Rechnung tragt.
Die vorliegende Erschlielungsplanung wird Gegenstand eines
Unternehmererschliefungsvertrages und entfaltet hieriiber verbindlichen Charakter. Im
Rahmen der ErschlieBungsplanung und des stadtebaulichen Konzeptes wurden die
Erkenntnisse der Starkregengefahrenkarte bereits hinreichend antizipiert und in die
planerische Abwagung eingestellt. Die Uberfluteten Bereiche, die in einem extremen
Starkregenfall mit einer 100 jahrlichen Wiederkehrhaufigkeit auftreten, sind im
Bebauungsplan nachrichtlich Gbernommen. Der stadtebauliche Entwurf berlicksichtigt in
der westlichen Mehrfamilienhausbebauung bereits ein erdgeschossiges Parkgeschoss.
Zudem sind im Bebauungsplan Hinweise zur architektonischen Selbsthilfe enthalten. D.h.,
dass bei der spateren, konkreten Hochbauplanung Malinahmen zum Objektschutz gepriift
und umgesetzt werden mussen. Eine dartber hinaus gehende Beeinflussung durch
Starkregen wird in dem vorliegenden Einzelfall nicht erkannt. Insgesamt ist zu
berlcksichtigen, dass die ,Regel-Entwasserung” und die Starkregenvorsorge grundsatzlich
unabhangig voneinander behandelt wird. So bertcksichtigen Starkregengefahrenkarten die
Versickerungseignung von Béden gar nicht. Es wird i.d.R. ein rechnerisches Extrem-
Szenario auf Grundlage der 6rtlichen Regenspenden mit einer Wiederkehrhaufigkeit von
100 Jahren mit der Topographie der Uberflugdaten des Landes im MaRstab 1:50.000
ermittelt und so die Uberdrtlichen Oberflachenabflussverhaltnisse ohne jegliches,
detailliertes Retentionsvermogen festgestellt. Aus der Methodik der
Starkregengefahrenkarten wird bereits ersichtlich, dass es sich um ein Worst-
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CaseSzenario handelt. Die gewahlten Versiegelungswerte mit einer GRZ von 0,4 und einer
zuldssigen Uberschreitung auf bis zu 0,6 entsprechen den Orientierungswerten des § 17
BauNVO fir allgemeine Wohngebiete und den allgemeinen Bestimmungen nach § 19 Abs.
4 BauNVO. Die Werte des Gesetzgebers werden als fir das Plangebiet angemessen
erachtet. Die Festsetzungen bleiben somit unterhalb der gesetzlich moglichen
Kappungsgrenze nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO mit einer maximalen Versiegelungsrate
von 0,8.

Die Aussage des Umweltberichts zur biologischen Vielfalt, dass diese nicht erheblich
negativ beeinfluss ist, stellt ein zusammenfassendes Fazit gemal den Vorgaben des
Baugesetzbuches dar. Die Erlauterungen, die zu dieser Bewertung flhren, sind im
Umweltbericht in den jeweiligen Kapiteln ausfihrlich behandelt. Der Ausgleich tber
Okokonten ist durch den Gesetzgeber ausdriicklich vorgesehen und daher grundsétzlich
nicht zu beanstanden. Vor der planerischen Entscheidung, das erforderliche Defizit Gber
das Okokonto auszugleichen, wurden bereits Vermeidungs- und Minderungsmafnahmen
sowie auch alternative Planungen geprift. Im Rahmen des Landschaftspflegerischen
Fachbeitrags wurde der Planungszustand zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses als
.Bestand” zugrunde gelegt. Zulassige Pflege- oder Rodungsmafnahmen, die sich im
Rahmen der glltigen Baumschutzsatzung bewegen, die vor oder nach diesem Zeitpunkt
erfolgt sind, kdbnnen im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag nicht bertcksichtigt werden.
Das Verfahren zur Ermittlung des naturschutzfachlichen Kompensationsbedarfs entspricht
den Regularien des BauGB bzw. BNatSchG und den Vorgaben des LANUK.

Die geplante Bebauung entspricht den Orientierungswerten des § 17 BauNVO fur
allgemeine und reine Wohngebiete und erfolgt auf Grundlage stadtebaulicher Aspekte. Die
Planung orientiert sich insgesamt an das stadtebauliche Umfeld. Aus stadtebaulicher Sicht
entspricht die Umsetzung von Wohngeb&uden der Nutzung des Umfelds. Eine
Beeinflussung von ,Lebens- und Wohngefiuhl* kann daher nicht erkannt werden. Im
Rahmen der ErschlieBungsplanung und der stddtebaulichen Konzeption wurde bereits auf
einen sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden geachtet. Das
stadtebauliche Konzept stellt bereits unter Berticksichtigung aller Belange eine
flachenoptimierte Planung dar. Die Aspekte wurden zudem im Umweltbericht hinsichtlich
der Belange ,Orts- und Landschaftsbild“ in die Abwagung eingestellt.

Das zitierte ,3M-Verfahren“ und die zitierte Abbildung sind aus dem Seveso-Gutachten.
Darin werden die Ausbreitungen von u.a. fliichtigen Gefahrenstoffen im sogenannten
yotorfall“ untersucht. Die Abbildung stellt eine Art ,Ausbreitungsbereich® dar; ein Bezug
dieser Belange zu klimatologischen Auswirkungen des Bebauungsplanes ist fachlich und
methodisch nicht belastbar. Der Umweltbericht negiert nicht, dass die Hauptwindrichtung
West-Ost ist. Die Hauptwindrichtung ist fur die Kaltluftstromungen nicht mafigeblich. Hier
spielen physikalische GesetzmaRigkeiten eine wichtigere Rolle. Aufgrund von
unterschiedlich warmen Schichten folgt die Kaltluft bzw. die kaltere Bodenluft den
topographischen Verhaltnissen. Die Einordnung des Umweltberichts zu den Auswirkungen
der Planung auf die Windregime, auf die Kaltluftentstehung bzw. Kaltluftstromung und auf
das Stadtklima ist daher korrekt.

An der Planung wird weiter festgehalten. Frihere Versionen des FNP sind als obsolet zu
betrachten. So sah der damalige FNP z.B. eine bahnbegleitende Gewerbeentwicklung und
die vollstandige Uberplanung aller Flachen zwischen Hofstrale und Gleisanlagen vor. Von
dieser Entwicklung hat sich die Stadt Hilden bewusst unter Bertcksichtigung von
Umweltaspekten distanziert. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden bereits
diverse Entwicklungsmdglichkeiten fir das Plangebiet geprift und der Politik zur Beratung
vorgelegt. Dabei wurde auch eine reine Wohnbauentwicklung nach § 34 BauGB, also eine
stralRenbegleitende Bebauung gepruft. Unter Berucksichtigung aller vorliegenden Belange
ist zu konstatieren, dass die vorliegende Planung bereits einen guten Kompromiss darstellt.
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2.20

Die Umsetzung des genannten Beispiels Bebauungsplans Nr. 138, 2. Anderung im Bereich
Krabbenburg ist nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplans 139A.

Schreiben der NABU vom 03.06.2026

Der NABU Kreisverband Mettmann e.V. begri3t ausdriicklich das Ziel, dringend bendétigten
und teilweise oOffentlich geférderten Wohnraum zu schaffen, und erkennt an, dass das
Verfahren mit Umweltbericht, Landschaftspflegerischem Fachbeitrag und einer
aktualisierten Artenschutzprufung fachlich grundsatzlich solide aufgestellt ist.

Eingriffs-Ausgleichsbilanz und Streuobstwiese

Schwerpunkt der Einwendungen ist die vorgesehene Kompensation tber das stadtische
Okokonto ,Obstwiese HofstraRe*. Es wird darauf hingewiesen, dass die Flache
ursprunglich durch birgerschaftliches Engagement, Spenden und ehrenamtliche Pflege als
Streuobstwiese entwickelt wurde und nicht ausdrucklich als Ausgleichsmalinahme fir ein
Bauvorhaben vorgesehen war.

Zum Eingriffsausgleich wird auf das verbleibende externe Kompensationsdefizit von 10.211
Wertpunkten hingewiesen, das vollstéandig tiber das Okokonto ausgeglichen werden soll.
Es wird angeregt, zunachst Mdglichkeiten zur Vermeidung und Minderung des Eingriffs
auszuschopfen, insbesondere durch eine Verringerung der Versiegelung und eine
Erhéhung unversiegelter, durchwurzelbarer Flachen.

Hinsichtlich der Nutzung der ,Obstwiese HofstraRe* als OkokontomaRnahme werden
fehlende Nachweise zu den Bewertungsgrundlagen bemangelt. Es wird die Offenlegung
der Dokumentation zur Entwicklung der Flache, zu den zugrunde gelegten Biotoptypen,
den MaRnahmen und der Herleitung der Okopunkte gefordert. Zudem wird hinterfragt, ob
die Voraussetzungen fur die alleinige Tragerschaft der Stadt erfillt sind, da Finanzierung,
Umsetzung und Pflege der MaRnahme Uberwiegend durch die Privatwirtschaft,
Burgerinnen und Burger sowie den NABU erfolgt sind.

Es wird um Priifung gebeten, ob die Anforderungen der Okokonto-Verordnung NRW
hinsichtlich Anerkennung, Zusatzlichkeit, Finanzierung und dauerhafter Sicherung erfullt
sind. Dabei wird insbesondere darauf hingewiesen, dass der Kompensationszweck
rechtlich eindeutig an die Flache gebunden sein muss und die langfristige Pflege der
MaRnahme gesichert werden muss. Zudem wird die Vereinbarkeit der Nutzung der
Okopunkte mit dem Verursacher- und Kostentragungsprinzip der Eingriffsregelung
thematisiert.

Artenschutz (§ 44 BNatSchG)

Im Bereich Artenschutz werden die vorgesehenen Vermeidungs- und
Ausgleichsmalinahmen grundsatzlich unterstiitzt. Es wird jedoch angeregt, bislang nur als
Hinweis enthaltene MalRnahmen wie eine insektenfreundliche Beleuchtung,
Vogelschlagschutz, 6kologische Baubegleitung sowie die dauerhafte Sicherung von
Ersatzquartieren verbindlich festzulegen.

Boden und Versiegelung

Es wird angeregt, den Mutterbodenschutz, die getrennte Lagerung von Ober- und
Unterboden sowie die Lockerung verdichteter Flachen verbindlich tber Festsetzungen oder
den stadtebaulichen Vertrag abzusichern. Zudem wird vorgeschlagen, wasserdurchlassige
Belage auf weitere Stellplatze, Zufahrten und Wege auszuweiten und ein
Schottergartenverbot in den Bebauungsplan aufzunehmen.

Klima, Frischluft und Starkregenvorsorge
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Es wird darauf hingewiesen, dass Teilbereiche des Plangebiets eine Bedeutung fir die
Kaltluft- und Frischluftversorgung besitzen und durch die Planung eine Umwandlung vom
Freilandklimatop zum Vorstadtklimatop erfolgt. Die vorgesehenen Mallnahmen wie
Dachbegriinung, Baumpflanzungen und begriinte Vorgarten werden begrift, jedoch als
ausbaufahig bewertet.

Es wird angeregt, die Dachbegriinung auf Hauptbaukdrper auszuweiten und mit
Photovoltaik zu kombinieren. Zudem wird auf die klimatisch glinstige Ausrichtung der
Baukdrper entlang der Kaltluftstromung sowie eine moglichst geringe Versiegelung
hingewiesen.

Fir die Starkregenvorsorge wird angeregt, Anforderungen an Rickhaltung und schadlose
Ableitung bereits im Bebauungsplan zu berlcksichtigen und die Dimensionierung der
Regenrickhaltung an aktuelle Bemessungsregen mit Klimazuschlag anzupassen.

Larmschutz und gesunde Wohnverhéltnisse

Zum Larmschutz wird auf die erhebliche Vorbelastung des Plangebiets durch Bahn- und
StraBenverkehr hingewiesen. Es werden Uberschreitungen der schalltechnischen
Orientierungswerte und Auswirkungen auf gesunde Wohnverhaltnisse festgestellt. Die
Hinweise des Kreisgesundheitsamtes zur Standortbewertung, zu aktivem Larmschutz, zur
Gebaudestellung und zur Reduzierung der westlichen Bebauung werden als
abwagungsrelevante Belange hervorgehoben. Es wird angeregt, insbesondere aktive
Larmschutzmalnahmen, den Schutz der Aufdenwohnbereiche sowie die Sicherstellung der
vorgesehenen LarmschutzmafRnahmen in der weiteren Planung zu prufen. Es wird ein
Urteil des BVerwG zitiert, wonach der beklagte Bebauungsplan ein Ermittlungsdefizit
aufgewiesen hat. Es wird auf eine Schnittstelle hingewiesen, wonach eine geringere,
strallenbegleitende Bebauung auch geringere Auswirkungen auf den Natur-, Klima- und
Bodenschutz aufweist.

Anregungen und Forderungen

AbschlieRend wird gefordert, die Grundlagen der Okokontoverwendung vollstandig
offenzulegen, die rechtliche Sicherung der Kompensationsmaflinahme nachzuweisen und
die Belange von Natur-, Boden-, Klima- und Gesundheitsschutz umfassend in die
Abwagung einzustellen.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Zu .Eingriffs-Ausgleichsbilanz und Streuobstwiese*:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Genau das beschriebene, gestufte Verfahren zur Vermeidung und Minderung von
KompensationsmafRhahmen wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens
bertcksichtigt. Dabei wurde u.a. eine geringe Bebauung, also der Verzicht von Eingriffen
gepruft und den politischen Gremien zur Beratung vorgelegt. Im Ergebnis widersprechen
die Alternativen den Zielen des Bebauungsplanes zur Schaffung von dringend bendtigtem
Wohnraum und zur Umsetzung von nahezu 100% von 6ffentlich geférdertem Wohnraum.
Auch wurden bereits Minderungsmalnahmen geprift und dem Bebauungsplan zugrunde
gelegt. So sind insbesondere Festsetzungen zur maximal zuldssigen Versiegelungsrate
und zur Durchgriinung des Quartiers zu benennen. Nicht zuletzt stellt der stadtebauliche
Entwurf und die Erschlielungsplanung bereits eine flachenoptimierte Planung unter
Bertcksichtigung der Orientierungswerte des § 17 BauNVO dar. Dem Gebot gemal § 1a
Abs. 1 BauGB zum schonenden und sparsamen Umgang mit Grund und Boden wurde
bereits Rechnung getragen. Der Bebauungsplan ist bereits nach § 1 Abs. 5 BauGB
teilweise als MalRnahme der Innenentwicklung einzustufen, da unabhangig vom Verfahren
nach § 13a BauGB bereits erschlossene und mindergenutzte Flachen der
Wiedernutzbarmachung zugefiihrt werden. Mit der Planung wird ein sogenannter ,interner*
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Kompensationsfaktor von knapp 58% erzielt. Auf Grundlage der Bestimmungen des BauGB
und BNatSchG wird das verbleibende Defizit ortsnah an anderer Stelle ausgeglichen. Dabei
wird das vom BNatSchG bzw. BauGB vorgesehene Instrument des Okokontos
herangezogen.

Die Erstellung und Pflege der Streuobstwiese durch burgerliches und ehrenamtliches
Engagement wird von der Stadt Hilden gewdurdigt. Die neue Streuobstwiese zwischen der
Eisenbahntrasse und der Hofstralle ist ein gemeinsamer Erfolg von Rat, Stadtverwaltung,
der Ortsgruppe des NABU sowie dem Landwirtschaftsbetrieb. Mit gemeinsamer
Anstrengung konnte dort unter grundsatzlichem Erhalt einer landwirtschaftlichen
Nutzbarkeit ein klnftiger Hotspot der Biodiversitat geschaffen werden. Mit den gepflanzten
alten Obstbaumsorten wird in Hilden dieser alten traditionellen Kulturlandschaft wieder ein
Raum gegeben, der zudem sehr siedlungsnah gelegen und dadurch von der Offentlichkeit
wahrnehmbar ist. Der Umsetzung ging eine Anderung des FNP voraus, wodurch von der
zuvor dargestellten Gewerbeflache Abstand genommen und die Streuobstwiese
planungsrechtlich vorbereitet wurde. Weitere Voraussetzung fir die Umsetzung der
Streuobstwiese war und ist, dass die Stadt Hilden auf die bisherige intensive
landwirtschaftliche Nutzung und die damit verbundenen Pachteinnahmen verzichtet.

Auf Ebene des Bebauungsplanes ist festzuhalten, dass die Umstande zum Okokonto nicht
unmittelbar Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens ist. Die Streuobstwiese wurde
gemal den gesetzlichen Vorgaben bei der Unteren Naturschutzbehdrde als
Okokontoantrag nach § 16 Abs. 1 BNatSchG beantragt und von dieser genehmigt. Mit der
Anerkennung der Flache in das stadtische Okokonto ist auch die langfristige Sicherung der
Mafinahme formal gewahrleistet; zumal sich die Flache im Eigentum der Stadt befindet. Die
Einsichtnahme in die Vorgange des Genehmigungsverfahrens sind nicht Gegenstand des
vorliegenden Bebauungsplanes. Gleichwohl kénnen die entsprechenden Antragsunterlagen
im Planungs- und Vermessungsamt eingesehen werden. Gleichwohl wurden die
Unterlagen unabhangig vom Aufstellungsverfahren inzwischen der Ortsgruppe des NABU
Ubersendet.

Fir die Einbuchung von vorgezogenen Mafnahmen in ein Okokonto sind zivilrechtliche
Pacht- oder Mietverhaltnisse nicht malRgeblich. Ungeachtet des urspriinglichen Grundes
zur Umsetzung der Streuobstwiese bleibt der 6kologische Wert und die identitatsstiftende
Wirkung weiterhin erhalten. Gerade das Instrument ,Okokonto® sieht entgegen des
Zusatzlichkeitsprinzips ausdrucklich vor, bereits geschaffene Aufwertungen oder andere
bereits umgesetzte Mallnahmen einzubeziehen.

Die Kostentragung der Vorhabentragerin zur Umsetzung des Bebauungsplanes gemaf

§ 135a ff. BauGB wird durch einen stadtebaulichen Vertrag sowie im weiteren
Umsetzungsprozess durch einen UnternehmererschlieBungsvertrag verbindlich geregelt
und nach den Anforderungen des Gleichbehandlungsgrundsatzes erhoben, jedoch nicht flr
die ,Abbuchung“ aus dem Okokonto.

Zu .Artenschutz®:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Minderungs- und Vermeidungsmafnahmen, die als Hinweise Eingang in den
Bebauungsplan erhalten haben, entfalten auch ohne explizite Festsetzung verbindlichen
Charakter, insbesondere Uber den stadtebaulichen Vertrag bzw. als Auflagen im Rahmen
von spateren Baugenehmigungsverfahren. Auch die Sicherung (z.B. Uber ein Monitoring)
kann Uber diese Instrumente verbindlich gesteuert werden. Fir die tatsachliche Umsetzung
der in der Artenschutzpriifung als Empfehlung eingestuften Vermeidungs- und
MinderungsmalRnahmen kommt es auf die tatsachliche, hochbauliche Planung an. Etwaige
MaRnahmen stehen daher unter dem Vorbehalt des Erfordernisses.
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Bereits im zeitlichen Rahmen des Bebauungsplanverfahrens vermeintlich getatigte Zugriffe
sind nicht unmittelbar Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Artenschutzpriifung
erfolgte nach den Vorgaben des LANUK und entsprechend der einschldgigen Gesetze. Um
die vorhandenen Habitate insbesondere aufgrund des erweiterten Geltungsbereichs
plausibilisieren zu kénnen, erfolgte im Juli 2026 eine erneute Begehung, auf dessen
Grundlage die Artenschutzprifung nochmals aktualisiert wurde. Die Erkenntnisse der
ersten Aktualisierung konnten bestatigt werden. Lediglich zu den Grundstlcksteilen der
HofstralRe 144 wurden die bisherigen MaRnahmen zum Ersatz des Gartenteichs durch eine
eigenstandige Artenschutzprifung und ékologische Baubegleitung ersetzt.

Zu .Boden und Versiegelung*:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Das Schottergartenverbot, der Schutz des Mutterbodens und die separate Lagerung von
unterschiedlichen Bdden sind bereits durch die Landesbauordnung, Gber § 202 BauGB
bzw. Uber diverse DIN-Vorschriften als Stand der Technik verbindlich einzuhalten. Die
entsprechenden Hinweise im Bebauungsplan haben daher lediglich klarstellenden bzw.
erinnernden Charakter; eine eigenstandige Regelungswirkung kommt ihnen nicht
unmittelbar zu. Vor diesem Hintergrund ist eine zusatzliche planungsrechtliche Festsetzung
weder erforderlich noch geboten. Im Sinne der planerischen Zurlickhaltung soll von
Festsetzungen abgesehen werden, soweit die betreffende Materie bereits durch
hoherrangiges oder unmittelbar geltendes Recht abschlieend bzw. hinreichend geregelt
ist. Die Hinweise zum Schutz des Oberbodens im Bebauungsplan werden zudem im
UnternehmererschlieRungsvertrag verbindlich geregelt.

Wasserdurchlassige Bodenbelage fir 6ffentliche Verkehrsanlagen sind nicht praktikabel
und nicht mit den einschlagigen, verkehrsrechtlichen Regelwerken vereinbar. Von einer
Ausweitung der Verwendung von wasser- und luftdurchlassigen Materialien auf die
offentlichen Flachenbefestigungen wird daher Abstand gehalten.

Zu Klima, Frischluft und Starkregenvorsorge*:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die PV-Pflicht ist bereits Uiber die Landesbauordnung verbindlich geregelt. Wie bereits zu
,Boden und Versiegelung“ dargelegt, bedarf es daher keiner zusatzlichen Festsetzung im
Bebauungsplan.

Eine Festsetzung von Dachbegrinung fir die Hauptbaukdrper wird aus folgenden Griinden
nicht verfolgt: Die Planung sieht fur die geplanten Einfamilienhduser und fur die
Mehrfamilienhduser Satteldacher mit bis zu 45° Dachneigung bzw. Pultdacher mit bis zu
25° Dachneigung vor. Anders als bei Flachdachern aus Stahlbeton kommen bei Sattel- und
Pultdachern traditionell nachwachsende Rohstoffe oder hybride Bauprodukte in
Leichtbauweise zum Einsatz. Bereits damit wird insgesamt dem 6kologisch-klimatischen
Aspekt auf Ebene des Bebauungsplanes Rechnung getragen. Auch wenn fir geneigte
Dacher bzw. Steildacher eine Begriinung bautechnisch madglich ist, sind damit zusatzliche
statische und folglich wirtschaftliche Aspekte zu beriicksichtigen. Dies widerspricht den
Zielen des Bebauungsplanes zur Schaffung von dringend benétigtem Wohnraum und zur
Realisierung von nahezu 100% o6ffentlich geférderter Wohneinheiten unter
Berucksichtigung kostensparenden Bauens gemaf § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB.

Die Ausrichtung der Gebaude erfolgt insbesondere auf Grundlage der schalltechnischen
Untersuchung. Die Auswirkungen der Gebaudestellungen in Kombination mit der maximal
zulassigen Hohe der Gebaude auf die Kaltluftstrome und o6rtlichen Windregime wurden im
Rahmen des Umweltberichts geprift und als nicht wesentlich bzw. gering eingestuft.

Zur Bewaltigung der Auswirkungen von Hochwasser und Starkregen ist eine Sicherung von
Uberflutungs- und Versickerungsflachen durch Festsetzungen nicht zwingend erforderlich.
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Die ErschlieBungsplanung beriicksichtigt bereits eine moderne Entwasserungsplanung auf
Grundlage des Wasserhaushaltsgesetzes. So werden die auf den &ffentlichen
Verkehrsflachen anfallenden Niederschlage ortsnah in einer zentralen Mulde im Westen
des Plangebietes zur Versickerung gebracht. Die auf den Baugrundstiicken anfallenden
Niederschlage sind auf den Baugrundstlicken selbst durch unterirdische Kastenrigolen zur
Versickerung zu bringen. Die ErschlieRungsplanung folgt der vorhandenen Topographie,
sodass mit einer oberflachennahen Rinnenentwasserung die Entwasserung vollstandig im
sogenannten Freispiegel erfolgen kann. So wird insgesamt ein flachenoptimierter Ansatz
gewahlt, der u.a. dem Boden-Wasserhaushalt Rechnung tragt. Die vorliegende
ErschlieBungsplanung ist Gegenstand eines stadtebaulichen Vertrages und entfaltet bereits
hierGber verbindlichen Charakter. Im Rahmen der Erschliefungsplanung und des
stadtebaulichen Konzeptes wurden die Erkenntnisse der Starkregengefahrenkarte bereits
hinreichend antizipiert und in die planerische Abwagung eingestellt. Die Uberfluteten
Bereiche, die in einem extremen Starkregenfall mit einer 100 jahrlichen
Wiederkehrhaufigkeit auftreten, sind im Bebauungsplan nachrichtlich Gbernommen. Der
stadtebauliche Entwurf beriicksichtigt in der westlichen Mehrfamilienhausbebauung bereits
ein erdgeschossiges Parkgeschoss. Zudem sind im Bebauungsplan Hinweise zur
architektonischen Selbsthilfe enthalten. D.h., dass bei der spateren, konkreten
Hochbauplanung MaRnahmen zum Objektschutz geprift und umgesetzt werden missen.
Eine dariber hinaus gehende Beeinflussung durch Starkregen wird in dem vorliegenden
Einzelfall nicht erkannt. Insgesamt ist zu beriicksichtigen, dass die ,Regel-Entwasserung*
und die Starkregenvorsorge grundsatzlich unabhangig voneinander behandelt wird. So
berlcksichtigen Starkregengefahrenkarten die Versickerungseignung von Bdden gar nicht.
Es wird i.d.R. ein rechnerisches Extrem-Szenario auf Grundlage der &rtlichen
Regenspenden mit einer Wiederkehrhaufigkeit von 100 Jahren mit der Topographie der
Uberflugdaten des Landes im MaRstab 1:50.000 ermittelt und so die tberdrtlichen
Oberflachenabflussverhaltnisse ohne jegliches, detailliertes Retentionsvermégen
festgestellt. Aus der Methodik der Starkregengefahrenkarten wird bereits ersichtlich, dass
es sich um ein Worst-Case-Szenario handelt. Die gewahlten Versiegelungswerte mit einer
GRZ von 0,4 und einer zulassigen Uberschreitung von bis zu 0,6 entsprechen den
Orientierungswerten des § 17 BauNVO fir allgemeine Wohngebiete und den allgemeinen
Bestimmungen nach § 19 Abs. 4 BauNVO. Die Werte des Gesetzgebers werden als fiir das
Plangebiet angemessen erachtet. Die Festsetzungen bleiben somit unterhalb der gesetzlich
moglichen Kappungsgrenze nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO mit einer maximalen
Versiegelungsrate von 0,8.

Zu Larmschutz und gesunde Wohnverhaltnisse®:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Gerade aufgrund der sehr hohen Larmvorbelastung wurde das Thema Schallschutz bereits
auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens geprift. Die DIN 18005 und die stéandige
Rechtsprechung erkennen an, dass in innerstadtischen bzw. integrierten Lagen eine
Einhaltung der Orientierungswerte oft nicht gegeben ist. Die Erreichung bzw.
Uberschreitung der Gesundheitsschwelle erfordern eine besonders griindliche
Auseinandersetzung zur Einhaltung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse. Das Schallgutachten hat in geblihrendem Umfang und rechtlich
belastbar nachgewiesen, dass mit den getroffenen Mallhahmen gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse erreicht werden.

Dabei hat das Schallgutachten entsprechend den Anforderungen des BVerwG die
Effektivitat von aktiven SchallschutzmaRnahmen gepruft. Im Ergebnis ist festzustellen, dass
anstelle von aktivem Schallschutz auch mit anderen Ma3nahmen gesunde
Wohnverhaltnisse erzielt werden kénnen. Dabei ist nicht nur der Schallschutz der
Auenbauteile gemaf DIN 4109 verbindlich und ausreichend bestimmt geregelt, sondern
auch der Nachweis zum Schutz von Aulienwohnbereichen (Balkone, Loggien, Terrassen)
im Tagzeitraum gemaR der richterlich bestatigten Methodik hinreichend nachgewiesen
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worden. Auch die Nachtruhe wird bei Schlafrdumen besonders gewlrdigt. Auf eine
Baureihenfolge kann auf Ebene des Bebauungsplanes weiterhin verzichtet werden, da die
passiven SchallschutzmalRnahmen in sogenannter ,freier Schallausbreitung® — also
ganzlich ohne abschirmende Riegelbebauung ermittelt und festgesetzt worden sind, d.h.
der Bebauungsplan geht zur sicheren Seite von erhéhten Schallanforderungen aus.

Richtig ist, dass eine strallenbegleitende Bebauung hinsichtlich der Larmeinwirkungen der
Schiene aufgrund der grélkeren Abstande nicht in dem Malle ausgesetzt ist, wie die
geplante Riegelbebauung. Zu beachten ist jedoch, dass gerade eine ausschliel3liche
strallenbegleitende Bebauung tUberwiegend dem StralRenverkehrslarm der Hofstralle
ausgesetzt ist. Die Konflikte mit den Larmimmissionen bleiben auch bei dieser Alternative
bestehen. Der geplante Gebauderiegel im Westen ermdoglicht es, den
Schienenverkehrslarm so abzuschirmen, dass die dstlichen Plangebietsteile geringeren
Larmpegeln ausgesetzt sind und geringere Anforderungen an die Aufienbauteile gestellt
werden koénnen. Der Gebauderiegel selbst wird Uiber passive Schallschutzmalinahmen und
eine schalloptimierte Grundrissanordnung vor dem Schalleintrag der Schiene geschitzt. So
ist die innere ErschlieBung Gber Laubengange vorgesehen, die schutzwirdigen
Wohnnutzungen (u.a. Schlafraume) sowie Aulenwohnbereiche sind vorzugsweise an der
schallabgewandten Gebaudefassade anzuordnen. Zudem sind die Schlafzimmer mit
schallgedammten Luftungseinrichtungen sowie die Aullenwohnbereiche z.B. in Form von
Loggien oder mit Prallscheiben auszustatten. Die vorliegende Planung berlcksichtigt somit
einen hinreichenden Schallschutz, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu
ermdglichen. Gleichzeitig werden die Ziele des Bebauungsplanes zur Schaffung dringend
bendtigten Wohnraums und zur Realisierung von nahezu 100% o6ffentlich geférderter
Wohneinheiten unter Beriicksichtigung kostensparenden Bauens erreicht. Im Ubrigen wird
auf die Stellungnahme der Verwaltung zur Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB verwiesen.

Im Ubrigen bestand das Ermittlungsdefizit des im zitierten Urteil beanstandeten
Bebauungsplanes formell darin, dass das zugehdrige Schallgutachten erst gar keine
aktiven Schallschutzmalinahmen geprift hat. Dies ist im vorliegenden Bebauungsplan Nr.
139A nicht der Fall. Ein Ermittlungsdefizit liegt nicht vor, es wurden aktive
Schallschutzmaflnahmen gutachterlich geprift und die Erkenntnisse sind in die planerische
Abwagung eingeflossen.

Die larmoptimierte Grundrissgestaltung erfillt nicht die Anforderungen des § 9 Abs. 1

Nr. 24 BauGB, da es sich nicht um eine bautechnische MaRnahme handelt. Dennoch
entfaltet der Hinweis im Bebauungsplan verbindlichen Charakter, da mit der
larmoptimierten Grundrissgestaltung i.d.R. geringere Anforderungen an die Aul3enbauteile
gestellt werden kénnen und somit kostensparendes Bauen begunstigt wird. Insgesamt sind
die Anforderungen auch Uber die DIN 4109 hinreichend geregelt, wonach die
Mindestanforderungen an Auflenbauteile mit Bau-Schalldammmafen und die Zielpegel im
Gebaudeinneren nutzungsabhangig definiert werden.

Zu .Anregungen und Forderungen®:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die genannten Anregungen sind, wie bereits dargestellt, nicht Gegenstand des
vorliegenden Bebauungsplanverfahrens (Offenlegung Okokontoverwendung, Sicherung
von Kompensationsmalinahmen) bzw. wurden bereits in der Abwagung gepruft oder
gewdrdigt. Die Antragsunterlagen aus dem Genehmigungsverfahrens zum Okokonto
kénnen im Planungs- und Vermessungsamt eingesehen werden.

die Anregungen der Offentlichkeit gemiR §3 Abs. 2 BauGB im Rahmen der

offentlichen Auslegung vom 29.04.2026 bis einschlieBlich zum 03.06.2026 wie folgt
zu behandeln:
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3.1

Schreiben von Biirgerin Nr. 1 vom 10.05.2026

Es werden Bedenken hinsichtlich der bestehenden und kiinftig zu erwartenden
Verkehrsbelastung auf der HofstralRe und den angrenzenden Straf’en vorgebracht. Es wird
auf ein bereits hohes Verkehrsaufkommen, eingeschrankte Strallenbreiten, Parkdruck,
mdgliche Beeintrachtigungen der Verkehrssicherheit fur Fulliganger und Radfahrer sowie
Behinderungen des Rettungs-, Liefer- und Anliegerverkehrs hingewiesen. Angeregt wird die
Erstellung eines Verkehrskonzepts mit einer Verkehrsuntersuchung, der Bewertung der
Leistungsfahigkeit des Strallennetzes, Aussagen zur Verkehrssicherheit, zur
Parkplatzsituation, zu den Auswirkungen auf Anwohner sowie Malihahmen zur
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur. Zudem wird auf die Bertcksichtigung der
Verkehrsbelange nach § 1 Abs. 6 BauGB hingewiesen.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Zu Verkehrsauswirkungen®:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Gemal der ErschlielRungsplanung geht mit Umsetzung des Bebauungsplanes aufgrund der
einzuhaltenden Sichtdreiecke sowie der Schleppkurven fiir Mull- und Rettungsfahrzeuge
ein Wegfall von bestehenden, dffentlichen Parkplatzen auf der HofstralRe einher. Allerdings
ist zu bertcksichtigen, dass die heute vorhandene Grundstlickszufahrt bereits mit einem
absoluten Halteverbot belegt ist. Die Anzahl von wegfallenden Parkplatzen beschrankt sich
auf ca. vier bis funf. Innerhalb des Plangebietes werden dafiir drei neue offentliche
Besucherparkplatze geschaffen.

Insgesamt ist zu berlcksichtigen, dass der 6ffentliche Parkraum flir Besucher vorzuhalten
ist. Die bauordnungsrechtlich notwendigen, privaten Stellplatze sind auf den jeweiligen
Baugrundstliicken nachzuweisen. Ein Exklusivrecht fir Anwohner, den &ffentlichen
Parkraum nutzen zu durfen, besteht dagegen nicht.

Die HofstralRe stellt eine gewachsene Gemeindestralte dar, die verschiedene
Verkehrsarten abwickeln muss (u.a. Beidrichtungsverkehr, Buslinienverkehr, Radverkehr).
Die an die Hofstral3e angeschlossenen Grundstiicke haben Bestandsschutz; diese
verfligen nicht (mehr) Gber die aus heutiger Sicht notwendige Anzahl an
bauordnungsrechtlich erforderlichen, privaten Stellplatzen. Damit wird klar, dass ein
Grolteil der 6ffentlichen Besucher-Parkplatze bereits durch das Parken von Anwohnern
belegt ist und dadurch ein hoher Parkdruck auf der Hofstral’e herrscht. Fur die
bestehenden Grundstiickszufahrten ergeben sich dadurch teils untbersichtliche
Situationen.

Fir den Bebauungsplan ist festzuhalten, dass die gegenstandliche Planung nicht originar
fur die bestehende Verkehrssituation an der HofstralRe ursachlich ist und diese Situation
auch nicht singuldr durch den Bebauungsplan behoben werden kann. Mit der vorliegenden
Planung werden jedoch MalRnahmen unternommen bzw. vorbereitet, die eine weitere
Verscharfung der Bestandssituation durch das konzipierte Bauprojekt an der Hofstrale
vermeiden und abmildern. So werden z.B. ausreichende private Pkw- und Fahrrad-
Stellplatze gemal der aktuellen Stellplatzsatzung der Stadt Hilden bertcksichtigt, sowie in
untergeordnetem Rahmen auch weitere 6ffentliche Besucher-Parkplatze innerhalb des
Quartiers angeboten.

Ferner ist zu berlcksichtigen, dass ein erheblicher Teil der geplanten Gebaude fir
offentlich geférderten Wohnraum vorgesehen ist. Es ist allgemein bekannt und in der
Fachliteratur belegt, dass der Pkw-Besatz in dieser Wohnform insgesamt geringer ausfallt
als in klassischen Einfamilienhausgebieten. Die Stellplatzsatzung der Stadt Hilden, die flr
sozial geférderte Mietwohnungen einen geringeren Stellplatzbedarf identifiziert und
festgelegt hat, stutzt diese Festlegung nicht auf Grundlage von Annahmen, sondern
aufgrund der Expertisen aus der Fachwelt. Gleichermalden stellt sich fir die Stadt Hilden
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3.2

nicht die Frage, wie der bisherige gesamtstadtische Pkw-Bedarf fortgefiihrt und intensiviert,
sondern wie die Mobilitdtswende hin zum Modalsplit und alternativen Mobilitatsformen
zukunftssicherer gestaltet werden kann. Dazu leistet der vorliegende Bebauungsplan im
Sinne des gesamtstadtischen Mobilitatskonzepts der Stadt Hilden und der kommunalen
Stellplatzsatzung einen Beitrag.

Fur die geplanten Einfamilienhduser richtet sich der Stellplatzbedarf gemaf der
Stellplatzsatzung der Stadt Hilden im Ubrigen anteilig nach der projektierten Brutto-
Geschossflache (BGF). Die Planung berlcksichtigt bereits in Teilen bis zu drei Stellplatze
je Einfamilienhaus.

Hinsichtlich der Plangebietszufahrt wurden im Rahmen der ErschlieBungsplanung
Sichtdreiecke gemal RASt06 geprift, sodass ein gefahrloses Herausfahren aus dem
Quartier erméglicht werden kann; das Sichtdreieck wurde in den Bebauungsplan Uberfihrt.
Im Rahmen der Erschlielungsplanung wurde verstarkt darauf geachtet, dass moglichst
wenige offentliche Parkplatze auf der HofstralRe tangiert werden.

Grundsatzlich ware ein kompletter Umbau der HofstralRe planerisch moglich. Ziel der Stadt
Hilden ist es jedoch insgesamt, der klassifizierten Richrather Strafie keine gleichermalen
leistungsfahige ortliche Vorfahrtstral’e gegentiber zu stellen und auch nicht die
vorhandenen &ffentlichen Parkplatze zurtick zu nehmen, um samtliche in der
Blrgeranhorung aufgeworfenen Problemlagen der Hofstralte zu beheben. Die regionalen
Durchgangsverkehre sollen aufgrund der besseren Leistungsfahigkeit auf der Richrather
Stral3e verbleiben.

Weder die Bestandssituation, noch die mit der Planung einhergehenden geringfligigen
Verkehrserhdhungen geben Anlass dazu, den Bebauungsplan als Ganzes zu hinterfragen.
Mit der Umsetzung der projektierten Wohneinheiten kann — im Vergleich zu den
Bestandsverkehren und unter Berlicksichtigung der aufrecht zu erhaltenden
Gesamtsituation an der Hofstralle — weiterhin die Verkehrssicherheit und die
Leistungsfahigkeit der ortlichen Strale gewahrleistet werden. Das Erfordernis fur eine
Ubergeordnete Verkehrsuntersuchung fur die HofstraRe wird auf Ebene des
Bebauungsplanverfahrens nicht erkannt.

Schreiben von Biirgerin Nr. 2 vom 18.05.2026

Es werden Bedenken hinsichtlich zusatzlicher Verkehrs- und Larmbelastungen sowie
moglicher Beeintrachtigungen des Wohnumfeldes durch die geplante Bebauung
vorgebracht. Es wird auf eine bereits angespannte Verkehrssituation, zusatzlichen
Parkdruck, Auswirkungen auf Belichtung, Luftqualitat, Privatsphare sowie Aufenthalts- und
Wohnqualitat sowie den Erhalt von Grin- und Freiflachen und die Begrenzung der
Flachenversiegelung hingewiesen. Angeregt werden die Prifung der verkehrlichen
Auswirkungen einschlief3lich geeigneter Entlastungsmafinahmen sowie die Prifung
alternativer Planungsvarianten.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Zu Verkehrsauswirkungen®:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Gemal der ErschlieBungsplanung geht mit Umsetzung des Bebauungsplanes aufgrund der
einzuhaltenden Sichtdreiecke sowie der Schleppkurven fir Mull- und Rettungsfahrzeuge
ein Wegfall von bestehenden, offentlichen Parkplatzen auf der HofstralRe einher. Allerdings
ist zu berucksichtigen, dass die heute vorhandene Grundstlickszufahrt bereits mit einem
absoluten Halteverbot belegt ist. Die Anzahl von wegfallenden Parkplatzen beschrankt sich
auf ca. vier bis funf. Innerhalb des Plangebietes werden dafiir drei neue offentliche
Besucherparkplatze geschaffen.

Insgesamt ist zu berlicksichtigen, dass der 6ffentliche Parkraum fir Besucher vorzuhalten
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ist. Die bauordnungsrechtlich notwendigen, privaten Stellplatze sind auf den jeweiligen
Baugrundstliicken nachzuweisen. Ein Exklusivrecht flir Anwohner, den &ffentlichen
Parkraum nutzen zu durfen, besteht dagegen nicht.

Die HofstralRe stellt eine gewachsene Gemeindestralte dar, die verschiedene
Verkehrsarten abwickeln muss (u.a. Beidrichtungsverkehr, Buslinienverkehr, Radverkehr).
Die an die Hofstralle angeschlossenen Grundstiucke haben Bestandsschutz; diese
verfligen nicht (mehr) Gber die heute notwendige Anzahl an bauordnungsrechtlich
erforderlichen, privaten Stellplatzen. Damit wird klar, dass ein Groldteil der &ffentlichen
Besucher-Parkplatze bereits durch das Parken von Anwohnern belegt ist und dadurch ein
hoher Parkdruck auf der Hofstrale herrscht. Fir die bestehenden Grundstiickszufahrten
ergeben sich dadurch unubersichtliche Situationen.

Fir den Bebauungsplan ist festzuhalten, dass die gegenstandliche Planung nicht originar
flr die bestehende Verkehrssituation an der HofstralRe ursachlich ist und diese Situation
auch nicht singular durch den Bebauungsplan behoben werden kann. Mit der vorliegenden
Planung werden jedoch MaRnahmen unternommen bzw. vorbereitet, die eine weitere
Verscharfung der Bestandssituation durch das konzipierte Bauprojekt an der HofstralRe
vermeiden und abmildern. So werden z.B. ausreichende private Pkw- und Fahrrad-
Stellplatze gemal der aktuellen Stellplatzsatzung der Stadt Hilden berlcksichtigt, sowie in
untergeordnetem Rahmen auch weitere 6ffentliche Besucher-Parkplatze innerhalb des
Quartiers angeboten.

Ferner ist zu bertcksichtigen, dass ein erheblicher Teil der geplanten Gebaude fir
offentlich geférderten Wohnraum vorgesehen ist. Es ist allgemein bekannt und in der
Fachliteratur belegt, dass der Pkw-Besatz in dieser Wohnform insgesamt geringer ausfallt
als in klassischen Einfamilienhausgebieten. Die Stellplatzsatzung Hilden, die fur sozial
geforderte Mietwohnungen einen geringeren Stellplatzbedarf identifiziert und festgelegt hat,
stlitzt diese Festlegung nicht auf Grundlage von Annahmen, sondern aufgrund der
Expertisen aus der Fachwelt. Gleichermalen stellt sich fur die Stadt Hilden nicht die Frage,
wie der bisherige gesamtstadtische Pkw-Bedarf fortgeflhrt und intensiviert, sondern wie die
Mobilitatswende hin zum Modalsplit und alternativen Mobilitdtsformen zukunftssicherer
gestaltet werden kann. Dazu leistet der vorliegende Bebauungsplan im Sinne des
gesamtstadtischen Mobilitdtskonzepts der Stadt Hilden und der kommunalen
Stellplatzsatzung einen Beitrag.

Fir die geplanten Einfamilienhduser richtet sich der Stellplatzbedarf gemanr der
Stellplatzsatzung der Stadt Hilden im Ubrigen anteilig nach der projektierten Brutto-
Geschossflache (BGF). Die Planung berlicksichtigt bereits in Teilen bis zu drei Stellplatze
je Einfamilienhaus. Hinsichtlich der Plangebietszufahrt wurden im Rahmen der
ErschlieBungsplanung Sichtdreiecke gemall RASt06 geprift, sodass ein gefahrloses
Herausfahren aus dem Quartier ermdéglicht werden kann; das Sichtdreieck wurde in den
Bebauungsplan Uberfuhrt. Im Rahmen der ErschlieBungsplanung wurde verstarkt darauf
geachtet, dass mdglichst wenige 6ffentliche Parkplatze auf der Hofstralle tangiert werden.

Grundsatzlich ware ein kompletter Umbau der Hofstralde planerisch méglich. Ziel der Stadt
Hilden ist es jedoch insgesamt, der klassifizierten Richrather Stral3e keine gleichermalien
leistungsfahige ortliche Vorfahrtstrale gegeniber zu stellen und auch nicht die
vorhandenen &ffentlichen Parkplatze zurlick zu nehmen, um samtliche in der
Blrgeranhérung aufgeworfenen Problemlagen der Hofstralde zu beheben. Die regionalen
Durchgangsverkehre sollen aufgrund der besseren Leistungsfahigkeit auf der Richrather
StralRe verbleiben.

Weder die Bestandssituation, noch die mit der Planung einhergehenden geringfugigen
Verkehrserhdhungen geben Anlass dazu, den Bebauungsplan als Ganzes zu hinterfragen.
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Mit der Umsetzung der projektierten Wohneinheiten kann — im Vergleich zu den
Bestandsverkehren und unter Berlicksichtigung der aufrecht zu erhaltenden
Gesamtsituation an der Hofstralle — weiterhin die Verkehrssicherheit und die
Leistungsfahigkeit gewahrleistet werden. Das Erfordernis fur eine Gbergeordnete
Verkehrsuntersuchung fir die Hofstral3e wird auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens
nicht erkannt.

Zu .Schallschutz":

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Gemal § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind im Rahmen der Bauleitplanung die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu beriicksichtigen bzw. bei
Bedarf entsprechende Malinahmen zu ergreifen. Im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens wurden daher eine schalltechnische sowie eine
erschitterungstechnische Untersuchung durchgefiihrt und entsprechende MalRnahmen
dem Bebauungsplan zugrunde gelegt.

So wurden im Bebauungsplan auf Grundlage der Ergebnisse des Schallgutachtens
Festsetzungen zur Errichtung der westlichen Planbebauung als stadtebauliche
Schallabschirmung, zum passiven Schallschutz gemaR DIN 4109, zur Nachtruhe sowie zu
AuBenwohnbereichen getroffen. Ferner wurden die Empfehlungen zu larmoptimierten
Grundrissen (architektonische Selbsthilfe) als Hinweise in den Bebauungsplan tberfihrt.
Die dem Bebauungsplan zugrunde liegende stadtebauliche Konzeption sieht daher bereits
eine LaubengangerschlieRung des westlichen Gebauderiegels, schallgeschitzte Loggien
sowie larmoptimierte Grundrisse vor.

Darlber hinaus wurden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens auch die mit der
Bahntrasse einhergehenden Erschutterungsauswirkungen gutachterlich untersucht und die
Ergebnisse der weiteren Planung zugrunde gelegt. So kénnen im gesamten
Geltungsbereich Schwingungs- und Erschiitterungseinwirkungen durch Schienenverkehr
nicht ausgeschlossen werden. Bei der Errichtung von Gebauden ist im Rahmen von
bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren eine detaillierte schwingungstechnische
Untersuchung durch einen anerkannten Sachverstandigen durchzufiihren. Es wird
empfohlen, die Gebdude auch im Hinblick auf sekundaren Luftschall zu entkoppeln.

Das Schallgutachten sowie in Erganzung dazu das Erschitterungsgutachten haben in
geblhrendem Umfang nachgewiesen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse — auch fur die geplanten westlichen Mehrfamilienhduser — mit den
formulierten MaRnahmen gewabhrt sind. Die erforderlichen ImmissionsschutzmalRnahmen
wurden als verbindliche Festsetzungen in den Bebauungsplan Uberfihrt bzw. als Hinweise
aufgenommen. Des Weiteren wurden in einem stadtebaulichen Vertrag entsprechende
Regelungen verbindlich festgelegt.

Die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes einhergehenden Auswirkungen auf die
Luftqualitat wurden im Rahmen der Umweltpriufung erortert. Im Ergebnis ist festzuhalten,
dass prinzipiell mit der Entwicklung von weiteren Wohnnutzungen gegenuber dem heutigen
Bestand héhere Luftschadstoffe einhergehen kénnen, die insbesondere auf Verkehr und
Hausbrand zurtckzufuhren sind. Fir das vorliegende Plangebiet wird konstatiert, dass die
mit der Planung einhergehenden Luftschadstoffe nicht Giber die im urbanen Kontext
Ublichen Auswirkungen hinaus gehen.

Zu Wohnumfeld*:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Gemal § 1 Abs. 7 BauGB werden die 6ffentlichen und privaten Belange gegeneinander
und untereinander abgewogen. Dazu zahlen insbesondere auch das Eigentum der von der
Planung Betroffenen und ihr Interesse, vor planbedingt erhéhten Immissionen oder
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sonstigen nachteiligen Auswirkungen der Planung verschont zu bleiben. In die Abwagung
wurden daher die Auswirkungen eingestellt, die von der Planung ausgehen und zu einer
unmittelbaren (insbesondere gesundheitlichen) Beeintrachtigung von Grundstticken flihren
kénnen. Etwaige fiskalische Anspriiche lassen sich daraus weder grundsatzlich begriinden,
noch sind sie aus der Gesamtschau der vorliegenden Erkenntnisse hinsichtlich der zu
prifenden Schutzguter ableitbar.

Mit Einhaltung der bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflachen nach § 6 BauO
NRW kénnen wesentliche negative Auswirkungen auf die Belichtung, Bellftung und
Besonnung ausgeschlossen werden. Die vorgetragenen Bedenken einer Minderung der
Wohnumfeldqualitat werden zur Kenntnis genommen und in die Abwagung eingestellt.
Allein aus der vorgesehenen Entwicklung weiterer Wohnbebauung lasst sich jedoch keine
stadtebaulich relevante Beeintrachtigung ableiten, die der Planung grundsatzlich
entgegensteht. Das Plangebiet soll der Entwicklung eines Wohnquartiers mit Ein- und
Mehrfamilienhausern dienen und weist damit eine Nutzung auf, die dem Charakter eines
Allgemeinen Wohngebietes entspricht. Allgemeine Wohngebiete dienen geman § 4
BauNVO vorwiegend dem Wohnen. Die Erganzung weiterer Wohnbebauung stellt daher
als solches keine gebietsfremde oder fir ein Allgemeines Wohngebiet atypische Nutzung
dar. Ein schutzwirdiges Interesse der vorhandenen Anwohnerschaft daran, dass
angrenzende oder benachbarte Flachen dauerhaft unbebaut bleiben bzw. die bisherige,
geringe bauliche Dichte unverandert fortbesteht, wird durch den vorliegenden
Bebauungsplan nicht begriindet. Die méglichen, nachteiligen Auswirkungen der Planung
auf das Orts- und Landschaftsbild wurden bereits im Rahmen des Umweltberichts gepruft
und die Erkenntnisse der weiteren Planung zugrunde gelegt. Im Rahmen dessen ist zu
beriicksichtigen, dass das Plangebiet weder formell noch informell fiir die Offentlichkeit z.B.
durch einen Erholungsgehalt zur Verfigung steht.

Auch eine Verkehrswertminderung eines auf3erhalb des Plangebiets gelegenen
Grundstuicks ist nicht Gegenstand der Abwagung (Bundesverwaltungsgericht, Beschluss
vom 09.02.1995, ZfBR 1995, 216 ff.). Mdgliche unmittelbare Auswirkungen der Planung auf
die Nachbarschaft aufderhalb des Plangebiets wurden durch Fachgutachten umfassend
ermittelt und bewertet; die Ergebnisse wurden in der Abwagung bericksichtigt.

Fir das vorliegende Bebauungsplanverfahren ist maf3geblich, dass der Bebauungsplan aus
dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt wurde, in dem die Flachen bereits als
Wohnbauflache dargestellt sind. Die grundlegende stadtebauliche Entscheidung zur
Nutzung der Flache wurde damit bereits im Rahmen der bergeordneten Bauleitplanung
getroffen. Der AuRenbereich der Stadt Hilden soll — in politischer Ubereinstimmung — nicht
fir neue Siedlungsentwicklungen in Anspruch genommen werden. Damit konzentriert sich
die Schaffung von Wohnraum notwendigerweise auf die verbliebenen innerstadtischen
Entwicklungspotenziale.

Das Plangebiet zahlt zu den letzten verfugbaren Flachenreserven zur Umsetzung dringend
bendtigten Wohnraums in Hilden. Es handelt sich Uberwiegend um anthropogen tberformte
Garten- und Ubergangsflachen sowie um Grundstiicke, die bereits an die bestehende
technische Infrastruktur angebunden sind. Hieraus ergibt sich eine nachhaltige und
ressourcenschonende Flachenausnutzung im Sinne der Innenentwicklung, wie sie das
Baugesetzbuch ausdricklich vorsieht.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden gemaf § 1 Abs. 6 BauGB samtliche
berihrten Belange — darunter Klima, Orts- und Landschaftsbild, Boden, Naturhaushalt
sowie soziale und stadtebauliche Aspekte — systematisch gepriift, bewertet und in der
Abwagung berlcksichtigt. Die Umweltprifung hat die méglichen Auswirkungen der Planung
untersucht und erforderliche Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaflinahmen
aufgezeigt, die der weiteren Planung zugrunde gelegt werden.
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Zu Verlust von Griin- und Freiflachen®:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Fir das vorliegende Bebauungsplanverfahren ist maf3geblich, dass der Bebauungsplan aus
dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt wurde, in dem die Flachen bereits als
Wohnbauflache dargestellt sind. Die grundlegende stadtebauliche Entscheidung zur
Nutzung der Flache wurde damit im Rahmen der Ubergeordneten Bauleitplanung getroffen.
Der AuBenbereich der Stadt Hilden soll — in politischer Ubereinstimmung — nicht fiir neue
Siedlungsentwicklungen in Anspruch genommen werden. Damit konzentriert sich die
Schaffung von Wohnraum notwendigerweise auf die verbliebenen innerstadtischen
Entwicklungspotenziale.

Das Plangebiet zahlt zu den letzten verfugbaren Flachenreserven zur Umsetzung dringend
bendtigten Wohnraums in Hilden. Es handelt sich Gberwiegend um anthropogen berformte
Garten- und Ubergangsflachen sowie um Grundstiicke, die bereits an die bestehende
technische Infrastruktur angebunden sind. Hieraus ergibt sich eine nachhaltige und
ressourcenschonende Flachenausnutzung im Sinne der Innenentwicklung, wie sie das
Baugesetzbuch ausdricklich vorsieht.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden gemaf § 1 Abs. 6 BauGB samtliche
berthrten Belange — darunter Klima, Orts- und Landschaftsbild, Boden, Naturhaushalt,
Grin- und Freiflachen sowie soziale und stadtebauliche Aspekte — systematisch gepruft,
bewertet und in der Abwagung berticksichtigt. Die Umweltpriifung hat die mdglichen
Auswirkungen der Planung untersucht und erforderliche Vermeidungs-, Minderungs- und
Ausgleichsmalinahmen aufgezeigt, die der weiteren Planung zugrunde gelegt wurden.

Vielmehr erfolgt die vorliegende Planung im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben, der
stadtebaulichen Entwicklungsstrategie der Stadt Hilden und der Notwendigkeit,
innerstadtischen Wohnraum in verantwortungsvoller Weise zu schaffen.

Zu .Alternativenprifung*:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Fir die Innenentwicklung sind stadtebaulich geeignete Flachen erforderlich, die sich —
anders als vielfach angenommen — nicht beliebig vermehren oder kurzfristig aktivieren
lassen. Viele der méglichen und gepriften Alternativen liegen weder im Entscheidungs-
noch im Verflgungsbereich der Stadt Hilden oder der WGH - Wohnungsbaugesellschaft
Hilden. Eine Vielzahl von Bestandsgebauden oder Gewerbebrachen befindet sich in
Privatbesitz und steht nicht zur Verfligung; andere Flachen verfligen weder Uber geeignete
Zuschnitte noch Uber die stadtebauliche oder baurechtliche Eignung, um einen
Wohnraumbedarf dieser Gro3enordnung zu decken. EinzelmaRnahmen wie kleinteilige
Umnutzungen oder Leerstandsrevitalisierungen leisten wichtige Beitrdge, kdnnen jedoch
kein strukturell relevantes Wohnungsangebot ersetzen, wie es mit dem vorliegenden
Bebauungsplan geschaffen werden soll. Gerade auch vor dem Hintergrund anderer, sich
verzdgernder Planverfahren ist es in Hilden notwendig, weiter an der Aufstellung des
vorliegenden Bebauungsplanes festzuhalten, um die steigenden Wohnraumbedarfe
befriedigen zu kénnen.

Der Bebauungsplan Nr. 139A wird aus dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt,
der die Flache bereits seit langerer Zeit als Wohnbauflache vorsieht. Die stadtebauliche
Grundsatzentscheidung ist damit im Rahmen der Ubergeordneten Bauleitplanung getroffen
worden. Der Aufstellungsbeschluss vom 18.11.2020 erfolgte zunachst als Bebauungsplan
der Innenentwicklung nach § 13a BauGB; im weiteren Verlauf wurde das Verfahren
mehrfach politisch beraten, angepasst und schlie3lich in ein Regelverfahren tGberflhrt.
Ebenso wurden im Laufe des Planungsprozesses Alternativen geprift, die Anzahl der
Wohneinheiten reduziert und unterschiedliche stadtebauliche Varianten diskutiert.
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3.3

Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens ist es Aufgabe der Planung, eine
stadtebaulich vertretbare, rechtssichere und nachhaltige Nutzung fur die betroffene Flache
zu entwickeln. Die Prifung von Alternativen erfolgt dabei innerhalb des planerischen und
rechtlichen Entscheidungsraums, nicht jedoch innerhalb von pauschalen Forderungen, die
andere Projekte oder Fachbereiche betreffen. Die Bebauung von AuRenbereichsflachen
bleibt in Hilden nach wie vor ausgeschlossen; zugleich ist es Aufgabe der Kommune,
dringend bendtigten Wohnraum im Bestand zu entwickeln und geeignete innerstadtische
Flachen verantwortungsvoll zu nutzen.

Schreiben von Biirgerin Nr. 3 vom 28.05.2026 und Erganzung vom 29.05.2026

Es wird angeregt, auf die geplante Verkehrsflache zu verzichten, soweit diese in private
Grundsticksflachen eingreift. Hierzu wird vorgeschlagen, das Baufenster auf dem
Grundstuick Hofstralte 150 nach Stiden zu verschieben und die Flache fiur Garage bzw.
Carport entsprechend anzupassen. Zudem wird angeregt, das Baufenster auf dem
Grundstlck Hofstralte 144 von der Hofstrale abzurticken, um einen Vorgartenbereich zu
erhalten.

In Erganzung dazu wird angeregt, das Baufenster des geplanten Gebaudes an der
HofstralRe nach ,rechts” zu verschieben und die geplante ErschlieRungsstrale entlang des
Carports der Bestandsbebauung Hofstral’e 152 zu verlagern. Es wird ausgefiihrt, dass die
vorgeschlagene Erschliefiung einschliellich der erforderlichen Kurvenradien mit
ausreichenden Sichtdreiecken auf stadtischen Flachen nachgewiesen werden kdénnen.
Zudem wird darauf hingewiesen, dass durch die Verschiebung des Baufensters ein
harmonischeres Strallenbild entsteht und die Abstande der Gebaude zur [Hof-]Stralte
harmonisiert werden kdonnen.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Zu . Variantenprifung*:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Das dem Bebauungsplan zugrunde liegende stadtebauliche Konzept sieht eine Stichstralle
vor, Uber die die beidseitig angrenzenden, geplanten Baugrundstiicke erschlossen werden.
Die gewahlte Lage der Planstralie ermdglicht dabei eine stadtebaulich sinnvolle und
ausgewogene Grundstucksaufteilung mit angemessenen Grundstiickstiefen und einer
zweckmaligen Orientierung der privaten Freiflachen.

Eine Verlagerung der StichstraRe in Richtung Bestandsbebauung HofstralRe 152 wirde
demgegeniber zu deutlich grélkeren Grundstlickstiefen und einer Giberwiegenden
Ausbildung nach Norden orientierter Gartenbereiche flihren. Dies wird aus stadtebaulicher
Sicht gegenuber der derzeitigen Konzeption als nachteilig bewertet.

Darlber hinaus liegt die geplante Stichstralie exakt an der bereits heute bestehenden
Grundstuckszufahrt auf dem Flurstiick 195. Die Planung greift somit die vorhandene
Erschlieungssituation auf. Eine dariber hinausgehende Inanspruchnahme des
Grundstiicks Hofstralle 144 (Flurstlick 196) ist fur die ErschlieRung nicht vorgesehen.

Ungeachtet dessen wurde im Rahmen der Abwagung auch eine Verschiebung der
Stichstralle in sudliche Richtung geprift. Eine solche Verschiebung wirde jedoch die
baulichen Entwicklungsmdglichkeiten der angrenzenden Grundstiicke weiter einschranken.
Das derzeit festgesetzte Baufenster im WA 3.2 weist mit einer Gréfie von etwa 8 x 12 m
bereits eine vergleichsweise kompakte Dimensionierung fur ein freistehendes
Einfamilienhaus auf. Eine weitere Reduzierung bzw. Verschiebung des Baufensters wirde
die zweckmafige Bebauung des Grundstucks erheblich erschweren und insbesondere die
vorgesehene Anordnung einer Garage im Bereich der HofstralRe infrage stellen.
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3.4

In der Gesamtschau der Belange werden beide Varianten gegentiber der gewahlten
Lésung als stadtebaulich weniger geeignet bewertet. Sie wiirden insbesondere zu einer
ungunstigeren Grundstiicksaufteilung und zu Einschrankungen der baulichen Nutzbarkeit
fihren.

Hinzu kommt, dass die vorgeschlagenen Varianten den mit dem Bebauungsplan verfolgten
Zielen, insbesondere der Schaffung dringend bendtigten Wohnraums sowie der
Realisierung eines nahezu vollstandig 6ffentlich geférderten Wohnungsangebots,
entgegenstehen bzw. deren Umsetzung erschweren wirden.

Unter Berucksichtigung der vorgebrachten Belange wird daher an der vorgesehenen Lage
der StichstralRe festgehalten. Die gewahlte ErschlieBung stellt aus stadtebaulicher Sicht
einen angemessenen Ausgleich zwischen einer zweckmafigen Grundstickserschlief3ung,
einer sinnvollen Grundstlcksaufteilung, der Sicherung ausreichender baulicher
Entwicklungsmoglichkeiten und den mit dem Bebauungsplan verfolgten
wohnungspolitischen Zielsetzungen dar.

Die fur das Baugrundstiick HofstraRe 144 getroffenen Festsetzungen orientieren sich
grundsatzlich am vorhanden Bestand und bertcksichtigen gleichzeitig eine Bebauung,
welche sich nach stadtebaulichen Aspekten am Umfeld orientiert. Durch die Aufstellung des
Bebauungsplans ergeben sich flr die Eigentimerschaft Bebauungsoptionen, die tUber die
allgemeinen Regelungen von § 34 BauGB hinaus gehen. Die Festsetzungen zu den
Uberbaubaren Grundstlicksflachen stellen lediglich ein Angebot dar, daraus leitet sich keine
Bauverpflichtung ab. So muss nicht zwingend auf den Baugrenzen gebaut werden; die
Entwicklung eines Vorgartens steht den Eigentiimern frei.

Im Ubrigen stellt das Sichtdreieck, welches aus der Erschlieungsplanung in den
Bebauungsplan Gbernommen worden ist, die allgemeinen Regeln der RASt06 zur Anlage
von Stadtstralien dar. Das Sichtdreieck bedeutet, dass Einbauten und Vegetation eine
bestimmte HOhe nicht Uberschreiten durfen, sodass die Sicht der Verkehrsteilnehmenden
auf die Ubergeordnete, vorfahrtsberechtigte Stralle gewahrleistet werden kann. Das
Sichtdreieck berthrt die Grundstiicke von WA 3.1 und WA 3.2 aufgrund der geometrisch-
rechnerischen Modellrechnung der Erschliefungsplanung lediglich marginal. Wesentliche
negative Einschrankungen auf die Grundstuicke sind nicht zu erwarten.

Schreiben von Biirgerin Nr. 4 vom 02.06.2026

Es wird auf die klimatische und lufthygienische Bedeutung des Plangebietes als
bellftungsrelevante Grinflache und auf ihre Funktion fir den Wasserriickhalt bei
Starkregenereignissen sowie auf die mdglichen Auswirkungen der geplanten Bebauung
hingewiesen.

Zudem wird auf das Fehlen eines Verkehrskonzepts, eine bereits hohe Verkehrsbelastung
und zunehmenden Parkdruck hingewiesen.

Ferner wird auf die Einschatzung des Kreisgesundheitsamtes zur Wohnbebauung an
diesem Standort sowie auf mdgliche Beeintrachtigungen gesunder Wohnverhaltnisse durch
die vorgesehene Schallschutzbebauung entlang der Bahn verwiesen.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Zu . Starkregen- und Klimarelevanz des Plangebietes*:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Auf Grundlage der Starkregengefahrenkarte liegen keine Anhaltspunkte vor, dass die
Flache als Retentionsraum bei Starkregenereignissen der HofstralRe selbst oder den
dortigen Kanalen dient. Dagegen ist gemal den Starkregengefahrenkarten im Westen des
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Plangebietes bis zu den Gleisanlagen in sehr ausgepragter Ausdehnung in Nord- und
Sudausrichtung von einer teils starken Starkregenbetroffenheit in den landwirtschaftlichen
Flachen und auf dem Bolzplatz auszugehen. Richtig ist, dass der vorhandene
Mischwasserkanal an der Hofstralle bereits heute aus- bzw. tberlastet ist. Im
Planungsprozess wurde u.a. deswegen ein Anschluss des Plangebietes an diesen
Mischwasserkanal verworfen und eine ortsnahe Versickerung im Plangebiet sowie der
Anschluss eines neuen Schmutzwasserkanals an die vorhandene Haltung in der Karnaper
Stralde weiterverfolgt. Damit kann eine weitere Verscharfung der Kanalkapazitaten
ausgeschlossen werden.

Wie bereits im Umweltbericht konstatiert, stellt das Plangebiet heute eine mindergenutzte
Brachflache dar, die bereits durch eine anthropogene Uberformung gepragt ist. GemaR den
Klimakarten wird die Flache teilweise dem Klimatop ,Vorstadtklima“ bzw. ,Freilandklima®“
zugeordnet und eine ,mittlere Empfindlichkeit gegenliber einer Nutzungsintensivierung®
prognostiziert. Die Bewertung der Umweltpriifung kommt zu dem Schluss, dass
insbesondere aufgrund der geringen Gréf3e und dem damit verbundenen geringen
Kaltluftvolumen nur eine untergeordnete Rolle fur das Klima im Stadtteil zugeschrieben
werden kann. Die Auswirkungen auf die ortlichen Windregime, die (Kalt-)
Luftentstehungsraume und Luftschneisen kénnen aufgrund der kleinteiligen, aufgelockerten
Bebauung als geringfiigig eingestuft werden. Die geplante Bebauung fiihrt kleinrdumig zu
einer Veranderung des Lokalklimas durch Luftstauungen und Warmespeicherung infolge
der Versiegelung und Bebauung der Flachen. Die Auswirkungen auf das Lokalklima im
Umfeld werden durch die vorgesehenen Minderungsmalfinahmen als nicht erheblich und
vertretbar eingestuft.

Zu Verkehrsauswirkungen®:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Gemal der ErschlieBungsplanung geht mit Umsetzung des Bebauungsplanes aufgrund der
einzuhaltenden Sichtdreiecke sowie der Schleppkurven fir Mill- und Rettungsfahrzeuge
ein Wegfall von bestehenden, dffentlichen Parkplatzen auf der HofstralRe einher. Allerdings
ist zu bertcksichtigen, dass die heute vorhandene Grundstiickszufahrt bereits mit einem
absoluten Halteverbot belegt ist. Die Anzahl von wegfallenden Parkplatzen beschrankt sich
auf ca. vier bis funf. Innerhalb des Plangebietes werden dafiir drei neue offentliche
Besucherparkplatze geschaffen.

Insgesamt sei zu berlicksichtigen, dass der 6ffentliche Parkraum fiir Besucher vorzuhalten
ist. Die bauordnungsrechtlich notwendigen, privaten Stellplatze sind auf den jeweiligen
Baugrundsticken nachzuweisen. Ein Exklusivrecht fir Anwohner, den &ffentlichen
Parkraum nutzen zu dirfen, besteht dagegen nicht.

Die HofstralRe stellt eine gewachsene Gemeindestralie dar, die verschiedene
Verkehrsarten abwickeln muss (u.a. Beidrichtungsverkehr, Buslinienverkehr, Radverkehr).
Die an die Hofstralte angeschlossenen Grundstiicke haben Bestandsschutz; diese
verfligen nicht (mehr) Gber die aus heutiger Sicht notwendige Anzahl an
bauordnungsrechtlich erforderlichen, privaten Stellplatzen. Damit wird klar, dass ein
Grolteil der 6ffentlichen Besucher-Parkplatze bereits durch das Parken von Anwohnern
belegt ist und dadurch ein hoher Parkdruck auf der Hofstral’e herrscht. Fir die
bestehenden Grundstiickszufahrten ergeben sich dadurch unibersichtliche Situationen.

Fir den Bebauungsplan ist festzuhalten, dass die gegenstandliche Planung nicht originar
fur die bestehende Verkehrssituation an der Hofstral3e ursachlich ist und diese Situation
auch nicht singuldr durch den Bebauungsplan behoben werden kann. Mit der vorliegenden
Planung werden jedoch MalRnahmen unternommen bzw. vorbereitet, die eine weitere
Verscharfung der Bestandssituation an der HofstralRe vermeiden und abmildern. So werden
z.B. ausreichende private Pkw- und Fahrrad-Stellplatze gemal} der aktuellen
Stellplatzsatzung Hilden bertcksichtigt, sowie in untergeordnetem Rahmen auch weitere
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offentliche Besucher-Parkplatze innerhalb des Quartiers angeboten.

Ferner ist zu berlcksichtigen, dass ein erheblicher Teil der geplanten Gebaude fir
offentlich geférderten Wohnraum vorgesehen ist. Es ist allgemein bekannt und in der
Fachliteratur belegt, dass der Pkw-Besatz in dieser Wohnform insgesamt geringer ausfallt
als in klassischen Einfamilienhausgebieten. Die Stellplatzsatzung der Stadt Hilden, die fur
sozial geférderte Mietwohnungen einen geringeren Stellplatzbedarf identifiziert und
festgelegt hat, stlitzt diese Festlegung nicht auf Grundlage von Annahmen, sondern
aufgrund der Expertisen aus der Fachwelt. Gleichermalien stellt sich flr die Stadt Hilden
nicht die Frage, wie der bisherige gesamtstadtische Pkw-Bedarf fortgeflhrt und intensiviert,
sondern wie die Mobilitatswende hin zum Modalsplit und alternativen Mobilitdtsformen
zukunftssicherer gestaltet werden kann. Dazu leistet der vorliegende Bebauungsplan im
Sinne des gesamtstadtischen Mobilitdtskonzepts der Stadt Hilden und der kommunalen
Stellplatzsatzung einen Beitrag.

Fir die geplanten Einfamilienhduser richtet sich der Stellplatzbedarf gemaRr der
Stellplatzsatzung der Stadt Hilden im Ubrigen anteilig nach der projektierten Brutto-
Geschossflache (BGF). Die Planung berlicksichtigt bereits in Teilen bis zu drei Stellplatze
je Einfamilienhaus. Hinsichtlich der Plangebietszufahrt wurden im Rahmen der
ErschlieBungsplanung Sichtdreiecke gemal RASt06 gepruft, sodass ein gefahrloses
Herausfahren aus dem Quartier ermdéglicht werden kann; das Sichtdreieck wurde in den
Bebauungsplan uberflihrt. Im Rahmen der ErschlieRungsplanung wurde verstarkt darauf
geachtet, dass mdglichst wenige 6ffentliche Parkplatze auf der HofstralRe tangiert werden.

Grundsatzlich ware ein kompletter Umbau der Hofstralde planerisch moéglich. Ziel der Stadt
Hilden ist es jedoch insgesamt, der klassifizierten Richrather Stral3e keine gleichermalen
leistungsfahige ortliche Vorfahrtstrale gegentber zu stellen und auch nicht die
vorhandenen &ffentlichen Parkplatze zurtick zu nehmen, um samtliche in der
Blrgeranhérung aufgeworfenen Problemlagen der Hofstralte zu beheben. Die regionalen
Durchgangsverkehre sollen aufgrund der besseren Leistungsfahigkeit auf der Richrather
StralRe verbleiben.

Weder die Bestandssituation, noch die mit der Planung einhergehenden geringflgigen
Verkehrserhdhungen geben Anlass dazu, den Bebauungsplan als Ganzes zu hinterfragen.
Mit der Umsetzung der projektierten Wohneinheiten kann — im Vergleich zu den
Bestandsverkehren und unter Berlcksichtigung der aufrecht zu erhaltenden
Gesamtsituation an der Hofstralle — weiterhin die Verkehrssicherheit und die
Leistungsfahigkeit gewahrleistet werden. Das Erfordernis fir eine Gbergeordnete
Verkehrsuntersuchung fir die Hofstral3e wird auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens
nicht erkannt.

Zu .Schallschutz*:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Gemal § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind im Rahmen der Bauleitplanung die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu beriicksichtigen bzw. bei
Bedarf entsprechende MalRnahmen zu ergreifen. Im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens wurden daher eine schalltechnische sowie eine
erschitterungstechnische Untersuchung durchgefiihrt und entsprechende MalRnahmen
dem Bebauungsplan zugrunde gelegt.

So wurden im Bebauungsplan auf Grundlage der Ergebnisse des Schallgutachtens
Festsetzungen zur Errichtung der westlichen Planbebauung als stadtebauliche
Schallabschirmung, zum passiven Schallschutz gemaR DIN 4109, zur Nachtruhe sowie zu
AuBenwohnbereichen getroffen. Ferner wurden die Empfehlungen zu larmoptimierten
Grundrissen (architektonische Selbsthilfe) als Hinweise in den Bebauungsplan tberfihrt.
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3.5

Die dem Bebauungsplan zugrunde liegende stadtebauliche Konzeption sieht daher bereits
eine LaubengangerschlieRung des westlichen Gebauderiegels, schallgeschiitzte Loggien
sowie larmoptimierte Grundrisse vor.

Darlber hinaus wurden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens auch die mit der
Bahntrasse einhergehenden Erschitterungsauswirkungen gutachterlich untersucht und die
Ergebnisse der weiteren Planung zugrunde gelegt. So kdnnen im gesamten
Geltungsbereich Schwingungs- und Erschiitterungseinwirkungen durch Schienenverkehr
nicht ausgeschlossen werden. Bei der Errichtung von Gebauden ist im Rahmen von
bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren eine detaillierte schwingungstechnische
Untersuchung durch einen anerkannten Sachverstandigen durchzufiihren. Es wird
empfohlen, die Gebaude auch im Hinblick auf sekundaren Luftschall zu entkoppeln.

Das Schallgutachten sowie in Ergdnzung dazu das Erschitterungsgutachten haben in
geblhrendem Umfang nachgewiesen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse — auch fir die geplanten westlichen Mehrfamilienhduser — mit den
formulierten MaRnahmen gewabhrt sind. Die erforderlichen Immissionsschutzmafnahmen
wurden als verbindliche Festsetzungen in den Bebauungsplan Uberfihrt bzw. als Hinweise
aufgenommen. Des Weiteren wurden in einem stadtebaulichen Vertrag entsprechende
Regelungen verbindlich festgelegt.

Die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes einhergehenden Auswirkungen auf die
Luftqualitat wurden im Rahmen der Umweltprifung erortert. Im Ergebnis ist festzuhalten,
dass prinzipiell mit der Entwicklung von weiteren Wohnnutzungen gegeniber dem heutigen
Bestand hohere Luftschadstoffe einhergehen kénnen, die insbesondere auf Verkehr und
Hausbrand zurtickzufiihren sind. Fir das vorliegende Plangebiet wird konstatiert, dass die
mit der Planung einhergehenden Luftschadstoffe nicht Gber die im urbanen Kontext
Ublichen Auswirkungen hinaus gehen.

Schreiben von Birgerin Nr. 5 vom 03.06.2026

Es wird auf die Bedeutung von Frischluftschneisen und Kaltluftentstehungsgebieten
hingewiesen und gebeten, andere Moglichkeiten der Wohnraumdeckung, insbesondere die
Vermeidung von Leerstanden durch Férdermittel, auszuschépfen.

Es wird auf die Auswirkungen von Starkregenereignissen hingewiesen. Ein Festhalten an
einen inzwischen veralteten FNP, der seinerzeit die Starkregenfolgen nicht berticksichtigt
hat, soll nicht mehr verfolgt werden. Es wird gefordert, aufgrund der zusatzlichen
Versiegelungen die starkregenbedingten Auswirkungen der Planung auf die umliegenden
Grundstucke zu ermitteln.

Zudem wird auf Einschrankungen gesunder Wohnverhaltnisse aufgrund der Nahe zur Bahn
sowie auf die vorgesehene Schallschutzfunktion der geplanten Bebauung hingewiesen.

Ferner werden Bedenken gegen die Inanspruchnahme der Obstwiese als Ausgleichsflache
geadulert.

AbschlieRend wird angeregt, das Bebauungsplanverfahren in der vorliegenden Form
einzustellen, eine Bebauung nach § 34 BauGB zu prtifen sowie Freiflachen fir
Klimaanpassung und Wasserretention dauerhaft zu erhalten und Malkhahmen zur
klimaresilienten Stadtentwicklung starker zu bertcksichtigen.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Zu .Klimarelevanz des Plangebietes, Leerstandsaktivierung*:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Wie bereits im Umweltbericht konstatiert, stellt das Plangebiet heute eine mindergenutzte
Brachflache dar, die bereits durch eine anthropogene Uberformung gepragt ist. GemaR den
Klimakarten wird die Flache teilweise dem Klimatop ,Vorstadtklima“ bzw. ,Freilandklima“
zugeordnet und eine ,mittlere Empfindlichkeit gegenliber einer Nutzungsintensivierung®
prognostiziert. Die Bewertung der Umweltpriifung kommt zu dem Schluss, dass
insbesondere aufgrund der geringen Gréf3e und dem damit verbundenen geringen
Kaltluftvolumen nur eine untergeordnete Rolle fur das Klima im Stadtteil zugeschrieben
werden kann. Die Auswirkungen auf die ortlichen Windregime, die (Kalt-)
Luftentstehungsraume und Luftschneisen kénnen aufgrund der kleinteiligen, aufgelockerten
Bebauung als geringfiigig eingestuft werden. Die geplante Bebauung fiihrt kleinrdumig zu
einer Veranderung des Lokalklimas durch Luftstauungen und Warmespeicherung infolge
der Versiegelung und Bebauung der Flachen. Die Auswirkungen auf das Lokalklima im
Umfeld werden durch die vorgesehenen Minderungsmalfinahmen als nicht erheblich und
vertretbar eingestuft.

Fir die Innenentwicklung sind stadtebaulich geeignete Flachen erforderlich, die sich

— anders als vielfach angenommen — nicht beliebig vermehren oder kurzfristig aktivieren
lassen. Viele der méglichen und gepruiften Alternativen liegen weder im Entscheidungs-
noch im Verfligungsbereich der Stadt Hilden oder des Vorhabentragers. Eine Vielzahl von
Bestandsgebauden oder Gewerbebrachen befindet sich in Privatbesitz und stehen nicht zur
Verfligung; andere Flachen verfligen weder Uber geeignete Zuschnitte noch tber die
stadtebauliche oder baurechtliche Eignung, um einen Wohnraumbedarf dieser
GroRenordnung zu decken. Einzelmalinahmen wie kleinteilige Umnutzungen oder
Leerstandsrevitalisierungen leisten wichtige Beitrage, kdnnen jedoch kein strukturell
relevantes Wohnungsangebot ersetzen, wie es mit dem vorliegenden Bebauungsplan
geschaffen werden soll. Férdermittel zur Leerstandsaktivierung sind auf kommunaler Ebene
insbesondere aufgrund der sehr hohen Investitionskosten nicht tragbar. Diesbezlglich
muss die Stadt Hilden auf die bestehende Férderkulisse auf Bundes- bzw. Landesebene
sowie auf die Eigeninitiative der einzelnen Grundstiickseigentimer verweisen. Gerade auch
vor dem Hintergrund anderer, sich verzégernder Planverfahren ist es in Hilden notwendig,
weiter an der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes festzuhalten, um die
steigenden Wohnraumbedarfe befriedigen zu kénnen.

Der Bebauungsplan Nr. 139A wurde aus dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt,
der die Flache bereits seit langerer Zeit als Wohnbauflache vorsieht. Die stadtebauliche
Grundsatzentscheidung ist damit im Rahmen der Ubergeordneten Bauleitplanung getroffen
worden. Der Aufstellungsbeschluss vom 18.11.2020 erfolgte zunachst als Bebauungsplan
der Innenentwicklung nach § 13a BauGB; im weiteren Verlauf wurde das Verfahren
mehrfach politisch beraten, angepasst und schlief3lich in ein Regelverfahren tberfuhrt.
Ebenso wurden im Laufe des Prozesses Alternativen geprift, die Anzahl der
Wohneinheiten reduziert und unterschiedliche stadtebauliche Varianten diskutiert.

Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens ist es Aufgabe der Planung, eine
stadtebaulich vertretbare, rechtssichere und nachhaltige Nutzung fur die betroffene Flache
zu entwickeln. Die Prifung von Alternativen erfolgt dabei innerhalb des planerischen und
rechtlichen Entscheidungsraums, nicht jedoch innerhalb von pauschalen Forderungen, die
andere Projekte oder Fachbereiche betreffen. Die Bebauung von AuRenbereichsflachen
bleibt in Hilden nach wie vor ausgeschlossen; zugleich ist es Aufgabe der Kommune,
dringend bendtigten Wohnraum im Bestand zu entwickeln und geeignete innerstadtische
Flachen verantwortungsvoll zu nutzen.

Zu .Starkregenvorsorge*:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Bei den Starkregengefahrenkarten wird ein rechnerisches Extrem-Szenario auf Grundlage
der ortlichen Regenspenden mit einer Wiederkehrhaufigkeit von 100 Jahren mit der
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Topographie der Uberflugdaten des Landes im MaRstab 1:50.000 ermittelt und so die
Uberortlichen Oberflachenabflussverhaltnisse ohne jegliches, detailliertes
Retentionsvermdgen festgestellt. Aus der Methodik der Starkregengefahrenkarten wird
bereits ersichtlich, dass es sich um ein Worst-Case-Szenario handelt. GemaR den
Starkregengefahrenkarten ist im Westen des Plangebietes bis zu den Gleisanlagen in sehr
ausgepragter Ausdehnung in Nord- und Stdausrichtung von einer teils starken
Starkregenbetroffenheit in den landwirtschaftlichen Flachen und auf dem Bolzplatz
auszugehen. Die Uberfluteten Bereiche, die in einem extremen Starkregenfall mit einer 100
jahrlichen Wiederkehrhaufigkeit auftreten, sind im Bebauungsplan nachrichtlich
ubernommen. Diese Bereiche werden gemal Starkregengefahrenkarte mit Wassertiefen
zwischen 0,1 bis 0,5 m angegeben.

Insgesamt ist zu berlcksichtigen, dass die ,Regel-Entwasserung“ und die
Starkregenvorsorge grundsatzlich unabhangig voneinander behandelt wird. Die geplante
Regenversickerungsmulde dient der Entwasserung der im Plangebiet anfallenden
Niederschlage fur den ,Normalfall“. Richtig ist, dass die Mulde bei Starkregenereignissen
nur bedingt ein ausreichendes Retentionsvolumen schaffen kann.

Dagegen bericksichtigt die ErschlieBungsplanung bereits eine moderne
Entwasserungsplanung auf Grundlage des Wasserhaushaltsgesetzes. So werden die auf
den offentlichen Verkehrsflachen anfallenden Niederschlage ortsnah in einer zentralen
Mulde im Westen des Plangebietes zur Versickerung gebracht. Die auf den
Baugrundstlcken anfallenden Niederschlage sind auf den Baugrundstiicken selbst durch
unterirdische Kastenrigolen zur Versickerung zu bringen. Die Erschliefungsplanung folgt
der vorhandenen Topographie, sodass mit einer oberflachennahen Rinnenentwasserung
die Entwasserung vollstandig im sogenannten Freispiegel erfolgen kann. So wird insgesamt
ein flachenoptimierter Ansatz gewahlt, der u.a. dem Boden-Wasserhaushalt Rechnung
tragt. Die vorliegende ErschlieBungsplanung ist Gegenstand eines stadtebaulichen
Vertrages und entfaltet bereits hieriber verbindlichen Charakter. Im Rahmen der
ErschlieBungsplanung und des stadtebaulichen Konzeptes wurden die Erkenntnisse der
Starkregengefahrenkarte bereits hinreichend antizipiert und in die planerische Abwagung
eingestellt. Der stadtebauliche Entwurf berticksichtigt in der westlichen
Mehrfamilienhausbebauung bereits ein erdgeschossiges Parkgeschoss. Zudem sind im
Bebauungsplan Hinweise zur architektonischen Selbsthilfe enthalten. D.h., dass bei der
spateren, konkreten Hochbauplanung Malinahmen zum Objektschutz geprift und
umgesetzt werden missen.

Eine dariber hinaus gehende Beeinflussung durch Starkregen wird in dem vorliegenden
Einzelfall nicht erkannt. Wie bereits geschildert, orientiert sich die Planung an den heutigen
topographischen Verhaltnissen und der stadtebauliche Entwurf bertcksichtigt gerade in den
am starksten betroffenen Bereichen ein Parkgeschoss im Erdgeschoss. Insgesamt ist auf
Ebene des Bebauungsplanes davon auszugehen, dass mit Umsetzung der Planung
insbesondere aufgrund der sehr weitrdumigen Ausdehnung auf den landwirtschaftlichen
Flachen keine wesentlichen, negativen Verdrangungseffekte und starkregenbedingten
Auswirkungen auf benachbarte Baugrundstlicke zu erwarten sind.

Im Ubrigen beschreibt der Flachennutzungsplan die kiinftige Bodennutzung im
Gemeindegebiet. Dabei stellt der Flachennutzungsplan die ,vorbereitende” und der
Bebauungsplan die ,verbindliche Ebene der Bauleitplanung dar. Daraus und aus § 8 Abs.
2 BauGB ergibt sich, dass der Flachennutzungsplan auf seiner Planungsebene die
Ausweisung von z.B. Bauland der nachsten Jahre und Jahrzehnte identifiziert und der
Bebauungsplan unter Bertcksichtigung aller Belange mit seinen konkreten Festsetzungen
die Umsetzung vorbereitet. Auch wenn in der vorherigen Planungsebene bestimmte
Belange nicht oder nur unzureichend berucksichtigt worden sind, bedeutet dies, dass die
Grundaussagen zur Bodennutzung weiterhin Bestand haben. Die Prifung ist dennoch auf
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Ebene des Bebauungsplanverfahrens zu wiederholen. Dies ist im folgenden Fall mit den
aktuellen Erkenntnissen der Starkregengefahrenkarte erfolgt. Die Erkenntnisse wurden im
Umweltbericht bewertet, der planerischen Abwagung zugefihrt und der Planung zugrunde
gelegt.

Zu .Schallschutz*:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Gemal § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind im Rahmen der Bauleitplanung die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu bericksichtigen bzw. bei
Bedarf entsprechende Mallhahmen zu ergreifen. Im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens wurden daher eine schalltechnische sowie eine
erschutterungstechnische Untersuchung durchgefiihrt und entsprechende Malinahmen
dem Bebauungsplan zugrunde gelegt.

So wurden im Bebauungsplan auf Grundlage der Ergebnisse des Schallgutachtens
Festsetzungen zur Errichtung der westlichen Planbebauung als stadtebauliche
Schallabschirmung, zum passiven Schallschutz gemaf DIN 4109, zur Nachtruhe sowie zu
Aulenwohnbereichen getroffen. Ferner wurden die Empfehlungen zu larmoptimierten
Grundrissen (architektonische Selbsthilfe) als Hinweise in den Bebauungsplan tberfuhrt.
Die dem Bebauungsplan zugrunde liegende stadtebauliche Konzeption sieht daher bereits
eine LaubengangerschlieRung des westlichen Gebauderiegels, schallgeschiitzte Loggien
sowie larmoptimierte Grundrisse vor.

Darlber hinaus wurden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens auch die mit der
Bahntrasse einhergehenden Erschitterungsauswirkungen gutachterlich untersucht und die
Ergebnisse der weiteren Planung zugrunde gelegt. So kénnen im gesamten
Geltungsbereich Schwingungs- und Erschitterungseinwirkungen durch Schienenverkehr
nicht ausgeschlossen werden. Bei der Errichtung von Gebauden ist im Rahmen von
bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren eine detaillierte schwingungstechnische
Untersuchung durch einen anerkannten Sachverstandigen durchzufthren. Es wird
empfohlen, die Gebaude auch im Hinblick auf sekundaren Luftschall zu entkoppeln.

Das Schallgutachten sowie in Ergdnzung dazu das Erschitterungsgutachten haben in
geblhrendem Umfang nachgewiesen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse — auch flr die geplanten westlichen Mehrfamilienhauser — mit den
formulierten MaRnahmen gewabhrt sind. Die erforderlichen ImmissionsschutzmalRnahmen
wurden als verbindliche Festsetzungen in den Bebauungsplan tUberfuhrt bzw. als Hinweise
aufgenommen. Des Weiteren wurden in einem stadtebaulichen Vertrag entsprechende
Regelungen verbindlich festgelegt.

Die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes einhergehenden Auswirkungen auf die
Luftqualitat wurden im Rahmen der Umweltpriifung erértert. Im Ergebnis ist festzuhalten,
dass prinzipiell mit der Entwicklung von weiteren Wohnnutzungen gegeniber dem heutigen
Bestand hohere Luftschadstoffe einhergehen kénnen, die insbesondere auf Verkehr und
Hausbrand zurtickzufiihren sind. Fur das vorliegende Plangebiet wird konstatiert, dass die
mit der Planung einhergehenden Luftschadstoffe nicht Uber die im urbanen Kontext
Ublichen Auswirkungen hinaus gehen.

Zu .Eingriffs-Ausgleichsbilanz und Streuobstwiese*:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Im Rahmen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages wurde ein gestuftes Verfahren zur
Vermeidung und Minderung von Kompensationsmafinahmen beriicksichtigt. Dabei wurde
u.a. eine geringe Bebauung, also der Verzicht von Eingriffen geprift und den politischen
Gremien zur Beratung vorgelegt. Im Ergebnis widersprechen die Alternativen den Zielen
des Bebauungsplanes zur Schaffung von dringend benétigtem Wohnraum und zur
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Umsetzung von nahezu 100% von 6&ffentlich geférdertem Wohnraum. Auch wurden bereits
Minderungsmalnahmen geprift und dem Bebauungsplan zugrunde gelegt. So sind
insbesondere Festsetzungen zur maximal zuldssigen Versiegelungsrate und zur
Durchgrunung des Quartiers zu benennen. Nicht zuletzt stellt der stadtebauliche Entwurf
und die ErschlieRungsplanung bereits eine flachenoptimierte Planung unter
Bertcksichtigung der Orientierungswerte des § 17 BauNVO dar. Dem Gebot gemal § 1a
Abs. 1 BauGB zum schonenden und sparsamen Umgang mit Grund und Boden wurde
bereits Rechnung getragen. Der Bebauungsplan ist bereits nach § 1 Abs. 5 BauGB
teilweise als MalRnahme der Innenentwicklung einzustufen, da unabhangig vom Verfahren
nach § 13a BauGB bereits erschlossene und mindergenutzte Flachen der
Wiedernutzbarmachung zugefiihrt werden. Mit der Planung wird ein sogenannter ,interner*
Kompensationsfaktor von knapp 58% erzielt. Auf Grundlage der Bestimmungen des BauGB
und BNatSchG wird das verbleibende Defizit ortsnah an anderer Stelle ausgeglichen. Dabei
wird das vom BNatSchG bzw. BauGB vorgesehene Instrument des Okokontos
herangezogen.

Die Erstellung und Pflege der Streuobstwiese durch burgerliches und ehrenamtliches
Engagement wird von der Stadt Hilden gewiirdigt. Die neue Streuobstwiese zwischen der
Eisenbahntrasse und der HofstralRe ist ein gemeinsamer Erfolg von Rat und
Stadtverwaltung, der Ortsgruppe des NABU sowie dem Landwirtschaftsbetrieb. Mit
gemeinsamer Anstrengung konnte dort ein kiinftiger Hotspot der Biodiversitat geschaffen
werden. Mit den gepflanzten alten Obstbaumsorten wird in Hilden dieser alten traditionellen
Kulturlandschaft wieder ein Raum gegeben, der zudem sehr siedlungsnah gelegen und
dadurch von der Offentlichkeit wahrnehmbar ist. Der Umsetzung ging eine Anderung des
FNP voraus, wodurch von der zuvor dargestellten Gewerbeflache Abstand genommen und
die Streuobstwiese planungsrechtlich vorbereitet wurde. Weitere Voraussetzung fir die
Umsetzung der Streuobstwiese war und ist, dass die Stadt Hilden auf die bisherige
landwirtschaftliche Nutzung und die damit verbundenen Pachteinnahmen verzichtet.

Auf Ebene des Bebauungsplanes ist festzuhalten, dass die Umstande zum Okokonto nicht
unmittelbar Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens sind. Die Streuobstwiese wurde
gemal den gesetzlichen Vorgaben bei der Unteren Naturschutzbehdrde als
Okokontoantrag nach § 16 Abs. 1 BNatSchG beantragt und von diesem genehmigt. Mit der
Anerkennung der Flache in das stadtische Okokonto ist auch die langfristige Sicherung der
Mafinahme formal gewahrleistet. Die Einsichtnahme in die Vorgange des
Genehmigungsverfahrens sind nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanes.
Gleichwohl kénnen die entsprechenden Antragsunterlagen im Planungs- und
Vermessungsamt eingesehen werden.

Fir die Einbuchung von vorgezogenen Mafinahmen in ein Okokonto sind zivilrechtliche
Pacht- oder Mietverhaltnisse nicht mageblich. Ungeachtet des urspriinglichen Grundes
zur Umsetzung der Streuobstwiese bleibt der 6kologische Wert und die identitatsstiftende
Wirkung weiterhin erhalten. Gerade das Instrument ,Okokonto® sieht entgegen des
Zusatzlichkeitsprinzips ausdricklich vor, bereits geschaffene Aufwertungen oder andere
bereits umgesetzte Mallnahmen einzubeziehen.

Die Kostentragung der Vorhabentragerin zur Umsetzung des Bebauungsplanes gemaf
§ 135a ff. BauGB wird durch einen stadtebaulichen Vertrag verbindlich geregelt und nach
den Anforderungen des Gleichbehandlungsgrundsatzes erhoben.

Zu .Alternativenprifung®
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Fir die Innenentwicklung sind stadtebaulich geeignete Flachen erforderlich, die sich
— anders als vielfach angenommen — nicht beliebig vermehren oder kurzfristig aktivieren
lassen. Viele der moglichen und gepriften Alternativen liegen weder im Entscheidungs-
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3.6

noch im Verfligungsbereich der Stadt Hilden oder der WGH - Wohnungsbaugesellschaft
Hilden. Eine Vielzahl von Bestandsgebauden oder Gewerbebrachen befindet sich in
Privatbesitz und steht nicht zur Verflgung; andere Flachen verfligen weder Uber geeignete
Zuschnitte noch Uber die stadtebauliche oder baurechtliche Eignung, um einen
Wohnraumbedarf dieser Grofienordnung zu decken. EinzelmalRnahmen wie kleinteilige
Umnutzungen oder Leerstandsrevitalisierungen leisten wichtige Beitrage, kdnnen jedoch
kein strukturell relevantes Wohnungsangebot ersetzen, wie es mit dem vorliegenden
Bebauungsplan geschaffen werden soll. Gerade auch vor dem Hintergrund anderer, sich
verzégernder oder inzwischen eingestellter Planverfahren ist es in Hilden notwendig, weiter
an der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes festzuhalten, um die steigenden
Wohnraumbedarfe befriedigen zu kénnen.

Der Bebauungsplan Nr. 139A wurde aus dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt,
der die Flache bereits seit langerer Zeit als Wohnbauflache vorsieht. Die stadtebauliche
Grundsatzentscheidung ist damit im Rahmen der tbergeordneten Bauleitplanung getroffen
worden. Der Aufstellungsbeschluss vom 18.11.2020 erfolgte zunachst als Bebauungsplan
der Innenentwicklung nach § 13a BauGB; im weiteren Verlauf wurde das Verfahren
mehrfach politisch beraten, angepasst und schlie3lich in ein Regelverfahren tGberfihrt.
Ebenso wurden im Laufe des Prozesses Alternativen geprift, die Anzahl der
Wohneinheiten reduziert und unterschiedliche stadtebauliche Varianten diskutiert.

Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens ist es Aufgabe der Planung, eine
stadtebaulich vertretbare, rechtssichere und nachhaltige Nutzung fir die betroffene Flache
zu entwickeln. Die Prifung von Alternativen erfolgt dabei innerhalb des planerischen und
rechtlichen Entscheidungsraums, nicht jedoch innerhalb von pauschalen Forderungen, die
andere Projekte oder Fachbereiche betreffen. Die Bebauung von AuRenbereichsflachen
bleibt in Hilden nach wie vor ausgeschlossen; zugleich ist es Aufgabe der Kommune,
dringend bendtigten Wohnraum im Bestand zu entwickeln und geeignete innerstadtische
Flachen verantwortungsvoll zu nutzen.

Schreiben von Biirgerin Nr. 6 vom 03.06.2026

Es wird auf die hohe Bebauungsdichte der Stadt Hilden, auf die Erlebbarkeit von
Grunflachen und auf den Freiflachenschutz fir kiinftige Generationen hingewiesen. Es wird
angeregt, Baullicken und altere Bausubstanz zu reaktivieren. Es wird darauf hingewiesen,
zunachst noch nicht vollstandig umgesetzte Baugebiete auszuschopfen, bevor neue
Gebiete beplant werden.

Trotz der permanenten Wohnraumschaffung ist kein erheblicher Einwohnerzuwachs
erkennbar. Es wird vorgeschlagen, Wohnraummobilisierungen in Folge von
Remanenzeffekten durch ,Residential Downsizing“ zu erméglichen.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Zu . Verlust von Griin- und Freiflachen und hohe Dichte*:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Fir das vorliegende Bebauungsplanverfahren ist maflgeblich, dass der Bebauungsplan aus
dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt wurde, in dem die Flachen bereits als
Wohnbauflache dargestellt sind. Die grundlegende stadtebauliche Entscheidung zur
Nutzung der Flache wurde damit im Rahmen der Ubergeordneten Bauleitplanung getroffen.
Der AuBenbereich der Stadt Hilden soll — in politischer Ubereinstimmung — nicht fir neue
Siedlungsentwicklungen in Anspruch genommen werden. Damit konzentriert sich die
Schaffung von Wohnraum notwendigerweise auf die verbliebenen innerstadtischen
Entwicklungspotenziale.

Das Plangebiet z&hlt zu den letzten verfugbaren Flachenreserven zur Umsetzung dringend
bendtigten Wohnraums in Hilden. Es handelt sich Gberwiegend um anthropogen tberformte
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Garten- und Ubergangsflachen sowie um Grundstiicke, die bereits an die bestehende
technische Infrastruktur angebunden sind. Hieraus ergibt sich eine nachhaltige und
ressourcenschonende Flachenausnutzung im Sinne der Innenentwicklung, wie sie das
Baugesetzbuch ausdrucklich vorsieht.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden gemaf § 1 Abs. 6 BauGB samtliche
berthrten Belange — darunter Klima, Orts- und Landschaftsbild, Boden, Naturhaushalt,
Grin- und Freiflachen sowie soziale und stadtebauliche Aspekte und auch die Bedurfnisse
kinftiger Generationen — systematisch geprtift, bewertet und in der Abwagung
berlcksichtigt. Die Umweltprafung hat die moglichen umweltrelevanten Auswirkungen der
Planung untersucht und erforderliche Vermeidungs-, Minderungs- und
Ausgleichsmalinahmen aufgezeigt, die der weiteren Planung zugrunde gelegt wurden.

Vielmehr erfolgt die vorliegende Planung im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben, der
stadtebaulichen Entwicklungsstrategie der Stadt Hilden und der Notwendigkeit,
innerstadtischen Wohnraum in verantwortungsvoller Weise zu schaffen.

Zu .Alternativenprifung*:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Far die Innenentwicklung sind stadtebaulich geeignete Flachen erforderlich, die sich

— anders als vielfach angenommen — nicht beliebig vermehren oder kurzfristig aktivieren
lassen. Viele der méglichen und gepruften Alternativen liegen weder im Entscheidungs-
noch im Verfligungsbereich der Stadt Hilden oder des Vorhabentragers. Eine Vielzahl von
Bestandsgebauden oder Gewerbebrachen befindet sich in Privatbesitz und steht nicht zur
Verfligung; andere Flachen verfligen weder Uber geeignete Zuschnitte noch tber die
stadtebauliche oder baurechtliche Eignung, um einen Wohnraumbedarf dieser
GroRenordnung zu decken. Darunter fallen auch Modelle wie ,Residential Downsizing“ zur
Remanenzbekdmpfung. EinzelmaRnahmen wie kleinteilige Umnutzungen oder
Leerstandsrevitalisierungen leisten wichtige Beitrage, konnen jedoch kein strukturell
relevantes Wohnungsangebot ersetzen, wie es mit dem vorliegenden Bebauungsplan
geschaffen werden soll. Gerade auch vor dem Hintergrund anderer, sich verzégernder oder
inzwischen eingestellter Planverfahren ist es in Hilden notwendig, weiter an der Aufstellung
des vorliegenden Bebauungsplanes festzuhalten, um die steigenden Wohnraumbedarfe
befriedigen zu kénnen.

Die kommunale Wohnraumschaffung wird nicht allein mit dem Ziel zur Steigerung von
Einwohnerzahlen begrindet. Es ist auch kommunale Aufgabe, im Rahmen der
Stadtentwicklung die Einwohnerzahlen zu verstetigen und Wegzlige durch neue
Wohnraum- und Gewerbeangebote auszugleichen.

Der Bebauungsplan Nr. 139A wurde aus dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt,
der die Flache bereits seit langerer Zeit als Wohnbauflache vorsieht. Die stadtebauliche
Grundsatzentscheidung ist damit im Rahmen der Ubergeordneten Bauleitplanung getroffen
worden. Der Aufstellungsbeschluss vom 18.11.2020 erfolgte zunachst als Bebauungsplan
der Innenentwicklung nach § 13a BauGB; im weiteren Verlauf wurde das Verfahren
mehrfach politisch beraten, angepasst und schlief3lich in ein Regelverfahren tberfuhrt.
Ebenso wurden im Laufe des Prozesses Alternativen geprift, die Anzahl der
Wohneinheiten reduziert und unterschiedliche stadtebauliche Varianten diskutiert.

Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens ist es Aufgabe der Planung, eine
stadtebaulich vertretbare, rechtssichere und nachhaltige Nutzung fur die betroffene Flache
zu entwickeln. Die Prifung von Alternativen erfolgt dabei innerhalb des planerischen und
rechtlichen Entscheidungsraums, nicht jedoch innerhalb von pauschalen Forderungen, die
andere Projekte oder Fachbereiche betreffen. Die Bebauung von AuRenbereichsflachen
bleibt in Hilden nach wie vor ausgeschlossen; zugleich ist es Aufgabe der Kommune,
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dringend bendtigten Wohnraum im Bestand zu entwickeln und geeignete innerstadtische
Flachen verantwortungsvoll zu nutzen.

4. dass — soweit unter 1., 2. und 3. keine abweichende Abhandlung beschlossen wurde
— die wihrend der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB
und der Behoérden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB
eingegangenen Anregungen nicht anders zu bewerten sind als bereits im
Offenlagebeschluss des Rates vom 15.04.2026 (Sitzungsvorlage WP 20-25 SV 61/001)
beschlossen. Es wird insoweit auf den Beschluss vom 15.04.2026 verwiesen.

5. den Bebauungsplan Nr. 139A gem. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 192) geandert worden ist,
als Satzung zu beschlieRen.

Das Plangebiet umfasst die Flurstiicke 17 und 18 der Flur 55 sowie die Flursticke 2 (tlw.),
3, 138, 194, 195, 196, 197 und 452 (tlw.) der Flur 56 in der Gemarkung Hilden.

Ziel des Bebauungsplanes ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur
Entwicklung von Wohnraum (Allgemeines Wohngebiet) zu schaffen.

Dem Satzungsbeschluss liegt die Begriindung zum Bebauungsplan mit Stand vom
12.01.2026, erganzt am 07.08.2026 sowie der Umweltbericht mit Stand vom 12.01.2026,
Uberarbeitet am 07.08.2026 zugrunde.

Erlauterungen und Begriindungen:

Am 15.05.2019 wurde durch den Rat der Stadt Hilden mehrheitlich der Beschluss gefasst, fir das
vorliegende Plangebiet ein Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans nach §13a BauGB
einzuleiten (Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren), um die Errichtung
von offentlich geférdertem Wohnungsbau auf Grundlage einer vorgestellten Bebauungsstudie zu
ermdglichen. Die Stadtverwaltung wurde zudem beauftragt, einen Projekttrager fur diese
Malnahme zu suchen (siehe Sitzungsvorlage WP 14-20 SV 61/205). Auf Anfrage der
Stadtverwaltung hat die WGH Wohnungsbaugesellschaft Hilden mbH (WGH) das Projekt gepruft
und zugestimmt, das Projekt weiter zu planen und umzusetzen. Lediglich der untergeordnete
Ostliche Teil des Plangebietes verbleibt in Dritteigentum.

Infolge dessen hat der Stadtentwicklungsausschuss in seiner Sitzung am 18.11.2020 mehrheitlich
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 139A fir den Bereich Hofstrale Nr. 150 inklusive
Hinterland gemaf § 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 13a BauGB beschlossen (siehe
Sitzungsvorlage WP 20-25 SV 61/002). Dieser Vorlage lag ein stadtebauliches Konzept als
Bebauungsvorschlag mit insgesamt 47 Wohneinheiten (davon 43 Wohneinheiten im
Geschosswohnungsbau) bei.

Im Mai 2021 beschéftigte sich der Stadtentwicklungsausschuss auf Antrag der CDU-Fraktion
sowie der FDP-Fraktion mit dem Thema, den bis dato vorliegenden stadtebaulichen Entwurf, der
im Auftrag der WGH erstellt wurde, zu Uberarbeiten und die Zahl der geplanten Wohneinheiten zu
reduzieren (siehe Sitzungsvorlage WP 20-25 SV 61/032).

Auf Grundlage dessen hatte der Projekttrager sodann einen utberarbeiteten Entwurf mit insgesamt
37 Wohneinheiten (davon 28 im Geschosswohnungsbau) vorgelegt. Der
Stadtentwicklungsausschuss hatte in der Sitzung vom 01.09.2021 den Uberarbeiteten
stadtebaulichen Entwurf mit einer geringeren Anzahl an Wohneinheiten als Grundlage flr das
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weitere Bebauungsplanverfahren festgestellt sowie den Aufstellungsbeschluss geandert, sodass
die Aufstellung des Bebauungsplanes nun nicht mehr nach § 13a BauGB erfolgen sollte, sondern
hin zu einem ,Regelverfahren®. Mit der Durchfiihrung eines ,Regelverfahrens® wurde insbesondere
die Erstellung eines Umweltberichts einschliellich eines Landschaftspflegerischen Fachbeitrages
mit einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung erforderlich.

Am 21.11.2024 fand eine Informationsveranstaltung fur interessierte Burgerinnen und Burger bzw.
der Offentlichkeit statt. Das Protokoll der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit kann der
Sitzungsvorlage WP 25-30 SV 61/001 enthommen werden (alternativ kann das Protokoll unter
www.hilden.de/bplan139A heruntergeladen werden. Die Veranstaltung diente als Auftakt der
Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB, welche im Zeitraum vom 21.11.2024 bis
einschlief3lich 05.12.2024 stattfand.

Im Zeitraum vom 16.12.2024 bis einschlief3lich zum 31.01.2025 erfolgte sodann die friihzeitige
Beteiligung der Behdérden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 1 BauGB. Im
Beschlussvorschlag zur 6ffentlichen Auslegung wurde ein Vorschlag unterbreitet, wie die
Stellungnahmen der Behorden und Trager 6ffentlicher Belange abgewogen werden kénnen, und
die daraus resultierenden Anderungen an der Planung erlautert.

Der Rat der Stadt Hilden hat am 15.04.2026 nach vorheriger Vorberatung im Ausschuss fur
Stadtentwicklung, Klima und Mobilitat (SKM) am 11.02.2026 den Beschluss zur Veroffentlichung
der Planunterlagen gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Behérden und sonstigen
Trager offentlicher Belange geman §4 Abs. 2. BauGB sowie die Erweiterung des Geltungsbereichs
gefasst (siehe Sitzungsvorlage WP 25-30 SV 61/001). Die offentliche Auslegung gemaf § 3 Abs. 2
BauGB und die Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs.
2 BauGB erfolgte nach ortsublicher Bekanntmachung im Amtsblatt vom 21.04.2026 im Zeitraum
vom 29.04.2026 bis einschlieRlich zum 03.06.2026. Insgesamt gingen 6 Stellungnahmen aus der
Offentlichkeit und 23 Stellungnahmen von den Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange ein.

Die eingegangenen Stellungnahmen aus der Offentlichkeit bezogen sich insbesondere auf die
bestehende Verkehrssituation der Hofstralde, die Larmeinwirkungen aus Schienenverkehrs- und
Bolzplatzlarm, zu Verlust von Griin- und Freiflachen, zu Starkregenereignissen und Klimarelevanz,
zu verschiedenen Planungsalternativen sowie zum naturschutzfachlichen Ausgleich.

Die Anregungen aus der Behdrdenbeteiligung gemar § 4 Abs. 2 BauGB und der Verdéffentlichung
gemal § 3 Abs. 2, welche parallel zur 6ffentlichen Auslegung stattfand, wurden, sofern relevant in
den Bebauungsplan und dessen Begrindung eingearbeitet und werden in der vorliegenden
Sitzungsvorlage zur Abwagung gestellt. Die Anregungen der Fachamter, die wahrend der
frihzeitigen Beteiligung sowie wahrend der Behdrdenbeteiligung eingegangen sind, beziehen sich
insbesondere auf die Artenschutzprifung, den naturschutzfachlichen Ausgleich und das stadtische
Okokonto, auf planungsrechtliche Hinweise, auf die La&rmeinwirkungen aus Schienenverkehrs- und
Bolzplatzlarm sowie auf die Auswirkungen von bahnbedingten Erschitterungen. Die Anregungen
wurden in die Planunterlagen eingearbeitet. Hierdurch sind die Grundzige der Planung nicht
beruhrt.

Fachgutachten:
Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurden Fachgutachten erstellt, die Uber die
Verfahrensseite (www.hilden.de/bplan139A) oder unmittelbar Gber nachfolgende Links im Internet

abgerufen werden koénnen:

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag Bebauungsplan 139A ,HofstralRe 150 inklusive Hinterland*
(Stand 2025, Uberarbeitet 04.08.2026): https://www.o-sp.de/download/hilden/595622
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Orientierendes Baugrundgutachten (Stand 2020): https://www.o-sp.de/download/hilden/492037

Schallimmissionstechnische Bearbeitung: Untersuchung von Verkehrs- und Sportlarm (Stand
2025): https://www.o-sp.de/download/hilden/554308

Messbericht Schwingungs- und Erschitterungsmessung bei Zugvorbeifahrten (Stand 2025):
https://www.0-sp.de/download/hilden/554309

Schallimmissionstechnische Bearbeitung: Untersuchung von Verkehrs- und Sportlarm (Stand
2024): https://www.o-sp.de/download/hilden/492044

Schalltechnische Untersuchung (Ersteinschatzung) (Stand 2018):
https://www.0-sp.de/download/hilden/492043

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur zweiten Aktualisierung der ASP (Stand 2026):
https://www.0-sp.de/download/hilden/593639

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aktualisierung der ASP (Stand 2024):
https://www.0-sp.de/download/hilden/492047

Kartierung planungsrelevanter Brutvdgel (Stand 2018):
https://www.o-sp.de/download/hilden/492046

Artenschutzprifung Stufe 1 (Stand 2017):
https://www.o-sp.de/download/hilden/492045

Stadtebaulicher Vertrag:

Der stadtebauliche Vertrag zwischen der Stadt Hilden und der WGH Wohnungsbaugesellschaft
Hilden mbH ist als Anlage 1 der Sitzungsvorlage beigefiigt. Der Vertrag regelt verbindlich die
Realisierung von offentlich-geférderten Wohnungsbau, die Einhaltung von Vorgaben hinsichtlich
Schallschutz und Schwingungen sowie die Umsetzung von MaRnahmen zum Artenschutz.

Nach Rechtskraft des Bebauungsplans und im Fortgang der Konkretisierung der weiteren Planung
des Projekts wird zusatzlich noch ein sog. Unternehmererschliellungsvertrag mit der WGH als
Projekttrager abzuschlieRen sein, in dem sich die WGH verpflichtet, zur Entlastung der Stadt
Hilden die im Bebauungsplan festgesetzten 6ffentlichen Infrastrukturen - d.h. die StralRe mit ihren
Regenwasserentwasserungseinrichtungen sowie der notwendige Schmutzwasserkanal mit der
Anbindung an den Kanal in der Karnaper Stral3e - zu errichten und nach der Errichtung an die
Stadt Hilden mangelfrei zu GUbergeben.

Gez.
Dr. Claus Pommer
Blrgermeister

Klimarelevanz:

Durch die geplante Bebauung kommt es gegenuber der heutigen Situation zu einer héheren
Grundstlicksversiegelung. Aufgrund der geplanten siedlungstypischen Bebauung, der Schaffung
nutzbarer wohnungsnaher Freiflachen und einer ortsnahen Versickerung von Niederschlagswasser
kann dennoch der Versiegelungsgrad abgemildert werden. Das auf den versiegelten Flachen
zusatzlich anfallende Regenwasser wird vor Ort versickert und nicht dem Regenwasserkanal
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zugefuhrt.

Zudem sind grunordnerische MaRnahmen vorgesehen, die dazu beitragen, die Auswirkungen auf
das Schutzgut Klima abzumildern. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima wurden im
Planungsprozess untersucht und im Umweltbericht dargestellt.

Inklusionsrelevanz:

In den Mehrfamilienhdusern sollen Wohnungen verschiedener GroRe errichtet werden. Die
Wohnungsgrundrisse sind noch nicht bekannt, und werden im Baugenehmigungsverfahren
hinsichtlich ihrer Barrierefreiheit gepruft.

Die Einfamilienhauser und Doppelhauser werden aufgrund ihrer Geschossigkeit voraussichtlich
nicht barrierefrei errichtet.

Die konkrete barrierearme oder gar barrierefreie Gestaltung der Gebaude und Wohnungen,

beispielsweise auch fir seh- oder hdérbehinderte Menschen, ist nicht Teil des
Bebauungsplanverfahrens, sondern hieran anschlieRender Genehmigungsverfahren.
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Stadtebaulicher Vertrag
zwischen

der Stadt Hilden,
vertreten durch den Bilirgermeister
Herr Dr. Claus Pommer
Am Rathaus 1, 40721 Hilden
- nachfolgend ,,Stadt“ genannt -

und

der WGH Wohnungsbaugesellschaft Hilden mbH
vertreten durch den Geschaftsfiihrer
Herrn Andre von Kielpinski-Manteuffel
Kirchhofstr. 33, 40721 Hilden
- nachfolgend ,,Vertragspartnerin“ genannt -

Praambel

Die Vertragspartnerin wird Eigentimerin der Grundsticke Hofstralde 150 einschlie3lich
des Hintergelandes in 40723 Hilden (Gemarkung Hilden, Flur 56, Flursticke 2 (teilweise),
3, 138, 194 und 197 sowie Flur 55, Flurstlicke 17, 18 und 452 (teilweise)).

Derzeit befinden sich auf den Grundstiicken eingeschossige Wohngebaude, Garagen,
mehrere Nebengebaude sowie umfangreiche Grunflachen. Die Vertragspartnerin beab-
sichtigt, die Flachen einer wohnbaulichen Entwicklung zuzufthren.

Nach dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 139A ist die Errichtung von vier Mehrfamilien-
hausern sowie von funf Einfamilien- und Doppelhdusern vorgesehen. Der Rat der Stadt
Hilden hat am 21.03.2018 beschlossen, bei der Aufstellung von Bebauungsplanen sicher-
zustellen, dass ein Anteil von 30 % der durch einen Bebauungsplan neu geschaffenen
Wohnbauflachen als 6ffentlich geférderter Wohnraum errichtet und innerhalb der Bin-
dungsfrist der Wohnraumférderung auch betrieben wird. Zu dem Bebauungsplan Nr. 139A
hat der Rat der Stadt als Grundstiickseigentiimerin beschlossen, dass samtliche auf sei-
nen bisherigen Grundstucken zu errichtenden Wohnbauflachen der 6ffentlichen Wohnbau-
forderung dienen sollen.

Nach der derzeitigen Planung werden durch das Bauvorhaben insgesamt 3.959 m? neue
Wohnflache geschaffen. Hiervon entfallen 2.740 m? auf die Mehrfamilienhauser, das voll-
standig als offentlich geforderter Wohnraum errichtet und anschliel3iend an Forderberech-
tigte vermietet werden soll.

Weitere 1.219 m? Wohnflache entfallen auf die Einfamilien- und Doppelhauser. Diese sol-
len an Forderberechtigte gemal Kapitel 3 der Forderrichtlinie Offentliches Wohnen im
Land NRW in der jeweils gultigen Fassung verauliert werden.

Zwei weitere Einfamilienhauser mit einer Wohnflache von insgesamt 396 m? sind auf den
Fremdgrundstlicken Gemarkung Hilden, Flur 56, Flurstliicke 195 und 196 vorgesehen.



Da diese Grundstlcke nicht im Eigentum der Vertragspartnerin stehen werden, sind sie
nicht Gegenstand dieses Vertrages.

Daneben sind zur Umsetzung des Bebauungsplans weitere Rahmenbedingungen einzu-
halten, die Gegenstand der stadtebaulichen Abwagung im Rahmen der Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 139A waren. Diese Rahmenbedingungen betreffen den Schallschutz
sowie den Artenschutz.

Vor diesem Hintergrund wird folgender stadtebaulichen Vertrag gemaf § 11 BauGB ge-
schlossen.

§1

Geltungsbereich des Vertrages

Das Vertragsgebiet umfasst die Grundstlcke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
Nr. 139A gemald dem als Anlage beigeflugten Lageplan des Vertragsgebietes. Die Anlage
ist Bestandteil des Vertrages.

§2
Offentlich geférderter Wohnungsbau

(1)  Auf den Grundstiucken Hofstralle 150 einschliel3lich des Hintergelandes in 40723
Hilden (Gemarkung Hilden, Flur 56, Flursticke 2 (teilweise), 3, 138, 194 und 197
sowie Flur 55, Flurstlcke 17, 18 und 452 (teilweise)) errichtet die Vertragspartnerin
auf Grundlage des Bebauungsplans Nr. 139A vier Mehrfamilien-
hauser sowie funf Einfamilien- und Doppelhauser mit einer voraussichtlichen Ge-
samtwohnflache von ca. 3.959 m? (ermittelt nach der Verordnung zur Berechnung
der Wohnflache — WoFIV — vom 25.11.2003 in der jeweils geltenden Fassung).

Die Vertragspartnerin verpflichtet sich, 100 % der neu geschaffenen Wohnflache
entsprechend den Bestimmungen des Gesetzes zur Férderung und Nutzung von
Wohnraum fir das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW) vom 8. Dezember
2009 (GV. NRW. S. 772) sowie den jeweils geltenden Wohnraumférderungsbestim-
mungen (WFB) als offentlich geférderten Wohnraum zu errichten.

(2) Die Mehrfamilienhduser verbleiben im Bestand der Vertragspartnerin. Sie sind als
offentlich geférderter Mietwohnraum zu errichten, entsprechend den forderrechtli-
chen Bestimmungen vorzuhalten und ausschliel3lich an Forderberechtigte zu ver-
mieten. Die in den Einfamilien- und Doppelhausern entstehenden Wohneinheiten
durfen nur an Kaufer veraufiert werden, die aufgrund der Wohnraumférderungsbe-
dingungen NRW zur Eigentumsbildung geférdert werden.

(3) Die Vertragspartnerin verpflichtet sich alle Verpflichtungen, die aus einem entspre-
chenden Bewilligungsbescheid des Kreises Mettmann fur den Bau der Mehrfamili-
enhauser resultieren, einzuhalten.



(2)

(4) Der bei der gemals WFENG NRW zustandigen Bewilligungsbehdrde einzureichende

Antrag auf Forderung zum Neubau auf Mietwohnungen sowie der Forderbescheid,
ist seitens der Vertragspartnerin mit Versand bzw. innerhalb von 8 Werktagen nach
Eingang, dem Sachgebiet Refinanzierung/ Vertragsrecht des Bauverwaltungs- und
Bauaufsichtsamt der Stadt Hilden per E-Mail (Bauverwaltung@hilden.de) in Kopie
zu Ubersenden.

Die Vertragspartnerin verpflichtet sich, die Bebauung der Vertragsgrundsticke nach
den Vorgaben des Bebauungsplan Nr. 139A innerhalb von drei Jahren nach Ertei-
lung des Bewilligungsbescheids Uber die 6ffentliche Wohnraumforderung fur die
Mehrfamilienhauser durch die zustandige Bewilligungsbehdrde vollstandig herzu-
stellen. Die Verpflichtung gilt als erflllt, wenn die Voraussetzungen des § 84 Abs. 8
Satz 2 oder Satz 3 der Bauordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW)
vorliegen.

Als geplante Wohnflache im Sinne des § 2 Abs. 1 gelten 3.959 m2. Dieser Ansatz
kann gemindert werden, wenn die Vertragspartnerin nachweist, dass rechtlich oder
tatsachlich nur eine geringere Wohnflache im Sinne des § 2 Abs. 2 S. 1 realisiert
werden konnte und dies nicht von der Vertragspartnerin zu vertreten war. Ebenso
wird dieser Ansatz erhdht, wenn baurechtlich mehr Wohnflache beantragt und ge-
nehmigt wird. Geplante Wohnflache im Sinne des § 2 Abs. 1 ist dann die geneh-
migte Wohnflache.

§3

Vertragsstrafe

Fir die Unterschreitung und nicht Fertigstellung des Anteils an gemal § 2 Abs. 1
festgesetzten im Standard des offentlich geforderten Wohnungsbaus hergestellten
Wohnraums und/oder von dem Landeswohnraumférdergesetz abweichende Bele-
gungsbindung (Einkommensgruppe A oder B), zahlt die Vertragspartnerin an die
Stadt auf Verlangen eine Vertragsstrafe von 1.422 € je gemal § 2 Abs. 1 nicht her-
gestelltem Quadratmeter gebundenen Wohnraumes. Eine abweichende Belegung
gilt, ebenso wie eine abweichende Belegungsbindung, als nicht hergestellte Wohn-
flache.

Nach Abnahme (Abnahme im Sinne des Forderrechts: Bezugsfahigkeit und Nach-
weis bestimmungsgemalier Erstbelegung) entsteht im Zeitraum der Zweckbindung
ein Anspruch der Stadt gegen die Vertragspartnerin. Es entsteht dann Anspruch auf
eine Ausgleichszahlung in Hohe von 4,74 € pro Monat und Quadratmeter, wenn
und soweit der Wohnraum nicht im Sinne des Vertrages belegt wird. Anstatt der
vorgenannten Ausgleichszahlung hat die Stadt auch ein Belegungsrecht nach § 4
Abs. 1.

§4
Dienstbarkeit

Zur Sicherung der in § 2 aufgefuhrten Festlegungen zur Schaffung von offentlich
geférdertem Wohnraum hat die Vertragspartnerin vor Rechtskraft des Bebauungs-



plans 139A auf ihre Kosten zugunsten der Stadt im Grundbuch eine befristete be-
schrankte personliche Dienstbarkeit (Besetzungsrecht gemafl § 17 Abs. 3 WFNG
NRW) gem. § 1093 BGB wie folgt einzutragen:

,Zu Lasten der Grundsticke Gemarkung Hilden, Flur 56, Flursticke 2 (teilweise),
3, 138, 194 und 197 sowie Flur 55, Flursticke 17, 18 und 452 (teilweise) und zu
Gunsten der Stadt Hilden wird eine beschrankt personliche Dienstbarkeit (Beset-
zungsrecht gemal} § 17 Abs. 3 des Gesetzes zur Forderung und Nutzung von
Wohnraum fur das Land Nordrhein-Westfalen i.V.m. § 1093 BGB, fur die 6ffentlich
geférderte Wohnflache im Sinne des § 2 des stadtebaulichen Vertrages) verein-
bart.”

Diese personlich beschrankte Dienstbarkeit beschrankt sich auf die Grundstucke,
die dem Bau von Mehrfamilienhdusern dienen. Sie darf grundsatzlich ohne die Zu-
stimmung der Stadt nicht vor Ablauf der 25-jahrigen Bindefrist und etwaiger Zah-
lungen von Vertragsstrafen geléscht werden. Nach Verkauf der parzellierten
Grundstucke fur den Bau der Einfamilien- und Doppelhauser kann auf diesen
Grundsticken die Dienstbarkeit auf Kosten der Vertragspartnerin geldéscht werden.
Die Stadt Hilden verpflichtet sich, eine Loschungsbewilligung zu erteilen, wenn
nachgewiesen ist, dass die Kauferinnen und Kaufer eine Wohnraumférderung ge-
mal} Kapitel 3 der Forderrichtlinie erhalten kdnnen.

Die Vertragspartnerin hat das Recht, unter den forderwirdigen Personen eine Aus-
wahl zu treffen.

(2)  Mit Abnahme (im Sinne des Forderrechts) ist das Besetzungsrecht innerhalb eines
Monats durch Eintragung in Grundbuch auf die konkret betroffenen Wohneinheiten
der Mehrfamilienhauser zu spezifizieren, ansonsten greift die Vertragsstrafe nach §
3.

(3) Die Eintragung der Dienstbarkeit, sowie die Ubertragung auf die konkreten
Wohneinheiten ist dem Sachgebiet Refinanzierung/ Vertragsrecht des Bauverwal-
tungs- und Bauaufsichtsamt der Stadt Hilden per E-Mail (Bauverwaltung@hil-
den.de) unverzuglich anzuzeigen.

§5

Schallschutz / Schwingungen

FiUr das Vertragsgebiet stellt der Schienenverkehrslarm der westlich liegenden Bahntrasse
insbesondere aufgrund der Nahe eine dominierende Schallquelle dar, so dass ein ausrei-
chender Schallschutz notwendig ist.

Zur Erzielung einer weitestgehenden Schallabschirmung und damit einer deutlichen Larm-
minderung ist neben einer schallabschirmenden Bebauung, passiven Schallschutzmal3-
nahmen sowie weiteren Vorkehrungen zum Schutz von Aulienwohnbereichen und der
Nachtruhe eine schalloptimierte Grundrissanordnung notwendig.

Durch eine schwingungstechnische Untersuchung wurde bereits festgestellt, dass im ge-
samten Geltungsbereich des Plangebiets Schwingungs- und Erschitterungseinwirkungen
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durch Schienenverkehr nicht ausgeschlossen werden kann.

Bei der Errichtung von Gebauden ist wahrend des bauordnungsrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens eine detaillierte schwingungstechnische Untersuchung durch einen aner-
kannten Sachverstandigen durchzuflihren.

Auch im Hinblick auf den sekundaren Luftschall sind die Gebaude zu entkoppeln.

Hierfur sind die westlich gelegenen Gebauderiegel in Verbindung mit der Larmschutzwand
zwischen den Baukdrpern sowie Fassadenverlangerungen nach Norden und Stden zur
Bildung eines Schallschutzriegels anzuordnen, welcher die dahinter liegenden Gebaude
und Aullenanlagen vom Schienenverkehrslarm abschirmt.

Schitzenswerte Raume sind in diesem Gebauderiegel auf den larmabgewandten Gebau-
deseiten anzuordnen oder mit Loggien bzw. mit Schallschutzfenstern und schallgeschitz-
ten Luftungseinrichtungen auszustatten.

Die Vertragspartnerin verpflichtet sich, dass vor Ingebrauchnahme der Ubrigen Gebaude
im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 139A der Gebauderiegel in Verbindung mit
der Larmschutzwand errichtet ist und somit die im Bebauungsplan zugrundegelegte
Schallabschirmung fir die Gbrigen Gebaude mit ihren Freiflachen gewahrleistet ist.

§6

Artenschutz

(1)  Um ein Auslésen von Verbotstatbestanden gemal § 44 Abs. 1 BNatSchG zu ver-
meiden, sind gemal des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags zur Aktualisierung
der ASP (Dr. UIf Schmitz, Okologische Landschaftsanalyse und Naturschutzpla-
nung, Stand: 18. November 2024) folgende Minderungs- und Vermeidungsmafnah-
men im Vertragsgebiet einzuhalten:

a) Um Fledermause und Voégel nicht in ihren Fortpflanzungs- und Ruhestatten zu
téten oder zu schadigen (§ 44 Abs. 1 BNatSchG Zugriffsverbot Nr. 1), darf das
Dach des zum Abriss vorgesehenen Einfamilienhauses nur aul3erhalb der Fort-
pflanzungszeit von Vogeln und Fledermdusen (01. Oktober eines Jahres bis 28./29.
Februar des Folgejahres) abgerissen werden.

b) Die Fallung der Baume, die Rodung der Gebtische und der sonstigen Vegetation
darf nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar, also auf3erhalb
der Brutsaison der Vogel stattfinden.

c) Zur Vermeidung von Vogelschlag (Kollision) an spiegelnden und / oder transparen-
ten Glasflachen sind grofliere Glasfronten oder Ubereck-Verglasungen zu vermei-
den oder vogelgerecht auszufuhren.

d) Bei der AuRenbeleuchtung ist zur Vermeidung von Insektenverlusten LED-Lampen
mit geringen UV-Anteilen und damit geringer Lockwirkung zu wahlen (insekten-
freundliches Licht).



(2)

e) Nach Maoglichkeit sollte das Licht nicht permanent die ganze Nacht leuchten, son-

dern durch Bewegungsmelder automatisch bei Bedarf eingeschaltet werden.

Im Geltungsbereich des Vertragsgebietes missen zur Kompensation des Wegfalls
potenzieller Fortpflanzungsstatten von Fledermausen in die Fassaden der geplan-
ten Gebaude insgesamt mindestens vier wartungsfreie Ganzjahresquartiere fur Fle-
dermause fachgerecht eingemauert oder dauerhaft von aul3en angebracht werden.

Alternative Ausfuhrungen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehorde
zulassig.

Zur Kompensation des Wegfalls von Fortpflanzungs- und Ruhestatten fir Vogel und
Fledermause (Baumhdhlen in den bereits gefallten Obstbaumen) missen spates-
tens 2 Monate nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 139A in der unmittelba-
ren Umgebung des Vertragsgebietes mindestens drei Fledermauskasten und drei
Vogelnistkasten angebracht werden. Von den Vogelnistkasten sollte einer als Nist-
platz fur Stare geeignet sein (Fluglochweite 45 mm). Eine regelmafige Reinigung
der Vogelnistkasten und der nicht wartungsfreien Fledermauskasten (jahrliche Rei-
nigung im Oktober) ist sicherzustellen.

Alternative Ausfuhrungen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehoérde
zulassig.

§7

Vertragsstrafen

Fir jeden von der Vertragspartnerin zu vertretenden Verstol gegen die Verpflich-
tungen, die in § 5 dieses Stadtebaulichen Vertrages zum Schallschutz von der Ver-
tragspartnerin ibernommen wurden, wird eine Vertragsstrafe in Hohe von 500 € je
begonnenen Monat der Fristiberschreitung vereinbart.

Fir jeden von der Vertragspartnerin zu vertretenden Verstol gegen die Verpflich-
tungen, die in den § 6 dieses Stadtebaulichen Vertrages zum Artenschutz von der
Vertragspartnerin GUbernommen wurden, wird eine Vertragsstrafe in Hohe von 100 €
je begonnenen Monat der Fristuberschreitung vereinbart.

Die in den Absatzen 1 und 2 geregelten Vertragsstrafen fallen erst an, wenn die in §
5 bzw. § 6 genannten Verpflichtungen trotz Falligkeit und schriftlicher Aufforderung
der Stadt zur Erfullung nicht binnen zwei Monaten nach genannter Aufforderung er-
fullt wurden.

Fir jeden von der Vertragspartnerin zu vertretenden Verstol gegen die Verpflich-
tungen, die im § 9 (Abs. 1 und 2) dieses Vertrages von der Vertragspartnerin Uber-
nommen wurden, wird eine Vertragsstrafe in Hohe von jeweils 2.000 € vereinbart:



(1)

(1)

(2)

§8
Entgelt

Fir die Ausfertigung des Stadtebaulichen Vertrages wird gemaf Tarif Nr. 20 der
Verwaltungsgebuhrensatzung der Stadt Hilden ein einmaliges Entgelt in Hohe von
200,00 € erhoben, welches in einem separaten Bescheid geltend gemacht wird.

Das Entgelt ist innerhalb von zwei Wochen nach Vertragsunterzeichnung durch
beide Parteien auf das Konto der Stadt Hilden zu zahlen.

§9

Rechtsnachfolge

Die Vertragspartnerin verpflichtet sich, die in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten
und Bindungen ihrem Rechtsnachfolger mit schuldrechtlicher Weitergabeverpflich-
tung zu Ubertragen.

Ein Wechsel der Vertragspartnerin bedarf der Zustimmung der Stadt. Vorbereitun-
gen hierzu darf die Vertragspartnerin oder ihre Rechtsnachfolger nur mit Kenntnis
und Zustimmung der Stadt veranlassen. Die Zustimmung kann von der Stadt nur
aus wichtigem Grund verweigert werden.

Die Vertragspartnerin haftet der Stadt als Gesamtschuldner fur die Erfullung des
Vertrages neben einem etwaigen Rechtsnachfolger, soweit die Stadt ihn nicht aus-
drucklich aus dieser Haftung entlasst.

§10
Vertragsanderungen, Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen

Vertragsanderungen oder -erganzungen bedurfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der
Schriftform. Dies gilt auch fir die Aufhebung des Schriftftormerfordernisses. Neben-
abreden bestehen nicht.

Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die Stadt und die Vertragspartnerin erhalten
je eine Ausfertigung.

Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen beruhrt die Wirksamkeit der Ubrigen
Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Stadt und die Vertragspartnerin verpflichten
sich, unwirksame Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und
Zweck des Vertrages rechtlich und wirtschaftlich entsprechen.



§ 11

Inkrafttreten
Dieser Vertrag tritt in Kraft

- mit Unterschrift beider Vertragsparteien
- mit Inkrafttreten des Bebauungsplans 139A

Hilden, den Hilden, den
Far die Stadt Hilden Far die Vertragspartnerin
Dr. Claus Pommer Andre von Kielpinski-Manteuffel

Blrgermeister Geschéftsflhrer
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Bebauungsplan Nr. 139A "Hilden Hofstralie"
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Textliche Festsetzungen

Zeichnerische Festsetzungen

Planzeichenerklarung:

1. Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-, §§ 1 bis
11 der Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

WA1

1.1.3.

Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO), fortlaufend nummeriert

2. Mal der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 BauGB, §16 BauNVO Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

0,4
Il

GH
TH

FH

2.5. Grundflachenzanhl
2.7. Zahl der Vollgeschosse, als Hochstmal}
2.8. Héhe baulicher Anlagen, als Hochstmalf}

in Metern Gber Normalhéchen-Null (NHN)

Gebaudehohe, als Hochstmal}
Traufhohe, als Hochstmal}

Firsthohe, als Hochstmal}

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

A
A

3.

3.1

3.1.
3.5.

6. Verkehrsflachen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

V|

6.1.

6.2.

6.3.

9. Griunflachen

\"

offene Bauweise
Doppelhauser
Einzelhauser

Baugrenze

offentliche Straenverkehrsflachen
Strallenbegrenzungslinie
offentliche Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:

Verkehrsberuhigter Bereich

Private Grinflache

Offentliche Griinflache

Zweckbestimmung: Straflenbegleitgrin

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Mafinahmen und Flachen fiir Malknahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

00009

15. Sonstige Planzeichen
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Anforderungen an die Gestaltung

PD

SD

13.2.1.

13.2.1.

15.3.

15.5.

15.5.

15.6.

15.6.

15.6.

15.13.

15.14.

Hinweisende Darstellung

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen mit Ordnungsnummer (A1/ A2)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Anpflanzen: Baume

Umgrenzung von Flachen fir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen
und Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs.1 Nr.4 und 22 BauGB)

Mit Geh- und Leitungsrechten zu belastende Flachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Mit Leitungsrechten zu belastende Flachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Vorkehrungen zum Schutz gegen schadliche Umwelteinwirkungen,
gemaln Ziffer 8.1

Bereich des mal3geblichen AuRenlarmpegels in dB(A) z. B. 70 dB (A),

Baumstandorte, Streuobstwiese

Sichtdreieck

Beeinflussungsbereich gemaR Starkregengefahrenkarte der
Stadt Hilden, Szenario 3 (siehe textl. Hinweis Ziffer 24)

geman Ziffer 8.2

Beurteilungspegel > 62 dB(A) gemal Ziffer 8.3

Bestandsangaben

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten
Hilfslinie

Geradheitszeichen

Winkelmal}

Langenmal

Parallelmaf?

Pultdach

Satteldach

vorhandene Bebauung

Zahl der Vollgeschosse
Kreisgrenze
Gemeindegrenze
Gemarkungsgrenze
Flurgrenze

vorhandene Flurstlicksgrenze

Flursticksnummer

Bordstein, Fahrbahnrand
Gelandehohe in m G NHN

vorhandener Baum mit Kronendurchmesser
und Ordnungsnummer

Bdschung

1.

1.1

21

22

2.3

24

25

26

3.1

3.2

3.3

41

4.2

5.1

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

71

7.2

8.1

8.2

Textliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 BauNVO und § 4 BauNVO)

In allen festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind die nach § 4 Abs. 3 Nr. 3, Nr. 4
und Nr. 5 BauNVO ausnahmsweise zulassigen Nutzungen (Anlagen fur Verwaltungen,
Gartenbaubetriebe, Tankstellen) gemaR § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil
des Bebauungsplanes.

MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 19 und 21a BauNVO)

In allen festgesetzten allgemeinen \Wohngebieten darf die festgesetzte
Grundflachenzahl durch die Grundflache der in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten
Anlagen, einschlieRlich der an Gebaude angebauten Terrassen, um bis zu 50 % (max.
GRZ = 0,6) uberschritten werden.

Der Grundstucksflache sind gemaR § 21a Abs. 2 BauNVO die Flachenanteile an
auRerhalb des Baugrundstiuckes festgesetzten Gemeinschaftsanlagen (z.B.
Gemeinschaftsgaragen, Gemeinschaftsstellplatze fur Pkw oder Fahrrader,
Kleinkinderspielflachen) hinzuzurechnen.

Bei der Ermittlung der Geschossflache bleiben die Flachen von Garagengeschossen
geman § 21a Abs. 4 BauNVO unberucksichtigt.

Als maximal zuldssige Gebaudehohe (GH) bei Pultdachern gilt der oberste
Schnittpunkt der AuRenwand mit der Oberflache der Dachhaut.

Bei Satteldachern gilt als maximal zuldssige Traufhohe (TH) der Schnittpunkt der
AuRenwand mit der Oberflache der Dachhaut sowie als maximal zul&ssige Firsthéhe
(FH) der oberste Schnittpunkt der gegenldufigen Dachflachen (oberster Abschluss der
Dachhaut).

Die maximal zuldssige Gebaudehdhe (GH) und die maximal zulassige Firsthdhe (FH)
durfen durch die dem Dach untergeordneten, notwendigen technischen Anlagen (wie
z.B. Schornsteine, Luftungsrohre, Satellitenschisseln, Antennen, Anlagen zur Nutzung
der Solarenergie, Aufzugsuberfahrten) um bis zu 2,0 m auf einer Flache von in Summe
bis zu 15 % der Grundflache des darunterliegenden Geschosses Uberschritten werden.

Uberbaubare Grundstiicksflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 dirfen die festgesetzten dberbaubaren
Grundstiucksflachen nach Norden und Stiden durch larmabschirmende Vorbauten um
bis zu 3,5 m Uberschritten werden.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA2 durfen die festgesetzten
uberbaubaren Grundsticksflachen durch Erker, Loggien und Balkone um bis zu 2,0 m
Uberschritten werden.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 dirfen die festgesetzten
Uberbaubaren Grundsticksflachen durch an Geb&ude angebaute Terrassen,
Terrassenuberdachungen und Sichtschutzwande um bis zu 3,0 m Uberschritten
werden.

Stellplatze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

Stellplatze (St), Carports (Cp) und Garagen (Ga) fur Pkw sind nur in den uberbaubaren
Grundstucksflachen und den entsprechend gekennzeichneten Flachen zul&ssig.
Stellplatze sind auch innerhalb der fur Carports (Cp) und Garagen (Ga) festgesetzten
Flachen zulassig.

Stellplatze und Abstellanlagen fur Fahrrader sind auch auRerhalb der Uberbaubaren
Grundstucksflachen allgemein zulassig.

Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO und § 23 Abs. 5
BauNVO)

Anlagen  zur  dauerhaften Unterbringung  von  privaten, beweglichen
Abfallsammelbehéltern (Mulltonnen) sind ausschlieRlich innerhalb von Gebauden,
eingefriedeten,  oberirdischen  Flachen (Mulltonnenabstellplatze) oder in
Mulltonnenschranken zuldssig. Die oOrtlichen Bauvorschriften nach Ziffer Fehler!
Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. sind zu beachten.

MaBRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Geplante Abriss-, Fallungs- und BaumaRnahmen sind durch eine Okologische
Baubegleitung (OBB) zu flankieren. Dies betrifft insbesondere den Abriss von
fledermausrelevanten Gebaudeteilen sowie die Kontrolle des Baumschutzes von zu
erhaltenden Baumen vor Beschadigung bei Bauarbeiten.

Der Ruckbau und Abriss des Daches des Bestandsgebdaudes im WA 3.2
(HofstraRe 150) darf ausschlieRlich innerhalb des Zeitraums vom 01.10. eines Jahres
bis zum 28./29. Februar des Folgejahres (aul3erhalb der Fortpflanzungszeit von Végeln
und Fledermausen) erfolgen.

Vor Abriss-, Fallungs- und BaumaRnahmen innerhalb des WA 3.1 (Flursticke 195 und
196) ist eine artenschutzrechtliche Begutachtung erforderlich. Dies betrifft auch eine
Rucknahme oder Uberplanung des vorhandenen Teichs.

Im Geltungsbereich mussen zur Kompensation des Wegfalls potenzieller
Fortpflanzungsstatten von Fledermausen in die Fassaden der geplanten Gebaude
insgesamt mindestens vier wartungsfreie Ganzjahresquartiere fur Flederm&use
fachgerecht eingemauert oder dauerhaft von auf3en angebracht werden. Alternative
Ausfuhrungen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehorde zulassig. Die
Umsetzung ist durch einen stadtebaulichen Vertrag verbindlich zu regein.

Zur Kompensation des Wegfalls von Fortpflanzungs- und Ruhestatten fur Vogel und
Fledermause (Baumhohlen in den bereits gefallten Obstbaumen) mussen an den
verbleibenden Baumen auf der Flache des Plangebietes oder der unmittelbaren
Umgebung mindestens drei Fledermauskasten und drei Vogelnistkasten angebracht
werden. Von den Vogelnistkasten sollte einer als Nistplatz fur Stare geeignet sein
(Fluglochweite 45 mm). Eine regelmafige Reinigung der Vogelnistkasten und nicht
wartungsfreier Fledermauskasten (jahrliche Reinigung im Oktober) ist sicherzustellen.
Alternative Ausfuhrungen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehorde
zulassig. Die Umsetzung ist durch einen stadtebaulichen Vertrag verbindlich zu regeln.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die mit ,GL“ gekennzeichnete Flache ist mit einem Geh- und Leitungsrecht zugunsten
der Ver- und Entsorgungstrager zu belasten.

Die mit ,L“ gekennzeichnete Flache ist mit einem Leitungsrecht zugunsten der Ver- und
Entsorgungstrager zu belasten.

Vorkehrungen zum Schutz vor schéadlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist gemaR der schalltechnischen Untersuchung des
Ingenieurbliros Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR (Bericht 241107-5 BSI gy
201185 vom 03.11.2025) zur Larmminderung vor Bahnlarm der tGbrigen Baugebiete im
Bereich der mit aaaa gekennzeichneten Baugrenzen oder parallel dazu eine
Bebauung in zusammenhangender Massivbauweise mit einer Gebaudehothe von
mindestens 58,0 m UNHN zu errichten.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2, WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 sind zum
Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen (Gerauschimmissionen) gemagR der
schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurbtros Holger Grasy + Alexander Zanolli
GbR (Bericht 241107-5 BSI gy 201185 vom 03.11.2025) die AuRenbauteile
schutzbedurftiger R&ume gemal DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau®, die
ausschlieRlich Fenster an Fassaden innerhalb der zeichnerisch festgesetzten
mafgeblichen AuRenldrmpegel > 60 dB(A) aufweisen, mit einem Bau-Schalldamm-
Mafd entsprechend der Differenz zwischen dem jeweils festgesetzten mafigeblichen
AuBenlarmpegel und dem maximal zulassigen Innenraumpegel von 30 dB(A) fur
Aufenthaltsraume in Wohnungen, mindestens jedoch mit einem Bau-Schalldamm-MalR
von mindestens 30 dB(A) auszufihren. Fur sonstige schutzbedurftige Nutzungen gilt
der maximal zulassige Innenraumpegel gemaf DIN 4109, Kapitel 7 ,Anforderungen an
die Luftschallddmmung von AulRenbauteilen®.

8.3

8.4

8.5

9.1

10

101

10.2

10.3

104

10.5

10.6

10.7

10.8

10.9

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2, WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 sind
innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Bereiche mit Beurteilungspegeln von
> 62 dB(A) tags zum Schutz vor Larmbelastungen fir mit Gebauden baulich
verbundene AufRenwohnbereiche von Wohnungen (z.B. Terrassen, Balkone, Loggien)
bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zur La&rmminderung zu treffen. Die
baulichen oder sonstigen technischen Vorkehrungen (z.B. Ausgestaltung der
Balkonbristungen, Eigenabschirmung der Plangebdude oder schallabsorbierende
Ausgestaltung der Balkonunterseiten) mussen sicherstellen, dass sie eine
Schallpegeldifferenz bewirken, die zur Nicht-Uberschreitung von 62 dB(A) am Tage
durch Verkehrslarm fur die AuRenwohnbereiche fuhren.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2, WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 sind
innerhalb von Bereichen mit Beurteilungspegeln von > 45 dB(A) nachts an allen
Schlafraumen, zusatzlich zu den gemaR Ziffer 8.2 aufgefihrten Anforderungen,
Fenster mit schallgedammten und fensterunabhangigen Luaftungsanalgen gemaf
VDI 2719 auszustatten. GemaR der schalltechnischen Untersuchung des
Ingenieurbliros Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR (Bericht 241107-5 BSI gy
201185 vom 03.11.2025) sind bei freier Schallausbreitung im gesamten Plangebiet
Beurteilungspegel mit Gber 45 dB(A) nachts zu erwarten.

Sofern in bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren im Rahmen eines
Einzelnachweises = nachgewiesen  wird, dass aus der tatsachlichen
Verkehrslarmbelastung (z. B. durch Standortverlagerungen, Geschosshdhe oder
Abschirmwirkungen) geringere Anforderungen an den passiven Larmschutz
resultieren, darf von den Festsetzungen zum passiven Schallschutz gemaR
Festsetzungen Ziffer 8.2 bis 8.4 abgewichen werden.

Griinflache
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Die private  Grunflache mit der Zweckbestimmung ,Mahwiese mit
Regenwasserversickerung“ dient vorwiegend der Errichtung von Anlagen zur
Niederschlagswasserbeseitigung und der Begrinung als artenreiche Mahwiese.

Maximal 30 % der festgesetzten Grunflache durfen durch Anlagen zur
Niederschlagswasserbeseitigung (einschlief3lich Vorfluten) in Anspruch genommen
werden. Davon durfen bis zu 10m? durch Abwasserbeseitigungsanlagen
(z.B. Wasserbausteine zum Erosionsschutz) versiegelt werden. Unterirdische
Kanaltrassen und dazugehdrige Bauteile (insbesondere die geplante
Schmutzwasserkanalisation) sind als nicht versiegelt anzunehmen.

Maximal 15 % der festgesetzten Grunflache durfen durch Revisionswege und ahnliche
bauliche Anlagen in Anspruch genommen werden. Diese sind ausschlieBlich mit
wasserdurchlassigen Belagen (z. B. porenreiche Pflasterbelage, Pflasterungen mit
mindestens 1 cm breiter Fuge, Rasengittersteine, wassergebundene Wegedecken)
auszufuhren.

Die Ubrigen Flachenanteile der festgesetzten Griunfliche sind mit einer
Mischvegetation aus B&dumen, Strduchern und Rasen zu begrunen und extensiv zu
pflegen.

Anpflanzung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Fur die nachfolgenden Festsetzungen zur Anpflanzung von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen gilt, dass diese fachgerecht durchzufiihren sowie auf Dauer
zu erhalten und zu pflegen sind. Abgehende Pflanzen sind in der nachfolgenden
Vegetationsperiode zu ersetzen. Die jeweiligen Pflanzlisten geman Ziffer 10.9 sind zu
berdcksichtigen.

Die fachgerechte Ausfuhrung der Dachbegrinung hat gemal den FLL-Richtlinien,
insbesondere der ,FLL-Richtlinie fur die Planung, Ausfuhrung und Pflege von
Dachbegrinungen“ (Ausgabe 2008 bzw. den entsprechenden Neuauflagen) der
Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau zu erfolgen.

HINWEIS: Es wird empfohlen, auch bei nicht festgesetzten PflanzmaRRnahmen
standortgerechte und klimaresistente Arten zu verpflanzen, sowie
insektenfreundliche Pflanzen, Bienentrachtpflanzen und/oder

Vogelnahrgeholze zu verwenden.

Innerhalb der festgesetzten Anpflanzflache ,A1“ ist eine standortgerechte, mindestens
einreihige Schnitt- oder Strauchhecke mit mindestens 1,8 m Wuchshdhe anzupflanzen.

Mindest-Pflanzqualitat:
Mindest-Pflanzschema:

2 mal verpflanzt, ohne Ballen.
mindestens drei Pflanzen je Ifm.

Innerhalb der festgesetzten Anpflanzflache ,A2“ ist eine standortgerechte, mindestens
zweireihige Schnitt- oder Strauchhecke mit mindestens 1,8 m Wuchshdhe
anzupflanzen.

Mindest-Pflanzqualitat:
Mindest-Pflanzschema:

2 mal verpflanzt, ohne Ballen.
mindestens drei Pflanzen je Ifm pro Reihe.

In allen festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind gemaf folgender Quotierung je
100 m* Grundstucksflache standortgerechte Laubbdaume anzupflanzen. Die sich
ergebende Baumanzahl ist auf volle Zahlen aufzurunden.

WA 1 0,15 B&aume je 100 m? Grundstucksflache
WA 2 0,15 Baume -"-
WA 3.1 0,20 Baume ="
WA 3.2 0,20 Baume -"-
WA 4 0,30 Baume -"-

Fur das allgemeine Wohngebiet WA 1 und WA 2 sind Grundstucksteile der Baugebiete
,ZU WA 1 + WA 2“ hinzuzurechnen.

Mindest-Pflanzqualitat:  hochstammiger Laubbaum, 3 mal verpflanzt, mit Ballen,
Stammumfang 18/20 cm.

Im allgemeinen Wohngebiet ,zu WA1 + WA2“, sind fur die zeichnerisch festgesetzten
Einzelbdume standortgerechte Laubbaume in einer mindestens 6 m? grof3en
Baumscheibe mit mindestens 12 m®* Wurzelraumvolumen zu pflanzen. Bei der Lage
der Baume darf jeweils um bis zu 3,5 m vom festgesetzten Standort abgewichen
werden.
Mindest-Pflanzqualitat:  hochstammiger Laubbaum, 3 mal verpflanzt, mit Ballen,
Stammumfang 18/20 cm.

Innerhalb der festgesetzten Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung
,verkehrsberuhigter Bereich® sind mindestens zwei standortgerechte Laubbdume
anzupflanzen.

Mindest-Pflanzqualitat: hochstammiger Laubbaum, 3 mal verpflanzt, mit Ballen,

Stammumfang 22/24 18/20 cm.

Mindestens 10 % der nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen sind mit
insektenfreundlichen Pflanzen, Bienentrachtpflanzen und/oder Vogelnahrgehdlzen in
Form von Grasern, Wiesenpflanzen, Bodendeckern, Stauden, Strauchern und/oder
Geholzen zu bepflanzen.

Sonstige bauliche Anlagen ab einer Grundflache von 8 m? (z. B. Garagen, Carports,
Mdlleinhausungen, Uberdachte Abstellanlagen fur Fahrrader) sind mit einer geeigneten

Vegetationsschicht in einer Starke von mindestens 12 cm (zzgl. Filter- und
Drainageschicht) fachgerecht zu Uberdecken und mindestens mit einer
standortgerechten Vegetation (Ansaat einer autochthonen und artenreichen

Saatgutmischung mit Sedum, Grasern und Krautern) mindestens extensiv zu
begrinen. Auf in Summe mindestens 10 % der zu begrunenden Dachflachen sind
insektenfreundliche Sedum- und Pflanzenarten zu verwenden. Anlagen zur Nutzung
der Solarenergie (z.B. Photovoltaik- und Solarthermie-Anlagen) schlieRen eine
Dachbegrinung nicht aus.

Pflanzlisten

Bei den vorgenannten Festsetzungen zur Anpflanzung von B&dumen, Strduchern und
sonstigen Pflanzen sind Arten der folgenden Pflanzlisten zu verwenden.

Baume

Acer platanoide Spitz-Ahorn

Acer campestre Feld-Ahorn

Alnus glutinosa Erle

Amelanchier lamarckii Kupfer-Felsenbirne
Carpinus betulus Hainbuche

Cornus kousa Asiatischer Bluten-Hartriegel
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Cornus mas Kornelkirsche
Malus domestica Wild-Apfel
Malus sylvestis Holz-Apfel
Parrotia persica Eisenholz

Prunus avium

Quercus robur ,Fastigiata’
Sorbus domestica

Tilia cordata

Tilia cordata ,Rancho’

Vogel-Kirsche
Saulen-Eiche

Speierling

Winter-Linde

Kleinkronige Winter-Linde

Geholze fur Strauchhecken
Cornus mas

Kornelkische

Cornus sanguinea Hartriegel

Corylus avellana Haselnuss

Crataegus monogyna Eingriffliger Weif3dorn
Ligustrum vulgare Liguster

Prunus spinosa Schlehe/Schwarzdorn
Rhamnus catharticus Kreuzdorn

Rhamnus frangula Faulbaum

Rosa canina Hunds-Rose

Rosa rugosa Apfel-Rose

Salix aurita Ohrweide

Salix caprea Saalweide

Schwarzer Holunder
Trauben-Holunder
Wolliger Schneeball
Gewohnlicher Schneeball

Sambucus nigra
Sambucus racemosa
Viburnum lantana
Viburnum opulus

Gehdlze fur Schnitthecken

Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Hartriegel
Crataegus spec. WeilRdornarten
Fagus sylvatica Buche
Ligustrum vulgare Liguster

Rank- und Kletterpflanzen

Aristolochia duriur Pfaffenwinde
Clematis ,Sorten’ Waldrebe in Sorten
Hedera helix Efeu
Hydrangea petiolaris Kletterhortensie

GeilRblatt in Sorten
Wilder Wein in Sorten

Lonicera ,Sorten’
Parthenocissus tricuspidata ,Sorten’

Ortliche Bauvorschriften
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW)

Dachformen und Dachneigungen

Fur die gemal Planeintrag zulassigen Dachformen sind folgende Dachneigungen
zulassig:

- Satteldacher (SD) mit einer Dachneigung von 30° bis 45°
- Pultdacher (PD) mit einer Dachneigung bis zu 25°

Dacheindeckungen

Die Verwendung glasierter oder engobierter Dachsteine und -pfannen bzw. sonstiger
glanzender Dacheindeckungen ist unzuldssig. Ausgenommen davon sind technische
Aufbauten (z.B. Photovoltaik- und Solarthermie-Anlagen, Kaminabdeckungen) sowie
Mauer- und Attikaabdeckungen.

Baukorpergestaltung

Im allgemeinen Wohngebiet WA 4 sind aneinandergrenzende Doppelhduser in
Dachform, Dachneigung, Dacheindeckung (Material und Farbe) sowie
Fassadenmaterial und Fassadenfarbe einheitlich zu gestalten.

Einfriedungen

Einfriedungen sind, sofern sich aus den nachfolgenden Bestimmungen nichts Weiteres
ergibt, ausschlieRlich mit bis zu 2,0 m Hohe zulassig. Der textliche Hinweis Ziffer 20 ist
Zu beachten.

Einfriedungen sind, sofern sich aus den nachfolgenden Bestimmungen nichts Weiteres
ergibt, nur zulassig in Form von:

e Strauch- oder Schnitthecken;
e Stabgitterzaunen, jedoch nur in Kombination mit Strauch- oder Schnitthecken;
e Sockelmauern bis 0,6 m Hbéhe.

Die Verwendung von Flechtb&ndern oder &hnlichen Anbringungen zum Sichtschutz
sind bei Stabgitterzdunen unzulassig.

Zur Abgrenzung von an Gebdude angebauten Terrassen (Sichtschutz) sind zwischen
aneinandergebauten Hauseinheiten oder Wohneinheiten Terrassentrennwa@nde im
Erdgeschossbereich bis zu einer maximalen Hohe von 2,0 m Uber Gelande zulassig.
Deren Tiefe darf die ruckwartige Gebaudeflucht um nicht mehr als 3,0 m Uberschreiten.
Bei unterschiedlicher Tiefe der Gebaudeflucht ist von der groReren Bebauungstiefe
auszugehen. Als Material sind ausschlieBlich Glas, Mauerwerk, Metall, Holz oder
Verbundwerkstoffe (z.B. Hochdruck-Schichtpressstoffplatten) zuldssig. Gabionen sind
unzulassig.

Abgrabungen

Abgrabungen zum Zwecke der Belichtung, Beluftung und Besonnung von
Aufenthaltsraumen im Sinne des §47 BauO NRW unterhalb der naturlichen
Gelandeoberflache sind unzulassig. Ausgenommen davon sind Kellerlichtschéchte.

Standorte von Abfallsammelbehaltern und Fahrradabstellanlagen

Die nach Ziffer 5.1 festgesetzten Mulltonnenabstellplatze und Mulltonnenschranke sind
an mindestens zwei Seiten mit Hecken, Strauchern, Rank- oder Kletterpflanzen mit
mindestens 1,2 m Wuchshéhe einzugrinen.

Oberirdische, freistehende Fahrradabstellanlagen fur mehr als 8 Fahrrader sowie
Fahrradgaragen und Fahrradboxen sind an mindestens zwei Seiten mit Hecken,
Strauchern, Rank- oder Kletterpflanzen mit mindestens 1,2m Wuchshdhe
einzugrunen.

Hinweise
Bodendenkmalpflege

Bei Bodenbewegungen auftretende archdologische Funde und Befunde sind der
Unteren Denkmalbeh6rde oder dem LVR-Amt fur Bodendenkmalpflege im Rheinland,
AuBenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 02206/9030-0,
Fax: 02206/9030-22, unverzuglich zu melden. Die Anzeigepflicht entsteht nicht erst
dann, wenn eindeutig geklart ist, dass es sich um Zeugnisse der Geschichte
(archaologische Bodendenkmaler) handelt. Es genugt vielmehr, dass dem Laien
erkennbar ist, dass es sich um ein Bodendenkmal handeln kénnte. Bodendenkmal und
Fundstelle sind zun&chst unverandert zu erhalten. Die Weisungen des LVR-Amtes fur
Bodendenkmalpflege sind fur den Fortgang der Arbeiten abzuwarten.

Kampfmittel

Es ist nicht auszuschlief3en, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Insofern sind
Erdarbeiten im gesamten Geltungsbereich mit entsprechender Vorsicht auszufuhren.
Sollten Kampfmittel gefunden werden, sind die Arbeiten unverzuglich einzustellen und
umgehend die Ordnungsbehorde, die nachstgelegene Polizeidienststelle oder der
Kampfmittelbeseitigungsdienst zu benachrichtigen.

Sofern Erdarbeiten oder Spezialtiefbauarbeiten mit erheblichen mechanischen
Belastungen vorgesehen sind (wie z.B. Rammarbeiten, Pfahigrindungen oder
Verbauarbeiten) wird eine zusatzliche Sicherheitsdetektion empfohlen. Es wird auf den
Leitfaden des Kampfmittelbeseitigungsdienstes verwiesen.
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Erdbebengefahrdung

Das Plangebiet wird gemalt DIN 4149 der Erdbebenzone 0 und der geologischen
Untergrundklasse T zugeordnet. Nach DIN EN 1998-1/NA:2023-11 betragt die
spektrale Antwortbeschlaunigung im Plateaubereich des Antwortspektrums etwa
Sap,R = 0,91 Meter pro Quadratsekunde (fur die Wiederkehrperiode von 475 Jahren).
Fur das Plangebiet ergibt sich nach DIN EN 1998-1/NA:2023-11 die geologische
Untergrundklasse R.

Grundsatzlich ist gemalR den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW die
Erdbebengefahrdung bei Planung und Bemessung tblicher Hochbauten DIN EN 1998-

1/NA:2023-11 zu bericksichtigen. Bei—Planungenr—und—Bemessungen—ublicher
Al g & = i hen Besti L a andaes NR\A mit DIN

Innerhalb der Erdbebenzone 0 missen geman DIN 4149 fur Gbliche Hochbauten keine

besonderen MafRnahmen hinsichtlich potenzieller Erdbebenwirkungen ergriffen
werden. Bei Verwendung der DIN 1998 als Stand der Technik und einem Plateauwert
des Antwortspekirums SapR kleiner 0,6 m/s? (sehr geringe Seismizitat) ist in der Regel
fur Ubliche Hochbauten kein Nachweis der Standsicherheit im Erdbebenfall
erforderlich. Ab einem Plateauwert von 0,6 m/s? kann jedoch trotz der Zuordnung zur
Erdbebenzone 0 nach DIN 4149 ein Nachweis der Standsicherheit nach DIN EN 1998
erforderlich sein.

Sichtdreieck

Innerhalb des per Eintrag im Plan gekennzeichneten Sichtdreiecks (auch innerhalb des
allgemeinen Wohngebietes WA 3.1 und WA 3.2) sind im Sinne der Richtlinien fur die
Anlagen von Stadtstrallen (RASt 06) der Forschungsgesellschaft fur Stralen- und
Verkehrswesen (FGSV), in einer Hohe zwischen 0,8 m und 2,5 m (Sichtfeld) von
standigen Hindernissen (z.B. oberirdische bauliche Anlagen, parkende Kraftfahrzeuge
und sichtbehindernder Bewuchs) freizuhalten. B&ume, parkende Fahrrader,
Lichtmaste, Lichtsignalgeber und ahnliches sind zulassig, sofern die Sicht von sowie
die Sicht auf Verkehrsteilnehmende, insbesondere von Kindern, nicht beeintrachtigt
wird.

Artenschutz

Um ein Auslésen von Verbotstatbestanden gemaR § 44 Abs. 1 BNatSchG zu
vermeiden, sind gemal des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags zur zweiten
Aktualisierung der ASP (Dr. UIf Schmitz, Okologische Landschaftsanalyse und
Naturschutzplanung, Stand: 48—Nevember2024 30.Juli 2026) folgende Minderungs-
und Vermeidungsmafnahmen einzuhalten:

Die Fallung der Bdume, die Rodung der Gebusche und der sonstigen Vegetation darf
nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober eines Jahres und dem 28./29. Februar des
Folgejahres, also auf3erhalb der Brutsaison der Vogel stattfinden.

Zur Vermeidung von Vogelschlag (Kollision) an spiegelnden und / oder transparenten
Glasflachen wird empfohlen, groRere Glasfronten oder Ubereck-Verglasungen zu
vermeiden oder vogelgerecht auszufuhren. Dies gilt insbesondere an Stellen, durch die
die Vogel auf die andere Seite der Umgebung hindurchblicken koénnen.
Greifvogelsilhouetten oder UV-Markierungen gelten weitestgehend als unwirksam.
Empfehlungen zu vogelgerechten Ausfuhrungen sind in der 0.g. ASP formuliert.

Bei der AulRenbeleuchtung wird zur Vermeidung von Insektenverlusten empfohlen,
LED-Lampen mit geringen UV-Anteilen (warmweil3e Farbtemperatur von 1.000 bis
2.700 Kelvin und Wellenlangen zwischen 540 und 700 Nanometern) und damit geringer

Lockwirkung zu wahlen (insektenfreundliches Licht). Nach-Mé&glichkeit sollte das-Licht

AuRenbeleuchtung sind in der 0.g. ASP formuliert.

Vorkehrungen zum Schutz vor Larmbelastungen

GemalR der schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurbliros Holger Grasy +
Alexander Zanolli GbR (Bericht 241107-5 BSI gy 201185 vom 03.11.2025) wird
empfohlen, Schlafrdume und andere schutzbedurftige Nutzungen vorzugsweise an der
von der Larmquelle abgewandten Seite auszurichten (architektonische Selbsthilfe).

Vorkehrungen zum Schutz vor bahnbedingte Erschiitterungen

GemafR der Schwingungstechnischen Untersuchung (Holger Grasy + Alexander Zanolli
GbR, Bericht 250312 MBES za 20118 vom 12.03.2025) kénnen im gesamten
Geltungsbereich Schwingungs- und Erschitterungseinwirkungen durch
Schienenverkehr nicht ausgeschlossen werden. Bei der Errichtung von Gebauden ist
im Rahmen von bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren eine detaillierte
schwingungstechnische Untersuchung durch einen anerkannten Sachverstandigen
durchzufuhren. Es wird empfohlen, die Gebaude auch im Hinblick auf sekundaren
Luftschall zu entkoppeln.

Vorkehrungen zum Schutz vor Starkregen

GemalR der Starkregengefahrenkarte der Stadt Hilden kann eine Betroffenheit durch
Starkregen nicht ganzlich ausgeschlossen werden. Der gemaR Szenario 3
(Wiederkehrintervall > 100 Jahre) beeinflusste Bereich wurde im Bebauungsplan
zeichnerisch dargestellt. Daher werden insbesondere fur Gebdude und bauliche
Anlagen innerhalb der dargestellten Bereiche MalRnahmen einer
hochwasserangepassten Architektur (architektonische Selbsthilfe) empfohlen. Fur
mogliche MaRnahmen des Objektschutzes (z.B. in Form von Kantsteinen, Mulden,
Retentionsraumen,  Gestaltung der  Gelandeoberflache) wird auf die
Hochwasserschutzfibel des Bundesministeriums fur Wohnen, Stadtentwicklung und
Bauwesen sowie auf den Leitfaden zur Starkregenvorsorge fur Hauseigentumer,
Bauwillige und Architekten (\Wassersensibel planen und bauen im Kreis Mettmann) des
Kreises Mettmann verwiesen.

Baumschutzsatzung, Vorsorgender Baumschutz

Es qilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes im Stadtgebiet Hilden vom
10.11.2010 fur innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und der
Geltungsbereiche der Bebauungsplane.

Fur die bestehende Eiche (Ordnungsnummer 9) innerhalb der 6ffentlichen Grunflache
mit der Zweckbestimmung ,Mahwiese mit Regenwasserversickerung“ sowie den Ahorn
(Ordnungsnummer 12) im Norden vom allgemeinen Wohngebiet WA 3.1 sind im
Rahmen von Baustelleneinrichtungen ausreichende SchutzmafRnahmen fur Stamm-,
Kronen- und Wurzelbereiche nach den anerkannten Regeln der Technik (u.a. DIN
18915, DIN 18920, FLL-Richtlinie ,ZTV-Baumpflege*, FGSV-Richtlinien ,RAS-LP 4*
und ,R-SBB*) vorzusehen.*

Vorsorgender Gewdsser- und Bodenschutz

GemaR § 202 BauGB ist Oberboden (Mutterboden) bei Errichtung oder Anderung von
baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und
Vergeudung zu schutzen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur
Wiederverwendung zu lagern und spater wieder einzubauen. Nahere Ausfihrungen
zum Vorgehen - bezuglich des Umgangs mit Boden - enthalten die DIN 18300 und
18915. Es wird empfohlen, Uberschussigen Mutterboden der Landwirtschaft zur
Verfugung zu stellen. Auf die Berucksichtigung der im Umweltbericht formulierten
Vermeidungs- und Minderungsmaflnahmen zum Schutzgut Boden / Wasser wird
verwiesen.

Zur Vermeidung einer Gewasser- oder Bodenbelastung durch Metallionen sind geman
EU-Wasserrahmen-Richtlinie (2000/60/EG) nicht beschichtete oder nicht behandelte
kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dacheindeckungsmaterialien, bei welchen durch
Niederschlage oder Alterungsprozesse Metallionen gelést werden und in das
abzuleitende Niederschlagswasser gelangen kénnten, nicht zulassig. Bei
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Bedachungen mit beschichtetem Metall ist die Unversehrtheit der Beschichtung nach
20 Jahren nachzuweisen.

Schutz von Entwidsserungsanlagen und Bestandsbdumen

Bei der Planung und Herstellung von Anlagen zur Niederschlags- oder
Schmutzwasserbeseitigung sind vorhandene, insbesondere geschutzte
Bestandsbdume auf angrenzenden Grundsticken und deren Wurzelbereiche
angemessen zu bericksichtigen. Auf die einschlagigen, technischen Regelwerke
(z.B. DWA-M 162) wird hingewiesen.

Die Anlagen sollen so angeordnet und ausgefiihrt werden, dass Beeintrachtigungen
des Baumbestandes sowie Beeintrachtigungen der Funktionsfahigkeit der
Entwasserungsanlagen durch Wurzelwachstum vermieden werden. Soweit
erforderlich, sind geeignete technische SchutzmaRnahmen vorzusehen. Eingriffe in
den Wurzelbereich vorhandener, insbesondere geschitzter Baume bedurfen, soweit
sie den Verbotstatbestand der Baumschutzsatzung erfiillen, einer entsprechenden
Ausnahme oder Befreiung.

Zivilrechtliche Anspruche und Vereinbarungen zwischen Grundstiicksnachbarn sowie
die Offentlich-rechtlichen Anforderungen der Baumschutzsatzung bleiben hiervon
unberuhrt.

Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt im geplanten Wasserschutzgebiet Zone IIIA des Wasserwerks
Hilden-Karnap. Daraus ergibt sich eine verbindliche Einhaltung der
Genehmigungstatbestande fur den Schutz in der Zone IlIA gemaf der entsprechenden
Wasserschutzverordnung. Im Rahmen von Genehmigungsverfahren sind die
Wasserwerksbetreiber (Stadtwerke Hilden GmbH und Stadtwerke Solingen GmbH) zu
beteiligen.

Beteiligungserfordernis Deutsche Bahn in Genehmigungsverfahren

Bei konkreten Bauvorhaben zur Bahntrasse ist die DB Netz AG zu beteiligen. Die
Bauantrage (Baubeschreibung, maflstabsgetreue / prifbare Plane, Querschnitte, etc.)
sind der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien, Region West, Kompetenzteam Baurecht
einzureichen.

Es wird darauf hingewiesen, dass auch auf benachbarten Fremdflachen mit Kabeln
und Leitungen der DB zu rechnen ist. Es ist rechtzeitig —ca. 6 Wochen vor Baubeginn-
eine entsprechende Anfrage an die DB InfraGO AG / DB AG, DB Immobilien zu richten.
Ggf. sind im Baubereich vor Baubeginn entsprechende Suchschlitze von Hand
auszufuhren. Anfragen zu Kabel und Leitungen der DB AG sind ausschlieRlich Uber
das Online Portal der DB Immobilien einzureichen:

www.deutschebahn.com/Online_Portal/Kabel_und_Leitungsanfragen

Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Beleuchtung von
Parkplatzflachen, Leuchtwerbung) ist im Nahbereich von Betriebsflachen der
Deutschen Bahn AG darauf zu achten, dass Blendungen der Triebfahrzeugfuhrer
ausgeschlossen sind und Verfalschungen, Uberdeckungen und Vortduschungen von
Signalbildern nicht vorkommen. Von Gebauden, baulichen Anlagen und
genehmigungsfreien Bauvorhaben durfen keine negativen Auswirkungen auf den
Bahnbetrieb ausgehen. In jedem Einzelfalle ist die Deutsche Bahn AG an den
Planungen zu beteiligen.

Stellplatzsatzung

Es qilt die Stellplatzsatzung der Stadt Hilden vom 23.09.2022, einschlieRlich des
1. Nachtrags der Stellplatzsatzung vom 01.07.2024.

Landschaftspflegerische Ausgleichszuordnung

Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist die Zuordnung einer externen
Kompensationsflache erforderlich. Aus dem Okokonto der Stadt Hilden werden 10.211
Okopunkte (LANUK-Bewertungsverfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete
MaRRnahmenflache fir die (")kopunkte ist ,Obstwiese HofstralRe“ auf der von der
Gemeinde bereitgestellten Flache mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden,
Flur 56, Flurstick 2.

Einsichtnahme in auBerstaatliche Regelungen

Die aul3erstaatlichen Regelungen (wie z.B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf
die in den Textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird, werden in der zurzeit
geltenden Fassung gemeinsam mit dem Bebauungsplan zu jedermanns Einsicht im
Planungs- und Vermessungsamt der Stadt Hilden, Am Rathaus 1 in 40721 Hilden,
wahrend der Offnungszeiten bereitgehalten. Eine Méglichkeit zum Erwerb der DIN-
Normen besteht bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin.
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© Kartengrundlage: Kreis Mettmann, Vermessungs- und Katasteramt

Plangrundlage

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist
im Geltungsbereich des Bebauungsplans die planungsrelevanten baulichen
Anlagen sowie Strallen, Wege und Platze vollstandig nach. Sie ist hinsichtlich
der zeichnerischen Festsetzungen geometrisch einwandfrei.

Haan, den

ObVI Thorsten Spelter
Giesenheide 39 - 40724 Hilden

Ausfertigungsvermerk

Der Rat der Stadt Hilden hat am diesen Plan als Satzung
beschlossen. Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen entsprechen
dem Satzungsbeschluss.

Hilden, den
(Dr. Claus Pommer)
Burgermeister
Inkrafttreten
Am wurden der Satzungsbeschluss und die dauerhafte
Auslegung dieses Bebauungsplanes im Amtsblatt der Stadt Hilden
bekanntgemacht.
Hilden, den Planungs- und Vermessungsamt
Im Auftrag
(Sachbearbeiter/in)

Erkliarung zu den Anderungen nach der Offenlage

Der eingetragene Entwurf und die Textlichen Festsetzungen entsprechen den
vom Rat der Stadt Hilden beschlossenen Anderungen nach der Offenlage
des Bebauungsplanes. Der geanderte und erganzte Offenlageplan befindet
sich in der Verfahrensakte zum Bebauungsplan.

Hilden, den Planungs- und Vermessungsamt
Im Auftrag
(Sachbearbeiter/in)

Verfahren

Aufstellungsbeschluss: 18.11.2020

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses: 17.12.2020

Anderung des Aufstellungsbeschlusses: 01.09.2021

Bargeranhdrung zur frihzeitigen Beteiligung: 21.11.2024

Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit: vom 21.11.2024 bis einschl. 05.12.2024
Frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange:
vom 16.12.2024 bis einschl. 31.01.2025

Offenlagebeschluss:

Anderung des Aufstellungsbeschlusses:

Bekanntmachung des Offenlagebeschlusses und der Anderung des
Aufstellungsbeschlusses:

Offenlage:

Satzungsbeschluss:

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses:

Entwurf

Rechtsgrundlagen

Der eingetragene Entwurf entspricht der Planung.
Haan, den

ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH
Im Auftrag

=ISR

Innovativ in Stadt + Raum
ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH

Zur Pumpstation 1
Tel: +49 2129 5662090

(Sachbearbeiter/in)

42781 Haan / Rheinland
mail@isr-planung.de

Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634),
zuletzt geandert durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23.07.2026 (BGBI. 2026 | Nr. 226).

Verordnung liber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung - BauNVO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786),
zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176).

Verordnung liber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung - PlanzV)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58),

zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. 2025 | Nr. 189).

Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666),
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. NRW 2025. S. 618).

Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen

(Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421),

zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31.10.2023 (GV. NRW S. 1172).

MaRstab 1 : 500

Bebauungsplan Nr. 139A

fur den Bereich

"HofstraRe 150 inklusive Hinterland"

y Hilden

Stand: 12.01.2026, erganzt am 07.08.2026



oezboeluek
Schreibmaschinentext
Änderungen nach Offenlage 
sind in Violett dargestellt.


Bebauungsplan Nr. 139A "Hilden Hofstrale"

=ISR

Innovativ in Stadt + Raum

ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH
Zur Pumpstation 1 42781 Haan / Rheinland
Tel: +49 2129 5662090 mail@isr-planung.de

% ? 200
9 )
% 176
174
)
87
; i 7
| e " ,
— m % e Z
- el V) on
— - - 196 G
— ™ ‘; WUJ /"/_
] % 17.5 . 2
— s = e
B * & TH 53 7 )
& b Lo s IS Wzl ] = B [ 2 795 32
> > WAZ ] o IS - o
#10 o 197 0 [0 o #95 2 10 ©
GH = #1 — ° = L) Sl0 \
592 =) S 3 #5,
#25 o 95 = 0 ;4‘ ] o o ol
I 2 - i e i\ = 5 82
= 1
WA1 194 o @ \\ \\\ \ - v
0 [ 0° \\»‘v&\ st \* ! FH 6
o s 16.0 AL e 46 2 4o0f 4400 M
5 i e % = T ar : 5 3 =
| #1 3 ) o ’ﬁ’/ g #g 50 = FH 598 wasz | A\ >
2 I = j = MBR @ & PR O - g
> - ZuWA1+WA2 & ) 50
L L E[Ba i ‘ 2 Tl et ey
U Ga SOOI
Cp %, 0 |
0 > 320 \
T 3052 \ Z 5
) \\ LR E GH 59, 2 182 T
I ! E T\ N 418
1\ A 20 e 52 12 ] s: 273
0 08 2 & o
=on 52 L] il
vz — \ Cp
0 xAAZ ey 17 FH 585 181
$22 = - #15 g
Mahukese mit st = 20 g
Regenivasserversickerung 450 45 O 322 2 421 19 1S
o Zoox |2 417
> 27
‘ 2 5 754
1 ‘ % b -
\ o s J 510
422
-
7%
%
e
121
77 S onaohe.




Zeichnerische Festsetzungen

Planzeichenerklérung:

1. Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-, §§ 1 bis
11 der Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

2. MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 BauGB, §16 BauNVO Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO), fortlaufend nummeriert

0,4 2.5. Grundflachenzahl
1 2.7. Zahl der Vollgeschosse, als HochstmaR
2.8. Héhe baulicher Anlagen, als HéchstmaR
in Metern tiber Normalhéchen-Null (NHN)
GH Gebéudehéhe, als Hochstmal®
TH Traufhohe, als HochstmaR
FH Firsthéhe, als Hochstmal

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

o 3. offene Bauweise
A 3.1. Doppelhauser
A 3.1. Einzelh3user

3.5. Baugrenze

6. Verkehrsflachen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

6.1. offentliche StraRenverkehrsflachen

]

o

2. Straenbegrenzungslinie
3. offentliche Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung
Zweckbestimmung:

Verkehrsberuhigter Bereich

s

9.  Grinflachen

Private Griinflache

Offentliche Griinflache

Zweckbestimmung: StralRenbegleitgriin

< /W

13. Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir Manahmen zum Schutz,

zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen mit Ordnungsnummer (A1/ A2)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

13.2.1.

@ 1321

15. Sonstige Planzeichen

Anpflanzen: Badume

r(_Ban_S_t-i Umgrenzung von Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen
I cp | 193 und Gemeinschaftsanlagen
L—==- (§ 9 Abs.1 Nr.4 und 22 BauGB)
|_ -| 155 Mit Geh- und Leitungsrechten zu belastende Flachen
e ~ (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
|_ -l 155 Mit Leitungsrechten zu belastende Flachen
—r— ~ (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

-
o
o

Vorkehrungen zum Schutz gegen schadliche Umwelteinwirkungen,
gemaf Ziffer 8.1

15.6. Bereich des maRgeblichen AuBenlarmpegels in dB(A) z. B. 70 dB (A),
gemaR Ziffer 8.2

Beurteilungspegel > 62 dB(A) gemaR Ziffer 8.3

'I-:| 15.13 Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
L.a (§ 9 Abs.7 BauGB)
oo 1514 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten
-———- Hilfslinie
O Geradheitszeichen
2, Winkelmafy
PRLLAR Langenmal
PLALEN Parallelmal}

Anforderungen an die Gestaltung

Pultdach

Satteldach

Hinweisende Darstellung

[ ]
o

Baumstandorte, Streuobstwiese
Sichtdreieck

Beeinflussungsbereich gemaR Starkregengefahrenkarte der
Stadt Hilden, Szenario 3 (siehe textl. Hinweis Ziffer 24)

Bestandsangahen

vorhandene Bebauung

I\ Zahl der Vollgeschosse

Kreisgrenze

Gemeindegrenze

—— Gemarkungsgrenze
e — Flurgrenze
—O0— vorhandene Flurstiicksgrenze
125 Flurstiicksnummer
_—— = Bordstein, Fahrbahnrand
o 4385 Gelandehéhe in m 0 NHN

vorhandener Baum mit Kronendurchmesser
und Ordnungsnummer

Boschung




Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich ,,HofstraBe 150 inklusive Hinterland“
Stand 12.12.2025, erganzt am 07.08.2026

Anderungen nach der Offenlage sind lila, kursiv und unterstrichen hervorgerufen.

1.1

21

2.2

2.3

24

25

2.6

3.1

3.2

Textliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 BauNVO und § 4 BauNVO)

In allen festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind die nach § 4 Abs. 3 Nr. 3, Nr. 4
und Nr. 5 BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen (Anlagen fur Verwaltungen,
Gartenbaubetriebe, Tankstellen) gemall § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil
des Bebauungsplanes.

MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 19 und 21a BauNVO)

In allen festgesetzten allgemeinen Wohngebieten darf die festgesetzte
Grundflachenzahl durch die Grundflache der in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten
Anlagen, einschlie3lich der an Gebaude angebauten Terrassen, um bis zu 50 % (max.
GRZ = 0,6) Uberschritten werden.

Der Grundsticksflache sind gemaly § 21a Abs. 2 BauNVO die Flachenanteile an
aullerhalb des Baugrundstickes festgesetzten Gemeinschaftsanlagen (z.B.
Gemeinschaftsgaragen, Gemeinschaftsstellplatze fiur Pkw oder Fahrrader,
Kleinkinderspielflachen) hinzuzurechnen.

Bei der Ermittlung der Geschossflache bleiben die Flachen von Garagengeschossen
gemal § 21a Abs. 4 BauNVO unberucksichtigt.

Als maximal zuldssige Gebadudehthe (GH) bei Pultdachern gilt der oberste
Schnittpunkt der AuRenwand mit der Oberflache der Dachhaut.

Bei Satteldachern gilt als maximal zuldssige Traufhohe (TH) der Schnittpunkt der
Aulienwand mit der Oberflache der Dachhaut sowie als maximal zulassige Firsthéhe
(FH) der oberste Schnittpunkt der gegenlaufigen Dachflachen (oberster Abschluss der
Dachhaut).

Die maximal zulassige Gebaudehdhe (GH) und die maximal zulassige Firsthéhe (FH)
durfen durch die dem Dach untergeordneten, notwendigen technischen Anlagen (wie
z.B. Schornsteine, Luftungsrohre, Satellitenschisseln, Antennen, Anlagen zur Nutzung
der Solarenergie, Aufzugstiberfahrten) um bis zu 2,0 m auf einer Flache von in Summe
bis zu 15 % der Grundflache des darunterliegenden Geschosses Uberschritten werden.

Uberbaubare Grundstiicksflichen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 dlrfen die festgesetzten Uberbaubaren
Grundstticksflachen nach Norden und Siiden durch larmabschirmende Vorbauten um
bis zu 3,5 m Uberschritten werden.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 durfen die festgesetzten
Uberbaubaren Grundsttcksflachen durch Erker, Loggien und Balkone um bis zu 2,0 m
Uberschritten werden.



3.3

41

4.2

5.1

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

In den allgemeinen Wohngebieten WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 durfen die festgesetzten
Uberbaubaren Grundstucksflachen durch an Gebaude angebaute Terrassen,
Terrassenltberdachungen und Sichtschutzwande um bis zu 3,0 m Uberschritten
werden.

Stellplatze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

Stellplatze (St), Carports (Cp) und Garagen (Ga) fur Pkw sind nur in den Gberbaubaren
Grundsticksflachen und den entsprechend gekennzeichneten Flachen zulassig.
Stellplatze sind auch innerhalb der fir Carports (Cp) und Garagen (Ga) festgesetzten
Flachen zulassig.

Stellplatze und Abstellanlagen fur Fahrrader sind auch auRerhalb der Uberbaubaren
Grundsticksflachen allgemein zulassig.

Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO und § 23 Abs. 5
BauNVO)

Anlagen  zur  dauerhaften Unterbringung  von privaten, beweglichen
Abfallsammelbehaltern (Mulltonnen) sind ausschlief3lich innerhalb von Gebauden,
eingefriedeten,  oberirdischen  Flachen  (Mulltonnenabstellplatze) oder in
Mulltonnenschranken zulassig. Die értlichen Bauvorschriften nach Ziffer 16.1 sind zu
beachten.

MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Geplante Abriss-, Féllungs- und BaumalBnahmen sind durch eine 6kologische
Baubegleitung (OBB) zu flankieren. Dies betrifft _insbesondere den Abriss von
fledermausrelevanten Geb&udeteilen sowie die Kontrolle des Baumschutzes von zu
erhaltenden Bdumen vor Beschédiqung bei Bauarbeiten.

Der Riickbau und Abriss des Daches des Bestandsgebdudes im WA 3.2
(HofstraBe 150) darf ausschliellich innerhalb des Zeitraums vom 01.10. eines Jahres
bis zum 28./29. Februar des Folgejahres (aul3erhalb der Fortpflanzungszeit von Vbégeln
und Fledermdusen) erfolgen.

Vor Abriss-, Féllungs- und BaumalRnahmen innerhalb des WA 3.1 (Flurstiicke 195 und
196) ist eine artenschutzrechtliche Bequtachtunq erforderlich. Dies betrifft auch eine
Riicknahme oder Uberplanung des vorhandenen Teichs.

Im Geltungsbereich mussen zur Kompensation des Wegfalls potenzieller
Fortpflanzungsstatten von Fledermausen in die Fassaden der geplanten Gebaude
insgesamt mindestens vier wartungsfreie Ganzjahresquartiere fur Fledermause
fachgerecht eingemauert oder dauerhaft von aulden angebracht werden. Alternative
Ausfihrungen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehérde zulassig. Die
Umsetzung ist durch einen stadtebaulichen Vertrag verbindlich zu regeln.

Zur Kompensation des Wegfalls von Fortpflanzungs- und Ruhestatten fir Vogel und
Fledermause (Baumhdhlen in den bereits gefallten Obstbdumen) missen an den
verbleibenden Baumen auf der Flache des Plangebietes oder der unmittelbaren
Umgebung mindestens drei Fledermauskasten und drei Vogelnistkasten angebracht
werden. Von den Vogelnistkasten sollte einer als Nistplatz fir Stare geeignet sein
(Fluglochweite 45 mm). Eine regelmaflige Reinigung der Vogelnistkdsten und nicht



7.1

7.2

8.1

8.2

8.3

8.4

wartungsfreier Fledermauskasten (jahrliche Reinigung im Oktober) ist sicherzustellen.
Alternative Ausfuhrungen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehoérde
zulassig. Die Umsetzung ist durch einen stadtebaulichen Vertrag verbindlich zu regeln.

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die mit ,GL" gekennzeichnete Flache ist mit einem Geh- und Leitungsrecht zugunsten
der Ver- und Entsorgungstrager zu belasten.

Die mit,L* gekennzeichnete Flache ist mit einem Leitungsrecht zugunsten der Ver- und
Entsorgungstrager zu belasten.

Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist gemal der schalltechnischen Untersuchung des
Ingenieurbiros Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR (Bericht 241107-5 BSI gy
201185 vom 03.11.2025) zur Larmminderung vor Bahnlarm der Gbrigen Baugebiete im
Bereich der mit ssaa gekennzeichneten Baugrenzen oder parallel dazu eine
Bebauung in zusammenhangender Massivbauweise mit einer Gebaudehdhe von
mindestens 58,0 m UNHN zu errichten.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2, WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 sind zum
Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen (Gerduschimmissionen) gemal der
schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurburos Holger Grasy + Alexander Zanolli
GbR (Bericht 241107-5 BSI gy 201185 vom 03.11.2025) die AuRenbauteile
schutzbedurftiger Raume gemaly DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau®, die
ausschlieRBlich Fenster an Fassaden innerhalb der zeichnerisch festgesetzten
mafgeblichen Aullenlarmpegel > 60 dB(A) aufweisen, mit einem Bau-Schalldamm-
Mald entsprechend der Differenz zwischen dem jeweils festgesetzten mal3geblichen
AuRenlarmpegel und dem maximal zuldssigen Innenraumpegel von 30 dB(A) fur
Aufenthaltsrdume in Wohnungen, mindestens jedoch mit einem Bau-Schallddamm-Maf}
von mindestens 30 dB(A) auszufihren. Fur sonstige schutzbedurftige Nutzungen gilt
der maximal zulassige Innenraumpegel gemaf DIN 4109, Kapitel 7 ,Anforderungen an
die Luftschallddmmung von AuflRenbauteilen®.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2, WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 sind
innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Bereiche mit Beurteilungspegeln von
> 62 dB(A) tags zum Schutz vor Larmbelastungen fir mit Gebauden baulich
verbundene Aulienwohnbereiche von Wohnungen (z.B. Terrassen, Balkone, Loggien)
bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zur Larmminderung zu treffen. Die
baulichen oder sonstigen technischen Vorkehrungen (z. B. Ausgestaltung der
Balkonbrustungen, Eigenabschirmung der Plangebaude oder schallabsorbierende
Ausgestaltung der Balkonunterseiten) mussen sicherstellen, dass sie eine
Schallpegeldifferenz bewirken, die zur Nicht-Uberschreitung von 62 dB(A) am Tage
durch Verkehrslarm fur die AuRenwohnbereiche fuhren.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2, WA 3.1, WA 3.2 und WA 4 sind
innerhalb von Bereichen mit Beurteilungspegeln von > 45 dB(A) nachts an allen
Schlafraumen, zusétzlich zu den gemal Ziffer 8.2 aufgefihrten Anforderungen,
Fenster mit schallgeddammten und fensterunabhangigen LUftungsanalgen geman
VDI 2719 auszustatten. Gemal® der schalltechnischen Untersuchung des
Ingenieurbiros Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR (Bericht 241107-5 BSI gy
201185 vom 03.11.2025) sind bei freier Schallausbreitung im gesamten Plangebiet
Beurteilungspegel mit tGiber 45 dB(A) nachts zu erwarten.



8.5

9.1

10.

10.1

10.2

Sofern in bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren im Rahmen eines
Einzelnachweises nachgewiesen wird, dass aus der tatsachlichen
Verkehrslarmbelastung (z. B. durch Standortverlagerungen, Geschosshdhe oder
Abschirmwirkungen) geringere Anforderungen an den passiven Larmschutz
resultieren, darf von den Festsetzungen zum passiven Schallschutz gemaf
Festsetzungen Ziffer 8.2 bis 8.4 abgewichen werden.

Griinflache
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Die private Grunflaiche mit der Zweckbestimmung ,Mahwiese mit
Regenwasserversickerung“ dient vorwiegend der Errichtung von Anlagen zur
Niederschlagswasserbeseitigung und der Begriinung als artenreiche Mahwiese.

Maximal 30 % der festgesetzten Griunflache durfen durch Anlagen zur
Niederschlagswasserbeseitigung (einschliellich Vorfluten) in Anspruch genommen
werden. Davon durfen bis zu 10m? durch Abwasserbeseitigungsanlagen
(z.B. Wasserbausteine zum Erosionsschutz) versiegelt werden. Unterirdische
Kanaltrassen und dazugehérige Bauteile (insbesondere die geplante
Schmutzwasserkanalisation) sind als nicht versiegelt anzunehmen.

Maximal 15 % der festgesetzten Grinflache durfen durch Revisionswege und ahnliche
bauliche Anlagen in Anspruch genommen werden. Diese sind ausschlielBlich mit
wasserdurchlassigen Belagen (z. B. porenreiche Pflasterbelage, Pflasterungen mit
mindestens 1 cm breiter Fuge, Rasengittersteine, wassergebundene Wegedecken)
auszufihren.

Die Ubrigen Flachenanteile der festgesetzten Grinflaiche sind mit einer
Mischvegetation aus Baumen, Strauchern und Rasen zu begriinen und extensiv zu
pflegen.

Anpflanzung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Fir die nachfolgenden Festsetzungen zur Anpflanzung von Baumen, Straduchern und
sonstigen Bepflanzungen gilt, dass diese fachgerecht durchzuflihren sowie auf Dauer
zu erhalten und zu pflegen sind. Abgehende Pflanzen sind in der nachfolgenden
Vegetationsperiode zu ersetzen. Die jeweiligen Pflanzlisten geman Ziffer 10.9 sind zu
bertcksichtigen.

Die fachgerechte Ausfuihrung der Dachbegrinung hat gemal® den FLL-Richtlinien,
insbesondere der ,FLL-Richtlinie fur die Planung, Ausfihrung und Pflege von
Dachbegrinungen“ (Ausgabe 2008 bzw. den entsprechenden Neuauflagen) der
Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau zu erfolgen.

HINWEIS: Es wird empfohlen, auch bei nicht festgesetzten PflanzmalRnahmen
standortgerechte und klimaresistente Arten zu verpflanzen, sowie
insektenfreundliche Pflanzen, Bienentrachtpflanzen und/oder
Vogelnahrgeholze zu verwenden.

Innerhalb der festgesetzten Anpflanzflache ,A1“ ist eine standortgerechte, mindestens
einreihige Schnitt- oder Strauchhecke mit mindestens 1,8 m Wuchshdhe anzupflanzen.

Mindest-Pflanzqualitat: 2 mal verpflanzt, ohne Ballen.
Mindest-Pflanzschema: mindestens drei Pflanzen je Ifm.



10.3

10.4

10.5

10.6

10.7

10.8

10.9

Innerhalb der festgesetzten Anpflanzflache ,A2“ ist eine standortgerechte, mindestens
zweireihige Schnitt- oder Strauchhecke mit mindestens 1,8 m Wuchshohe
anzupflanzen.

Mindest-Pflanzqualitat: 2 mal verpflanzt, ohne Ballen.
Mindest-Pflanzschema: mindestens drei Pflanzen je Ifm pro Reihe.

In allen festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind gemal folgender Quotierung je
100 m? Grundstucksflache standortgerechte Laubbdume anzupflanzen. Die sich
ergebende Baumanzahl ist auf volle Zahlen aufzurunden.

WA 1 0,15 Béaume je 100 m? Grundstlcksflache
WA 2 0,15 Baume ="
WA 3.1 0,20 Baume -"-
WA 3.2 0,20 Baume -"=
WA 4 0,30 Baume -"-

Fur das allgemeine Wohngebiet WA 1 und WA 2 sind GrundstUicksteile der Baugebiete
,Zu WA 1 + WA 2° hinzuzurechnen.

Mindest-Pflanzqualitdt:  hochstammiger Laubbaum, 3 mal verpflanzt, mit Ballen,
Stammumfang 18/20 cm.

Im allgemeinen Wohngebiet ,zu WA1 + WA2“, sind fur die zeichnerisch festgesetzten
Einzelbdume standortgerechte Laubbaume in einer mindestens 6 m? grofen
Baumscheibe mit mindestens 12 m*® Wurzelraumvolumen zu pflanzen. Bei der Lage
der Baume darf jeweils um bis zu 3,5 m vom festgesetzten Standort abgewichen
werden.

Mindest-Pflanzqualitdt:  hochstdmmiger Laubbaum, 3 mal verpflanzt, mit Ballen,
Stammumfang 18/20 cm.

Innerhalb  der festgesetzten Verkehrsfliche mit der Zweckbestimmung
.verkehrsberuhigter Bereich® sind mindestens zwei standortgerechte Laubbdume
anzupflanzen.

Mindest-Pflanzqualitdt:  hochstammiger Laubbaum, 3 mal verpflanzt, mit Ballen,
Stammumfang 22/24 18/20 cm.

Mindestens 10% der nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen sind mit
insektenfreundlichen Pflanzen, Bienentrachtpflanzen und/oder Vogelnahrgehdlzen in
Form von Grasern, Wiesenpflanzen, Bodendeckern, Stauden, Strauchem und/oder
Gehdlzen zu bepflanzen.

Sonstige bauliche Anlagen ab einer Grundflache von 8 m? (z. B. Garagen, Carports,
Mulleinhausungen, berdachte Abstellanlagen fir Fahrrader) sind mit einer geeigneten
Vegetationsschicht in einer Starke von mindestens 12cm (zzgl. Filter- und
Drainageschicht) fachgerecht zu Uberdecken und mindestens mit einer
standortgerechten Vegetation (Ansaat einer autochthonen und artenreichen
Saatgutmischung mit Sedum, Grasern und Krautern) mindestens extensiv zu
begrunen. Auf in Summe mindestens 10 % der zu begrinenden Dachflachen sind
insektenfreundliche Sedum- und Pflanzenarten zu verwenden. Anlagen zur Nutzung
der Solarenergie (z.B. Photovoltaik- und Solarthermie-Anlagen) schliel’en eine
Dachbegrinung nicht aus.

Pflanzlisten



Bei den vorgenannten Festsetzungen zur Anpflanzung von Baumen, Stréduchern und

sonstigen Pflanzen sind Arten der folgenden Pflanzlisten zu verwenden.

Baume

Acer platanoide

Acer campestre

Alnus glutinosa
Amelanchier lamarckii
Carpinus betulus
Cornus kousa

Cornus mas

Malus domestica
Malus sylvestis
Parrotia persica
Prunus avium
Quercus robur ,Fastigiata’
Sorbus domestica
Tilia cordata

Tilia cordata ,Rancho’

Gehdlze fir Strauchhecken
Cornus mas

Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus monogyna
Ligustrum vulgare
Prunus spinosa
Rhamnus catharticus
Rhamnus frangula
Rosa canina

Rosa rugosa

Salix aurita

Salix caprea
Sambucus nigra
Sambucus racemosa
Viburnum lantana
Viburnum opulus

Geholze fur Schnitthecken
Acer campestre

Carpinus betulus

Cornus mas

Cornus sanguinea
Crataegus spec.

Fagus sylvatica

Ligustrum vulgare

Rank- und Kletterpflanzen
Aristolochia duriur

Clematis ,Sorten’

Hedera helix

Hydrangea petiolaris

Lonicera ,Sorten’

Parthenocissus tricuspidata ,Sorten’

Spitz-Ahorn

Feld-Ahorn

Erle

Kupfer-Felsenbirne
Hainbuche

Asiatischer BlUten-Hartriegel
Kornelkirsche

Wild-Apfel

Holz-Apfel

Eisenholz

Vogel-Kirsche
Saulen-Eiche

Speierling

Winter-Linde

Kleinkronige Winter-Linde

Kornelkische
Hartriegel

Haselnuss
Eingriffliger WeiRdorn
Liguster
Schlehe/Schwarzdorn
Kreuzdorn

Faulbaum
Hunds-Rose
Apfel-Rose

Ohrweide

Saalweide

Schwarzer Holunder
Trauben-Holunder
Wolliger Schneeball
Gewohnlicher Schneeball

Feldahorn
Hainbuche
Kornelkirsche
Hartriegel
Weil3dornarten
Buche
Liguster

Pfaffenwinde
Waldrebe in Sorten
Efeu

Kletterhortensie
Geillblatt in Sorten
Wilder Wein in Sorten
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11.1

12.

12.1

Ortliche Bauvorschriften
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW)

Dachformen und Dachneigungen

Flr die gemal Planeintrag zulassigen Dachformen sind folgende Dachneigungen
zulassig:

- Satteldacher (SD) mit einer Dachneigung von 30° bis 45°

- Pultdacher (PD) mit einer Dachneigung bis zu 25°

Dacheindeckungen

Die Verwendung glasierter oder engobierter Dachsteine und -pfannen bzw. sonstiger
glanzender Dacheindeckungen ist unzulassig. Ausgenommen davon sind technische
Aufbauten (z.B. Photovoltaik- und Solarthermie-Anlagen, Kaminabdeckungen) sowie
Mauer- und Attikaabdeckungen.

13.

14.

14.1

14.2

14.3

14.4

Baukorpergestaltung

Im allgemeinen Wohngebiet WA 4 sind aneinandergrenzende Doppelhduser in
Dachform, Dachneigung, Dacheindeckung (Material und Farbe) sowie
Fassadenmaterial und Fassadenfarbe einheitlich zu gestalten.

Einfriedungen

Einfriedungen sind, sofern sich aus den nachfolgenden Bestimmungen nichts Weiteres
ergibt, ausschlieBlich mit bis zu 2,0 m Hohe zulassig. Der textliche Hinweis Ziffer 20 ist
zu beachten.

Einfriedungen sind, sofern sich aus den nachfolgenden Bestimmungen nichts Weiteres
ergibt, nur zulassig in Form von:

e Strauch- oder Schnitthecken;
o Stabgitterzaunen, jedoch nur in Kombination mit Strauch- oder Schnitthecken;
e Sockelmauern bis 0,6 m Hohe.

Die Verwendung von Flechtbdndern oder dhnlichen Anbringungen zum Sichtschutz
sind bei Stabgitterzaunen unzulassig.

Zur Abgrenzung von an Gebaude angebauten Terrassen (Sichtschutz) sind zwischen
aneinandergebauten Hauseinheiten oder Wohneinheiten Terrassentrennwande im
Erdgeschossbereich bis zu einer maximalen Hohe von 2,0 m Uber Gelande zulassig.
Deren Tiefe darf die rickwartige Gebaudeflucht um nicht mehr als 3,0 m Uberschreiten.
Bei unterschiedlicher Tiefe der Gebaudeflucht ist von der grolReren Bebauungstiefe
auszugehen. Als Material sind ausschlieBlich Glas, Mauerwerk, Metall, Holz oder
Verbundwerkstoffe (z.B. Hochdruck-Schichtpressstoffplatten) zulassig. Gabionen sind
unzulassig.



15.

15.1

16.
16.1

16.2

17.

18.

19.

Abgrabungen

Abgrabungen zum Zwecke der Belichtung, Beluftung und Besonnung von
Aufenthaltsrdumen im Sinne des §47 BauO NRW unterhalb der natdrlichen
Gelandeoberflache sind unzuldssig. Ausgenommen davon sind Kellerlichtschachte.

Standorte von Abfallsammelbehaltern und Fahrradabstellanlagen

Die nach Ziffer 5.1 festgesetzten Mulltonnenabstellplatze und Mulltonnenschranke sind
an mindestens zwei Seiten mit Hecken, Strauchern, Rank- oder Kletterpflanzen mit
mindestens 1,2 m Wuchshdhe einzugriinen.

Oberirdische, freistehende Fahrradabstellanlagen flir mehr als 8 Fahrrader sowie
Fahrradgaragen und Fahrradboxen sind an mindestens zwei Seiten mit Hecken,
Strauchern, Rank- oder Kletterpflanzen mit mindestens 1,2m Wuchshdhe
einzugrinen.

Hinweise
Bodendenkmalpflege

Bei Bodenbewegungen auftretende archaologische Funde und Befunde sind der
Unteren Denkmalbehoérde oder dem LVR-Amt fir Bodendenkmalpflege im Rheinland,
AulRenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 02206/9030-0,
Fax: 02206/9030-22, unverziglich zu melden. Die Anzeigepflicht entsteht nicht erst
dann, wenn eindeutig geklart ist, dass es sich um Zeugnisse der Geschichte
(archaologische Bodendenkmaler) handelt. Es gentgt vielmehr, dass dem Laien
erkennbar ist, dass es sich um ein Bodendenkmal handeln konnte. Bodendenkmal und
Fundstelle sind zunachst unverandert zu erhalten. Die Weisungen des LVR-Amtes flr
Bodendenkmalpflege sind fir den Fortgang der Arbeiten abzuwarten.

Kampfmittel

Es ist nicht auszuschlief3en, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Insofern sind
Erdarbeiten im gesamten Geltungsbereich mit entsprechender Vorsicht auszuflhren.
Sollten Kampfmittel gefunden werden, sind die Arbeiten unverzlglich einzustellen und
umgehend die Ordnungsbehdérde, die nachstgelegene Polizeidienststelle oder der
Kampfmittelbeseitigungsdienst zu benachrichtigen.

Sofern Erdarbeiten oder Spezialtiefbauarbeiten mit erheblichen mechanischen
Belastungen vorgesehen sind (wie z.B. Rammarbeiten, Pfahlgrindungen oder
Verbauarbeiten) wird eine zusatzliche Sicherheitsdetektion empfohlen. Es wird auf den
Leitfaden des Kampfmittelbeseitigungsdienstes verwiesen.

Erdbebengefahrdung

Das Plangebiet wird gemall DIN 4149 der Erdbebenzone 0 und der geologischen
Untergrundklasse T zugeordnet. Nach DIN EN 1998-1/NA:2023-11 betrédgt die
spektrale Antwortbeschldunigung im Plateaubereich des Antwortspektrums etwa
Sap.R = 0,91 Meter pro Quadratsekunde (fiir die Wiederkehrperiode von 475 Jahren).
Fir das Plangebiet ergibt sich nach DIN EN 1998-1/NA:2023-11 die geologische
Untergrundklasse R.

Grundsétzlich ist gemél den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW die
Erdbebengefdhrdung bei Planung und Bemessung tblicher Hochbauten DIN EN 1998-

1/NA:2023-11 zu berlicksichtigen. Bei—Planungen—und—Bemessungen—Liblicher




20.

21.

Innerhalb der Erdbebenzone 0 miissen geméal3 DIN 4149 fiir (ibliche Hochbauten keine

besonderen MalRnahmen hinsichtlich potenzieller Erdbebenwirkungen ergriffen
werden. Bei Verwendung der DIN 1998 als Stand der Technik und einem Plateauwert
des Antwortspektrums SapR kleiner 0,6 m/s? (sehr geringe Seismizitat) ist in der Regel
fur Ubliche Hochbauten kein Nachweis der Standsicherheit im Erdbebenfall
erforderlich. Ab einem Plateauwert von 0,6 m/s? kann jedoch trotz der Zuordnung zur
Erdbebenzone 0 nach DIN 4149 ein Nachweis der Standsicherheit nach DIN EN 1998
erforderlich sein.

Sichtdreieck

Innerhalb des per Eintrag im Plan gekennzeichneten Sichtdreiecks (auch innerhalb des
allgemeinen Wohngebietes WA 3.1 und WA 3.2) sind im Sinne der Richtlinien fur die
Anlagen von Stadtstralien (RASt 06) der Forschungsgesellschaft fir Strallen- und
Verkehrswesen (FGSV), in einer Hohe zwischen 0,8 m und 2,5m (Sichtfeld) von
standigen Hindernissen (z.B. oberirdische bauliche Anlagen, parkende Kraftfahrzeuge
und sichtbehindernder Bewuchs) freizuhalten. Baume, parkende Fahrrader,
Lichtmaste, Lichtsignalgeber und ahnliches sind zulassig, sofern die Sicht von sowie
die Sicht auf Verkehrsteilnehmende, insbesondere von Kindern, nicht beeintrachtigt
wird.

Artenschutz

Um ein Auslésen von Verbotstatbestanden gemal® § 44 Abs. 1 BNatSchG zu
vermeiden, sind gemal des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags zur zweiten
Aktualisierung der ASP (Dr. UIf Schmitz, Okologische Landschaftsanalyse und
Naturschutzplanung, Stand: 18—-Nevember2024 30.Juli 2026) folgende Minderungs-

und Vermeidungsmafnahmen einzuhalten:

Die Fallung der Baume, die Rodung der Geblische und der sonstigen Vegetation darf
nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober eines Jahres und dem 28./29. Februar des
Folgejahres, also auRerhalb der Brutsaison der Vogel stattfinden.

Zur Vermeidung von Vogelschlag (Kollision) an spiegelnden und / oder transparenten
Glasflachen wird empfohlen, gréRere Glasfronten oder Ubereck-Verglasungen zu
vermeiden oder vogelgerecht auszufihren. Dies qilt insbesondere an Stellen, durch die




22.

23.

24,

25.

die _Vogel auf die andere Seite der Umgebung hindurchblicken kdbnnen.
Greifvogelsilhouetten oder UV-Markierungen gelten weitestgehend als unwirksam.
Empfehlungen zu vogelgerechten Ausfiihrungen sind in der 0.q. ASP formuliert.

Bei der AulRenbeleuchtung wird zur Vermeidung von Insektenverlusten empfohlen,
LED-Lampen mit geringen UV-Anteilen (warmweille Farbtemperatur von 1.000 bis
2.700 Kelvin und Wellenléngen zwischen 540 und 700 Nanometern) und damit geringer
Lockwwkung zu wahlen (msektenfreundllches Licht). Naeh—Méqhehke#—se#te—elas—l:feht

autema%eh—bet—Beda#—emqeseha#et—werde# We/tere Empfehlunqen zur

AuBenbeleuchtung sind in der 0.q. ASP formuliert.

Vorkehrungen zum Schutz vor Larmbelastungen

Gemal der schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurblros Holger Grasy +
Alexander Zanolli GbR (Bericht 241107-5 BSI gy 201185 vom 03.11.2025) wird
empfohlen, Schlafrdume und andere schutzbedurftige Nutzungen vorzugsweise an der
von der Larmquelle abgewandten Seite auszurichten (architektonische Selbsthilfe).

Vorkehrungen zum Schutz vor bahnbedingte Erschiitterungen

Gemal der Schwingungstechnischen Untersuchung (Holger Grasy + Alexander Zanolli
GbR, Bericht 250312 MBES za 20118 vom 12.03.2025) kbénnen im gesamten
Geltungsbereich Schwingungs- und Erschitterungseinwirkungen durch
Schienenverkehr nicht ausgeschlossen werden. Bei der Errichtung von Gebauden ist
im Rahmen von bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren eine detaillierte
schwingungstechnische Untersuchung durch einen anerkannten Sachverstandigen
durchzufihren. Es wird empfohlen, die Gebaude auch im Hinblick auf sekundaren
Luftschall zu entkoppeln.

Vorkehrungen zum Schutz vor Starkregen

Gemal der Starkregengefahrenkarte der Stadt Hilden kann eine Betroffenheit durch
Starkregen nicht ganzlich ausgeschlossen werden. Der gemal Szenario 3
(Wiederkehrintervall > 100 Jahre) beeinflusste Bereich wurde im Bebauungsplan
zeichnerisch dargestellt. Daher werden insbesondere fir Gebaude und bauliche
Anlagen innerhalb der dargestellten Bereiche Malnahmen einer
hochwasserangepassten Architektur (architektonische Selbsthilfe) empfohlen. Fir
mogliche MaRnahmen des Objektschutzes (z.B. in Form von Kantsteinen, Mulden,
Retentionsrdumen,  Gestaltung der  Gelandeoberflaiche) wird auf die
Hochwasserschutzfibel des Bundesministeriums fir Wohnen, Stadtentwicklung und
Bauwesen sowie auf den Leitfaden zur Starkregenvorsorge fir Hauseigentimer,
Bauwillige und Architekten (Wassersensibel planen und bauen im Kreis Mettmann) des
Kreises Mettmann verwiesen.

Baumschutzsatzung, Vorsorgender Baumschutz

Es gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes im Stadtgebiet Hilden vom
10.11.2010 fur innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und der
Geltungsbereiche der Bebauungsplane.

Fir die bestehende Eiche (Ordnungsnummer 9) innerhalb der 6ffentlichen Grunflache
mit der Zweckbestimmung ,Mahwiese mit Regenwasserversickerung“ sowie den Ahorn
(Ordnungsnummer 12) im Norden vom allgemeinen Wohngebiet WA 3.1 sind im
Rahmen von Baustelleneinrichtungen ausreichende Schutzmaflinahmen fir Stamm-,
Kronen- und Wurzelbereiche nach den anerkannten Regeln der Technik (u.a. DIN
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27.

28.

29.

18915, DIN 18920, FLL-Richtlinie ,ZTV-Baumpflege®, FGSV-Richtlinien ,RAS-LP 4*
und ,R-SBB") vorzusehen.*

Vorsorgender Gewasser- und Bodenschutz

GemaR § 202 BauGB ist Oberboden (Mutterboden) bei Errichtung oder Anderung von
baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und
Vergeudung zu schutzen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur
Wiederverwendung zu lagern und spater wieder einzubauen. Nahere Ausfuhrungen
zum Vorgehen - bezuglich des Umgangs mit Boden - enthalten die DIN 18300 und
18915. Es wird empfohlen, Uberschussigen Mutterboden der Landwirtschaft zur
Verfugung zu stellen. Auf die Berticksichtiung der im Umweltbericht formulierten
Vermeidungs- und MinderungsmalBnahmen zum Schutzgut Boden / Wasser wird
verwiesen.

Zur Vermeidung einer Gewasser- oder Bodenbelastung durch Metallionen sind gemaf
EU-Wasserrahmen-Richtlinie (2000/60/EG) nicht beschichtete oder nicht behandelte
kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dacheindeckungsmaterialien, bei welchen durch
Niederschlage oder Alterungsprozesse Metallionen gelost werden und in das
abzuleitende Niederschlagswasser gelangen koénnten, nicht zuldssig. Bei
Bedachungen mit beschichtetem Metall ist die Unversehrtheit der Beschichtung nach
20 Jahren nachzuweisen.

Schutz von Entwéasserungsanlagen und Bestandsbidumen

Bei der Planung und Herstellung von Anlagen zur Niederschlags- oder
Schmutzwasserbeseitigung sind vorhandene, insbesondere geschiitzte
Bestandsbdume auf angrenzenden Grundstiicken und deren Wurzelbereiche
angemessen zu_berticksichtigen. Auf die einschldgigen, technischen Regelwerke
(z.B. DWA-M 162) wird hingewiesen.

Die Anlagen sollen so angeordnet und ausgefiihrt werden, dass Beeintrdchtigungen
des Baumbestandes sowie Beeintrdchtigungen der Funktionsféhigkeit _der
Entwésserungsanlagen _durch _ Wurzelwachstum _vermieden werden. Soweit
erforderlich, sind _geeignete technische SchutzmalBnahmen vorzusehen. Eingriffe in
den Wurzelbereich vorhandener, insbesondere geschliitzter Bdume bedlirfen, soweit
sie_den Verbotstatbestand der Baumschutzsatzung erfiillen, einer entsprechenden
Ausnahme oder Befreiung.

Zivilrechtliche Anspriiche und Vereinbarungen zwischen Grundstlicksnachbarn sowie
die dffentlich-rechtlichen Anforderungen der Baumschutzsatzung bleiben hiervon
unbertihrt.

Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt im geplanten Wasserschutzgebiet Zone IlIA des Wasserwerks
Hilden-Karnap. Daraus ergibt sich eine verbindliche Einhaltung der
Genehmigungstatbestande fur den Schutz in der Zone IlIA gemaR der entsprechenden
Wasserschutzverordnung. /m Rahmen von Genehmiqungsverfahren sind die
Wasserwerksbetreiber (Stadtwerke Hilden GmbH und Stadtwerke Solingen GmbH) zu

beteiligen.

Beteiligungserfordernis Deutsche Bahn in Genehmigungsverfahren

Bei konkreten Bauvorhaben zur Bahntrasse ist die DB Netz AG zu beteiligen. Die
Bauantrage (Baubeschreibung, mafistabsgetreue / prifbare Plane, Querschnitte, etc.)
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32.

sind der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien, Region West, Kompetenzteam Baurecht
einzureichen.

Es wird darauf hingewiesen, dass auch auf benachbarten Fremdflachen mit Kabeln
und Leitungen der DB zu rechnen ist. Es ist rechtzeitig —ca. 6 Wochen vor Baubeginn-
eine entsprechende Anfrage an die DB InfraGO AG / DB AG, DB Immobilien zu richten.
Ggf. sind im Baubereich vor Baubeginn entsprechende Suchschlitze von Hand
auszufuhren. Anfragen zu Kabel und Leitungen der DB AG sind ausschlieRlich tber
das Online Portal der DB Immobilien einzureichen:

www.deutschebahn.com/Online_Portal/Kabel_und_Leitungsanfragen

Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Beleuchtung von
Parkplatzflachen, Leuchtwerbung) ist im Nahbereich von Betriebsflachen der
Deutschen Bahn AG darauf zu achten, dass Blendungen der Triebfahrzeugfihrer
ausgeschlossen sind und Verfalschungen, Uberdeckungen und Vortduschungen von
Signalbildern nicht vorkommen. Von Gebduden, baulichen Anlagen und
genehmigungsfreien Bauvorhaben dirfen keine negativen Auswirkungen auf den
Bahnbetrieb ausgehen. In jedem Einzelfalle ist die Deutsche Bahn AG an den
Planungen zu beteiligen.

Stellplatzsatzung

Es gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Hilden vom 23.09.2022, einschlieBlich des
1. Nachtrags der Stellplatzsatzung vom 01.07.2024.

Landschaftspflegerische Ausgleichszuordnung

Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist die Zuordnung einer externen
Kompensationsflache erforderlich. Aus dem Okokonto der Stadt Hilden werden 10.211
Okopunkte (LANUK-Bewertungsverfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete
MaRnahmenflache fir die Okopunkte ist ,Obstwiese Hofstrale“ auf der von der
Gemeinde bereitgestellten Flache mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden,
Flur 56, Flurstick 2.

Einsichtnahme in auBerstaatliche Regelungen

Die aulierstaatlichen Regelungen (wie z.B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf
die in den Textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird, werden in der zurzeit
geltenden Fassung gemeinsam mit dem Bebauungsplan zu jedermanns Einsicht im
Planungs- und Vermessungsamt der Stadt Hilden, Am Rathaus 1 in 40721 Hilden,
wahrend der Offnungszeiten bereitgehalten. Eine Méglichkeit zum Erwerb der DIN-
Normen besteht bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin.
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Begriindung

Anderungen nach der Offenlage sind lila, kursiv und unterstrichen hervorgerufen.
Stand: Januar 2026, ergénzt: Juli 2026

% Hilden
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1 Vorhandene Planunterlagen

Kartierung M 1: 500
Katasterrahmenkarte M 1: 1.000
Flachennutzungsplan M 1: 10.000

2 Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634),
zuletzt geandert durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23.07.2026 (BGBI. 2026 |

Nr. 226).

Verordnung liber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverord-
nung - BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt gean-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. | Nr. 176).

Verordnung liber die Ausarbeitung der Bauleitpldne und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58),

zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. | 2025S. 189).

Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666),

zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. NRW. S. 618).

Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen

(Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421),
in der Fassung der Anderung vom 21.07.2025 (GV. NRW S. 537).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
in der Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
22.07.2026 (BGBI. | S. 224).

Wassergesetz fir das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz — LWG)
in der Fassung des Artikel 1 des Gesetzes zur Anderung wasser- und wasserver-
bandsrechtlicher Vorschriften vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 559),

zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17.12.2021 (GV. NRW. S. 1470).

Gesetz liber Naturschutz und Landschaftspflege

(Bundesnaturschutzgesetz — BNatSchG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542),

zuletzt geandert durch Artikel 70 des Gesetzes vom 22.07.2026 (BGBI. 2026 | S. 224).

Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.03.2021 (BGBI. | S. 540),
zuletzt geandert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 22.07.2026 (BGBI. 2026 | Nr. 224).

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz — BBodSchG)

vom 17.03.1998 (BGBI. | S. 502),

zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25.02.2021 (BGBI. 306).
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Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen
(Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG NRW)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 934),

zuletzt geandert durch Artikel 3 Absatz 16 des Gesetzes vom 717.03.2025 (GV. NRW.
S. 288).

3 Lage, Zustand und GroRe des Plangebietes

Das Plangebiet liegt stdlich der Hildener Innenstadt und 6stlich der Guterbahnstrecke
Hilden — Immigrath. Es ist nérdlich und stdlich von Wohnbebauungen mit anliegenden
Hausgarten sowie im Osten von der Hofstralle umgeben. Westlich des Plangebietes
grenzt eine landwirtschaftliche Flache an, die durch die Bahnstrecke begrenzt wird. Zu-
dem grenzen im Sudwesten Kleingarten an das Plangebiet an. Das Plangebiet umfasst
die Flursticke 17 und 18 der Flur 55, sowie die Flursticke 3, 138, 194, 195, 196, 197,
2 (tiw.) und 452 (tlw.) der Flur 56 der Gemarkung Hilden. Die Grolie des Plangebietes
umfasste zum Zeitpunkt der frihzeitigen Beteiligung eine Flache von rd. 7.050 m?. Im
weiteren Verlauf des Verfahrens wurde der Geltungsbereich auf insgesamt

rd. 8.750 m? erweitert.

Die VergroRerung des Plangebiets erfolgte durch die komplette Aufnahme des Grund-
stlicks Hofstralke 144 (Flurstlick 196), um die bestehende Nutzung planungsrechtlich
zu sichern und eine Angebotsplanung zu ermdglichen. Zudem wurde der westliche Be-
reich um die Flache des geplanten Regenwasserversickerungsbeckens erganzt. Die
Anpassungen dienen der planungsrechtlichen Absicherung der vorgesehenen Nutzun-
gen sowie der der Vervollstandigung des Geltungsbereichs im Sinne einer geordneten
stadtebaulichen Entwicklung.

Im Plangebiet ist lediglich das Flurstick 138 in der Flur 56 mit einem freigezogenen
Wohnhaus und angrenzender Scheune bebaut. Auf dem Flurstiick 3 in der Flur 56 ste-
hen ein Schuppen sowie eine Doppelgarage. Die Zufahrt zum Haus und zu den Gara-
gen ist derzeit versiegelt. Das Flurstlck 196 der Flur 56 ist durch ein Wohnhaus und
Nebengebauden bebaut. Den grofdten Teil des Plangebietes bilden Garten- und Brach-
flachen.

FuBlaufig und mit dem Fahrrad sind zahlreiche Angebote der Nahversorgung und der
sozialen sowie sonstigen Infrastruktur erreichbar; so etwa Einkaufsmdglichkeiten an
der Richrather Strale, ein gro¥flachiger Bolzplatz sidlich angrenzend an das Plange-
biet, nérdlich eine Sportanlage, der Kindergarten Karnaper Regenbogen an der Wilhel-
mine-Fliedner-Stral3e, die Wilhelm-Busch-Grundschule an der Klusenstrale und die
Astrid-Lindgren-Grundschule an der Richrather Stralte sowie einige kirchliche und sozi-
ale Einrichtungen. Im Norden, etwa 400 m entfernt vom Plangebiet, erstreckt sich der
Gewerbepark Sid. Nordlich des Plangebietes liegt in ca. 1 km Entfernung die Innen-
stadt mit einem vielfaltigen kulturellen Angebot und einem umfangreichen Einkaufsan-
gebot.

Uber die Bushaltestellen Schiitzenstrafe (200 m entfernt) und HumboldtstraRe (300 m
entfernt) ist das Plangebiet an den o6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV)
angebunden. Die Ortsbuslinie O3 verbindet den Hildener Stiden mit der Innenstadt und
dem in ca. 8 min Fahrtzeit entfernten S-Bahnhof ,Hilden S*. FuBlaufig erreicht man in
1,2 km Entfernung die S-Bahnhaltestelle ,Hilden-Sud“. An beiden Bahnhdéfen verlauft
die S-Bahn-Linie S1 zwischen Solingen und Dusseldorf mit Anschlussmaoglichkeiten an
den Uberregionalen Schienenverkehr. In 650 m Entfernung befindet sich die
Bushaltestelle Karnaper Stral3e der Linie 785 mit Anbindung an die DUsseldorfer
Innenstadt sowie an die Stadt Langenfeld.
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Unmittelbar Ostlich des Plangebietes verlauft die Hofstralde, Uber die das Plangebiet
verkehrlich erschlossen wird. In etwa 10 Autominuten kann sowohl das Autobahnkreuz
Hilden mit den anliegenden Autobahnen A 3 und A 46 als auch die Anschlussstelle D-
Benrath der Autobahn A 59 erreicht werden.

4 Bisheriges Planungsrecht
4.1 Regionalplan
Der Regionalplan Dusseldorf (RPD) weist fur den Bereich des Plangebietes einen ,All-

gemeinen Siedlungsbereich (ASB)“ aus. Zudem sind die Flachen tberlagernd mit der
Freiraumfunktion Grundwasser- und Gewasserschutz dargestellt.

Die Bauleitplanung bericksichtigt somit gemaf § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) die
Ziele der Raumordnung.
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Abb. 1: Ausschn/tt Reglonalplan Dusseldorf m/t ungefahrer Lage des Plangeb/etes (Bez:rksreg/erung
Diisseldorf, 2020, bearbeitet ISR)

4.2 Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Hilden aus dem Jahr 1993 in der Neube-
kanntmachung von Marz 2018 stellt den grofiten Teil des Plangebietes als Wohnbau-
flache dar. Lediglich ein kleiner untergeordneter Teilbereich im Sidwesten wird als 6f-
fentliche Grunflache bzw. im Westen als Flache fur die Landwirtschaft dargestellt. Auf-
grund der Parzellenunscharfe des Flachennutzungsplanes kann die vorliegende Pla-
nung jedoch als aus dem FNP entwickelt betrachtet werden. Die umliegenden Bereiche
im Norden, Osten und Stiden werden ebenfalls als Wohnbauflache dargestellt. Das
Plangebiet ist somit Teil einer grolen zusammenhangenden Wohnbauflache.

In der Sitzung vom 21.06.2023 hat der Rat der Stadt Hilden die 53. Anderung des Fl3-
chennutzungsplanes fir den Bereich zwischen Hofstrale und der Eisenbahnlinie be-
schlossen. Durch die 53. Anderung des Flachennutzungsplanes wurde die Flache mit
der Ausweisung ,Gewerbegebiet gegliedert (GE*)* in eine Flache fir die Landwirtschaft
umgewandelt. Damit wurde im Bereich der Anderung die Voraussetzung fiir die Anlage
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einer Streuobstwiese geschaffen, die gleichzeitig weiterhin von dem derzeitigen land-
wirtschaftlichen Pachter zur Erzeugung von Heu genutzt werden kann.

Somit besteht auch weiterhin, wie bereits beim wirksamen Flachennutzungsplan aus
dem Jahr 2018, eine geringfligige Uberschneidung des Geltungsbereichs des vorlie-
genden Bebauungsplanes an seiner Westgrenze mit dem Geltungsbereich der 53. An-
derung des Flachennutzungsplanes der Stadt Hilden. Der Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes 139A orientiert sich dabei an den tatsachlichen Grundstticksgrenzen und
ist parzellenscharf, wobei das fur den Flachennutzungsplan nicht gilt. Die Umsetzung
der durch die 53. Anderung des Flachennutzungsplanes vorbereiteten Streuobstwiese
halt ebenfalls die entsprechenden Grundsticksgrenzen ein, sodass kein Planungskon-
flikt zu erwarten ist.

Der Bebauungsplan kann gemaf § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan
entwickelt werden.
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Abb. 2: Ausschnitt Fldchennutzungsplan Stadt Hilden m/t Darstellung des Geltungsbere/chs
(Geoportal Stadt Hilden, 2020, bearbeitet ISR)
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Abb. 3: Fldchennutzungsplan Stad Hilden, 5. Anderung, mit Darstlng des Geungreichs
(Stadt Hilden, 2020, bearbeitet ISR)

4.3 Bebauungsplane
Fur das Plangebiet liegt kein rechtskraftiger Bebauungsplan vor.

Fur die stralRenbegleitenden Bereiche des Geltungsbereichs besteht Baurecht nach
§ 34 BauGB, fur die ruckwartigen Bereiche richten sich das Vorhaben nach § 35
BauGB.

4.4 Landschaftsplan

Vom Landschaftsplan des Kreises Mettmann ist das Plangebiet nicht betroffen, es liegt
nicht in dessen raumlichen Geltungsbereich.

4.5 Strategisches Stadtentwicklungskonzept

Im Strategischen Stadtentwicklungskonzept fur die Stadt Hilden (Abschlussbericht,
Stand November 2010, Planersocietat — Stadtplanung, Verkehrsplanung, Kommunika-
tion, Dr.-Ing. Frehn, Schulten, Steinberg) wird der Bereich ,Westlich HofstralRe / nérd-
lich Karnaper Straf3e” als Potenzialflache zur weiteren stadtebaulichen Entwicklung mit
Wohnnutzungen ausgewiesen. Der Versorgungsgrad des Standorts wird fur die Ziel-
gruppen ,Familie und Senioren” als B-Lage sowie fir 1- und 2-Personen-Haushalte als
A-Lage eingestuft. Der Gutachter schlagt als Bebauungstypologie eine Bebauung mit
eher verdichtetem Einfamilienhausbau bzw. ggf. zur Hofstral3e eine Erganzung mit Ge-
schosswohnungsbau vor.
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4.6 Grunordnungsplan (GOP)

Der Grinordnungsplan der Stadt Hilden (Umweltburo Essen, 2001) formuliert in

Karte 1 das Gebiet zwischen HofstralRe und Gleisanlagen als ,Bereich mit Defiziten in
der Freiflachenausstattung“. Fur die HofstralRe selbst wurde die Neuanpflanzung einer
Baumreihe/Allee vorgeschlagen. In der Karte 5, dem ,Integrierten Ma3nahmenkon-
zept®, wird der gegenstandliche Bereich als ,Baugebiet” ausgewiesen. Es handelt sich
um den Geltungsbereich des zuvor in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes

Nr. 139. Fir den westlichen Teil des Geltungsbereichs liegt inzwischen die 53. Ande-
rung des Flachennutzungsplanes mit der Umwandlung von Gewerbegebiet in Flache
fur die Landwirtschaft vor. Der nun in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Nr. 139A
berthrt die sechs ,Leitprojekte” des GOP somit nicht.

In der Karte 6 ,Mahahmenempfehlungen® wird unter der Bezeichnung ,MalRnahmen-
empfehlungen fur Plangebiete; hier Plangebiet P 7“ folgendes beschrieben: ,Im Plan-
gebiet kommt aus grinordnerischer Sicht der Sicherung und dem Ausbau von Wege-
verbindungen abseits der Stralle besondere Bedeutung zu. Dabei ist wiinschenswert,
sowohl im Norden wie im Suden an die Hofstral3e anzubinden, da tber diese Wege der
Anschluss weiterer Siedlungsbereiche an die Freiflachen im Bereich Karnap-West er-
folgen kann.“ (S. 44, GOP 2001).

5 Verfahren

Am 15.05.2019 wurde durch den Rat mehrheitlich der Beschluss gefasst, fur das vor-
liegende Plangebiet ein Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans nach §13a
BauGB einzuleiten (Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren), um die Errichtung von o6ffentlich geférdertem Wohnungsbau auf Grundlage einer
vorgestellten Bebauungsstudie zu ermoglichen. Die Verwaltung wurde zudem beauf-
tragt, einen Projekttrager fir diese MalRnahme zu suchen. Der Stadtentwicklungsaus-
schuss hat folglich in seiner Sitzung vom 18.11.2020 die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 139A fir den Bereich HofstralRe 150 inkl. Hinterland gemaR § 2 Abs. 1
BauGB in Verbindung mit § 13a BauGB beschlossen. Dieser Vorlage lag ein stadte-
bauliches Konzept als Bebauungsvorschlag mit insgesamt 47 Wohneinheiten (davon
43 Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau) bei.

In der Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses vom 05.05.2021 erfolgte ein Be-
schluss zur Anpassung des stadtebaulichen Entwurfes mit dem Ziel, die Anzahl der
umzusetzenden Wohneinheiten im Plangebiet zu verringern.

Auf Grundlage dessen hat der Projekttrager einen Uberarbeiteten Entwurf mit insge-
samt 37 Wohneinheiten (davon 28 im Geschosswohnungsbau) vorgelegt. Der Stadt-
entwicklungsausschuss hat in der Sitzung vom 01.09.2021 den Uberarbeiteten stadte-
baulichen Entwurf mit einer geringeren Anzahl an Wohneinheiten als Grundlage fur das
weitere Bebauungsplanverfahren festgestellt sowie den Aufstellungsbeschluss gean-
dert, sodass die Aufstellung des Bebauungsplanes nun nicht mehr nach § 13a BauGB
erfolgt, sondern hin zu einem ,Regelverfahren®. Durch die Durchflihrung eines ,Regel-
verfahrens” ist ein Umweltbericht einschliellich eines Landschaftspflegerischen Fach-
beitrages mit einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung zu erstellen.

Im Zeitraum vom 16.12.2024 bis einschliel3lich zum 31.01.2025 erfolgte die frihzeitige
Beteiligung der Behorden und sonstiger Trager offentlicher Belange gemald § 4 Abs. 1
BauGB. Es wurden insgesamt 14 Stellungnahmen eingereicht.

Am 21.11.2024 fand eine Informationsveranstaltung fur interessierte Burgerinnen und
Birger statt. Die Veranstaltung diente als Auftakt der Beteiligung der Offentlichkeit ge-
man § 3 Abs. 1 BauGB. Im Zeitraum vom 21.11.2024 bis einschlie8lich 05.12.2024
sind insgesamt 6 Anregungen von der Offentlichkeit vorgetragen worden.
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Der Ausschuss flir Stadtentwicklung, Klima und Mobilitét hat in seiner Sitzung am
11.02.2026 die Offenlage vorberaten sowie der Rat der Stadt Hilden in der Sitzung
vom 15.04.2026 beschlossen. Die Offenlage gemal3 § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteili-
qung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB
erfolgte nach ortstiblicher Bekanntmachung im Amtsblatt vom 21.04.2026 im Zeitraum
vom 29.04.2026 bis einschliel3lich zum 03.06.2026. Insgesamt gingen sechs Stellung-
nahmen aus der Offentlichkeit und 23 Stellungnahmen von den Behérden ein.

Die eingegangenen Stellungnahmen aus den jeweiligen Beteiligungsschritten wurden
gemal § 1 Abs. 7 BauGB in die planerische Abwagung eingestellt und das Ergebnis
der weiteren Planung zugrunde gelegt.

6 Planziele/Planinhalte
6.1 Anlass und Ziele

GrofRraumige Flachenreserven fir den Wohnungsbau sind in der Stadt Hilden weitge-
hend erschopft. Da die Wohnraumnachfrage in der Stadt Hilden weiterhin hoch ist,
bleibt die Nachverdichtung und die Arrondierung mit der Inanspruchnahme siedlungs-
naher Brachflachen unerlasslich. Gemal} den Zielen des Baugesetzbuches (BauGB) ist
bei stadtebaulichen Entwicklungen gemal} § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB der Innenentwick-
lung der Vorzug vor dem Zugriff von AufRenbereichsflachen zu geben. Dieses Ziel wird
im Plangebiet fur die stralenbegleitende Bebauung erfillt. Um die weiterhin hohen
Wohnraumbedarfe der Stadt Hilden auch kinftig decken zu kdnnen, ist der Zugriff auf
siedlungsnahe Brachflachen jedoch unerlasslich. Dabei bertcksichtigt der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes 139A die Darstellungen des wirksamen Flachennutzungs-
planes, der die Flachen bereits als Wohnbauflachen ausweist.

Das Plangebiet stellt eine der wenigen, groReren Potenzialflachen im zentrumsnahen
Innenbereich der Stadt Hilden dar. Im Strategischen Stadtentwicklungskonzept der
Stadt Hilden (Planersocietat — Stadtplanung, Verkehrsplanung, Kommunikation, Dr.-
Ing. Frehn, Schulten, Steinberg) wird das Plangebiet bereits als Teil einer zur Entwick-
lung fur Wohnraum empfohlenen Potenzialflache ,Westlich Hofstrale / nérdlich Kar-
naper Stral3e” benannt. Bereits in den Jahren zwischen 1996 und 1998 hat die Stadt
Hilden die stadtebauliche Entwicklung dieser Potenzialflachen mit der Aufstellung des
Bebauungsplanes Nr. 139 ,Hof-/ Karnaper Str./ Eisenbahn im Stadtteil Hilden-Sid“ an-
gestrebt. Das Verfahren wurde lediglich bis zur Offenlage durchgefiihrt. In den Jahren
2017/2018 wurden die Uberlegungen zur wohnbaulichen Entwicklung der stadtischen
Grundstiicke westlich der Hofstralle zwischenzeitlich wieder aufgenommen. Hier wurde
eine stadtebauliche Machbarkeitsstudie zur Umsetzung von Einfamilienhdusern er-
stellt. Aufgrund der hohen Larmimmissionen von der westlich angrenzenden
Bahntrasse wurden die Planungen nicht weiter verfolgt.

Mit der Fortschreibung der stadtebaulichen Konzeption fur das Plangebiet soll an den
Zielen zur Schaffung von Wohnraum weiter festgehalten und den allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse Rechnung getragen werden. Durch
die Aufstellung des Bebauungsplanes ist es beabsichtigt, die vorderen Grundstucks-
teile im Sinne der Innenentwicklung nachzuverdichten und einer wohnbaulichen Nut-
zung zuzufuhren. Die stral’enseitige Bestandsbebauung an der HofstralRe 150 sowie
die Nebenanlagen sollen zuriickgebaut werden. Die tiefen riGckwartigen Brach- und
Ackerflachen werden zugunsten von dringend benétigtem Wohnraum entsprechend
den Darstellungen des wirksamen Flachennutzungsplanes einer wohnbaulichen Nut-
zung zugeflhrt.

Durch die Bereitstellung von neuem Wohnraum im Plangebiet in innenstadtnaher, inte-
grierter Lage wird gemal § 1a Abs. 2 BauGB dem flachensparenden Umgang mit
Grund und Boden Folge geleistet. Gleichzeitig ist es Ziel der Planung, die Ortsrandlage
stadtebaulich zu arrondieren.
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Die geplante Nachverdichtung und mafvolle Auf3enentwicklung tragt zu einer weiteren
Starkung der kompakten Stadtstruktur Hildens bei, welche im Strategischen Stadtent-
wicklungskonzept der Stadt Hilden als gute Leitlinie beurteilt wird. Mit der Aufstellung
des Bebauungsplans Nr. 139A sollen die Zielsetzungen des stadtebaulichen Entwurfes
umgesetzt und das Planungsrecht fur eine Wohnbebauung an diesem Standort vorbe-
reitet werden.

Die geplante Bebauung wird durch die Wohnungsbaugesellschaft Hilden mbH (WGH)
getragen. Durch die Tragerschaft der WGH Wohnungsbaugesellschaft Hilden mbH
wird gewahrleistet, dass das Projekt zum Bau von offentlich geférdertem Wohnraum
dient, der im Bestand der WGH gehalten wird. Lediglich zwei geplante Einfamilienh&u-
ser befinden sich in Fremdeigentum und unterliegen daher nicht der Tragerschaft der
WGH. Damit wird den Belangen gemal § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB zur Berucksichtigung
der Wohnbedurfnisse der Bevolkerung sowie der Schaffung und Erhaltung sozial stabi-
ler Bewohnerstrukturen Rechnung getragen.

Das Plangebiet soll gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 Baunutzungsverordnung
(BauNVO) und den zuvor beschriebenen Planungszielen als Allgemeines Wohngebiet
festgesetzt werden.

6.2 Bebauung

Das stadtebauliche Konzept verfolgt das Ziel, insgesamt eine gute Ausnutzung der Fla-
chen zu verwirklichen, um die gut erschlossene Reserveflache auch im Hinblick auf ei-
nen schonenden Umgang mit Grund und Boden effizient zu nutzen. So sollen in einer
angemessenen Dichte fur ein Allgemeines Wohngebiet gemaf § 17 BauNVO verschie-
dene Wohnhaustypologien bericksichtigt werden, die ein breites Spektrum an potenzi-
ellen Bewohnern ansprechen.

Das stadtebauliche Nutzungsspektrum des Umfelds ist mit Gberwiegender Wohnbe-
bauung als weitestgehend homogen zu bezeichnen; vereinzelt sind Blro-, Gewerbe-
und Dienstleistungsstandorte vorzufinden. Die Bebauungsstruktur der Nachbarschaft
ist mit grundsatzlich zwei Vollgeschossen ebenfalls als weitestgehend homogen zu be-
zeichnen. Im Umfeld liegt eine Durchmischung aus Einfamilien- und Mehrfamilienh&u-
sern vor. Die umliegende Dachlandschaft ist insbesondere entlang der Hofstral3e mit
traufstandigen Satteldachern vorgepragt, vereinzelt sind auch andere Dachformen wie
z.B. Flachdacher oder Walmdacher vorzufinden. Das Hinterland zwischen HofstralRe
und Gleisanlagen ist z.B. an der Frébelstrale und Hofstral’e 154a bis 154f bereits be-
baut. Die Topographie des Plangebietes fallt von der Hofstrale zu den Bahnanlagen
um ca. 2,5 m ab.

Das stadtebauliche Konzept orientiert sich grundsatzlich an den vorgefundenen Struk-
turen der Umgebung. Uber eine Stichstralke mit Anbindung an die HofstralRe im Be-
reich der heutigen Grundstiickszufahrt wird das Hinterland erschlossen. Die beste-
hende, bis zu zweigeschossige Bebauung auf dem Flurstiick 138 wird samt den rick-
wartigen Nebenanlagen zurtickgebaut. Die Bestandsbebauung auf dem Flurstlick 196
wird planungsrechtlich gesichert und ermdglicht das Angebot einer baulichen Erweite-
rung auf dem Flurstick 195. Den neuen Quartiersauftakt des gesamten Plangebietes
sollen Einfamilienhduser mit bis zu zwei Vollgeschossen zzgl. Dachgeschoss (Sattel-
dach) bilden, sodass das Strafl3enbild der Hofstral3e stadtebaulich sinnvoll fortgefuhrt
und ein ausgewogenes Wohnraumangebot geschaffen wird.

Der Quartiersmittelpunkt wird durch eine kleine platzartige StralRenaufweitung gebildet,
die im Norden und Westen durch Mehrfamilienhduser sowie im Studen durch Doppel-
hauser gefasst ist. Die geplanten Doppelhduser mit bis zu zwei Vollgeschossen zzgl.
Dachgeschoss (Pultdach) vermitteln einerseits zwischen den geplanten Einfamilien-
hausern am Quartierseingang und den geplanten Mehrfamilienhdusern sowie anderer-
seits zwischen der im Umfeld vorgefundenen, heterogenen Bebauungsstruktur.
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Der Quartiersmittelpunkt kann zugleich den kinftigen Bewohnern als gemeinschaftli-
che Begegnungsflache dienen und bietet Mdglichkeiten des sozialen Austauschs ins-
besondere von Kindern. Die Hauseingange der Mehrfamilienhauser sind zum Quar-
tiersmittelpunkt gerichtet, sodass ein nachbarschaftliches Umfeld vorbereitet wird und
eine soziale Kontrolle des gemeinschaftlichen Raums sichergestellt werden kann.

Im Westen wird der Quartiersmittelpunkt durch zwei Mehrfamilienhduser in Form einer
zusammenhangenden Riegel-Bebauung eingerahmt. Mit diesen Gebauden mit Nord-
Sud-Ausrichtung wird zum Westen hin eine geschlossene Bebauung durch ein gemein-
sames Treppenhaus angestrebt, welche gegeniber der Glterbahntrasse eine abschir-
mende Wirkung entfalten und damit als Schallschutz fungieren soll. Mit der geplanten
Gebaudestellung dieser westlichen Mehrfamilienhduser kdnnen ruhigere Bereiche im
Plangebietsinneren sichergestellt werden. Die AulRenwohnbereiche (z.B. Terrassen,
Balkone, Loggien) sollen insgesamt an den vom Bahnlarm abgewandten Fassadenbe-
reichen angeordnet werden. Mit der geplanten Gebaudeausrichtung und einer schall-
optimierten Grundrissgestaltung kann insgesamt den allgemeinen Anforderungen an
gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse Rechnung getragen werden.

Die zwei Mehrfamilienhduser im Norden sind, entsprechend der vorzufindenden Bau-
struktur des Umfelds, mit zwei Vollgeschossen zzgl. Staffelgeschoss geplant. Die bei-
den Mehrfamilienhduser im Westen sind mit drei Vollgeschossen zzgl. Staffelgeschoss
geplant. Das Erdgeschoss dient als Parkgeschoss fur alle vier Mehrfamilienhauser, um
den StraRenraum weitestgehend vom ruhenden Verkehr frei zu halten. Die Uberho-
hung der westlichen Mehrfamilienhduser erfolgt zudem zur weiteren Schallreduktion
des Schienenlarms. Die vier Mehrfamilienhauser sollen zwischen 5 bis 11 Wohneinhei-
ten aufweisen, sodass eine ausgewogene Durchmischung aus Ein- bis FUnf-Zimmer-
Wohnungen vorgesehen ist und mit dem bereitgestellten Wohnraum (einschlielich der
Einfamilienhduser) auch eine breite Klientel angesprochen werden kann.

6.3 ErschlieBung

Etwa im Bereich der heutigen Grundstlckszufahrt an der Hofstralle 150 werden die
hinteren Grundstucksteile des Plangebietes kunftig Uber eine verschwenkte Stich-
stral’e (verkehrsberuhigter Bereich) erschlossen, die sich im Westen zu einer Quar-
tiersmitte aufweitet, sodass eine kleine Platzflache entsteht. An der Quartiersmitte, die
als Wendemadglichkeit dient, knickt die Planstrale in Richtung Stden ab, um auch die
dortigen Plangebaude erschlieffen zu kdnnen. Eine Erschlielung von Grundstlckstei-
len auRerhalb des Plangebietes (z.B. im Stiden) ist Uber die geplante Stichstralde nicht
vorgesehen; daher wird die Stichstral’e im Stiden durch bauliche Elemente und Pflan-
zungen abgebunden. Die geplante Einfamilienhausbebauung an der Hofstral3e wird
verkehrlich teilweise sowohl Gber die Hofstral3e als auch tUber die Planstral’e erschlos-
sen.

Die innere Erschliefung des Plangebietes wird als 6ffentliche Verkehrsflache konzi-
piert. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine ErschlieBungsplanung er-
arbeitet. In einem ersten Schritt wurden bereits die Dimensionen der Planstral3e und
der Platzaufweitung als Wendemdglichkeit fur Pkw und Mullfahrzeuge sowie auch der
verkehrliche Anschluss an die HofstralRe (Sichtdreiecke, Schleppkurven) untersucht
und auch die grundsatzliche Entwasserungsplanung (siehe nachfolgendes Kapitel) er-
arbeitet. Die Erschliefungskonzeption wurde mit den zustandigen Fachbehoérden vor-
abgestimmt.

Mit Umsetzung des Bebauungsplanes kann aufgrund der geringen Anzahl an zusatzli-
chen Wohneinheiten (im Vergleich zu einer stralenbegleitenden Bebauung, die nach
§ 34 zulassig ist) davon ausgegangen werden, dass keine wesentlichen negativen
Auswirkungen auf das umliegende Verkehrsnetz zu erwarten sind.
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Der ruhende Verkehr wird ganzlich auf den Privatgrundsticken untergebracht. Im stad-
tebaulichen Konzept wurde dazu die derzeit giltige Stellplatzsatzung’ der Stadt Hilden
berlcksichtigt. Die Anzahl der erforderlichen Pkw- und Rad-Stellplatze wurde bereits
auf Ebene des stadtebaulichen Konzeptes mit der zu erwartenden Bruttogeschossfla-
che (BGF) bzw. der zu erwartenden Anzahl der Wohneinheiten auf Grundlage der
kommunalen Stellplatzsatzung der Stadt Hilden geprift und dem Bebauungsplan zu-
grunde gelegt. Die Stellplatzsatzung gibt fur Wohngebaude mit maximal vier Wohnein-
heiten vor, dass die Pkw-Stellplatze unabhangig anfahrbar zu gestalten sind.

Fir die geplanten, freistehenden Einfamilienhauser sind auf Grundlage der projektier-
ten Wohnflache jeweils bis zu drei unabhangig anfahrbare Pkw-Stellplatze vorzusehen,
die in Form von Garagen, Carports oder Stellplatzen auf den jeweiligen Baugrundsti-
cken vorgesehen wurde. Fur die geplanten Doppelhaushalften ergibt sich ein Pkw-
Stellplatzbedarf von jeweils zwei Pkw-Stellplatzen je Grundstuck.

Der ruhende Verkehr der vier Mehrfamilienhduser wird in einem erdgeschossigen
Parkgeschoss der beiden westlichen Mehrfamilienhduser untergebracht, zusatzlich be-
stehen sieben weitere oberirdische, offene Stellplatze entlang der sidlichen Teilstralle,
die den Mehrfamilienhausern zugeordnet sind. Zusatzlich zu den bauordnungsrechtlich
erforderlichen Stellplatzen sind am Quartierseingang innerhalb der 6ffentlichen Plan-
strale drei weitere 6ffentliche Parkplatze flir z.B. den Besucherverkehr vorgesehen.

6.4 Ver-und Entsorgung

Versorgung

Die Versorgung des Plangebietes mit Strom, Wasser/Loschwasser, Telekommunika-
tion und Gas kann Uber das vorhandene Leitungsnetz, das, soweit dies erforderlich ist,
durch den jeweils zustandigen Versorgungstrager erweitert werden. Die Erschlieffungs-
planung wurde mit den zustandigen Fachbehdrden und den jeweiligen Leitungstragern
abgestimmt.

Schmutzwasserbeseitigung

In der Hofstrale liegt ein Schmutzwasserkanal DN 300 sowie ein Regenwasserkanal
DN 250 vor. Nach den Abstimmungen mit den zustéandigen Fachbehdrden ist eine Ab-
leitung von Schmutz- und Regenwasser an die HofstralRe aufgrund der vorhandenen
Topographie nach derzeitigem Kenntnisstand ohne Pumpwerk oder ohne Anhebung
des Plangebietes (als Freispiegelkanal) nicht mdglich; auch die Kanalauslastung
spricht gegen eine Beseitigung der im Plangebiet anfallenden Abwasser zur Hofstral3e.

Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser soll daher im Trennverfahren in den vor-
handenen Mischwasserkanal (DN 1200) an der Karnaper Stral3e eingeleitet werden.
Hierfur ist ein neuer Kanal Gber das Hinterland der Hofstralde, tiber den Bolzplatz zur
Karnaper Stral3e vorgesehen.

Regenwasserbeseitiqgung

Far die Beseitigung der auf den Grundstucken anfallenden Niederschlage sind grund-
satzlich die allgemeinen Vorgaben gemal § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und

§ 44 Landeswassergesetz NRW zu berlcksichtigen. Demnach sind die Niederschlage
vorrangig und nach Mdglichkeit per ortsnaher Versickerung, Verrieselung oder per Ein-
leitung in ein nahegelegenes Oberflachengewasser dem naturlichen Wasserhaushalt
wiederzuzufihren, sofern die betroffenen Grundstlicke nicht bereits vor dem
01.01.1990 bebaut waren oder an einen Kanal angeschlossen oder fir den Kanalan-
schluss vorgesehen sind. Voraussetzung hierfur ist u.a. die Versickerungsfahigkeit der
Boden im Plangebiet, die Bericksichtigung wasserrechtlicher Regelwerke sowie ein

' Stellplatzsatzung der Stadt Hilden vom 23.09.2022 mit deren beschlossenen 1. Nachtragssat-
zung vom 01.07.2024
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Genehmigungsvorbehalt der Unteren Wasserbehdrde beim Kreis Mettmann. Zusatzlich
zur Beseitigung der auf den Grundstlcken anfallenden Niederschlagen ist das Regen-
wasser der Verkehrsflachen zu beseitigen.

Eine Einleitung in das 6ffentliche Kanalnetz an der HofstralRe ist — wie bereits zur
Schmutzwasserbeseitigung ausgefiihrt — aus hydraulischen Griinden nicht mdglich,
Oberflachengewasser stehen im naheren Umfeld fir eine Einleitung nicht bereit.

Daher wird das auf den Verkehrsflachen anfallende Niederschlagswasser ortsnah und
zentral in einer geplanten Mulde im westlichen Teil des Plangebietes zur Versickerung
gebracht. Die Wasserfuhrung erfolgt in den geplanten &ffentlichen Verkehrsflachen in
Form von oberflachennahen, offenen Entwasserungsrinnen und wird im
Erdgeschossbereich der westlich geplanten Mehrfamilienhduser zur
Versickerungsmulde gefuhrt.

Die Beseitigung der auf den Baugrundstlicken anfallenden Niederschlage erfolgt auf
den jeweiligen Privatgrundstiicken z.B. durch unterirdische Kastenrigolen. Da die
Planung keine ,klassische” Regenwasserkanalisation vorsieht, ist ein Anschluss der
Baugrundstiicke an die geplante, offentliche Regenwasserbeseitiqung der
Verkehrsflachen nicht méglich. Daraus erfolgt, dass die
Niederschlagswasserbeseitiqung der Baugrundstiicke zwingend durch private,
dezentrale Versickerungsanlagen zu erfolgen hat. Die Entwasserungskonzeption
wurde bereits mit den zustandigen Fachbehdrden der Stadt Hilden vorabgestimmt.

Fir das Plangebiet wurde bereits die Versickerungsfahigkeit der Béden gutachterlich
untersucht? und mit einem kf-Wert (Durchlassigkeitskoeffizient) von 3,6 x 10° m/s
bestatigt.

Auf Ebene des Bebauungsplanes kann davon ausgegangen werden, dass die Erschlie-
Rung des Plangebietes grundsatzlich gesichert ist.

6.5 Griin-und Freiflachen

Das Plangebiet stellt sich entlang der Hofstralle mit grofdtenteils versiegelten Flachen
als strukturarm dar. Der ruckwartige Bereich der heutigen Wohnbebauung wird durch
Nadelgehdlze, Rasen-, Schotter- und Brachflachen gepragt. Der rickwartige Teil zur
Bahntrasse hin ist GUberwiegend durch Wiesen- und Strauchflachen bewachsen.

Gemal der stadtebaulichen Konzeption wird das Plangebiet kiinftig maRgeblich durch
private Wohn- und Gemeinschaftsgarten der Wohnbebauung gepragt. Die Planung be-
ricksichtigt derzeit mindestens einen Laubbaum pro Baugrundstlick sowie weitere
Baume entlang der privaten, den Mehrfamilienhausern zugeordneten Stellplatze, std-
lich der Quartiersmitte. Fur die Mehrfamilienhausbebauung sind zwei zentrale, private
Kleinkinderspielflachen vorgesehen. Die verkehrsberuhigte Planstrale, einschlief3lich
die Quartiersmitte, kann dabei zusatzliche Qualitaten fir die klinftigen Bewohner Uber-
nehmen, sodass dem sozialen Austausch und dem Kinderspielen Rechnung getragen
werden kann.

Eine Auflockerung und Durchgriinung des o6ffentlichen Raums erfolgt durch Stral3en-
baume, die den Strallenraum gliedern und einrahmen. Dabei ist am geplanten Ver-
schwenk ein gegenulber liegendes Baumtor vorgesehen; zudem werden die drei ge-
planten, 6ffentlichen Parkplatze durch einen Baumstandort begrint.

2 QOrientierendes Baugrundgutachten, F.G.M. Ingenieurgesellschaft Miller mbH, 17.08.2020
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6.6 Immissionsschutz

Schienenverkehrsldrm

Im Jahre 2018 wurde bereits eine Schalluntersuchung? fir die damalige stadtebauliche
Machbarkeitsstudie mit dem Fokus auf den Schienenverkehrslarm erstellt. Fur das
Plangebiet stellt der Schienenverkehrslarm der westlich liegenden Bahntrasse insbe-
sondere aufgrund der Nahe die dominierende Schallquelle dar. Dem o.g. Gutachten la-
gen die Prognosewerte der Deutschen Bahn fur das Jahr 2025 vor. Es wurden im di-
rekten Nahbereich der Bahntrasse tags wie nachts Beurteilungspegel zwischen ca. 70
und 75 dB festgestellt. Im Ergebnis ist zusammen zu fassen, dass die Orientierungs-
werte der DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau® von 55 dB tags bzw. 45 dB nachts
fur Allgemeine Wohngebiete deutlich Uberschritten werden. Im Rahmen der damaligen
Planung wurde eine ca. 200 m lange Larmschutzwand parallel zur Bahntrasse geprift,
um eine Bebauung mit Einfamilienhdusern realisieren zu kdnnen.

Gemal der o0.g. Schalluntersuchung waren bei einer Larmschutzwand mit 4 m Héhe im
Erdgeschoss Minderungen um bis zu 8 dB(A) tags und um bis zu 17 dB(A) nachts
moglich. Trotz dieser MalRnahme wurden die Orientierungswerte fur allgemeine Wohn-
gebiete weiterhin deutlich Uberschritten. Eine Larmschutzwand mit einer Hohe von
mehr als 4 m wirde laut Gutachten zu keiner nennenswerten Verbesserung beitragen.
Aufgrund des zu erwartenden geringen Nutzens einer Larmschutzwand fur die oberen
Geschosse wird daher in der jetzigen Planung auf aktive Larmschutzmalinahmen im
eigentlichen Sinne verzichtet.

Im vorliegenden Bebauungsplanverfahren wurde die Schallsituation auf Grundlage der
aktuell verfugbaren Prognosewerte der Deutschen Bahn fur das Prognosejahr 2030
und der nun vorliegenden stadtebaulichen Konzeption erneut beurteilt. Aus dem nun
vorliegenden Schallgutachten* lassen sich weitergehende Erkenntnisse auf Grundlage
der aktuellen stadtebaulichen Konzeption ableiten, die in Form von immissionsschutz-
rechtlichen Festsetzungen im Bebauungsplan konkretisiert wurden. Die Ergebnisse der
Schalluntersuchung werden in Kapitel 7.11, Kapitel 8.6 bzw. im Umweltbericht darge-
legt.

StralBenverkehrsldamm

Erste Hinweise auf die Schallsituation im Hinblick auf den StralRenverkehrslarm gibt die
Umgebungslarmkartierung des Ministeriums fur Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und
Verbraucherschutz NRW sowie die kommunale Larmaktionsplanung der Stadt Hilden.
Dabei ist grundséatzlich zu beachten, dass sowohl die Umgebungslarmkartierung, als
auch die Larmaktionsplanung auf EU-Recht basieren und nicht unmittelbar zur Bewer-
tung von Larm in der Bauleitplanung angewendet werden darf. Gleichwohl 1asst sich
Uber diese Instrumente eine erste Einschatzung zur Schallsituation ableiten.

Von den in der Umgebungslarmkartierung (Stufe 3, 2017) erfassten, dem Plangebiet
am nachsten gelegenen StralRen (Bundesautobahn A 59, B 288 - Dusseldorfer Stralle,
L 403 - Richrather Strale), gehen aufgrund der grolden Entfernung und zwischengela-
gerten Bestandsgebauden keine nennenswerten Larmimmissionen auf das Plangebiet
ein. Es sind demnach — bezogen auf die kartierten Strallenabschnitte — sowohl tags
wie nachts Pegel deutlich unterhalb von 50 dB zu erwarten. Die Hofstral3e selbst als
nachstmadgliche Verkehrslarmquelle zum Plangebiet wurde in der Umgebungslarmkar-
tierung aufgrund der gesetzlich vorgegebenen Betrachtungsschwelle von dber 3 Mio.
Kfz/Jahr (rd. 8.200 Kfz/Tag) nicht kartiert.

3 Schalltechnische Untersuchung zu einer geplanten kleinraumigen Wohngebietsentwicklung
,=HofstralRe 150 inklusive Hinterland®, Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR, 13.08.2018

4 Untersuchung von Verkehrs- und Sportlarm im Rahmen der Aufstellung des Bebauungspla-
nes, Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR, Bericht 241107-5 BSI gy 201185, 03.11.2025
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Auch in der Larmaktionsplanung der Stadt Hilden (4. Stufe, 2024) wurde die HofstralRe
aufgrund der gesetzlichen Vorgaben nicht erfasst. Eine schalltechnische Beurteilung
bezogen auf den Strallenverkehrslarm ist auf Grundlage der nationalen Bestimmungen
zur Berechnung und Bewertung der Schallsituation (u.a. DIN 18005 ,Schallschutz im
Stadtebau) im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan er-
folgt. Die Ergebnisse sind, wie bereits zum Schienenverkehrslarm aufgefihrt, in den
nachfolgenden Kapiteln sowie im Umweltbericht zusammengefasst.

Weitere Larmquellen und Emittenten

Eine Analyse und Bewertung der weiteren, moglichen Larmquellen und immissions-
schutzrechtlichen Immissionen, die im Rahmen des Bebauungsplanes zu berucksichti-
gen sind, sind im Kapitel 8.6 sowie im Umweltbericht zusammengefasst.

Erschditterung

Im Marz 2025 wurde eine schwingungstechnische Voruntersuchung® durchgefihrt. Da-
bei erfolgte eine 24-stiindige Messung der durch die etwa 70 m entfernt verlaufende
Guterzugstrecke verursachten Erschitterungen. Die Auswertung erfolgte gemaf

DIN 4150, Teil 2.

Die Messergebnisse zeigen, dass bereits ohne Berlicksichtigung eines Ubertragungs-
faktors (vom Baugrund uUber das Fundament bis hin zu Wanden und Decken) im Nacht-
zeitraum Uberschreitungen der Anhaltswerte nach DIN 4150, Teil 2 zu erwarten sind.
Aus diesem Grund wird gutachterlich empfohlen, die geplanten Gebaude bau- bzw.
schwingungstechnisch zu entkoppeln.

Eine genaue Dimensionierung der erforderlichen Malinahmen ist zum derzeitigen Pla-
nungsstand noch nicht méglich, da das Schwingungsverhalten von Gebauden von ver-
schiedenen Parametern beeinflusst wird. Es wird empfohlen, im Rahmen von nachge-
lagerten Genehmigungsverfahren eine vertiefende schwingungstechnische Untersu-
chung durch ein entsprechend spezialisiertes Ingenieurbtiro (fir Schwingungs- und Er-
schitterungsschutz bzw. Baudynamik) durchzuftiihren und dabei auch die Auswirkun-
gen von sekundarem Schalleintrag im Rahmen erforderlicher Mallnahmen zu beurtei-
len.

Im Bebauungsplan wurde daher ein entsprechender Hinweis aufgenommen.

7 Planungsrechtliche Festsetzungen

Ziel der Festsetzungen ist es, die gemal Kapitel 6 formulierten Planungsziele und Pla-
ninhalte des stadtebaulichen Entwurfs planungsrechtlich vorzubereiten und eine stad-
tebauliche Ordnung im Einklang mit den Belangen des Baugesetzbuches zu erzielen.
Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Umsetzung des
stadtebaulichen Entwurfs vorbereiten.

7.1  Art der baulichen Nutzung

Das Plangebiet wird gemafl § 9 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 4
Baunutzungsverordnung (BauNVO) als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Die Fest-
setzung erfolgt entsprechend der Planungsintention, Wohnbauflachen im raumlich-
funktionalen Zusammenhang mit der umliegenden Nutzungsstruktur mit Gberwiegender
Wohnbebauung zur Verfligung zu stellen und damit den Siedlungsdruck abzumildern.
Damit orientiert sich die Festsetzung an der bereits vorhandenen Nutzungstypologie im
Umfeld des Plangebietes. Die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes erfolgt,

5 Messbericht Schwingungs- und Erschiitterungsmessung bei Zugvorbeifahrten, Holger Grasy +
Alexander Zanolli GbR, Bericht 241107-5 BSI gy 201185, 12.03.2025
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um die Flachen entsprechend der Planungsziele vorwiegend einer wohnbaulichen Nut-
zung zuzufuhren. Durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes werden die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Errichtung von Wohngebauden geschaf-
fen. Darliber hinaus werden auch Nutzungen planungsrechtlich erméglicht, die Gber
das ,reine“ Wohnen hinausgehen. Dies sind zum Beispiel die der Versorgung des Ge-
bietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften, nicht storende Handwerks-
betriebe oder Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke. Aufgrund der Planungsintentionen wird die Ausweisung eines allgemeinen
Wohngebietes als zielfihrend angesehen.

Die Festsetzung entspricht grundsatzlich dem Nutzungskatalog der Baunutzungsver-
ordnung. Die nach § 4 Abs. 3 Nr. 3, Nr. 4 und Nr. 5 BauNVO ausnahmsweise zulassi-
gen Nutzungen (Anlagen fur Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) sind
gemal § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. Der Aus-
schuss dieser Nutzungen erfolgt, da diese aufgrund des damit verbundenen Flachen-
bedarfes, der Verkehrssteigerung und des Immissionsverhaltens nicht mit den Pla-
nungszielen und dem stadtebaulichen Umfeld vereinbar sind. Der Gebietstyp eines all-
gemeinen Wohngebietes bleibt trotz dieser Einschrankungen gewahrt.

Das allgemeine Wohngebiet wird insbesondere aufgrund anderer Festsetzungen (u.a.
Mal} der baulichen Nutzung) in die Teilbereiche WA 1, WA 2, WA 3.1, WA 3.2 und
WA 4 aufgeteilt. Zudem wird ein Bereich als allgemeines Wohngebiet festgesetzt, das
dem WA 1 und dem WA 2 zugeordnet ist (,zu WA 1 und WA 2), um an dieser Stelle
gemal der stadtebaulichen Konzeption die bauordnungsrechtlich erforderlichen Klein-
kinderspielflachen sowie die bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplatzen der
Mehrfamilienhduser nachweisen zu kdnnen.

7.2 MaR der baulichen Nutzung

Das Mal} der baulichen Nutzung wird gemaf dem Eintrag im Plan tber die Grundfla-
chenzahl (GRZ), die maximal zulassige Anzahl der Vollgeschosse sowie die Hohe der
baulichen Anlagen festgesetzt.

Der Bebauungsplan zielt darauf ab, den stadtebaulichen Entwurf umzusetzen. Mit dem
Ziel, das innerstadtische Areal im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Bo-
den gemal § 1a Abs. 2 BauGB einer Neuordnung zuzuflhren, wird die im stadtebauli-
chen Umfeld vorhandene, kompakte und strallenbegleitende Bebauung aufgenommen
und weiterentwickelt. Die Planung verfolgt das Ziel, ein bereits grundsatzlich erschlos-
senes, innerstadtisches Areal in integrierter Lage zu entwickeln und insbesondere vor
dem Hintergrund des Planungsziels zur Schaffung von dringend benétigtem Wohn-
raum eine angemessene Dichte bei gleichzeitiger Bereitstellung von Freirdumen zu
schaffen. Die Festsetzungen zum Mal der baulichen Nutzung bereiten eine dem Um-
feld entsprechende, gute bauliche Ausnutzung der Grundstlcksflachen sowie ausrei-
chende Freibereiche vor.

Grundflachenzahl

Mit der festgesetzten Grundflachenzahl (GRZ) wird insgesamt eine stadtebaulich sinn-
volle und den ortlichen Verhaltnissen entsprechende Ausnutzung der Grundsttcke er-
mdglicht. Damit werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Umsetzung des
stadtebaulichen Entwurfes geschaffen. Im Plangebiet wird eine maximale GRZ von 0,4
festgesetzt, die dem Orientierungswert fur allgemeine Wohngebiete (WA) gemaR § 17
BauNVO entspricht, sodass eine gute Ausnutzbarkeit der Grundstlicke ermdglicht und
den Grundsatzen zum sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden
Rechnung tragen wird.

Die festgesetzte Grundflache darf durch die Grundflache derin § 19 Abs. 4 BauNVO
bezeichneten Anlagen (Garagen und Stellplatze mit ihnren Zufahrten, Nebenanlagen im
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Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache,
durch die das Baugrundstuck lediglich unterbaut wird), einschlieRlich der an Gebaude
angebauten Terrassen um bis zu 50 % Uberschritten werden. Die maximal zulassige
Grundflachenzahl betragt somit 0,6.

Mit der getroffenen Festsetzung gemaf § 16 Abs. 6 BauNVO i.V.m. § 17 Abs. 2
BauNVO wird eine angemessene Flexibilitat im Hinblick auf die Ausgestaltung der
Wohnnutzungen und dessen Ubergangsbereich der AuBenwohnraume sichergestellt.
Die Festsetzung entspricht groRtenteils dem Wortlaut des § 19 Abs. 4 BauNVO. An
Gebaude angebaute Terrassen werden nach der derzeit herrschenden Auffassung
nach § 19 Abs. 2 BauNVO eingestuft und sind folglich Bestandteil des Hauptbaukor-
pers. Um jedoch die Ausnutzbarkeit im Plangebiet im Sinne eines sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden hinsichtlich der GRZ der Hauptbaukdrper gerecht zu wer-
den, ist die zulassige Uberschreitung der festgesetzten GRZ durch an Gebaude ange-
baute Terrassen aus stadtebaulichen Griinden zuldssig, da sich das Plangebiet als
eine der letzten Potenzialflachen fir eine stadtebauliche Entwicklung darstellt. Ziel des
Bebauungsplanes ist es, den hohen Bedarf an gut gelegenem Wohnraum fur unter-
schiedliche Bevdlkerungsschichten nachhaltig zu decken. Mit der zuldssigen Uber-
schreitung der GRZ werden die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse nicht beeintrachtigt; die Belichtung, Belliftung und Besonnung der
kinftigen Nutzungen kdnnen, insbesondere mit Einhaltung der bauordnungsrechtlich
erforderlichen Abstandsflachen zu den Nachbargrenzen, weiterhin gewahrleistet wer-
den; sonstige offentliche oder nachbarrechtliche Belange stehen der Festsetzung nicht
entgegen. Auch sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten, da
die in § 19 Abs. 4 BauGB genannte Kappungsgrenze von 0,8 weiterhin eingehalten
wird. Durch die Errichtung von Terrassen, welche durch die Zulassigkeit der Uber-
schreitung der GRZ ermdglicht werden, sind dennoch Eingriffe in den Bodenkdrper
madglich; eine damit einhergehende Beeintrachtigung der Niederschlagswasserversi-
ckerung und folglich der Grundwasserneubildung ist grundsatzlich moéglich. Durch die
Festsetzung grinordnerischer MalRnahmen und einer ortsnahen Versickerung werden
diese Eingriffe jedoch minimiert bzw. abgemildert. Die unmittelbar an das Plangebiet
angrenzenden Grun- und Freiflachen stellen bereits einen ausgleichenden Umstand
dar. Mit der Schaffung von zusatzlichen Freibereichen innerhalb des Plangebietes wird
ebenfalls mit ausgleichenden MalRnahmen den Anforderungen des Baugesetzbuches
Rechnung getragen.

Flachenanteile auRerhalb des Baugrundstiickes

Der Bebauungsplan ermoglicht gemaf § 21a Abs. 2 BauNVO, aulRerhalb des Bau-
grundstickes festgesetzte Flachenanteile bei der Ermittlung der Grundflachenzahl der
Grundstulcksflache hinzuzurechnen. Dies betrifft insbesondere Stellplatze und Kleinkin-
derspielflachen der geplanten Mehrfamilienhauser, die nicht unmittelbar auf dem
Grundstick selbst untergebracht werden kénnen. Die im Bebauungsplan mit ,St” fest-
gesetzten Flachen, sowie auch die nicht raumlich bestimmten Flachen, die Gegen-
stand des stadtebaulichen Entwurfs sind (z.B. Kleinkinderspielflachen, Fahrradabstell-
anlagen), sind gleichermafen als Gemeinschaftsanlagen im Sinne des § 21a Abs. 2
BauNVO BauNVO zu verstehen. Mit der getroffenen Festsetzung folgt der Bebauungs-
plan den Bestimmungen der Baunutzungsverordnung und ermdglicht so einen alterna-
tiven Umgang mit z.B. dem ruhenden Verkehr gegenuiber einer ordinaren Anordnung
solcher Nutzung auf den Baugrundstlcken selbst.

Garagengeschosse / Geschossflachenzahl

Im Bebauungsplan wird auf die Festsetzung der Geschossflachenzahl (GFZ) verzich-
tet. Dennoch sind grundsatzlich die diesbezlglichen Orientierungswerte des § 17
BauNVO fur allgemeine Wohngebiete mit einer GFZ von 1,2 als maximale Obergrenze
zu bertcksichtigen. Durch die Kombination der tbrigen Festsetzungen des Bebau-
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ungsplanes zur maximal zulassigen Anzahl der Vollgeschosse und der Grundflachen-
zahl (GRZ) ergibt sich fir den Bebauungsplan eine (rechnerische) Begrenzung der Ge-
schossflachenzahl. So ergibt sich bei der Ausschdpfung der Festsetzungen z.B. fur das
WA 1 mit einer GRZ von 0,4 sowie maximal drei Vollgeschossen (lll) eine maximal zu-
l&ssige Geschossflachenzahl von 1,2 sodass der Orientierungswert hier ausgeschopft
wird. Fur die Gbrigen allgemeinen Wohngebiete wird der Orientierungswert aufgrund
der Ubrigen Festsetzungen unterschritten.

Bei der Emittlung der Geschossflache nach § 20 Abs. 2 BauNVO ermdglicht der Be-
bauungsplan, die Flachen von Garagengeschossen unbericksichtigt zu lassen. Im

WA 1 ist gemaR dem stadtebaulichen Konzept im Erdgeschoss ein Parkgeschoss vor-
gesehen, um den ruhenden Verkehr unterbringen zu kénnen. Die Festsetzung folgt
den Bestimmungen der Baunutzungsverordnung und ermdglicht einen sparsamen und
schonenden Umgang mit Grund und Boden. Gemalf} der stadtebaulichen Intention sind
keine Tiefgaragen vorgesehen. Damit werden einerseits mogliche Eingriffe in den Bo-
den und weitere Flachenversiegelungen (z.B. durch Tiefgaragenrampen) vermieden.
Andererseits tragt der Bebauungsplan im Sinne von § 1 Abs. 5 Nr. 2 BauGB den Anfor-
derungen kostensparenden Bauens Rechnung.

Aufgrund der weiteren Festsetzungen, insbesondere zur Héhe baulicher Anlagen, wer-
den durch die Nicht-Anrechnung von Garagengeschossen auf die Geschossflache im
Bebauungsplan keine wesentlichen negativen Auswirkungen vorbereitet.

Hohe baulicher Anlagen

Um insgesamt eine Ubersteigerte Hohenentwicklung zu vermeiden und ein Einfigen
der geplanten Bebauung in den raumlichen und baulichen Kontext der Umgebung zu
ermoglichen, werden in Erganzung zur Festsetzung der maximal zulassigen Anzahl der
Vollgeschosse die maximalen Gebaudehohen bei Pultdachern (GH) bzw. die Trauf-
und Firsthéhen bei Satteldachern (TH, FH) gemaR § 30 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 16

Abs. 3 Nr. 2 BauNVO im Bebauungsplan festgesetzt. Dies ist insofern planungsrecht-
lich erforderlich, da mit Inkrafttreten der Landesbauordnung fir das Land Nordrhein-
Westfalen (BauO NRW) vom 01.01.2019 der bis dahin gangige Staffelgeschoss-Begriff
bzw. die Definition eines ,,obersten” Nicht-Vollgeschosses entfallen ist. Folglich ware
bauordnungsrechtlich eine Ausgestaltung mit mehreren, Ubereinander angeordneten
Nicht-Vollgeschossen méglich. Eine planungsrechtliche Steuerung des Males der bau-
lichen Nutzung zur Umsetzung der stadtebaulichen Planungsintention alleine Uber die
Festsetzung der maximal zuldssigen Anzahl der Vollgeschosse ist somit nicht hinrei-
chend gewahrleistet. Dies soll jedoch bereits auf Ebene des Bebauungsplanes mit der
Festsetzung zur maximal zulassigen Héhe baulicher Anlagen in Metern Gber Normal-
héhen-Null (m 4. NHN) vermieden werden.

Die festgesetzten Hohen werden in Abstimmung auf die festgesetzte Zahl der Vollge-
schosse getroffen, orientieren sich an typischen Ein- und Mehrfamilienhdusern und be-
ricksichtigen jeweils die Realisierung von zuséatzlichen Dach- bzw. Staffelgeschossen.
So sind fur die geplanten Mehrfamilienhduser mit bis zu drei Vollgeschossen (zzgl.
Staffelgeschoss) Gebaudehdhen mit rund 14 m gegenliber der vorhandenen Gelande-
oberflache vorgesehen.

Die kunftige Bebauung vermittelt entsprechend des stadtebaulichen Konzeptes mit
zwei bis drei Vollgeschossen zwischen den heterogenen Hohen der umliegenden Be-
standsgebaude und gibt dem Quartier eine stadtebaulich einheitliche Struktur und
Identitat. Die westliche Mehrfamilienhausbebauung folgt zudem dem Ziel, den schie-
nenbedingten Schalleintrag hinreichend abzuschirmen. Dabei sind die Hohenfestset-
zungen so gewahlt, dass die Umsetzung des stadtebaulichen Entwurfes ermdglicht
und die geplanten Geschossigkeiten (einschlieRlich ,Staffelgeschosse®) unter Bertick-
sichtigung der topographischen Verhaltnisse des Plangebietes umgesetzt werden kdn-
nen und um eine Ubersteigerte Hohenentwicklung gegentiber den bestehenden Wohn-
strukturen und zum Freibereich zu vermeiden.
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Gemal § 18 Abs. 1 BauNVO sind bei der Festsetzung der Hohe baulicher Anlagen die
erforderlichen Bezugspunkte zu bestimmen. Dies erfolgt im Bebauungsplan jeweils fur
die oberen Bezugspunkte. Dabei werden die maximal zulassigen Hohen baulicher An-
lagen in Metern Gber Normal-Hohennull (NHN) festgesetzt, sodass gemal § 18 Abs. 1
BauNVO auch der untere Bezugspunkt hinreichend bestimmt ist. Damit wird, im Ver-
gleich zum Bebauungsplan-Vorentwurf zum Stand der frihzeitigen Beteiligung auf eine
Jrelative Hohenfestsetzung verzichtet. Eine sachgemafie Beurteilung der getroffenen
Hohenfestsetzungen in Bezug auf die Bestandsgebaude und Bestandstopographie
kann mit den im Bebauungsplan enthaltenen Darstellungen der Vermessungsgrund-
lage erfolgen.

Fir die maximal zulassige Gebaudehodhe fir Pultdacher (GH) gilt als oberer Bezugs-
punkt der oberste Schnittpunkt der AuRenwand mit der Oberflache der Dachhaut. Fir
Satteldacher wird der obere Bezugspunkt mit der Firsthohe (FH) und der Traufhéhe
(TH) eindeutig bestimmt. Damit sind die Bezugspunkte zur Bemessung der Gebaude-
héhen eindeutig geregelt.

Aufgrund der architektonisch-funktionalen Zusammenhange durfen die festgesetzten
maximalen Gebaudehéhen (GH) und die Firsthbhen (FH) durch die dem Dach unterge-
ordneten, notwendigen technischen Anlagen (z.B. Schornsteine, Luftungsrohre, Satelli-
tenschisseln, Antennen, Anlagen zur Nutzung der Solarenergie, Aufzugsiberfahrten)
auf einer Flache von in Summe bis zu 15 % der Grundflache des darunterliegenden
Geschosses um bis zu 2,0 m Uberschritten werden. Dies erméglicht Bauherren und
Planern eine ausreichende, stadtebaulich vertretbare Flexibilitat im Hinblick auf die
technische Ausgestaltung der Gebaude auf den privaten Grundstiicken und dient zu-
dem der Forderung des Einsatzes regenerativer Energien. Um bereits auf Ebene des
Bebauungsplanes den untergeordneten Charakter von notwendigen, technischen Anla-
gen planungsrechtlich gewahrleisten zu kénnen, ist die Uberschreitung der festgesetz-
ten, maximal zulassigen Gebaudehohe solcher Anlagen auf maximal 15 % der unter
dem Dach- bzw. Staffelgeschoss liegenden Grundflache zulassig.

Zahl der Vollgeschosse

Die Ausflhrungen zur Hohe baulicher Anlagen gilt auch fur die Zahl der Vollgeschosse.
Die getroffenen Festsetzungen zur maximal zulassigen Anzahl der Vollgeschosse be-
reiten die Umsetzung des, dem Bebauungsplan zugrunde gelegten, stadtebaulichen
Entwurfes vor und dient der Steuerung des Males der baulichen Nutzung. Die ge-
plante Bebauung orientiert sich grundsatzlich an dem umliegenden Gebaudebestand.
Es kann gewahrleistet werden, dass die geplante Bebauung sich hinsichtlich der An-
zahl der Vollgeschosse an der Bebauung der ndheren Umgebung orientiert und so ein
stadtebaulich einheitliches Quartiers- sowie harmonisches Siedlungsbild gewahrleistet
werden kann. Fir das Plangebiet wird die Anzahl der maximal zulassigen Vollge-
schosse auf zwei (II) bzw. drei (Ill) begrenzt. Der Bebauungsplan gewahrleistet mit den
getroffenen Festsetzungen die stadtebauliche Fortfihrung der bestehenden Bebau-
ungstypologien im Umfeld und starkt gleichzeitig das stadtebauliche Stralienbild der
UferstralRe.

Die jeweils festgesetzte maximale Anzahl der Vollgeschosse ermoglicht in Verbindung
mit den festgesetzten Gebaudehdhen jeweils die Ausbildung eines weiteren Nicht-Voll-
geschosses (,zuriickgestaffeltes Geschoss*) im Sinne der Landesbauordnung, sodass
eine moderne Bautypologie mit Pultdachern planungsrechtlich vorbereitet wird.

Insgesamt werden auf Ebene des Bebauungsplanes mit den getroffenen Festsetzun-
gen zur maximal zulassigen Anzahl der Vollgeschosse stadtebaulich geordnete Struk-
turen vorbereitet, sodass auch insbesondere mit den Ubrigen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes und den bauplanungsrechtlich bzw. bauordnungsrechtlich einzuhalten-
den Abstandsflachen die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhaltnisse (Belichtung, Besonnung, Bellftung) gewahrleistet werden kénnen.
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7.3 Bauweise

Im Bebauungsplan erfolgt eine dezidierte Festsetzung zur Bauweise. Grundsatzlich
werden mit den getroffenen Festsetzungen die planungsrechtlichen Voraussetzungen
zur Umsetzung des stadtebaulichen Konzeptes vorbereitet. Flr das allgemeine Wohn-
gebiet WA 2 gilt die offene Bauweise. Im WA 3.2 sind ausschliellich (freistehende)
Einzelhduser sowie im WA 4 ausschliel3lich Doppelhauser zulassig.

Ist keine Bauweise festgesetzt; ergibt sie sich aus den Festsetzungen der Uberbauba-
ren Grundstucksflachen. Es gelten die allgemeinen Bestimmungen der Landesbauord-
nung NRW (§ 6 BauO NRW). Fir das WA 3.1 ist gemal der stadtebaulichen Konzep-
tion vorgesehen, dass entsprechend der heutigen Baukdrper entlang der Hofstrale
eine zusammenhangende Bebauung ermdglicht wird.

Im WA 1 ist ebenfalls keine Bauweise festgesetzt, sodass sich die Bauweise ebenfalls
aus den Festsetzungen zu den Uberbaubaren Grundstlcksflachen ergibt. Geman der
stadtebaulichen Konzeption und aufgrund des schienenbedingten Schalleintrags ist
eine Uber 50 m lange, zusammenhangende Bebauung vorgesehen, die gegenlber den
jeweiligen Grundstlicksgrenzen mit Grenzabstand zu errichten ist.

7.4 Uberbaubare Grundstiicksflichen

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen (,Baufenster) werden gemaf § 23 Abs. 2 und
Abs. 3 BauNVO durch Baugrenzen definiert. Die festgesetzten Baufenster schaffen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Umsetzung des stadtebaulichen Ent-
wurfs und sichern bestehende bauliche Strukturen ab.

Bei der Umsetzung der Planung wird durch die Festsetzung der Baugrenzen ein stad-
tebaulich vertraglicher Gestaltungsspielraum zur Anordnung und Ausformung der kinf-
tigen Baukorper auf den Grundsticken gewahrt. Gleichzeitig sind die Baufenster so an-
gelegt, dass sie den der Planung zugrunde liegenden stadtebaulichen Entwurf wider-
spiegeln, typische Ein- und Mehrfamilienhduser ermdglichen und eine geordnete stad-
tebauliche Struktur vorbereiten.

Die Baufenster sind so angelegt, dass klare stadtebauliche Kanten entlang der 6ffentli-
chen Verkehrsflachen erméglicht werden und die umliegend bestehende stadtebauli-
che Situation aufgreifen. So sind die Baufenster z.B. so angelegt, dass entlang der
Hofstralie sldlich der PlanstralRe begriinte Vorgartenzonen zwischen Gebaudeflucht
und Burgersteig hergestellt werden kénnen und noérdlich der Planstral3e die Gebaude-
flucht unmittelbar entlang des Birgersteigs abwickelt wird. Auch flr die rickwartigen
Grundstlcksbereiche werden unter Berlicksichtigung der bestehenden stadtebaulichen
Gegebenheiten so festgesetzt, dass klare stadtebauliche Strukturen planungsrechtlich
vorbereitet werden. Insgesamt bertcksichtigen die festgesetzten tberbaubaren Grund-
stucksflachen die Einhaltung eines auskdmmlichen Abstandes zur Stral3enflache, so-
dass die geplante Bebauung die Planstral3e entsprechend der stadtebaulichen Kon-
zeption einfasst und Vorgarten ermdglicht. Auch sind zur Unterstitzung der offenen
Bauweise die Baufenster mit entsprechenden Mindestabstanden zueinander festge-
setzt.

Durch die Zulassung einer Uberschreitung der (iberbaubaren Grundstiicksflachen im
Allgemeinen Wohngebiet WA 1 durch larmabschirmende Elemente um bis zu 3,5 m
wird Planenden und Bauherren ein stadtebaulich vertraglicher Gestaltungsspielraum
eroffnet. Dadurch besteht — Gber die erforderlichen und bereits getroffenen immissions-
schutzrechtlichen Festsetzungen hinaus — die Moglichkeit, zusatzlichen Schutz vor
Schalleintragen aus dem Schienenverkehr zu realisieren. Dies kann im Einzelfall erfor-
derlich sein, um potenziell schutzwirdige Rdume bzw. Nutzungen im Sinne der

DIN 4109 (,Schallschutz im Hochbau“) weitergehend vor Schienenverkehrslarm zu
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schitzen, beispielsweise zur Herstellung larmgeschutzter Aulkenwohnbereiche oder
zur Ermdglichung von Kleinkinderspielflachen.

Aus schalltechnisch-gutachterlicher Sicht besteht hierfir kein zwingendes Erfordernis,
da die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse auch
ohne derartige schallabschirmende Elemente gewahrt werden konnen. Vielmehr wer-
den durch diese Regelung zusatzliche, stadtebaulich vertragliche Optionen der hoch-
baulichen Ausgestaltung eréffnet, wodurch ein héherer Wohnkomfort sowie eine ver-
besserte Wohnhygiene erreicht werden kdnnen. Die Ausdehnung in nérdlicher und
sldlicher Richtung ergibt sich aus den hochbaulichen Konzepten des stadtebaulichen
Entwurfs.

Ferner berlicksichtigt der Bebauungsplan die Uberschreitung der (iberbaubaren Grund-
stucksflachen im allgemeinen Wohngebiet WA 1 und WA 2 durch Erker, Loggien und
Balkone um bis zu 2,0 m sowie im allgemeinen Wohngebiet WA 3.1, WA 3.2 und WA 4
durch an Gebaude angebaute Terrassen, Terrasseniberdachungen und Sichtschutz-
wande um bis zu 3,0 m. Die festgesetzten Uberbaubaren Grundstlicksflachen werden
auf die stadtebaulichen Kubaturen der Hauptbaukdrper abgestellt, gleichzeitig ermdgli-
chen die zulassigen Uberschreitungen eine flexible Ausgestaltung der o.g. Bauteile in
einem stadtebaulich vertraglichen Umfang.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind Uberbaubare Grundsticksflachen durch Bau-
grenzen flur das jeweilige Erdgeschoss {EG)-festgesetzt. Dabei erfolgt die Einschran-
kung mit einer maximal eingeschossigen Bebauung durch die Festsetzung der Geb&u-
dehdhe. Dies erfolgt einerseits, um das gemal stadtebaulichem Konzept erforderliche
Parkgeschoss im Erdgeschoss der geplanten Mehrfamilienhausbebauung zur Umset-
zung der bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplatze planungsrechtlich vorzuberei-
ten. Andererseits kann durch die Aufteilung und Begrenzung der Baugrenzen auf das
Erdgeschoss sichergestellt werden, dass eine Differenzierung beim geplanten Haupt-
baukdrper stattfindet, sodass eine UbermafRige Ausnutzung der Flachen vermieden
werden kann. Damit sichert der Bebauungsplan einen ausreichenden Abstand des
Hauptbaukorpers in den aufsteigenden (oberhalb des Erdgeschosses liegenden) Ge-
schossen zum westlich angrenzenden Freiraum.

Durch die Regelungen zur uberbaubaren Grundstlcksflache insgesamt wird einerseits
die stadtebauliche Qualitat im Plangebiet gewahrt, andererseits auch gleichzeitig ein
stadtebaulich vertraglicher Spielraum bei der Ausgestaltung der Grundsticksflachen
ermdglicht.

7.5 Flachen fiir Stellplatze

Durch die getroffenen Festsetzungen im Bebauungsplan wird im Hinblick auf den ru-
henden Verkehr insgesamt die Gewahrleistung eines stadtebaulich ansprechenden
Siedlungsbildes unterstitzt und gleichzeitig die Moglichkeit gegeben, eine ausrei-
chende Anzahl an Pkw- und Fahrrad-Stellplatzen auf den privaten Grundsticksflachen
zu realisieren und eine Flexibilitat in der Anordnung und Ausgestaltung im Umgang mit
dem ruhenden Verkehr flir Bauherren und Architekten zu gewahren. Die Festsetzun-
gen gewahrleistet die Einhaltung der Stellplatzsatzung der Stadt Hilden.

Der Bebauungsplan bereitet die unter Kapitel 6.3 dargelegte stadtebauliche Konzeption
im Umgang mit den bauordnungsrechtlich erforderlichen Pkw-Stellplatzen durch Fest-
setzung von ausreichenden Flachen zur Umsetzung von Garagen (Ga), Carports (Cp)
und oberirdischen, offenen Stellplatzen (St) vor. Die im allgemeinen Wohngebiet ,zu
WA 1 und WA 2° (westlich von WA 4) festgesetzte Flache fur Stellplatze dient dem all-
gemeinen Wohngebiet WA 1 und WA 2.
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Die im Bebauungsplan mit ,St“ festgesetzten Flachen, sowie auch die nicht raumlich
bestimmten Flachen, die Gegenstand des stadtebaulichen Entwurfs sind (z.B. Kleinkin-
derspielflachen, Fahrradabstellanlagen, Mulltonnenabstellplatze), sind gleichermalien
als Gemeinschaftsanlagen im Sinne des § 21a Abs. 2 BauNVO BauNVO zu verstehen.
Dies ist in der Legende zum Bebauungsplan und tiber den Rechtsbezug eindeutiq ge-
regelt. Zugunsten der Lesbarkeit der Planurkunde wurde auf eine ergédnzende, explizite
Kennzeichnung von Gemeinschaftsanlagen verzichtet. Der staddtebauliche Entwurf
sieht insbesondere fiir die geplanten Mehrfamilienhduser, ungeachtet einer moglichen
Realteilung, Gemeinschaftsanlagen in Form von Stellpldtzen oder Kleinkinderspielfla-
chen vor. Aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes ergibt sich keine Bauver-
pflichtung hinsichtlich etwaiger Gemeinschaftsanlagen, sondern es wird ein planungs-
rechtliches Angebot und eine Flexibilisierung eréffnet. Fiir die Anwendungsvorausset-
zungen des § 21a BauNVO im Rahmen von spéteren Baugenehmiqungsverfahren
kommt es auf die tatsédchliche Umsetzung von Gemeinschaftsanlagen an.

Zugunsten einer stadtebaulich vertretbaren Flexibilitat sind offene, oberirdische Stell-
platze auch in den fur Carports (Cp) und Garagen (Ga) festgesetzten Flachen zulassig.

Um insgesamt im Sinne des gesamtstadtischen Mobilitdtskonzeptes der Stadt Hilden
einen positiven Beitrag auf das Mobilitatsverhalten der Nutzer des Plangebietes und
den Umweltverbund leisten zu kénnen, sind Stellplatze und Abstellanlagen fir Fahrra-
der auch auf3erhalb der Uberbaubaren Grundstucksflachen allgemein zulassig.

Mit dem Nachweis von Pkw- und Fahrrad-Stellplatzen auf den privaten Baugrundstu-
cken wird insgesamt ein positiver Beitrag auf den Parkdruck im &ffentlichen Raum ge-
leistet.

7.6 Flachen fir Nebenanlagen

Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass Anlagen zur dauerhaften Unterbringung von
privaten, beweglichen Abfallsammelbehaltern (Mdlltonnen) ausschlielich innerhalb
von Gebauden, eingefriedeten, oberirdischen Flachen (Mulltonnenabstellplatze) oder in
Mulltonnenschranken zulassig sind. Dartber hinaus sind die 6rtlichen Bauvorschriften
zu berucksichtigen.

Aus der Festsetzung geht hervor, dass die gegenstandlichen Anlagen grundsatzlich
auch auflerhalb der Uberbaubaren Grundstucksflachen vorbehaltlich der genannten
Einschrankungen allgemein zulassig sind.

Ziel dieser Festsetzung ist es, flr die Gberwiegend gemeinschaftlich genutzten Freian-
lagen des Plangebietes ein insgesamt geordnetes Quartiersbild vorzubereiten und die
Unterbringung von Abfallsammelanlagen in einer qualitatvollen Anordnung zu gewahr-
leisten.

Die im Bebauungsplan mit ,St“ festgesetzten Flachen, sowie auch die nicht raumlich
bestimmten Flachen, die Gegenstand des stadtebaulichen Entwurfs sind (z.B. Kleinkin-
derspielflachen, Fahrradabstellanlagen, Mulltonnenabstellplatze), sind gleichermalen
als Gemeinschaftsanlagen im Sinne des § 21a Abs. 2 BauNVO BauNVO zu verstehen.

7.7 MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft

Die gemaR der Artenschutzpriifung® festgestellten artenschutzrechtlichen MalRnahmen
werden in den Bebauungsplan als vorgezogene Ausgleichsmalinahmen Uberflhrt, so-
dass der erforderliche Ausgleich der ermittelten Verbotstatbestanden bereits auf Ebene

6 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur zweiten Aktualisierung der ASP, Hofstralke 150 und
Hinterland in Hilden, Dr. Ulf Schmitz, 48-41-2024 30.07.2026

21



BEBAUUNGSPLAN NR. 139A | BEGRUNDUNG | ENTWURF

des Bebauungsplanes manifestiert ist. Alternative Ausfihrungen, die von den in der Ar-
tenschutzprifung dargestellten Ausfihrung abweichen, sollen ausnahmsweise ermog-
licht werden. Im Abwagungsprozess wurde eine Stellungnahme eingebracht, die einen
alternativen Standort fur die Nisthilfen auf der benachbarten Streuobstwiese favorisiert
hat. Eine solche Ausfihrung wird daher ausnahmsweise als Option erdffnet, ist jedoch
erst im nachgelagerten Genehmigungsverfahren und vorbehaltlich der vorherigen Ab-
stimmung mit der Unteren Naturschutzbehdrde konkret zu entscheiden. Die Umset-
zung der vorgezogenen MalRnahmen sind durch stadtebaulichen Vertrag verbindlich zu
regeln.

7.8 Verkehrsflachen

Die verkehrliche Erschliefung des Plangebietes kann dem Kapitel 6.3 bzw. die techni-
sche ErschlieRung Kapitel 6.4 entnommen werden. Grundsatzlich folgen die diesbe-
zuglichen Festsetzungen des Bebauungsplanes der Zielsetzung, das ErschlieBungs-
konzept planungsrechtlich vorzubereiten. Die erforderlichen erschliefungstechnischen
Um- und Neubauten werden im Rahmen eines ErschlieRungsvertrages verbindlich ge-
regelt.

StralRenverkehrsflache

Der bestehende Teil der Hofstralle im Zufahrtsbereich des Plangebietes wird geman
dem Bestand als 6ffentliche Stralkenverkehrsflache festgesetzt, um die Stralle mit sei-
nen vorhandenen Nebenanlagen (u.a. Gehwege, Parkplatze) in seiner Gesamtheit und
mit seiner derzeitigen Funktionserfullung planungsrechtlich zu sichern und die notwen-
digen Umbauten der Plangebietszufahrt auf Ebene des Bebauungsplanes planungs-
rechtlich vorzubereiten.

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung

Die im Kapitel 6.3 beschriebene ErschlieRung des Plangebiets wird im Bebauungsplan
als offentliche Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung ,Verkehrsberuhigter Bereich*
festgesetzt. Die innere ErschlieBung erfolgt dabei gemaR der stadtebaulichen Konzep-
tion mit einem Anschluss an die Hofstral3e etwa im Bereich der derzeitigen Grund-
stuckszufahrt. Von dort flihrt eine nach Westen verlaufende ,Mischverkehrsflache® in
das Quartier, die sich in der Quartiersmitte aufweitet und als Stichstralle nach Siiden
abknickt. Die Quartiersmitte ist ausreichend dimensioniert, um als Wendeanlage fur
Feuerwehr- und Mullfahrzeuge zu dienen.

Mit der Festsetzung von Wohnbauflachen im Bebauungsplan wird das Ziel verfolgt, un-
terschiedliche Zielgruppen, insbesondere Familien, anzusprechen. Die Planstrale er-
halt damit eine zusatzliche Funktion als Ort des sozialen Austauschs und als informel-
ler Kinderspielbereich, wodurch der motorisierte Verkehr innerhalb des Quartiers zu-
ricktritt. Die Festlegung als offentliche Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung ,Ver-
kehrsberuhigter Bereich® ermdglicht die Umsetzung einer ,Spielstral3e” (Verkehrszei-
chen 325.1).

7.9 Grinflachen

Vorbereitend fur das Ziel der zentralen und ortsnahen Versickerung der anfallenden
Niederschlage wird der westliche Teil des Geltungsbereichs durch eine private Grunfla-
che mit der Zweckbestimmung ,Mahwiese mit Regenwasserversickerung” festgesetzt.
Die Flache dient vorwiegend der Errichtung von Anlagen zur Niederschlagswasserbe-
seitigung sowie der Begriinung als artenreiche Mahwiese.

Zusatzlich wurde die Versieglung der Flache fur Abwasserbeseitigungsanlagen auf
10 % begrenzt. Erganzend sind Revisionswege innerhalb der Grunflache auf maximal
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15 % der festgesetzten Grinflache mit ausschliel3lich wasserdurchlassigen Boden zu-
l&ssig. Die Begrenzung der Flachenanteile fur Anlagen zur Abwasserbeseitigung sind
aus der vorliegenden ErschlieRungs- und Entwasserungsplanung abgeleitet und erlau-
ben einen stadtebaulich vertraglichen Puffer, um im Rahmen der spateren wasser-
rechtlichen Genehmigungs- und Ausflhrungsplanung eine planerische Flexibilitat ein-
raumen zu konnen. Innerhalb der festgesetzten Grinflache ist der Schmutzwasserka-
nal in Richtung Karnaper Stral3e geplant. Eine Versiegelungswirkung dieses Kanals ist
fur die festgesetzten, maximal zuldssigen Flachenbegrenzungen fur Abwasserbeseiti-
gungsanlagen nicht anzunehmen. Die diesbezuglichen Flachen sind daher nicht zu be-
ricksichtigen.

Um einen Ausgleich zu der stellenweisen Versiegelung und eine Integration in die Um-
gebung zu erméglichen, sind die Ubrigen Flachenteile, die nicht durch die Abwasserbe-
seitigung belegt werden, mit einer Mischvegetation aus Baumen, Strauchern und Ra-
sen zu begriinen und extensiv zu pflegen.

Der sudliche Abschluss der Planstral3e wird durch eine 6ffentliche Grunflache mit der
Zweckbestimmung ,Straflenbegleitgrin“ festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt, um einer-
seits eine raumliche Barriere nach Siden zu ermdglichen. Ein verkehrlicher Anschluss
der sudlich anschlieRenden Grundstiicksteile soll durch den Bebauungsplan nicht vor-
bereitet werden. Andererseits wird die festgesetzte Anpflanzflache, welche den Grol3-
teil des gesamten Plangebietes einrahmt, im Bereich der 6ffentlichen Verkehrsflache
komplettiert, sodass auch in Bezug auf den &ffentlichen Stralienraum ein geordnetes,
durchgruntes Quartiersbild zum Tragen kommt.

7.10 Geh-, Fahr- oder Leitungsrechte

Entsprechend der Entwasserungsplanung (vgl. Kapitel 6.4) ist die Ableitung der auf
den StraBenverkehrsflachen anfallenden Niederschlage in eine zentrale Versicke-
rungsanlage westlich des Plangebietes vorgesehen. Die Regenwasserfihrung erfolgt
Uber eine oberflachennahe Rinnenentwasserung innerhalb der Stralenverkehrsflache
und Uber das allgemeine Wohngebiet WA 1. Die Wasserfuhrung erfordert daher ein
Geh- und Leitungsrecht (GL) zugunsten der Leitungsbetreiber. Eine Uberbauung durch
Gebaude bzw. bauliche Anlagen ist innerhalb der Gberbaubaren Grundstucksflachen
entsprechend der stadtebaulichen und entwasserungstechnischen Konzeption zulas-
sig, sofern die Funktion und Zuganglichkeit der oberflachennahen Rinnenentwasse-
rung nicht beeintrachtigt wird.

Auch die geplante Schmutzwasserkanalisation wird Gber ein Leitungsrecht (L) zuguns-
ten der Leitungsbetreiber bereits auf Bebauungsplan-Ebene vorbereitet. Gemal der
standigen Rechtsprechung kénnen mit Leitungsrechten auch Gehrechte zugunsten des
Leitungsbetreibers impliziert werden. An dieser Stelle ist gemaf der stadtebaulichen
und entwasserungstechnischen Konzeption eine vollstéandige Uberbauung durch das
Plangebaude vorgesehen. In Abstimmung mit der Entwasserungsplanung kann trotz
der Uberbauung die Wartung und Instandhaltung gewahrleistet werden, sodass auf-
grund dessen im Bebauungsplan auf ein explizites Gehrecht verzichtet wird.

7.11 Vorkehrungen zum Schutz gegen schadliche Umwelteinwirkungen

Bei der Aufstellung von Bauleitplanen sind gemal § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu bertcksichtigen.
Hierzu zahlen auch die Anforderungen an einen ausreichenden Schallschutz. Daher
wurde zur sachgemalfen Beurteilung moglicher Larmauswirkungen bereits im Rahmen
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des Bebauungsplanverfahrens eine schalltechnische Untersuchung’ zum vorliegenden
Bebauungsplan durchgefiihrt. Die einzelnen Ergebnisse sind dem Kapitel 8.6 bzw. dem
Umweltbericht zu entnehmen. Die Auswirkungen des Stral3en- und Schienenverkehrs-

larms wurden gemaf DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau“ untersucht und bewertet.

Eine Ubernahme der aus dem Schallgutachten resultierenden immissionsschutzrechtli-
chen Maflnahmen zum Schutz vor Larmimmissionen in Form von verbindlichen Fest-
setzungen im Bebauungsplan ist erfolgt. Dabei sind die schallabschirmende Bebauung
im WA 1, passive SchallschutzmaRnahmen nach DIN 4109 (,Schallschutz im Hoch-
bau“) sowie weitere Vorkehrungen zum Schutz von Aufienwohnbereichen und der
Nachtruhe in den Bebauungsplan eingegangen. Eine schalloptimierte Grundrissanord-
nung ist bereits grundsatzlich im stadtebaulichen Konzept mitgedacht und wurde im
Bebauungsplan als Hinweis aufgenommen. Die schalloptimierte Grundrissgestaltung
bezieht sich geméal3 dem Schallgutachten vordergriindig auf den Schienen- und Stra-
Benverkehrsldrm. Vom Bolzplatz gehen durch die Einhaltung der Immissionsrichtwerte
der 18. BImSchV an allen relevanten Immissionsorten im Plangebiet keine wesentili-
chen, negativen Auswirkungen aus. Diesbeziigliche Malnahmen sind nicht zwingend
erforderlich. Gleichwohl wird aufgrund von im Verfahren eingegangenen Stellungnah-
men empfohlen, auch beziiglich des Bolzplatzldrms eine schalloptimierte Grundrissan-
ordnung zu prtifen, wenngleich keine Pflicht besteht.

Ziel der Festsetzung ist es, mit der geplanten Mehrfamilienhausbebauung im allgemei-
nen Wohngebiet WA 1 einen zusammenhangenden Gebauderiegel planungsrechtlich
vorzubereiten, sodass eine weitestgehende Schallabschirmung und damit eine deutli-
che Larmminderung fur die Ubrigen Bereiche des Plangebietes erzielt werden kann.
Die geplante Bebauung ersetzt damit eine aktive Schallschutzwand. Wie bereits zu den
Uberbaubaren Grundstiicksflachen ausgefiihrt, ist die Uberschreitung der festgesetzten
Baugrenzen zulassig, um weitere schallabschirmende Elemente an der Fassade der
geplanten Mehrfamilienhausbebauung zu ermoglichen.

Das Erfordernis einer sogenannten ,Baureihenfolge®, wie sie im Schallgutachten emp-
fohlen wird, ist auf Ebene des Bebauungsplanes in Form einer bedingten Festsetzung
nach § 9 Abs. 2 BauGB zu verneinen. Eine solche Festsetzung greift zu stark in die
verfassungsgemalien Eigentumsrechte nach Art. 14 Grundgesetz (GG) ein. Auf Ebene
des Bebauungsplanes wurde im Rahmen des Schallgutachtens ausreichend dargelegt,
dass auch mit den Ubrigen Mallinahmen die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse gewahrt werden kdnnen. Daraus resultiert, dass zu-
nachst auch ohne die schallabschirmende Bebauung héhere Anforderungen zu stellen
sind. Dieser Worst Case wurde durch die Festsetzung der mafl3geblichen Auf3enlarm-
pegel gemafd DIN 4109, der Bereiche mit Beurteilungspegeln von >62 dB(A) tags zum
Schutz der AuRenwohnbereiche sowie der Bereiche mit Beurteilungspegeln von

> 45 dB(A) nachts zum Schutz der Nachtruhe jeweils in freier Schallausbreitung, also
ohne schallabschirmende Planbebauung, bericksichtigt.

Aus den Untersuchungen des Schallgutachtens mit den Gebaudelarmkarten geht her-
vor, dass mit der (schrittweisen bzw. vollstandigen) Entwicklung des Bebauungsplanes
geringere Anforderungen an AulRenbauteile, AuRenwohnbereiche und Schalldammluf-
ter erforderlich werden, als im Vergleich zur Untersuchung in freier Schallausbreitung.
Diesen Umstand berlicksichtigt der Bebauungsplan in Form einer sogenannte Off-
nungsklausel.

7 Untersuchung von Verkehrs- und Sportlarm im Rahmen der Aufstellung des Bebauungspla-
nes, Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR, Bericht 241107-5 BSI gy 201185, 03.11.2025
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7.12 Anpflanzung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Mit den grinordnerischen Festsetzungen zu den Freianlagen wird insgesamt die gart-
nerische Anlegung der AuRenanlagen (insbesondere in Bezug auf die privaten Grund-
stucksflachen) planungsrechtlich vorbereitet, sodass den allgemeinen Anforderungen
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse, der Sicherung einer menschenwirdigen
Umwelt sowie der Férderung des Klimaschutzes im Sinne des Baugesetzbuches Rech-
nung getragen werden kann. Hierdurch kann auch die Schaffung von neuen Habitaten
ermoglicht werden. Durch die Festsetzungen wird angemessen auf die mit Wohn- und
Gemeinschaftsgarten aufgelockerte Umgebung reagiert und gleichsam den Bedurfnis-
sen der geplanten Wohnnutzung im Plangebiet Rechnung getragen. Hierdurch kann
auch ein moglicher Habitatverlust und die vorbereiteten Nachverdichtungen in Teilbe-
reichen abgemildert werden. Mit der geplanten Folgenutzung im Plangebiet wird zu-
gunsten einer optimierten, stadtebaulichen Integritat in die stadtebauliche Umgebung
auf ein durchgriintes Siedlungsbild abgezielt.

Pflanzanforderungen / Pflanzlisten

Um insgesamt eine auf Dauer angelegte Durchgriinung des Plangebietes gewahrleis-
ten zu kdnnen, gilt fur sdmtliche getroffene Festsetzungen zur Anpflanzung von Bau-
men, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen, dass diese fachgerecht durchzufihren,
zu pflegen und dauerhaft zu erhalten sind. Abgehende Pflanzen sind spatestens in der
nachfolgenden Vegetationsperiode zu ersetzen. Fir die festgesetzte Dachbegriinung
sind zusatzlich die Richtlinien der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung
Landschaftsbau (FLL) zu berlcksichtigen.

Auch fur Pflanzungen, die im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden, wird empfoh-
len, standortgerechte und klimaresistente Arten zu verpflanzen, sowie insektenfreundli-
che Pflanzen, Bienentrachtpflanzen und/oder Vogelnahrgehdlze zu verwenden.

Mit den jeweils in den Festsetzungen gewahlten Gehdlzarten, Pflanzqualitaten bzw.
Pflanzschemen kann Sorge daflr getragen werden, dass bereits friihzeitig bei der Um-
setzung des Bebauungsplanes ein durchgrintes Quartiersbild erreicht wird und geeig-
nete, standortgerechte Pflanzen zur Auswahl kommen, die mit den jeweils gewahlten
Mindestqualitaten bereits dkologische und sonstige Funktionen (Verschattung, Filter-
vermogen, Habitat) Ubernehmen kénnen. Um insgesamt eine zusammengehdrige Ge-
staltung der Freianlagen erzielen zu kénnen, soll ausschlieRlich auf die in den Pflanz-
listen aufgeflhrten Pflanzenarten zurtickgegriffen werden.

Wahrend die Standortvertraglichkeit (z.B. Anwuchserfolg, teilweise Nordlage, Platzver-
haltnisse in Vorgartenzonen, Wuchsklassen) im Vordergrund der aufgeflihrten, vorwie-
gend heimischen Arten steht, sind gemaf der stadtebaulichen Planungsintention zu-
kunftsgerichtet auch klimaresistente Faktoren in Anlehnung an die Stralienbaumliste
der GALK e.V. (Deutsche Gartenamtsleiterkonferenz) in die Listen eingeflossen (z.B.
Kupfer-Felsenbirne, Hartriegel). Gleichermalien wurden insektenfreundliche Pflanzen-
arten sowie auch Vogelnahrgeholze (z.B. Kornelkirsche, Schwarzer Holunder) in die
Pflanzlisten aufgenommen, um insgesamt den 6kologischen Bedurfnissen bereits auf
Ebene der Bauleitplanung Rechnung zu tragen.

Als insektenfreundliche Pflanzen und Vogelnahrgehdlze im Sinne dieses Bebauungs-
planes gelten heimische Pflanzenarten (insb. Obstbaume, Wildstraucher, Kraut- oder
Bluhpflanzen, Stauden, Gehdlze), die als nektarreiche (Bienen-)Trachtpflanzen, bee-
renreiche (Vogel-)Nahrgehdlze und/oder als Unterschlupf bzw. Nistplatz fir Vogel die-
nen kdnnen. Als insektenfreundliche Pflanzen, Bienentrachtpflanzen oder Vogelnahr-
gehdlze kdénnen z.B. Wegwarte (Cichorium intybus), Disteln (Cirsium spec.), MadesuR
(Filipendula ulmaria), Kornelkirsche (Cornus mas) Vogel-Kirsche (Prunus avium) oder
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) zur Auswahl kommen. In den Pflanzlisten des
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Bebauungsplanes wurde bereits eine Auswahl an solchen Pflanzarten getroffen. Wei-
tere geeignete Pflanzarten kdnnen z.B. den Publikationen des BUND oder NABU ent-
nommen werden.

Heckenpflanzung

Entsprechend der stadtebaulichen Konzeption ist es vorgesehen, das Plangebiet na-
hezu vollstandig entlang der aul3eren Grenzen mit einer mindestens ein- bzw. zweirei-
higen Schnitt- oder Strauchhecke zu umgeben. Die fir diese Flache vorgesehenen Be-
reiche sind im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzt.

Dachbegriinung

Aufgrund der planungsrechtlichen Vorbereitung einer héheren Versiegelung im Ver-
gleich zum heutigen Bestand sind die Dachflachen von baulichen Anlagen mit einer
Grundflache ab 8 m? (z.B. Garagen, Carports oder Mulleinhausungen) mit Flachda-
chern auf einer mindestens 12 cm starken Vegetationstragschicht mindestens extensiv
zu begriinen. Dies hat mindestens mit einer Ansaat aus einer autochthonen (heimi-
schen) und artenreichen Saatgut-Mischung zu erfolgen. Damit wird u.a. ein positiver
Beitrag zum Retentionsvermdgen und auf das Mikroklima im Plangebiet gewahrleistet.

Von der festgesetzten Dachflachenbegriinung sind verglaste Flachen, erforderliche Re-
visions- und Wartungswege sowie technische Aufbauten (z.B. Rauch- und Warmeab-
zugsanlagen, Be- und Entliftungsanlagen, Aufzugsiberfahrten und Treppenaufgange)
ausgenommen. Diese Festsetzung erfolgt aufgrund der architektonisch-funktionalen
Abhéangigkeiten (z.B. barrierefreies Bauen, Statik) sowie um Bauherren und Planern
eine stadtebaulich vertragliche Flexibilitat in der Ausgestaltung der Dachflachen zu er-
moglichen.

Baumstandorte

Um eine durchgrinte, qualitatvolle Quartiersgestaltung sicher zu stellen und um einen
madglichen Habitatverlust abzumildern, sind im Bebauungsplan Baumstandorte umzu-
setzen. Mit der getroffenen Festsetzung wird durch die Baumpflanzungen zudem ein
positiver Beitrag fur das Mikroklima geleistet.

Die Festsetzung sieht fur die Begrinung der Baugrundstiicke mit Bdumen eine Quotie-
rung bezogen auf die Grundstucksflache im Sinne von § 19 Abs. 3 BauNVO (,Flache
des Baugrundsticks®) vor. Die Flachenanteile aul3erhalb des Baugrundstlickes sind
der Grundstlcksflache bei der Ermittlung der anzupflanzenden Anzahl von Baumen
hinzuzurechnen; dies ist explizit fur die allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 be-
zogen auf die Baugebiete ,zu WA 1 und WA 2“ anzuwenden.

Die sich aus der Quotierung ergebende Gesamtanzahl je Baugrundstick bzw. je Bau-
gebiet ist aus dem stadtebaulichen Konzept abgeleitet, welches mit Blick auf die Um-
setzbarkeit und Vereinbarkeit mit den allgemeinen Anforderungen des Nachbarrechts-
gesetzes NRW einer fachlichen landschaftsarchitektonischen Plausibilitatsprifung un-
terzogen wurde.

Die Planungsintention des Bebauungsplanes auf Grundlage des landschaftsarchitekto-
nisch plausibilisierten stadtebaulichen Konzeptes geht davon aus, dass je Hauseinheit
(d.h. je Einfamilienhaus bzw. Doppelhaushalfte) mindestens ein Baum gepflanzt wird.
Die Festsetzung der Quotierung ermdglicht, dass die Planungsintention auch bei ver-
anderter Grundstlcksstruktur (Teilung, Zusammenlegung, WEG) rechtssicher umge-
setzt werden kann.

Im Bereich der geplanten Mehrfamilienhduser im WA 1 und WA 2 ist die gewahlte
Baumanzahl bzw. die sich daraus ergebende Quote aufgrund von zusatzlichen bauord-
nungsrechtlich erforderlichen Flacheninanspruchnahmen (z.B. Kleinkinderspielflachen,
Aufstell- und Bewegungsflachen zur Brandbekampfung) als Mindestmalf? folgerichtig
und ermdglicht so eine stadtebaulich vertretbare Flexibilitat zur Gewahrleistung einer
technisch-funktionalen Hochbauplanung.
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Im Bereich des allgemeinen Wohngebietes ,zu WA 1 und WA 2 sind zusatzlich zu der
Baumanzahl, die sich aus der Quotierung ergibt, drei weitere Baumstandorte mit ent-
sprechenden Baumscheiben zur Anpflanzung auf den Privatgrundstiicken festgesetzt.
Ziel dieser Festsetzung ist es, die geplanten oberirdischen Stellplatze, die der geplan-
ten Mehrfamilienhausbebauung im WA 1 bzw. WA 2 zugeordnet werden, durch Baum-
standorte zu gliedern und zu durchgrinen. Um eine stadtebaulich vertragliche Umset-
zung der Stellplatze zu gewahrleisten, darf von den zeichnerisch festgesetzten Baum-
standorten um jeweils bis zu 3,5 m abgewichen werden.

Innerhalb der Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung ,Verkehrsberuhigter Bereich*
sind zwei Strallenbdaume anzupflanzen. Gemal der stadtebaulichen Konzeption ist ein
gegenuberliegendes Baumtor im Bereich des Verschwenks der Planstrale vorgese-
hen. Eine zeichnerische, und damit rdumliche Festsetzung erfolgt im Bebauungsplan
nicht, um im Rahmen der spateren Ausfuhrungsplanung der ErschlieBungskonzeption
ausreichend flexibel mit den Baumstandorten umgehen zu kénnen. Auch auf eine Fest-
setzung zur Baumscheibe wird verzichtet; die Anforderungen ergeben sich aus den
einzuhaltenden FLL-Richtlinien und sind im Rahmen des ErschlieBungsvertrages zu
konkretisieren.

Der Bebauungsplan bericksichtigt somit insgesamt mindestens 15 Baumstandorte auf
den Privatgrundstiicken sowie zwei Strallenbaume.

Begriinung der nicht Giberbaubaren Grundsticksflachen

Erganzend zu den Pflanzgeboten gemaR Festsetzungen Ziffer 10 ff. ist gemal § 8
BauO NRW zu berticksichtigen, dass die nicht Gberbauten Grundstticksflachen der be-
bauten Grundstlcke wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen, gartnerisch
anzulegen und zu begrlnen sind. Schotterungen zur Gestaltung von Grunflachen so-
wie Kunstrasen sind gemaf der Bauordnung unzulassig.

Der Bebauungsplan prazisiert zusatzlich die obligatorischen Regelungen der Landes-
bauordnung in Ziffer 10.7 und gibt vor, dass mindestens 10 % der nicht Gberbaubaren
Grundsticksflachen mit insektenfreundlichen Pflanzen, Bienentrachtpflanzen und/oder
Vogelnahrgeholzen in Form von Grasern, Wiesenpflanzen, Bodendeckern, Stauden,
Strauchern und/oder Geholzen zu bepflanzen sind.

Zur Definition von insektenfreundlichen Pflanzen, Bienentrachtpflanzen oder Vogel-
nahrgehodlzen im Sinne dieses Bebauungsplanes wird auf das vorherige Unterkapitel
.Pflanzanforderungen / Pflanzlisten® verwiesen.

Die getroffenen Festsetzungen haben zum Ziel, die zuséatzliche Versiegelung des Plan-
gebietes insgesamt abzumildern und einen positiven Beitrag zum Artenreichtum,
Mikroklima und Filtervermégen zu leisten und um insgesamt den ékologischen Bedurf-
nissen bereits auf Ebene der Bauleitplanung Rechnung zu tragen.

7.13 Gestalterische Festsetzungen

Zur Erhaltung und Fortentwicklung eines attraktiven Ortsbildes werden gestalterische
Festsetzungen gemal § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 der Landesbauordnung fur das
Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in den Bebauungsplan aufgenommen. Dabei
sind die Festsetzungen so getroffen, dass insgesamt ein geordnetes stadtebauliches
Gesamtbild gewahrleistet wird. Gleichzeitig verbleiben aber auch der individuellen Ge-
staltung angemessene, stadtebaulich vertretbare Mdglichkeiten. Um ein einheitliches,
zusammengehoriges Siedlungsbild zu gewahrleisten, werden die drtlichen Bauvor-
schriften an die umliegend bestehende Bebauung orientiert bzw. weiterentwickelt, so-
dass sich das Plangebiet in die spezifischen Eigenheiten der Umgebung integriert,
gleichzeitig aber auch eine eigenstandige, stadtebauliche Identitat des neuen Quartiers
entfalten kann.
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Dachgestaltung (Dachform, Dachneigung, Dacheindeckung), Baukorpergestaltung

Entsprechend den o.g. Ausflihrungen sowie zur planungsrechtlichen Umsetzung des
stadtebaulichen Konzeptes sind zur Sicherstellung eines stadtebaulich einheitlichen,
identitatsstiftenden Quartiersbildes im allgemeinen Wohngebiet fur die Hauptbaukdrper
ausschlieRlich Pultdacher mit bis zu 25° Dachneigung bzw. Satteldacher mit einer
Dachneigung von 30 bis 45° zulassig. Dabei erfolgt eine gemal} der stadtebaulichen
Konzeption differenzierte Betrachtung fir die projektierten Mehrfamilienhauser in den
allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2, die Einfamilienhduser im WA 3.1 und

WA 3.2 sowie fur die Doppelhauser im allgemeinen Wohngebiet WA 4.

Fir die geplanten Doppelhauser im allgemeinen Wohngebiet WA 4 sind die jeweils an-
einandergrenzenden Doppelhaushalften zueinander in Dachform, Dachneigung, Dach-
eindeckung (Material und Farbe) sowie hinsichtlich Fassadenmaterial und -Farbe ein-
heitlich zu gestalten. Damit gewahrleistet der Bebauungsplan ein einheitlich gestaltetes
Erscheinungsbild und sichert in Bezug auf die jeweiligen Gebaude eine qualitatvolle
Zusammengehdrigkeit.

Glasierte oder engobierte Dachsteine bzw. -pfannen werden zur Vermeidung von Licht-
reflektlonen sowie Blendungen ausgeschlossen ZupVerme@emq—emepGewasser—

Einfriedungen

Mit Ricksicht auf ein einheitlich gestaltetes und durchgrintes Ortsbild werden Ein-
schrankungen zu Einfriedungen getroffen, gleichzeitig aber den klnftigen Nutzern stad-
tebaulich vertragliche Moglichkeiten zur Befriedung des nachbarschaftlichen Nebenei-
nanders und des Eigentumsschutzes gegeben.

Einfriedungen sind ausschlieRlich mit bis zu 2,0 m Hoéhe als Strauch- oder Schnitthe-
cke, als Stabgitterzaune in Kombination mit Strauch- oder Schnitthecken, oder mit bis
zu 0,6 m Hoéhe als Sockelmauern zulassig. Die gewahlte Hohe von maximal zwei Me-
tern erfolgt in Anlehnung an das Nachbarschaftsgesetz NRW.

Mit dem Ausschluss von Flechtbandern oder ahnlichen Anbringungen zum Sichtschutz
kann ein insgesamt einheitliches und geordnetes Erscheinungsbild gewahrleistet wer-
den. Zusatzlich kdnnen artenschutzbezogen wichtige Trittsteine und Verbindungen zwi-
schen den Habitatstrukturen insbesondere fir Vogelarten gewahrleistet werden.

Im Bereich von Terrassen im direkten Anschluss an die Gebaude sind Trennwande
zum Sichtschutz bis zu einer Hohe von 2,00 m und einer Tiefe von 3,00 m (gemessen
an der ruckwartigen Gebaudeflucht) zulassig. Diese und weitere Vorgaben zur Materia-
litdt von Terrassentrennwa@nden ermdglichen einen stadtebaulich vertraglichen Um-
gang sowie ein geordnetes Quartiersbild. Gleichzeitig werden damit stadtebaulich ver-
tragliche Mdglichkeiten zur Wahrung der Privatsphare eroffnet.

Abgrabungen

Abgrabungen zum Zweck der Belichtung von Kellerraumen werden als unzulassig fest-
gesetzt, sodass eine Verunstaltung der Gelandeoberflache durch solche Abgrabungen
vermieden und damit ein stadtebaulich geordnetes Siedlungsbild im Hinblick auf die
Gestaltung der nicht Gberbauten Grundstlicksflachen gewahrleistet werden kann.

Standorte von Abfallsammelbehéaltern und Fahrradabstellanlagen

Der Bebauungsplan setzt die Gestaltung der Standorte von beweglichen Abfallsammel-
behaltern und Fahrradern fest. So ist die dauerhafte Unterbringung von Mulltonnen nur
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innerhalb von Gebauden (z.B. in Millrdumen) oder auf eingefriedeten Flachen (Mull-
tonnenabstellplatzen) oder eingefriedeten Einhausungen (z.B. in Milltonnenboxen) zu-
lassig.

Die oberirdischen Milltonnenabstellplatze, Einhausungen und Schranke (also diejeni-
gen Standorte, die nicht bereits in Gebauden untergebracht werden) sind dabei an min-
destens zwei Seiten mit Hecken, Strauchern, Rank- oder Kletterpflanzen einzugrinen.
Diese Festsetzung erfolgt, um die Mulltonnen- und Fahrradabstellplatze in die gartne-
risch zu gestaltenden Freibereiche der jeweiligen Baugrundstiicke ortsbildschonend zu
integrieren.

Die Mulltonnen- und Fahrradabstellplatze oder Milltonnen- und Fahrradeinhausungen
sind mit einer Hohe von mindestens 1,20 m einzugrinen. Dies gewahrleistet, dass be-
reits frihzeitig bei der Umsetzung des Bebauungsplanes ein durchgrintes Quartiers-
bild erreicht wird, die Sicht auf die jeweiligen Mulltonnen bzw. Fahrrader ausreichend
vermieden sowie die Abstellplatze in die gartnerische Gestaltung der Freianlagen inte-
griert werden kdnnen.

7.14 Hinweise

Die in den Bebauungsplan aufgenommenen Hinweise dienen der moglichst umfassen-
den Information fur Planbetroffene, Bauherren, Planer und fiir die Bauaufsichtsbe-
hérde, die im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ermittelt wurden. Hierdurch wer-
den u.a. den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse,
der Gefahrenabwehr, der Bodendenkmalpflege sowie den Belangen des Natur- und Ar-
tenschutzes Rechnung getragen.

8 Umweltauswirkungen
8.1 Vorbemerkung

Der Bebauungsplan wird im sogenannten Regelverfahren aufgestellt, um alle umwelt-
relevanten Belange umfassend zu bewerten. Dieses Verfahren ermdglicht eine detail-
lierte Betrachtung sédmtlicher Umweltaspekte und umfasst unter anderem die Erstellung
eines Umweltberichts. Zudem wird in einem Regelverfahren ein landschaftspflegeri-
scher Fachbeitrag erstellt und eine Eingriffs-Ausgleich-Bilanzierung vorgenommen, so-
dass auch Malinahmen zur Kompensation berucksichtigt werden kénnen.

Durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes sind grundsatzlich Eingriffe in Umwelt,
Natur und Landschaft zu erwarten. Die zu erwartenden Auswirkungen auf die einzel-
nen Umweltparameter werden im Umweltbericht zusammengefasst. Der Umweltbericht
ist Teil der Planbegrindung und somit Bestandteil des Bebauungsplanes.

8.2 Vermeidungs-und MinderungsmaBnahmen

Der Verursacher eines Eingriffes ist nach § 13 und § 15 BNatSchG dazu verpflichtet,
alle vermeidbaren Eingriffe in Natur und Landschaft zu unterlassen und voruberge-
hende, unvermeidbare Beeintrachtigungen zu mindern. Entsprechende Mal3nahmen
mussen angerechnet werden, wenn sie dauerhaft erhalten bleiben. Die Vermeidungs-
und Minderungsmafnahmen sind MalRnahmen, die die Planung verandern bzw. beein-
flussen und dadurch das Ausmal} des Eingriffs reduzieren. Die Empfehlungen von
MaRnahmen fur die Eingriffsvermeidung und -minderung wurden im Rahmen des
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Landschaftspflegerischen Fachbeitrages® ermittelt und im Umweltbericht zusammenge-
fasst.

8.3 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung und Klimarelevanz

Mit der Umsetzung der Planung wird gegentber dem heutigen Realbestand eine ho-
here Versiegelung des Plangebietes vorbereitet. Eine strallenseitige Bebauung mit ei-
ner hdheren Versiegelungsrate ist bereits heute nach § 34 BauGB zulassig. Fur die
hinteren Grundstuicksteile stellen der Regionalplan und der Flachennutzungsplan das
Plangebiet als Allgemeinen Siedlungsbereich bzw. als Wohnbauflache dar; somit ist
die planerische Entscheidung zugunsten einer wohnbaulichen Entwicklung des Plange-
bietes mit einer hbheren Versiegelungsrate als Bauerwartungsland bereits grundsatz-
lich erfolgt.

Gleichwohl ist im Bebauungsplanverfahren ein Landschaftsplanerischer Fachbeitrag zu
erstellen. Im Rahmen dessen erfolgt eine naturschutzfachliche Eingriffs-Ausgleichs-Bi-
lanzierung und die Feststellung von ggf. erforderlichen Ausgleichsmaflinahmen.

Auch wurden Festsetzungen zur Grundflachenzahl (GRZ) im Sinne von § 17 BauNVO
i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO getroffen, um die Versiegelungsrate einzuschranken und
MalRnahmen (z.B. grinordnerische Festsetzungen) gepruft, um insgesamt die Auswir-
kungen einer zusatzlichen Versiegelung zu vermeiden bzw. zu mindern.

Das stadtebauliche Konzept sieht bereits ein insgesamt durchgrintes Quartiersbild vor,
um die klimatischen Auswirkungen der Planung abzumildern. So werden private Wohn-
und Gemeinschaftsgarten, StraRenbdume und gartnerisch angelegte Vorgartenberei-
che geplant. Die Dachflachen von Garagen bzw. Carports werden extensiv begrint;
damit kann ein positiver Beitrag auf das Mikroklima und das Retentionsvermogen ge-
leistet werden. Mit einer ortsnahen Versickerung der im Plangebiet anfallenden Nieder-
schlage (vgl. Kapitel 6.4) kann dem Boden-Wasser-Haushalt und zur Grundwasserneu-
bildung Rechnung getragen werden. Die grinordnerischen MaRnahmen wurden im Be-
bauungsplan verbindlich festgesetzt. Die Ergebnisse des Landschaftspflegerischen
Fachbeitrages wurden im Umweltbericht eingearbeitet.

Im Verfahren wurden die erforderlichen externen AusgleichsmafRnahmen konkretisiert,
die Erkenntnisse im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag fortgeschrieben und der
weiteren Planung zugrunde gelegt.

Der naturschutzfachliche Eingriff wird tber das Okokonto der Stadt Hilden ausgegli-
chen. Aus dem Okokonto der Stadt Hilden werden 10.211 Okopunkte (LANUK-Bewer-
tungsverfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete Ma3nahmenflache fur die
Okopunkte ist ,Obstwiese HofstraRe* auf der von der Gemeinde bereitgestellten Flache
mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 56, Flurstick 2.

8.4 Natur und Landschaft

Das nachstgelegene Schutzgebiet befindet sich unmittelbar sidwestlich der Karnaper
Stralte. Das Landschaftsschutzgebiet ,Hilden Std-West" mit der Objektkennung LSG-
4807-0007 setzt als Schutzziel insbesondere die Erhaltung des Garather Waldes, die
Sicherung von bedeutenden Flachen mit Wasserspeicherfunktion und die hohe Erho-
lungseignung fest. Teile des Landschaftsschutzgebietes werden auch als Biotopver-
bund ,Walder bei Garath“ (VB-D-4807-010) klassifiziert.

Zudem befindet sich etwa 230 m &stlich des Plangebietes der Biotopverbund ,Itterbach
bei Hilden* (VB-D-4807-012) mit dem Schutzziel zur Erhaltung eines innerstadtischen

8 Landschaftspflegersicher Fachbeitrag Bebauungsplan 139A ,HofstralRe 150 inklusive Hinter-
land®, ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH, 10.12.2025, lberarbeitet 04.08.2026
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FlieRgewassers und dem Entwicklungsziel zur Wiederherstellung eines naturnahen
Flielkgewassers.

Im unmittelbaren Umfeld und innerhalb eines Wirkradius von 300 m Entfernung zum
Plangebiet kommen keine Natura-2000-Gebiete oder sonstigen Schutzgebiete nach
landesrechtlicher, nationaler oder internationaler Gesetzgebung vor.

8.5 Artenschutz

Im Rahmen von Bebauungsplanverfahren ist das Vorkommen planungsrelevanter Ar-
ten zu untersuchen und maégliche Verbotstatbestande gemaf § 44 BNatSchG zu pru-
fen sowie durch entsprechende MalRnahmen zu vermeiden, abzumildern oder auszu-
gleichen.

Fir das Plangebiet liegen eine Artenschutzpriifung ,Stufe 1“° eine Artenschutzprifung
,Stufe 2“1° sowie eine Aktualisierung der Artenschutzpriifung' vor. Die Erkenntnisse
der vorliegenden Artenschutzprifungen sind im Umweltbericht bzw. im Landschafts-
pflegerischen Fachbeitrag zusammengefasst.

Die vorgenannten Artenschutzprifungen aus dem Jahr 2017/2018 bericksichtigen flr
die vorausgegangene stadtebauliche Machbarkeitsstudie einen groReren Geltungsbe-
reich, sodass dort festgestellte Habitate, Vorkommen von Individuen sowie auch Mal}-
nahmen flr Bereiche aufderhalb des vorliegenden Geltungsbereichs geprtft und vorge-
geben worden sind. Ein unmittelbarer Ruckschluss der dort formulierten MalRnahmen
auf etwaige Auswirkungen des vorliegenden Bebauungsplanes kann daher nicht erfol-
gen. Zudem sind die artenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen und Belange auf-
grund der sogenannten Siebenjahresfrist zu aktualisieren; so wurde durch die Aktuali-
sierung von 2024 u.a. ein erneuter Abgleich mit den aktuellen Messtischblattern und
eine Uberpriifung der Biotopstrukturen im Plangebiet vorgenommen.

Im Ergebnis der Aktualisierung von 2024 kann zusammengefasst werden, dass fol-
gende Minderungs-, Vermeidungs- und AusgleichsmafRnahmen erforderlich sind:

» Zur Vermeidung des Zugriffsverbots geman § 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) darf das Dach des zum Abriss vorgesehenen Einfamilienhauses
nur auRerhalb der Fortpflanzungszeit von Végeln und Fledermausen (01.10. ei-
nes jeden Jahres bis 28./29.02. des Folgejahres) abgerissen werden.

» Zur Kompensation des Wegfalls potenzieller Fortpflanzungsstatten von Fleder-
mausen mussen in die Fassaden der geplanten Gebaude insgesamt mindes-
tens vier wartungsfreie Ganzjahresquartiere angebracht werden.

» Zur Vermeidung des Zugriffsverbots gemaf § 44 BNatSchG ist die Fallung von
Baumen und die Rodung von Geblschen oder sonstiger Vegetation nurim Zeit-
raum vom 01.10. eines jeden Jahres bis 28./29.02. des Folgejahres zulassig.

» Zur Kompensation des Wegfalls von Fortpflanzungs- und Ruhestatten fir Vogel
und Fledermduse muissen an den verbleibenden Baumen auf der Flache des
Plangebietes oder der unmittelbaren Umgebung mindestens drei Fledermaus-
kasten und drei Vogelnistkasten (davon ein Nistplatz fur Stare) angebracht wer-
den.

% Gutachterliche Einschatzung zur Betroffenheit der Belange des Artenschutzes, Umweltbiiro
Essen, 31.07.2017

10 Kartierung planungsrelevanter Brutvogel im Plangebiet HofstraRe 150 in Hilden, Dr. Ulf
Schmitz, 26.06.2018

" Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aktualisierung der ASP, Hofstraf3e 150 und Hin-
terland in Hilden, Dr. Ulf Schmitz, 18.11.2024
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= Zur Vermeidung des Zugriffsverbots gemal’ § 44 BNatSchG darf der Garten-
teich nur im Winterhalbjahr aul3erhalb der Aufenthaltszeit von Amphibien
(15.11. eines jeden Jahres bis 28./29.02. des Folgejahres) entfernt werden.

= Zur Kompensation des Wegfalls des Gartenteiches sollte ein fischfreier Ersatz-
teich vorgesehen werden.

Die formulierten Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaflinahmen wurden in
den Bebauungsplan tbernommen.

8.6 Immissionsschutz

Schienenverkehrsldrm

Die wesentlichen Erkenntnisse zum Schienenverkehrslarm wurden bereits in Kapi-

tel 6.6 bzw. Kapitel 7.11 dargelegt. Die erforderlichen Schallschutzmallhahmen zum
Verkehrslarm wurden im Verfahren konkretisiert und als Festsetzungen in den Bebau-
ungsplan Uberflhrt. Zudem erfolgt eine ndhere Beschreibung und Bewertung im Um-
weltbericht.

Demzufolge liegen in der sogenannten freien Schallausbreitung (also ohne Planbebau-
ung mit Eigenabschirmung) bei einer Rechenhéhe von 8 m im Bereich der westlichen
Planbebauung Beurteilungspegel von 65 bis 70 dB tags und nachts vor. Die Pegelun-
terschiede gegenlber der Voruntersuchung von 2018 mit Beurteilungspegel zwischen
ca. 70 und 75 dB sind grundsatzlich auf die von der Deutschen Bahn hoheitlich zur
Verfligung gestellten Verkehrsmengen fir den Prognosehorizont 2030 und auf organi-
satorische bzw. sonstige Ma3nahmen an der Larmquelle (z.B. Umrastung auf larm-
arme Bremsen und Schienen) der Deutschen Bahn bzw. des Eisenbahn-Bundesamtes
zurUckzufihren.

Gemal den jetzt vorliegenden Untersuchungsergebnissen werden die Orientierungs-
werte der DIN 18005 fir allgemeine Wohngebiete von 55 dB tags bzw. 45 dB nachts
um bis zu 12 dB im Tagzeitraum bzw. um bis zu 23 dB im Nachtzeitraum Uberschritten.
Im Rahmen der Bauleitplanung ist zudem die anerkannte Gesundheitsschwelle von

70 dB tags bzw. 60 dB nachts zu berucksichtigen. Gemaf den vorliegenden Ergebnis-
sen liegen im Nachtzeitraum Uberschreitung dieses Schwellenwertes um bis zu 10 dB
VOr.

Aufgrund dieser im Plangebiet vorliegenden Beurteilungspegel ist in der planerischen
Abwagung der sogenannte aktive Schallschutz z.B. in Form von Larmschutzwanden
oder -wallen zu prifen. Daher wurden in der vorliegenden Untersuchung als ,Ansatz A*
eine ca. 200 m lange, 4 m hohe Larmschutzwand (LSW) unmittelbar entlang der Schie-
nentrasse, sowie als ,Ansatz B“ eine ca. 120 m lange, 4 m hohe LSW unmittelbar ent-
lang der Plangebietsgrenzen untersucht.

Fir den Ansatz A sind fur das gesamte Plangebiet, auch in den oberen Geschossen,
Beurteilungspegel zwischen 55 und 60 dB im Tag- und Nachtzeitraum festzustellen; le-
diglich fur das stdwestlich geplante Mehrfamilienhaus ergeben sich in Teilen fur die
oberen Geschosse im Nachtzeitraum Pegel von knapp Uber 60 dB. Insgesamt ist zwar
durch den Ansatz A mit einer wesentlichen Minderung der Beurteilungspegel zu rech-
nen, die Orientierungswerte von 55 dB tags bzw. 45 dB nachts werden aber weiterhin
um bis zu 5 dB tags bzw. 15 dB nachts Uberschritten, folglich trotz einer LSW passive
Schallschutzmalinahmen erforderlich werden.

Fir den Ansatz B sind fir weite Teile des Plangebietes, insbesondere im Plangebiet-
sinneren entlang der Planstral3e, bei 2 m Rechenhdhe zwar Beurteilungspegel von nur
noch zwischen 55 und 60 dB tags festzustellen. Allerdings lassen die Ergebnisse auch
erkennen, dass der Schallschirm fur die Gbrigen Bereiche im Norden und Suden mit
Pegeln zwischen 60 und 65 dB nicht den gewlinschten Effekt mit sich bringt. Bereits ab
einer Rechenhdhe von 5 m sind im gesamten Plangebiet Pegel von bis zu 65 dB im
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Tagzeitraum bzw. von tUber 65 dB im Nachtzeitraum festzustellen. Auch fir den Ansatz
B bleiben folglich die Orientierungswerte in weiten Teilen des Plangebietes weiterhin
und deutlich Uberschritten, sodass auch hier trotz einer LSW weitere passive Schall-
schutzmalnahmen erforderlich blieben.

Analog zu den Erkenntnissen der Voruntersuchung aus dem Jahre 2018 wurde eine
Larmschutzwand mit einer Ho6he von mehr als 4 m zu keiner nennenswerten Verbesse-
rung beitragen. Aufgrund des zu erwartenden geringen Nutzens einer Larmschutzwand
fur die oberen Geschosse wird daher in der jetzigen Planung auf aktive Larmschutz-
mafRnahmen im eigentlichen Sinne verzichtet. Vielmehr soll die Planung eine effektive
Kombination verschiedener Malinahmen verfolgen, die dem planerischen Ansatz zur
Umsetzung von gefordertem Wohnen auch im Einklang mit Kosten sparenden Bauens
gemal § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB Rechnung tragt.

Anstatt einer eigenstandigen Larmschutzwand dienen die westlich geplanten, parallel
zur Bahntrasse aufgereihten Mehrfamilienhduser selbst als Schallschirm und ermogli-
chen so ruhigere Bereiche im 6stlichen Teil des Plangebietes. So werden die Ubrigen
Gebaude nicht nur geringeren Larmwerten ausgesetzt, sondern auch die privaten Au-
Renwohnbereiche (Terrassen, Balkone, Loggien).

Die im Westen geplanten Mehrfamilienhduser werden selbst vor dem Bahnlarm durch
passive Schallschutzmaflinahmen gemaf DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau® ge-
schutzt. Mit einer schalloptimierten Grundrissanordnung sollen zudem schutzbedirftige
Wohnraume an den vom Schienenlarm abgewandten Fassadenbereichen angeordnet
werden. Wie im stadtebaulichen Konzept bereits bertcksichtigt, kann dies z.B. durch
eine LaubengangerschlieBung verwirklicht werden, sodass schutzwirdige Wohnraume
nicht vom Bahnlarm betroffen sind.

Um auch nachts einen erholsamen und gesunden Schlaf gewahrleisten zu kénnen,
wurde im Verfahren das Erfordernis von fensterunabhangigen Schalldammliftern flr
Schlafraume gutachterlich geprift. Die DIN 18005 gibt zum Erfordernis von fensterun-
abhangigen Schallddammliftern einen Beurteilungspegel von Uber 45 dB nachts an.
Nach den derzeitigen Untersuchungen trifft das gemaf einer dreidimensionalen Fassa-
denuntersuchung im Schallgutachten an nahezu allen Fassadenbereichen zu. Im Be-
bauungsplan wurden daher entsprechende Festsetzungen getroffen.

Ferner ist den privaten Aulenwohnbereichen eine besondere Gewichtung zu geben.
Auch hierfur wurden im Verfahren die Anforderungen gutachterlich gepruft, die als ent-
sprechende Festsetzungen im Bebauungsplan Gbernommen worden sind. Gemal der
aktuellen Rechtsprechung wird zum Schutze von Aul3enwohnbereichen die Schwelle
fur eine ungestérte Kommunikation mit einem Beurteilungspegel bis 62 dB tags be-
nannt. Diese Schwelle wird nach Umsetzung des Bebauungsplanes insbesondere im
Erdgeschoss (fur Wohngarten und Terrassen) in weiten Teilen des Plangebietes einge-
halten. In den oberen Geschossen (fur z.B. Balkone, Loggien, Dachterrassen) kénnen,
insbesondere an den vom Schall abgewandten Fassaden, Bereiche unterhalb dieser
Schwelle festgestellt werden. An den Ubrigen Fassadenbereichen sollten daher wei-
tere, gangige schallabschirmende Mallnahmen unmittelbar an den Auf3ienwohnberei-
chen umgesetzt werden. Dies kann z.B. in Form von seitlichen Prallscheiben, hochge-
zogenen Brustungen oder (teil-)geschlossenen Fassadendffnungen erfolgen. Bereits
jetzt reagiert die stadtebauliche Konzeption mit Loggien auf die zu erwartenden Anfor-
derungen.

Im stadtebaulichen Konzept werden sogenannte ,Larmschutzscreens® (,Prallscheiben®
in Verlangerung der Fassade bzw. zwischen den Mehrfamilienhdusern), also bauliche
Elemente als Verlangerung der Fassaden vorgeschlagen. Dadurch besteht — Uber die
erforderlichen und bereits getroffenen immissionsschutzrechtlichen Festsetzungen hin-
aus — die Mdglichkeit, zusatzlichen Schutz vor Schalleintragen aus dem Schienenver-
kehr zu realisieren. Dies kann im Einzelfall erforderlich sein, um potenziell schutzwir-
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dige Raume bzw. Nutzungen im Sinne der DIN 4109 (,Schallschutz im Hochbau®) wei-
tergehend vor Schienenverkehrslarm zu schitzen, beispielsweise zur Herstellung larm-
geschutzter AulRenwohnbereiche oder zur Ermdglichung von Kleinkinderspielflachen.

Aus schalltechnisch-gutachterlicher Sicht besteht hierfir kein zwingendes Erfordernis,
da die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse auch
ohne derartige schallabschirmende Elemente gewahrt werden kénnen. Vielmehr wer-
den durch diese Regelung zusatzliche, stadtebaulich vertragliche Optionen der hoch-
baulichen Ausgestaltung eréffnet, wodurch ein héherer Wohnkomfort sowie eine ver-
besserte Wohnhygiene erreicht werden kdnnen.

Gemal} den derzeitigen Ergebnissen werden mit dem vorgesehenen Malinahmenpaket
an den von der Schiene abgewandten Fassadenbereichen und im Plangebietsinneren
bei einer Rechenhéhe von 2 m Beurteilungspegel zwischen 50 und 60 dB tags und
nachts erwartet. Lediglich an den der Larmquelle zugewandten Fassaden werden im
Erdgeschossbereich erwartungsgemaf Pegel zwischen 60 und 65 dB und an den un-
mittelbar entlang der Schiene gelegenen Fassaden von Uber 70 dB tags und nachts
festgestellt. Bei einer Rechenhdhe von 8 m kann fur die oberen Geschosse an den
schallabgewandten Fassaden eine deutliche LArmminderung festgestellt werden. Mit
der gewahlten Gebaudestellung als Schallschirm und der Eigenabschirmung ist eine
ahnlich hohe Larmminderung wie zu den in Ansatz A und Ansatz B untersuchten Larm-
schutzwanden zu erwarten. Auch im Plangebietsinneren treten damit Pegel zwischen
55 und teils bis zu 65 dB tags bzw. nachts auf.

Wie bereits zu den untersuchten Larmschutzwanden, sind auch bei der gewahlten Ge-
baudestellung weiterhin passive SchallschutzmaRnahmen im Sinne der DIN 4109
»Schallschutz im Hochbau“ an den AuRenbauteilen umzusetzen sowie entsprechende
Festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen. Gemal den Untersuchungsergebnissen
liegen gemaf DIN 4109 im Bereich der Planbebauung mafl3gebliche Aullenlarmpegel
zwischen 69 und 74 dB vor. Dies entspricht den Larmpegelbereichen IV und V.

Mittels architektonischer Selbsthilfe und einer Grundrissoptimierung, der Gebaudestel-
lung und Eigenabschirmung der Plangebaude und weiteren passiven Schallschutz-
malnahmen kann davon ausgegangen werden, dass die allgemeinen Anforderungen
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse im Plangebiet insgesamt eingehalten wer-
den kdnnen.

StralBenverkehrsldam

Im Rahmen der 0.g. Schalluntersuchung wurde der Stral3enverkehrslarm auf Grund-
lage von aktuellen Verkehrsdaten zur Hofstral3e untersucht. Im Ergebnis Iasst sich zu-
sammenfassen, dass der Strallenverkehrslarm in der freien Schallausbreitung im We-
sentlichen die erste, strallenbegleitende Gebaudereihe an der Hofstralle beeintrach-
tigt. Das Gutachten konstatiert, dass gegenuber der Gerauscheinwirkung durch den
Schienenverkehr der Stralenverkehr nur kleinrdumig wirksam ist. Die Orientierungs-
werte der DIN 18005 liegen flr allgemeine Wohngebiete bei 55 dB tags und 45 dB
nachts. In einer Rechenhdhe von 2 m werden Beurteilungspegel von aufgerundet bis
zu 65 dB tags und bis zu 55 dB nachts festgestellt. Es liegen unmittelbar an den ge-
planten, straRenseitigen Fassaden Uberschreitungen des Orientierungswertes von bis
zu 10 dB tags wie nachts vor. Die seitlichen Fassadenbereiche der ersten Gebaude-
reihe (entlang der Plangebietszufahrt) sind entsprechend durch StralRenverkehrslarm
belastet. Der Beurteilungspegel nimmt etwa auf Hohe der zweiten Gebaudereihe sowie
bei einer Rechenhdhe von 8 m ab, sodass die Orientierungswerte nur geringfugig tber-
schritten bzw. an den Ubrigen Plangebauden und Fassadenbereichen eingehalten wer-
den koénnen.

Aufgrund der stadtraumlich integrierten Lage kdnnen ausreichende Abstande zur
Schallquelle des StralRenverkehrslarms (HofstralRe) sowie auch aktive Schallschutz-
malnahmen (z.B. Larmschutzwand) aus stadtebaulichen Grinden nicht verwirklicht
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werden. Aktive MalRnahmen an der Schallquelle sind aus schalltechnischer Sicht auf-
grund der Distanz nicht sinnvoll, auch unmittelbar an der geplanten Wohnbebauung
bieten aktive Mallinahmen keinen adaquaten Schallschutz. Die Wirkung aktiver Schall-
schutzmalRnahmen fir die oberen Geschosse bliebe aus. Durch wirksame aktive
SchallschutzmalRnahmen wurde das stadtebauliche Bild beeintrachtigt werden (zer-
schneidende Wirkung im Stadtbild, funktionale Abhangigkeiten der Verkehrswege).
Eine wirtschaftliche Losung im Verhaltnis zum Nutzen kann mit aktiven Mal3nahmen
nicht erreicht werden.

Zur Gewahrleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sind daher passive
Schallschutzmalinahmen vorzusehen.

Bolzplatz

Sudlich des Plangebietes befindet sich ein 6ffentlicher Bolzplatz an der Karnaper
Stralle. Gemal amtlicher Beschilderung ist der Aufenthalt auf dem Bolzplatz nur tags-
uber bis zum Einbruch der Dunkelheit, langstens jedoch bis 20:00 Uhr gestattet. Der
ndrdliche Ballfangzaun des Bolzplatzes liegt etwa 30 m vom Plangebiet entfernt.

In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung wurde der Bolzplatz gemaR den
Anforderungen der 18. BImSchV geprift und bewertet. Demnach werden die Immissi-
onsrichtwerte fir allgemeine Wohngebiete zu den maligeblichen Beurteilungszeitrau-
men an allen relevanten Immissionsorten im Plangebiet eingehalten bzw. unterschrit-
ten. Damit ist mit keinem Konflikt mit dem Bolzplatz zu rechnen.

Die Ergebnisse der Untersuchung wurden im Umweltbericht dargestellt und bewertet.
Lichtemissionen

Lichtemissionen im Plangebiet und dessen Umgebung sind auf den Verkehr, die Anla-
gen der Deutschen Bahn sowie auf die Stral3en- und Gebaudebeleuchtung zurtickzu-
fuhren. Diese gehen nicht Uber die im urbanen Kontext Gblichen Auswirkungen hinaus
und stellen keine erhebliche Belastung dar.

Luftemissionen

Luftschadstoffe sind im Plangebiet und dessen Umgebung insbesondere auf den Ver-
kehr und Hausbrand zurtckzufihren und gehen nicht Uber die im urbanen Kontext ubli-
chen Auswirkungen hinaus. Erhebliche Belastungen werden derzeit nicht erkannt.

Gewdésser und Hochwasser

Es sind keine natlrlichen Oberflachengewasser im bzw. in direkter Umgebung zum
Plangebiet vorhanden. Die nachstgelegenen Oberflachengewasser sind nérdlich des
Plangebietes die Itter und stidoéstlich der Garather Mhlenbach, jeweils in rund 500 m
Entfernung sowie der Karnaper Graben rund 300 m sudlich des Plangebietes.

Aus den Hochwassergefahrenkarten des Ministeriums fur Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW geht hervor, dass das Plangebiet von
Hochwasser unmittelbar nicht betroffen ist. Ein geringes Hochwasserrisiko ist westlich
des Plangebietes entlang der Bahntrasse (aufderhalb des Geltungsbereichs) bei niedri-
ger Wahrscheinlichkeit (HQ500) mit maximal 0,5 m Uberschwemmungstiefe zu ver-
zeichnen.

Das Plangebiet ist nicht Teil eines festgesetzten, vorlaufig gesicherten oder ermittelten
Uberschwemmungsgebietes.

Starkregen

Im Zuge des Klimawandels nehmen Extremwetterereignisse wie Starkregen und damit
einhergehende Uberflutungen immer mehr zu. Um die Gefahren durch Starkregen zu
identifizieren, wurde 2021 vom Ing.- Buro Fischer Teamplan eine Starkregengefahren-
karte fur die Stadt Hilden erstellt.
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Es wurden drei verschiedene Szenarien nach dem Starkregenindex der Emscherge-
nossenschaft und des Lippeverbandes simuliert.
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Abb. 4: Starkregengefahrenkarte, Szenario 1 - Abb. 5: Starkregengefahrenkarte, Szenario 2 -

Starkregenindex 5 (© Geobasisdaten: Kreis Mett-  Starkregenindex 7 (© Geobasisdaten: Kreis Mett-
mann, Vermessungs- und Katasteramt, bearbeitet mann, Vermessungs- und Katasteramt, bearbeitet
ISR 2024) ISR 2024)

Szenario 1 modelliert einen intensiven Starkregen (Stufe 5). Im Plangebiet kommt es bei
einem entsprechenden Starkregen nur sehr lokal im Bereich von Senken, insbesondere
im westlichen Plagebiet zu einer Uberflutung mit Wasserhéhen zwischen 10 und 50 cm
(vgl. Abb. 4). Das Szenario 2 bildet einen aulRergewdhnlichen Starkregen (Stufe 7) ab.
Die Starkregenkarte fir das Plangebiet entspricht mehr oder weniger dem des ersten
Szenarios, lediglich die Ausdehnung der Uberflutungsbereiche nimmt geringfiigig zu
(vgl. Abb. 5).
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Abb. 6: Starkregengefahrenkarte, Szen
Vermessungs- und Katasteramt, bearbeitet ISR 2024)

Das dritte Szenario zeigt die Auswirkungen eines extremen Starkregens (Stufe 10). Hier-
bei kommt es aufgrund der topographischen Gegebenheiten besonders im westlichen
Bereich zu groRflachigen Uberflutungen (vgl. Abb. 6). Togografisch bedingt sammelt sich
westlich und stidwestlich des Plangebietes dstlich der Bahngleise und noérdlich der Kar-
naper Stralle groRere Wassermassen an. Bei einem extremen Starkregenereignis
kommt es dadurch zu einer Einstauung des Niederschlagswasser bis ins westliche Plan-
gebiet. Es werden Wassertiefe von bis zu 50 cm erreicht. In kleineren Senken sind lokal
auch Einstauhdhen bis 100 cm mdglich.
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Gefahrenabwehr / Katastrophenschutz

Das Plangebiet befindet sich gemal der Karte der Erdbebenzone des Geologischen
Dienstes NRW in der Erdbebenzone 0 und gehért zur Untergrundklasse T (Ubergangs-
gebiete), sodass hieraus keine unmittelbare Gefahrdung auf das Schutzgut Mensch
ableitbar ist.

Uber mogliche Altlasten und Kampfmittelnachweise liegen zum aktuellen Zeitpunkt
keine Informationen vor. Im Verfahren wurden die zustandigen Fachbehoérden gehdort
und der Sachverhalt entsprechend in der Begriindung erganzt.

In 1,3 km Entfernung nordwestlich des Plangebietes befindet sich die Beschichtungs-
Firma 3M Deutschland GmbH, etwas weiter — rund 1,5 km nordwestlich des Plangebie-
tes — befindet sich die Farben und Lack-Firma ICl Packaging Coatings GmbH (ehem.
Akzo Nobel Hilden GmbH). Beide Betriebe sind als sog. Storfallbetriebe nach Seveso-
Richtlinie eingestuft. GemaR dem Seveso-Gutachten flr die Stadt Hilden'? ist zu
schutzbedurftigen Nutzungen gegenlber der 3M Deutschlang GmbH ein angemesse-
ner Abstand von 100 m sowie fir ICl Packaging Coatings GmbH von 244 m festgelegt.
Somit sind aufgrund der Entfernungen zu den vorhandenen Storfallbetrieben keine we-
sentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten. Weitere Storfallbetriebe sind im Um-
feld des Plangebietes nicht vorhanden, planungsrechtlich nicht zulassig und auch nicht
geplant.

9 Kosten und Zeitpunkt der Durchfihrung

Der Stadt Hilden entstehen durch die Aufstellung und Durchflihrung des Bebauungs-
planes 139A keine externen Kosten. Diese werden durch die Wohnungsbaugesell-
schaft Hilden mbH (WGH) getragen.

Mit einer Umsetzung der Planung kann erst nach Abschluss des Bebauungsplanver-
fahrens gerechnet werden. Der Rickbau der vorhandenen baulichen Anlagen kann da-
gegen friher erfolgen.

10 Stadtebauliche Kenndaten

Flache FlachengroBe (ca.) Anteil (ca.)
Verkehrsflachen 1.430 m? 16,5 %
davon:
StralRenverkehrsflache 370 m?
Verkehrsflache besonderer
Zweckbestimmung 1.060 m*
Griinflachen 1.000 m? 11,5%
davon:
Offentliche Griinflache 5 m?
Private Grinflache 995 m?
Allgemeines Wohngebiet (WA) 6.320 m? 72,0 %

12 Uberarbeitetes Gutachten auf Basis des Art. 12 der Seveso-II-Richtlinie bzw. des §50 BImSchG
zur Vertraglichkeit der Betriebsbereiche der 3M Deutschland GmbH und der Akzo Nobel Pack-
aging Coatings GmbH mit Planungen in deren Umfeld, UCON GmbH, 18.07.2013
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davon:
WA 1
WA 2
,ZU WA 1 und WA 2°
WA 3.1
WA 3.2
WA 4

Geltungsbereich:

1.890 m?
1.205 m?
215 m?
1.040 m2
640 m?
1.330 m2

8.750 m?

100,0 %
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11 Quellenangaben

Im Rahmen des bisherigen Verfahrens wurden folgende Gutachten erstellt bzw. der
Planung zugrunde gelegt:

Orientierendes Baugrundgutachten
F.G.M. Ingenieurgesellschaft Muller mbH, 17.08.2020

Schalltechnische Untersuchung zu einer geplanten kleinraumigen Wohn-
gebietsentwicklung ,,HofstraBe 150 inklusive Hinterland“
Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR, 13.08.2018

Schallimmissionstechnische Bearbeitung: Untersuchung von Verkehrs-
und Sportlarm im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
139A ,,Hilden HofstraBe*

Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR, 03.11.2025

Messbericht Schwingungs- und Erschiitterungsmessung bei Zugvorbei-
fahrten
Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR, 12.03.2025

Gutachterliche Einschatzung zur Betroffenheit der Belange des Arten-
schutzes
Umweltbiro Essen, 31.07.2017

Kartierung planungsrelevanter Brutvogel im Plangebiet HofstraRe 150 in
Hilden
Dr. Ulf Schmitz, 26.06.2018

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aktualisierung der ASP: Hof-
straBe 150 und Hinterland in Hilden
Dr. UIf Schmitz, 18.11.2024

Artenschutzrechtlicher Fachbeitraq zur zweiten Aktualisierung der ASP:
HofstraBBe 150 und Hinterland in Hilden
Dr. Ulf Schmitz, 30.07.2026

Uberarbeitetes Gutachten auf Basis des Art. 12 der Seveso-lI-Richtlinie
bzw. des §50 BImSchG zur Vertraglichkeit der Betriebsbereiche der 3M
Deutschland GmbH und der Akzo Nobel Packaging Coatings GmbH mit
Planungen in deren Umfeld

UCON GmbH, 18.07.2013

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag Bebauungsplan 139A ,,HofstraRe
150 inklusive Hinterland“

ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH, 10.12.2025, tberarbeitet
04.08.2026

39



BEBAUUNGSPLAN NR. 139A | BEGRUNDUNG | ENTWURF

Hilden, den 12.01.2026, erganzt am 07.08.2026

ISR innovative Stadt- und Raumplanung GmbH
Dipl.-Ing. Kadir Ozbadliik, Stadtplaner AKNW

Stadt Hilden, Planungs- und Vermessungsamt

Im Auftrag, Tim Felsmann
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1 Einleitung und Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele des Bauleitplanes

Das Baugesetzbuch (BauGB) sieht in seiner aktuellen Fassung vor, dass fir die Belange des
Umweltschutzes im Rahmen der Aufstellung oder Anderung der Bauleitplane nach § 1 Abs. 6
Nr. 7 und § 1 a BauGB eine Umweltprifung durchgefiihrt wird, in der die voraussichtlichen
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und
bewertet werden. Dabei werden folgende Schutzguter berlcksichtigt:

e Menschen, einschliel3lich Gesundheit

e Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

e Flache, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft

o Kulturglter und sonstige Sachguter sowie

e die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgitern.

Die Ergebnisse der Umweltprifung sind nachfolgend gemaf den gesetzlichen Anforderungen
nach § 2a S.2 Nr. 2 BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 4 BauGB festgehalten und bewertet
worden.

In der Umweltprifung wird untergliedert in die einzelnen Schutzglter zunachst der derzeitige
Umweltzustand beschrieben und kurz zusammengefasst. Darauf aufbauend werden maégliche
Umweltauswirkungen des Bebauungsplanes Nr. 139A fur den Bereich Hofstralle Nr. 150
inklusive Hinterland beschrieben. In der abschlielienden Zusammenfassung werden die
wesentlichen Punkte der Umweltprifung aufgefiihrt und dargestellt.

Planungsanlass ist die hohe Wohnraumnachfrage in der Stadt Hilden und das Fehlen
groRraumiger Flachenreserven fur den Wohnungsbau im Stadtgebiet. Das Plangebiet stellt
eine der wenigen, groeren Potenzialflachen im zentrumsnahen Innenbereich mit einem guten
Nachverdichtungspotential dar.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes ist beabsichtigt, die tiefen rickwartigen Brach-
und Gartenflachen nachzuverdichten und einer wohnbaulichen Nutzung zuzufuhren. Die
stralenseitige Bestandsbebauung an der Hofstralle 150 sowie die Nebenanlagen sollen
zurtckgebaut werden.

2 Lage und Abgrenzung des Plangebietes

Das Plangebiet liegt im Hildener Stadtteil Karnap, stdlich der Hildener Innenstadt und Ostlich
der Guterbahnstrecke Hilden — Immigrath. Das Gebiet umfasst eine GréfRe von rund 8.750 m?
und wird begrenzt durch:

e die Wohnbebauung der Hofstral3e im Norden und Suden,
e die HofstralRe im Osten und
e eine landwirtschaftliche Flache im Westen.

Das Plangebiet umfasst die Flurstlicke 17 und 18 der Flur 55, sowie die Flurstlicke 2 (tlw.), 3,
138, 194, 195, 196, 197und 452 (tlw.) der Flur 56 in der Gemarkung Hilden.

Der grofite Teil des Plangebietes stellt sich als Garten- und Brachflachen dar. Im stidéstlichen
Bereich des Plangebietes Richtung HofstralRe befindet sich, ein bereits freigezogenes
Wohnhaus mit angrenzender Scheune sowie eine freistehende Garage und ein Schuppen im
ruckwertigen Bereich. Im norddstlichen Plangebiet befindet sich ein weiteres Wohnhaus mit
angrenzender Garage sowie eine geschotterte Flache, die als Stellplatz genutzt wird.

Die Umgebung des Plangebietes wird durch die Wohnbebauung an der Hofstralle sowie die
westlich angrenzenden landwirtschaftlichen Flachen gekennzeichnet. Nordwestlich des
Plangebietes wurde zuletzt eine Streuobstwiese angelegt. Die Grundstiicke nérdlich des
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Plangebietes verfigen wie das Plangebiet Uber groRzigige Garten, die teilweise verwildert
oder mit einer Vielzahl an Baumen dicht bewachsen sind. Sudwestlich des Plangebietes
befindet sich ein Bolzplatz.

. L 3 b A i g )
LN : s = ] -

Abbildung 1: Luftbild Plangebiet (Quelle: © Geobasis NRW 2019, dI-de/by-2-0 (https://www.govdata.de/dl-de/zero-
2-0), URL: https://www.tim-online.nrw.de/tim-online2/ (Abruf: 23.07.2021), bearbeitet ISR 2025)

2.1 Bedarf an Grund und Boden

Im Bestand ist das Plangebiet durch zwei Wohngebaude mit angrenzender Scheune bzw.
Garage, sowie einer freistehenden Garage und einem Schuppen versiegelt. Zudem ist der
Bereich der Zufahrt sowie der Bereich der Hofstral3e vollstandig versiegelt. Der Uberwiegende
Teil stellt sich aber als Garten- bzw. Brachflache sowie als landwirtschaftliche Flache dar.

Im Rahmen der Planung werden neben Verkehrsflachen und einer privaten Grinflache
mehrere Allgemeine Wohngebiete mit einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt, die
bis zu einer GRZ von 0,6 Uberschritten werden darf. Der zulassige Versiegelungsgrad des
Gebietes wirde sich damit auf bis zu 61 % der Flache erstrecken. Daraus ergibt sich folgende
Berechnung des Bedarfs an Grund und Boden:

Tabelle 1: Bedarf an Grund und Boden

Versiegelt % (teil-) versiegelt | % | unversiegelt % | Summe

(m?) (m?) (m?) (m?)
Realbestand* | 1.070 12 100 1 7.580 87 | 8.750
Planung* 5.190 59 150 2 3.410 39 | 8.750
%-Bilanz +4.120 +47 | +50 +1 | -4.170 48 | 0

*

auf 10-stellen gerundet
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3 Ziele des Umweltschutzes in Fachgesetzen und Fachpldanen

Als Ziele des Umweltschutzes werden die einschlagigen Gesetze, Rechtsverordnungen,
Erlasse, Verwaltungsvorschriften und Technischen Anleitungen zugrunde gelegt, die fur die
jeweiligen Schutzguter im Bauleitplanverfahren anzuwenden sind.

In § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB werden die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege
benannt, die im Rahmen der Umweltprufung und der Eingriffsregelung als sogenannte
Schutzglter zu berticksichtigen und zu bewerten sind (vgl. auch § 2 UVPG).

o Des Weiteren sind folgende Paragrafen im Baugesetzbuch von zentraler Bedeutung
fur die Umweltprufung:

¢ § 1a — Erganzende Vorschriften zum Umweltschutz, inklusive der Eingriffsregelung,

e §2Abs. 4 — Umweltprifung

e § 2a — Umweltbericht

e § 4 —Beteiligung der Behorden

e §4c — Uberwachung

o §6Abs. 5und § 10 Abs. 4 — Zusammenfassende Erklarung

e Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a — Inhalt des Umweltberichts.

Folgende Paragrafen im Bundesnaturschutzgesetz sind von zentraler Bedeutung flr die
Umweltprifung:

e § 1 —Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege
§§ 15 — Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

§ 44 — artenschutzrechtliche Verbotstatbestande

§ 45 — artenschutzrechtliche Ausnahmen.

Die folgende Tabelle gibt einen Uberblick tber die in Fachgesetzen sowie in Fachplanen
festgelegten relevanten Ziele des Umweltschutzes. Fir die Umweltprifung nach
Baugesetzbuch ist der Katalog der Umweltbelange des § 1 Abs. 6 Nr. 7 mal3gebend.

Schutzgut | Quelle Zielaussage

Mensch, Bundesimmissions- | Schutz der Menschen vor schadlichen
einschlielli | schutzgesetz & Umwelteinwirkungen sowie Vorbeugung hinsichtlich des
ch _verordnung Entstehens von  schadlichen  Umwelteinwirkungen
menschlich TA Larm ’ (Gefahren, erhebliche Nachteile und Belastigungen fir die
er ’ Allgemeinheit oder die Nachbarschaft  durch
Gesundheit | DIN 18005 Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschitterungen, Licht,

Warme, Strahlen und ahnliche Erscheinungen) (§ 1 Abs. 1
& § 3 Abs. 1, 2 BImSchG bzw. Kap. 1 TA Larm).

Als Voraussetzung fur gesunde Lebensverhaltnisse fur die
Bevdlkerung ist ein ausreichender Schallschutz notwendig.
Eine Verringerung der Larmimmissionen soll insbesondere
am Entstehungsort, aber auch durch stadtebauliche
Malinahmen in Form von Lammvorsorge und -minderung
bewirkt werden (vgl. DIN 18005).
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Baugesetzbuch

Bei Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere zu

berlcksichtigen:

e die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse und die Sicherheit der Wohn-
und Arbeitsbevdlkerung,

e die Belange des Umweltschutzes, einschlief3lich des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
bertcksichtigen; insbesondere umweltbezogene
Auswirkungen auf den Menschen und seine
Gesundheit sowie die Bevdlkerung insgesamt.

(§ 1 Abs. 6 Nr. 1, 7 BauGB)

Tiere,
Pflanzen u.
biologische
Vielfalt

Bundesnaturschutz-
gesetz/Landes-
naturschutzgesetz
NRW

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes
und als Grundlage fur das Leben und die Gesundheit des
Menschen auch in Verantwortung fir die kinftigen
Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich
so zu schutzen, dass

e die biologische Vielfalt,

o die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des
Naturhaushaltes einschlief3lich der
Regenerationsfahigkeit und nachhaltigen
Nutzungsfahigkeit der Naturglter sowie

e die Vielfalt, Eigenart und Schénheit sowie der
Erholungswert von Natur und Landschaft

auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die
Pflege, die Entwicklung und, soweit erforderlich, die
Wiederherstellung von Natur und Landschaft (§ 1 Abs. 1
BNatSchG).

Baugesetzbuch

Bei Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere die
Belange des Umweltschutzes, einschlieBlich des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
bertcksichtigen; insbesondere die Auswirkungen auf
Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt (§ 1 Abs. 6 Nr. 7
BauGB).

Boden

Bundesboden-
schutzgesetz/
Landesboden-
schutzgesetz NRW

Ziele des BBodSchG sind

¢ der nachhaltige Schutz des Bodens hinsichtlich seiner
Funktionen im Naturhaushalt, insbesondere als

- Lebensgrundlage und -raum fur Menschen, Tiere,
Pflanzen und Bodenorganismen,

- Bestandteil des Naturhaushaltes mit seinen
Wasser- und Nahrstoffkreislaufen,

- Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium fir
stoffliche Einwirkungen (Grundwasserschutz),

- Archiv fir Natur- und Kulturgeschichte,

- Rohstofflagerstatte, Flache fur Siedlung und
Erholung, Standort far land- und
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forstwirtschaftliche sowie sonstige wirtschaftliche
und offentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und
Entsorgung,

e Vorsorgeregelungen gegen nachteilige Einwirkungen
auf den Boden,

e die Forderung der Sanierung schadlicher
Bodenveranderungen und Altlasten.

(§ 1 und § 2 Abs. 2, 3 BBodSchG)

Baugesetzbuch

Bei Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere die
Belange des Umweltschutzes, einschlieBlich des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
berticksichtigen; insbesondere die Auswirkungen auf den
Boden (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB).

Flache

Baugesetzbuch

Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden
durch Wiedernutzbarmachung von Flachen,
Nachverdichtung und Innenentwicklung zur Verringerung
zusatzlicher Inanspruchnahme von Bdden (§ 1a Abs. 2
BauGB).

Wasser

Wasserhaus-
haltsgesetz

Schutz der Gewasser als Bestandteil des Naturhaushaltes,
als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum flr
Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut, durch eine
nachhaltige Gewasserbewirtschaftung (§ 1 WHG).

Landeswasser-
gesetz NRW

Niederschlagswasser ist fur erstmals bebaute oder
befestigte Flachen ortsnah zu versickern, zu verrieseln
oder in ein Gewasser einzuleiten, sofern es die ortlichen
Verhaltnisse zulassen (§ 44 Abs. 1 LWG).

Baugesetzbuch

Bei Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere die
Belange des Umweltschutzes, einschlieBlich des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
bertcksichtigen; insbesondere die Auswirkungen auf das
Wasser (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB).

Klima

Bundesnaturschutz-
gesetz

Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und
Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere
Luft und Klima auch durch Mal3inahmen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege zu schitzen; dies gilt
insbesondere fiir Flachen mit glnstiger lufthygienischer
oder  klimatischer ~ Wirkung  wie  Frisch- und
Kaltluftentstehungsgebiete, Luftaustauschbahnen oder
Freirdume im besiedelten Bereich; dem Aufbau einer
nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch
zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien kommt eine
besondere Bedeutung zu (§1 Abs. 3. S. 4 BNatSchG).

Bundes-
Klimaschutzgesetz

Die Trager offentlicher Aufgaben haben bei ihren
Planungen und Entscheidungen den Zweck des Bundes-
Klimaschutzgesetzes und die zu seiner Erflllung
festgelegten Ziele zu bertcksichtigen (§ 13 Abs. 1 Satz 1
KSG).
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Baugesetzbuch

Bei Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere die
Belange des Umweltschutzes, einschlielllich des
Naturschutzes und  der Landschaftspflege  zu
berlcksichtigen; insbesondere die Auswirkungen auf das
Klima (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB).

Luft

Bundesimmissions-
schutzgesetz

Schutz der Menschen, der Tiere und Pflanzen, des
Bodens, des Wassers, der Atmosphare sowie der Kultur-
und Sachguter vor schadlichen Umwelteinwirkungen
(Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des
Entstehens von schadlichen  Umwelteinwirkungen
(Gefahren, erhebliche Nachteile und Belastigungen fur die
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft ~ durch
Luftverunreinigungen) (§ 1 Abs. 1 & § 3 Abs. 1, 2
BImSchG).

TA Luft

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor
schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen und der Vorsorge gegen schadliche
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, um ein
hohes Schutzniveau fir die Umwelt insgesamt zu
erreichen (Kap. 1 TA Luft).

Baugesetzbuch

Bei Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere die
Belange des Umweltschutzes, einschlielllich des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
berlicksichtigen; insbesondere die Auswirkungen auf Luft
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB).

Landschaft

Bundesnaturschutz-
gesetz/Landes-
naturschutzgesetz
NRW

Schutz, Pflege, Entwicklung und Wiederherstellung der
Landschaft aufgrund ihres eigenen Wertes und als
Lebensgrundlage des Menschen auch in Verantwortung
fur die kinftigen Generationen im besiedelten und
unbesiedelten Bereich zur dauerhaften Sicherung der
Vielfalt, Eigenart und Schonheit sowie des
Erholungswertes von Natur und Landschaft (§ 1 Abs. 1
BNatSchG).

Baugesetzbuch

Bei Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere zu
bertcksichtigen:

o die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes,

o die Belange des Umweltschutzes, einschlieRlich des
Naturschutzes und der Landschaftspflege;
insbesondere die Auswirkungen auf die Landschaft.

(§ 1 Abs. 6 Nr. 5, 7 BauGB)

Kultur- und
Sachguter

Baugesetzbuch

Bei Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere zu

berlcksichtigen:

e die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und
der Denkmalpflege, die erhaltenswerten Ortsteile,
Strallen und Platze von geschichtlicher,
kunstlerischer oder stadtebaulicher Bedeutung

¢ die Belange des Umweltschutzes, einschliellich des
Naturschutzes und der Landschaftspflege,
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insbesondere umweltbezogene Auswirkungen auf
Kulturguter und sonstige Sachguter.

(§ 1 Abs. 6 Nr. 5, 7 BauGB)

Denkmalschutz- Schutz von Denkmalern vor negativen Einflissen und
gesetz NRW hinwirken auf eine sinnvolle Nutzung (§ 1 Abs. 1 DSchG
NRW).

Die gesetzliche Grundlage fir die Wahrung der Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege im Rahmen der naturschutzfachlichen Eingriffsermittiung bildet das
Bundesnaturschutzgesetz in Verbindung mit dem BauGB.

Ziel des Naturschutzes ist es demzufolge,
o die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes,
e die Nutzungsfahigkeit der Naturgtiter,
¢ die Pflanzen- und Tierwelt sowie
o die Vielfalt, Eigenart und Schénheit von Natur und Landschaft

als Lebensgrundlage des Menschen und als Voraussetzung flr seine Erholung in Natur und
Landschaft nachhaltig zu sichern.

Dementsprechend sind Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes zu vermeiden und, wenn
nicht vermeidbar, auszugleichen bzw. durch Ersatzmalnahmen zu kompensieren. Gemafn
BNatSchG werden im Rahmen der Eingriffsregelung folgende Mallnahmentypen
unterschieden, um negativen Auswirkungen eines Vorhabens auf die Umwelt zu begegnen:

¢ Minderungsmalnahmen,
¢ Kompensationsmallinahmen (Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen).

Minderungsmallnahmen dienen dem Schutz vor sowie der Vermeidung von
Beeintrachtigungen wu. a. durch sorgfaltige Bauausflhrung, durch landschaftsgerechte
Einbindung des Bauwerkes (Gestaltung), aber auch durch Bericksichtigung der Kriterien des
Okologischen Planens und Bauens.

Beeintrachtigungen, die nicht durch Minderungsmaflnahmen vermieden werden kdnnen, sind
durch Ausgleichs- und Ersatzmaf®nahmen zu kompensieren.

Mit AusgleichsmaRRnahmen werden gleichartige Landschaftselemente und -funktionen ersetzt
(z. B. Ausgleich des Verlustes von Feldgehodlzen durch entsprechende Neuanpflanzung
innerhalb bzw. auRerhalb des Geltungsbereiches der Bauleitplanung).

ErsatzmalRnahmen dienen demgegeniber der Starkung gleichwertiger Ersatzfunktionen (z. B.
Forderung des natdrlichen Entwicklungspotenzials einer Flache als Kompensation der
Potenzialverluste durch Uberbauung und Versiegelung an anderer Stelle).

FUr die Durchfuhrung von KompensationsmalRnahmen sind nach Mdglichkeit solche Flachen
zu wahlen, die im Bestand eine geringe 6kologische Wertigkeit aufweisen und durch relativ
kleine Mal3inahmen eine erhebliche Wertsteigerung erfahren kénnen.

In der Bauleitplanung ist gemall § 1a Abs. 3 BauGB die Vermeidung voraussichtlicher
erheblicher Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und
Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes, basierend auf der Eingriffsregelung des
Bundesnaturschutzgesetzes, im Rahmen der Abwagung zu berlcksichtigen.

Verbindlich sind prinzipiell nur Malnahmen, die auch im Rahmen des Bauleitplanverfahrens
festgesetzt werden. Im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren konnen keine nachtraglichen
Forderungen erhoben werden.
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3.1 Planerische Vorgaben

3.1.1 Darstellungen im Regionalplan Dusseldorf (RPD) 2025

Der Regionalplan Dusseldorf weist fir den Bereich des Plangebietes einen ,Allgemeinen
Siedlungsbereich (ASB)“ aus. Zudem sind die Flachen Uberlagernd mit der Freiraumfunktion
Grundwasser- und Gewasserschutz dargestellt. Die Vorgaben der Regionalplanung stehen
dem Planvorhaben nicht entgegen.

3.1.2 Flachennutzungsplan (FNP)

Der Flachennutzungsplan der Stadt Hilden stellt den groten Teil des Plangebietes als
Wohnbauflache dar. Lediglich ein kleiner Teilbereich im Siudwesten wird als Offentliche
Grunflache bzw. im Westen als Flache fir die Landwirtschaft dargestellt. Aufgrund der
Parzellenunscharfe des Flachennutzungsplanes kann die vorliegende Planung jedoch als aus
dem FNP entwickelt betrachtet werden.

3.1.3 Bebauungsplan

Fur das Plangebiet liegt kein rechtskraftiger Bebauungsplan vor.

3.1.4 Landschaftsplan

Das Plangebiet befindet sich nicht im Geltungsbereich des Landschaftsplan des Kreises
Mettmann.

3.1.5 Grunordnungsplan (GOP)

Der Grunordnungsplan der Stadt Hilden (Umweltbiro Essen, 2001) formuliert in Karte 1 das
Gebiet zwischen HofstraRe und Gleisanlagen als ,Bereich mit Defiziten in der
Freiflachenausstattung®. Fur die HofstralRe selbst wurde die Neuanpflanzung einer Baumreihe/
Allee vorgeschlagen. In der Karte 5, dem ,Integrierten Mallnahmenkonzept, wird der
gegenstandliche Bereich als ,Baugebiet” ausgewiesen. Es handelt sich um den Geltungs-
bereich des zuvor in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 139, dieses Planverfahren
wurde jedoch inzwischen eingestellt. Fur einen untergeordneten Teilbereich im Westen des
Geltungsbereichs wurde die 53. Anderung des Flachennutzungsplanes durchgefiihrt. So
wurde das vormals im Flachennutzungsplan als Flache mit der Ausweisung ,Gewerbegebiet
gegliedert (GE*)‘dargestellte Gewerbegebiet in Flache fir die Landwirtschaft umgewandelt.
Der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan Nr. 139A berthrt die sechs ,Leitprojekte“ des
GOP somit nicht.

In der Karte 6 ,MalRnahmenempfehlungen* wird unter der Bezeichnung
,Malnahmenempfehlungen flir Plangebiete; hier Plangebiet P 7“ folgendes beschrieben: ,Im
Plangebiet kommt aus grunordnerischer Sicht der Sicherung und dem Ausbau von
Wegeverbindungen abseits der Stral’e besondere Bedeutung zu. Dabei ist winschenswert,
sowohl im Norden wie im Suden an die Hofstralte anzubinden, da Uber diese Wege der
Anschluss weiterer Siedlungsbereiche an die Freiflachen im Bereich Karnap-West erfolgen
kann.“ (S. 44, GOP 2001)

Mit Anschluss an die geplante innere ErschlieRung des vorliegenden Plangebietes in Richtung
Suden kann der MalRnahmenempfehlung des GOP der Stadt Hilden entsprochen werden.
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3.1.6 Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz

Der am 01.09.2021 in Kraft getretene ,Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz“ (BRPH)
trifft erstmals bundesweite Regelungen zur Wasserwirtschaft, zum Hochwasserrisiko-
management, zur Entwicklung von Siedlungen und kritischen Infrastrukturen wie Verkehrs-
und Energienetzen.

Uberflutungs- und Versickerungsflachen miissen gewonnen und freigehalten werden und das
Wasserrickhaltevermdgen des Bodens verbessert werden.

Die Lander kbnnen Hochwasserentstehungsgebiete durch Rechtsverordnung ausweisen. In
solchen Gebieten ist es wichtig, das natlrliche Wasserversickerungs- und -riickhaltevermogen
zu erhalten oder zu verbessern, indem Bdden entsiegelt werden oder geeignete Flachen
aufgeforstet werden.

Ziele der Raumordnung sind u. a. die Prifung der Risiken von Hochwassern sowie von
Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasser- und Starkregenereignissen im
Rahmen raumbedeutsamer Planungen und Malinahmen.

Das Plangebiet liegt gemaR Landesentwicklungsplan innerhalb eines Uberschwemmungs-
bereiches. Zudem grenzt ein Gebiet fur den Schutz des Wassers an. Das Plangebiet liegt
innerhalb  der geplanten  Trinkwasserschutzzone 3A  Hilden-Karnap. GemaR
Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung Dusseldorf besteht im Plangebiet auch bei
extremen Hochwassern (HQextrem) kein Risiko einer Uberschwemmung. Bei extremen
Starkregenereignissen kommt es im westlichen Bereich des Plangebietes zu Uberflutungen
mit Wassertiefe von bis zu 100 cm.

3.1.7 Klimaschutzgesetz

Das Klimaschutzgesetz des Bundes sieht fur Deutschland eine Netto-Treibhausgasneutralitat
bis zum Jahr 2045 vor. Bis 2030 sollen alle Treibhausgasemissionen im Vergleich zu 1990 um
65 % reduziert werden.

3.1.8 Schutzgebiete nach EU-Recht

Schutzgebiete nach EU-Recht weisen Vorkommen von Tier- und Pflanzenarten mit Bedeutung
fur die europaische Staatengemeinschaft (Natura-2000) auf. Neben den Schutzgebieten nach
der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie (FFH-RL) sind dies Vogelschutzgebiete gemal der
Vogelschutzrichtlinie.

Das Plangebiet ist nicht als FFH- oder Vogelschutzgebiet ausgewiesen. Es finden sich keine
dieser Natura-2000-Gebiete im wirkungsrelevanten Umfeld (300 m) des Plangebietes.

Das nachstgelegene FFH-Schutzgebiet ist die, rund 2 km 6stlich des Plangebiete liegende
,Ohligser Heide" (DE-4807-303). Der grof3e Heidemoorkomplex ist besonders aufgrund der
grol3flachigen Feuchtheide- und Birkenmoorwaldbestdnde sowie des Vorkommens
zahlreicher landesweit gefahrdeter Pflanzengesellschaften und Arten der Heidemoore,
Bruchwalder und nahrstoffarmen Gewasser geschutzt.

3.1.9 Nationale Schutzgebiete

Das Plangebiet liegt in keinem nationalen Schutzgebiet zum Landschafts- oder Naturschutz
oder grenzt an ein solches Schutzgebiet.

Das Landschaftsschutzgebiet ,Hilden Stid-West“ mit der Objektkennung LSG-4807-0007 liegt
etwa 125 m sudwestlich des Plangebietes und westlich der Bahnlinie. Das nachstgelegene
Naturschutzgebiet ist der ,Oerkhaussee® mit der Objektkennung ME-015 circa 0,9 km sudlich
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des Plangebietes, welches den See aufgrund seiner guten Biotopentwicklungsmaoglichkeiten
unter Schutz stellt.

3.1.10 Gesetzlich geschiitzte Biotope

Im Plangebiet oder seinem direkten Umfeld befinden sich keine, nach § 30 BNatSchG bzw.
§ 42 LNatSchG NRW, geschutzten Biotope. Der Oerkhaussee sowie der nordlich vom See
verlaufende Garather Muhlenbach sind als geschtzte Biotope zu klassifizieren. Der Abschnitt
des Garather Muhlenbachs ist bereits renaturiert und als naturnaher Flie3gewasserbereich mit
lGckiger Gehdlzvegetation am Ufer zu bewerten.

Aufgrund der Entfernung sind mit Umsetzung des Plangebietes die Schutzziele und
Schutzzwecke der geschutzten Landschaftsbestande keine wesentlichen negativen
Auswirkungen zu erwarten.

3.1.11 Wald im Sinne des Gesetzes

Im Plangebiet befinden sich keine Waldflachen im Sinne des Bundeswaldgesetzes (BWaldG)
bzw. Landesforstgesetzes (LFOG NRW).

3.1.12 Baumschutzsatzung

Die Stadt Hilden verfugt Uber eine rechtskraftige Baumschutzsatzung aus dem Jahr 2010.
Geschitzt sind Baume mit einem Stammumfang von 90 cm und mehr, gemessen in einer
Hoéhe von 100 cm Uber dem Erdboden. Nadelbdume, Birken, Pappeln und Kulturobstbaume
fallen mit Ausnahme von Eiben, Walnussbaumen und Esskastanien nicht unter die Satzung.

4 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

4.1 Methodik und Vorgehensweise

Gemal Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 BauGB muss der Umweltbericht eine Beschreibung und
Bewertung der Umweltauswirkungen, die in der Umweltprufung ermittelt wurden, enthalten.
Zentrales Element der Umweltprifung ist demzufolge eine Beschreibung der
Umweltauswirkungen. Hierzu gehdren eine Bestandsaufnahme des derzeitigen Umwelt-
zustandes (Basisszenario) einschliellich der Umweltmerkmale, die erheblich beeinflusst
werden, und eine Prognose Uber die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustandes bei
Nichtdurchfiihrung der Planung, sowie eine Ubersicht iber die Entwicklung des Umweltzu-
standes bei Durchfihrung der Planung.

Die Beschreibung der Umweltauswirkungen (Wirkungsprognose) umfasst die umwelt-
relevanten Auswirkungen auf die einschlagigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands.
Unter Berlcksichtigung der Wertigkeit/Empfindlichkeit des betroffenen Aspekts/Schutzguts
und ggf. der Vorbelastung wird die jeweilige Wirkung hinsichtlich ihrer Intensitat, zeitlichen
Dauer und raumlichen Reichweite qualitativ und nach Maéglichkeit auch quantitativ dargestellt.
Fur die Bewertung der Umweltauswirkungen werden im weiteren Verfahren fir einzelne
Schutzguter/Aspekte gutachterliche Untersuchungen durchgefiihrt und deren Ergebnisse in
Fachgutachten bzw. gutachterlichen Stellungnahmen zu dem Bebauungsplanverfahren
beschrieben und bewertet. Die Ergebnisse der Untersuchungen werden bei der
abschlieRenden Bewertung der Auswirkungen im Rahmen des vorliegenden Umweltberichts
berlcksichtigt. AbschlieRend wird auf notwendige Vermeidungs-, Minderungs- und
AusgleichsmalBmalinahmen eingegangen, die zu einer Minderung oder Vermeidung der
umweltrelevanten Auswirkungen beitragen kénnen.

Die Beurteilung der potenziellen Umweltauswirkungen folgt nachfolgender Bewertungsmatrix:
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[oraussichiliene gen Einschatzung der Erheblichkeit
positive Wirkung erheblich im positiven Sinne
keine Beeintrachtigung nicht erheblich

geringe Beeintrachtigung nicht erheblich

mittlere Beeintrachtigung bedingt erheblich

hohe Beeintrachtigung erheblich

sehr hohe Beeintrachtigung sehr erheblich

5 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) und
Prognose iiber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der
Planung

Im Folgenden wird die Umwelt anhand der Schutzglter Mensch inkl. der menschlichen
Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden und Flache, Wasser, Klima, Luft
sowie Landschaft und Kulturelles Erbe beschrieben.

5.1 Schutzgut Mensch inkl. der menschlichen Gesundheit

Das Schutzgut ,Mensch, seine Gesundheit und die Bevdlkerung“ umfasst samtliche
Funktionen der Umwelt, die sich auf die Gesundheit und das Wohlbefinden der innerhalb des
Plangebietes oder seines Wirkungsbereichs arbeitenden und wohnenden Menschen
auswirken kdénnen.

5.1.1 Derzeitiger Umweltzustand

Schienenverkehrslarm

Belastungen durch Gerauschemissionen gehen vom Plangebiet zurzeit nicht aus. Bedeutende
Larmquelle stellt gegenwartig v.a. die westlich vom Plangebiet verlaufenden
Schienenverkehrstrasse fur Guterverkehr zwischen Milheim-Speldorf — Troisdorf dar.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung' wurden die Auswirkungen des
Guterverkehrs auf das Plangebiet modelliert. Bei freier Schallausbreitung zeigen sich auf
Grundlage der Prognosewerte der Deutschen Bahn fur das Prognosejahr 2030 fir das
gesamte Plangebiet hohe larmtechnische Beeintrachtigungen.

Die Auswirkungen auf das Plangebiet wurden in 2 m, 5 m und 8 m Uber Gelande untersucht.
Allgemein nimmt die Larmbelastung mit der Héhe zu. Auf 2 m-Héhe liegen die Larmpegel im
Tageszeitraum fur das westliche und zentralen Plangebiet bei 60 bis 65 dB(A). Im &stlichen
Bereich werden Larmpegel zwischen 55 und 60 dB(A) errechnet. Auf einer Héhe von 5 m
werden am aulersten westlichen Rand des Plangebietes Larmpegel von 65-70 dB(A) erreicht.
Diese nehmen mit der H6he zu, sodass der Larmpegelbereich von 65-70 dB(A) auf einer Hohe
von 8 m bis zu 16 m ins Plangebiet hinein reichen. Fur das Ubrige Plangebiet werden ahnliche
Larmpegelbereiche wie auf 2 m-Héhe errechnet. Lediglich die Grenze zwischen den 55-
60 dB(A) und 60-65 dB(A)-Bereichen verschiebt sich leicht in Richtung Osten.

L Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR (November 2025): Schallimmissionstechnische Bearbeitung:
Untersuchung von Verkehrs- und Sportlarm im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans, Bebauungsplan
Nr. 139A ,Hilden Hofstral3e“ Stadt Hilden
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Die Larmpegel im Nachtzeitraum liegen sogar noch héher. Im westlichen Plangebiet werden
Pegel zwischen 65 und 70 dB(A) erreicht, wobei diese auf 8 m-Héhe bis zu rund 30 m ins
Plangebiet hinein reichen. Im restlichen Plangebiet, mit Ausnahme des aufersten dstlichen
Bereiches in und an der Hofstralde, liegen die Larmpegel bei 60-65 dB(A). Somit werden die
Orientierungswerte nach DIN 18005 fur Allgemeine Wohngebiete (55/45 dB(A) tags/nachts)
um max. 12 dB(A) tags und max. 23 dB(A) nachts Uberschritten.

Es bestehen bereits im Bestand deutliche Beeintrachtigungen durch Schienenverkehrslarm.
Stralenverkehrslarm

Neben dem Verkehrslarm durch die westlich verlaufende Schienenstrecke wurde im
Schallgutachten der entstehende StralRenverkehrslarm auf der HofstralRe am 6stlichen Rand
des Plangebietes beurteilt. Die Berechnung bei freier Schallausbreitung zeigt, im Vergleich
zum Schienenlarm, eine weniger weitreichende Beeintrachtigung.

Im Tagezeitraum werden bei einer Immissionshdéhe von 2 m im StralRenraum Immissionspegel
von 65-70 dB(A) modelliert. Diese Werte nehmen mit der Entfernung zur Stral3e ab, sodass
nach rund 16 m die Orientierungswerte flr allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) eingehalten
werden. Bei einer Immissionshohe von 5 m werden im Stralenraum und den unmittelbar
angrenzenden Flachen Pegel zwischen 65 und 60 dB(A) modelliert. Die Orientierungswerte
werden ab einer Entfernung von rund 22 m zur HofstralRe eingehalten. Auf 8 m Hohe werden
ahnliche Schallpegel wie auf 5 m-H6he modelliert.

Im Nachtzeitraum werden auf der Hofstrale lokal Pegelspitzen von 60-65 dB(A) errechnet. Im
uberwiegenden Teil der HofstraRe werden Pegel zwischen 55-60 dB(A) erreicht. Die
Orientierungswerte fur allgemeine Wohngebiete von 45 dB(A) werden ab einer Entfernung von
rund 23 m von der Hofstralle erreicht. Mit zunehmender Immissionshohe nehmen die
Immissionen im StralRenraum ab. Die Orientierungswerte werden ab einer Entfernung von
rund 30 m bzw. 34 m (8 m-Hohe) zur Hofstral3e eingehalten.

Sportlarm

Sudwestlich des Plangebietes in rund 25 m Entfernung liegt ein Bolzplatz der im Rahmen der
Schalltechnischen Untersuchung auf Grundlage der Sportanlagenlarmschutzverordnung
beurteilt wurde. Da keine Kenntnisse Uber die aktuelle Auslastung des Bolzplatzes vorliegen,
wurde eine Worst-Case-Betrachtung vorgenommen. Diese geht von einem Spielbetrieb von
10 bis 20 Uhr (20 Uhr ist max. Uhrzeit nach Vorgaben der Stadt Hilden) mit 25 Spielern aus.
Als Larmquellen werden die Kommunikation zwischen den Spielern, sowie das Treten des
Balls angenommen.

An Werktagen werden dadurch am sidwestlichen Plangebietsrand maximale Larmpegel von
45-50 dB(A) erreicht. Die Beeintrachtigung nimmt mit der Entfernung ab, sodass im nérdlichen
Plangebiet Pegel zwischen 35 und 40 dB(A) und im 6stlichen Plangebiet Pegel von 30-
35 dB(A) berechnet wurden. An Sonntagen liegen die berechneten Larmpegel etwas hdher,
die Richtwerte nach der Sportanlagenlarmschutzverordnung — 18. BImSchV werden aber
weiterhin eingehalten.

Licht

Lichtemissionen im Plangebiet und dessen Umgebung sind auf den Verkehr, die Strallen- und
Gebaudebeleuchtung sowie die Anlagen der Deutschen Bahn zurlickzufihren. Diese gehen
nicht Gber die im urbanen Kontext Ublichen Auswirkungen hinaus.

Erschutterungen

Erschitterungen bzw. Schwingungen entstehen durch die Nutzung der westlich des
Plangebiets verlaufende Schienenstrecke.
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Freizeit und Erholung

Das Plangebiet ist im Bestand nicht fur die Freizeit- und Erholung erschlossen und weist
dartber hinaus keine Funktion fur die Erholungsnutzung auf. Es werden ausschlief3lich private
Grundstticksflachen Uberplant, die nicht firr die Erholung und Regeneration der Offentlichkeit
zur Verfigung stehen. Somit besitzt das Plangebiet keine Bedeutung fiir die allgemeine
Erholungs- oder Regenerationsfunktion.

Storfallbetriebe (Betriebsbereiche i. S. v. § 3 Abs. 5a BImSchG)

Bei Planungen ist dem Erfordernis Rechnung zu tragen, dass zwischen Betriebsbereichen
i. S.v. § 3 Abs. 5a BImSchG (Storfallbetriebe) und schutzwirdigen Gebauden und Gebieten
ein ,angemessener Sicherheitsabstand“ gewahrt ist.

In 1,3 km Entfernung nordwestlich des Plangebietes befindet sich die Beschichtungs-Firma
3M Deutschland GmbH, etwas weiter — rund 1,5 km nordwestlich des Plangebietes — befindet
sich die Farben und Lack-Firma ICI Packaging Coatings GmbH (ehem. Akzo Nobel Hilden
GmbH). Beide Betriebe sind als sog. Storfallbetriebe nach Seveso-Richtlinie eingestuft.
Gemal dem Seveso-Gutachten flr die Stadt Hilden? ist zu schutzbedurftigen Nutzungen
gegenuber der 3M Deutschland GmbH ein angemessener Abstand von 100 m sowie fir ICI
Packaging Coatings GmbH von 244 m festgelegt. Somit sind aufgrund der Entfernungen zu
den vorhandenen Storfallbetrieben keine wesentlichen negativen Auswirkungen zu erwarten.
Weitere Storfallbetriebe sind im Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden, planungsrechtlich
nicht zulassig und auch nicht geplant.

5.1.2 Auswirkungen der Planung

Schienenverkehrslarm

Die Berechnungen zum Schienenverkehrslarm zeigen im gesamten Plangebiet z. T. deutliche
Uberschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau“ fir
allgemeine Wohngebiete. Zur Gewahrleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
innerhalb des Plangebietes sind MalRnahmen zum Schallschutz erforderlich. Im Rahmen der
schallimmissionstechnischen Untersuchung® wurden zwei aktive LarmschutzmalRnahmen
Uberprift, um die Auswirkungen des Schienenverkehrslarms auf das Plangebiet zu
minimieren. Grundsatzlich sind aktive Schallschutzmallnahmen z.B. in Form von
Larmschutzwanden oder -waéllen passiven MalRnahmen, wie Schallschutzfenstern und
Luftungseinrichtungen vorzuziehen.

Im ersten Ansatz wurden die Auswirkungen einer 4 m hohe Larmschutzwand unmittelbar
neben der Schienentrasse auf einer Lange von 200 m bei freier Schallausbreitung (ohne
geplante Gebaude) modelliert. Die Berechnungen der Larmpegelbereiche fir den
Tageszeitraum zeigen fur alle Gelandehdéhen (2 m, 5 m, 8 m) und den Uberwiegenden Teil des
Plangebietes einen Pegel zwischen 55 und 60 dB(A). Im Nahbereich zur Hofstral3e liegen die
Pegel bei 50-55 dB(A). Im Nachtzeitraum werden am stdwestlichen Rand des Plangebietes
Immissionspegel von 60-65 dB(A) modelliert. Im Gbrigen Plangebiet liegen die Pegelbereiche
ahnlich wie zur Tageszeit. Somit waren insbesondere im westlichen Plangebiet Minderungen
um bis zu 7 dB(A) tags und um bis zu 6 dB(A) nachts mdglich. Allerdings zeigen die
Modellierungen, dass auch bei einer 4 m-Hohen Larmschutzwand parallel zur

2 Uberarbeitetes Gutachten auf Basis des Art. 12 der Seveso-l-Richtlinie bzw. des § 50 BImSchG zur
Vertraglichkeit der Betriebsbereiche der 3M Deutschland GmbH und der Akzo Nobel Packaging Coatings GmbH
mit Planungen in deren Umfeld, UCON GmbH, 18.07.2013

3 Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR (November 2025): Schallimmissionstechnische Bearbeitung:
Untersuchung von Verkehrs- und Sportlarm im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans, Bebauungsplan
Nr. 139A ,Hilden HofstraRe” Stadt Hilden
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Schienenstrecke die Orientierungswerte fur allgemeine Wohngebiete von 55/45 dB(A)
tags/nachts im tberwiegenden Teil des Plangebietes weiterhin tGberschritten werden.

Als zweite Variante wurde eine 4 m-Hohe Larmschutzwand an der westlichen Grenze des
Plangebietes ebenfalls bei freier Schallausbreitung untersucht. Diese Malnahme zeigt
aufgrund der grofRen Entfernung zur Larmquelle und der Nahe zur geplanten Bebauung nur
eine sehr lokale Wirkung. Bei Gelandehéhen oberhalb der Larmschutzwand sind keine
Veranderungen der Larmsituation zu verzeichnen, sodass diese MalRnahme lediglich fur die
Erdgeschosszone sowie den Aufenbereich wirksam ist. Auf 2 m-Hoéhe werden im
Tageszeitraum unmittelbar hinter der Larmschutzwand Pegel zwischen 50 und 55 dB(A)
erreicht. Allerdings liegen die Larmpegelbereiche bereits rund 3 m hinter der LArmschutzwand
im Bereich 55-60 dB(A). Am ndrdlichen und sudlichen Plangebietsrand werden nach Ende der
Larmschutzwand Immissionswerte zwischen 60 und 65 dB(A) errechnet. Zur Nachtzeit liegen,
wie zur Tageszeit, die niedrigsten Werte unmittelbar hinter der Larmschutzwand vor. Im
Unterschied zur Tagessituation werden nachts im gesamten zentralen Plangebiet Larmpegel
von 60-65dB(A) modelliert. Im &stlichen Bereich des Plangebietes werden keine
Veranderungen der Larmsituation erzielt. Die Berechnungen zeigen, dass auch bei der
zweiten Variante die Orientierungswerte der DIN 18005 im Uberwiegenden Teil des
Plangebietes Uberschritten werden. Die Minderungen liegen bei ca. 4 dB(A) auf
Erdgeschossniveau und sind sehr lokal auf den Bereich hinter der Larmschutzwand
beschrankt.

Somit wirden beide Varianten zu einer Minderung der Larmpegel fuhren, allerdings wirden
die Orientierungswerte fur allgemeine Wohngebiete sowohl in Tages-, als auch im
Nachtzeitraum weiterhin Uberschritten werden. Aufgrund des zu erwartenden geringen
Nutzens einer Larmschutzwand wird daher in der jetzigen Planung auf aktive Larmschutz-
malnahmen verzichtet.

Das aktuelle Larmschutzkonzept sieht die Anordnung der westlichen Gebaude als Riegel in
Verbindung mit einer La&rmschutzwand zwischen den Baukdrpern sowie in Verlangerung der
Fassaden nach Norden und Suden vor. Zudem ist eine larmangepasste Raumaufteilung sowie
passive Mallnahmen an den Baukdrpern, in Form von u. a. Schallschutzfenstern und
schallgeschutzten Luftungseinrichtungen vorgesehen.

Durch diese Larmschutzmalinahmen werden im Innenbereich des Plangebietes an den
Fassaden im Tageszeitraum der Orientierungswert fur Allgemeine Wohngebiete (55 dB(A))
eingehalten oder um bis zu 6 dB(A) Uberschritten. Lediglich an den Auflenfassaden zum
Umland werden Larmpegel von 60-65 dB(A) erreicht und somit die Orientierungswerte um bis
zu 9 dB(A) Uberschritten. An den zur Bahnlinie orientierten Fassade der westlichen Baukoérper
werden Larmpegel von 65-70 dB(A) erreicht, sodass Uberschreitungen von mehr als 12 dB(A)
vorliegen. Im Nachtzeitraum liegen die Larmpegel in einem ahnlichen Pegelbereich.
Entsprechend wird der Orientierungswert fir den Nachtzeitraum (45 dB(A)) deutlich
Uberschritten und liegen im Inneren des Plangebietes bei bis zu 18 dB(A). An den
AuRenfassaden zum Umland in nérdlicher und siidlicher Richtung liegen die Uberschreitungen
bei bis zu 21 dB(A), an der zur Bahnlinie orientierten Fassade der westlichen Baukorper
werden sogar Pegellberschreitungen von Uber 24 dB(A) errechnet.

Entsprechend sind auch im Innenbereich weitere Malinahmen zum Schutz vor [armbedingten
Beeintrachtigungen notwendig. Hierzu sollen schitzenswerte Rdume mit Loggien oder mit
Schallschutzfenstern und schallgeschitzten Luftungseinrichtungen ausgestattet werden.

StraRenverkehrslarm

Durch den Verkehr auf der Hofstrale werden an den zur Stral3e orientierten Baukorpern die
Orientierungswerte fur allgemeine Wohngebiete um bis zu 10/12 dB(A) im Tages-/
Nachtzeitraum Uberschritten.

Zum Schutz vor larmbedingten Beeintrachtigungen sind passive Schallschutzmalinahmen wie
Loggien, Schallschutzfenster und schallgeschutzte Luftungseinrichtungen vorgesehen.
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Sportlarm

Die Worst-Case-Betrachtung des Bolzplatzbetriebes zeigt an Sonn- und Werktag die
Einhaltung der Richtwerte nach der Sportanlagenlarmschutzverordnung bzw. 18. BImSchV.
Es sind keine Konflikte zwischen dem Bolzplatzbetrieb und der geplanten Wohnnutzung zu
erwarten. Dennoch wird fiir die dem Bolzplatz zugewandten Gebé&ude eine schalloptimierte
Grundrissgestaltung empfohlen.

Licht

Lichtemissionen im Plangebiet und dessen Umgebung sind mit Umsetzung der Planung auf
den Verkehr, die StralRen-, Platz- und Gebaudebeleuchtung sowie das angrenzende
Wohngebiet zurtckzuflhren. Die Lichtemissionen gehen nicht Gber die im urbanen Kontext
ublichen Auswirkungen hinaus und stellen keine erhebliche Vorbelastung dar.

Erschitterungen

Um die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch durch Erschitterungen in Folge der Nutzung
der rund 70 m westlich des Plangebiets verlaufende Schienenstrecke zu bewerten, wurden
Schwingungsmessungen* durchgefiihrt. Untersucht wurden die auf Menschen in Gebauden
wirken Erschitterungen. Grundlage zur Bewertung ist die DIN 4150, Teil 2.

Die Messungen zeigen eine Uberschreitung der Anhaltswerte nach DIN 4150 im
Nachzeitraum. Bereits ohne Beriicksichtigung einer Ubertragungsfaktors (Verstarkung/
Ubertragung der Schwingungen vom Erreich aufs Fundament, Wande und Decken) kommt es
zu einer Uberschreitung. Aus diesem Grund sind die nachstgelegenen Gebéude zur Bahnlinie
baudynamisch zu entkoppeln.

Freizeit und Erholung

Das Plangebiet ist sowohl im Bestand als bei einer Durchfihrung der Planung nicht fur die
offentliche Freizeit und / oder Erholung erschlossen. Es wird keine erhebliche Beeintrachtigung
der Erholungsfunktion vorbereitet. Durch die Erganzung der Wohnnutzung bleiben Freiflachen
erhalten, in denen im privaten Raum zukiinftig eine Erholung und Regeneration mdglich wird.
Die Planung sieht auch private Flachen fur Kleinkinderspielflachen vor.

Wahrend der Bauphase kommt es zu Beeintrachtigungen der privaten Erholungsnutzung in
den angrenzenden Gartenbereichen. Da diese Beeintrachtigungen allerdings temporar auf die
Bauphase begrenzt sind, werden sie als nicht erheblich bewertet.

Storfallbetriebe (Betriebsbereiche i. S. v. § 3 Abs. 5a BImSchG)

Da das Plangebiet auRerhalb der ermittelten angemessenen Sicherheitsabstdande von
Storfallbetrieben liegt, sind keine Auswirkungen zu erwarten.

5.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

5.2.1 Derzeitiger Umweltzustand

Flora

Die Flache des Plangebietes ist aktuell nur in den vorderen Bereichen, durch zwei
Wohnhauser mit angrenzender Scheune bzw. Garage, sowie eine freistehende Garage und
einen Schuppen versiegelt. Das Hinterland ist durch eine brachliegende Gartennutzungen mit
Einzelbaumen, Wiesen mit Geholzstrukturen, sowie landwirtschaftliche Flachen

4 Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR (Marz 2025): Messbericht Schwingungs- und Erschiitterungsmessung

bei Zugvorbeifahrten, Hilden, HofstralRe 150
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(Streuobstwiese) gepragt. Angrenzend an das Plangebiet liegen weitere Gartenflachen sowie
landwirtschaftlich genutzte Flachen.

Im 6stlichen Plangebiet stocken kleinere Koniferen, Weil3-Tannen (Abies alba) und Fichten mit
geringem Baumholz. Im Bereich des sldlichen Bestandsgebaudes, wie auch am ndrdlich
danebenliegenden Grundstuck, stehen zwei blaue Stechfichten (Picea pungens 'Glauca’) mit
starkem Baumholz. Der Vorgartenbereich des Gebaudes ist vorwiegend mit Zierstrauchern
(u. a. Rhododendren) bepflanzt. Im Gartenbereich ndrdlich des Bestandsgebaudes befindet
sich zudem ein kleiner Gartenteich.

Im Ubergang zum Nachbargrundstiick befinden sich Geblsche, (berwiegend aus
Haselstrauchern, Brombeeren und Eichen. Im nordwestlichen Bereich der Brachflache hat sich
ein dichtes Geblsch aus Strauchern und jungen Baumen gebildet, u. a. mit Hartriegel,
Brombeere, Holunder und Haselstrauchern.

Fauna

Die im Plangebiet befindlichen Gehdlz-, Grin- und Gebaudestrukturen kénnen als Nist- und
Brutplatz fir Végel dienen, sowie als Tagesquartier oder Wochenstube fir Fledermause. Um
ein mogliches Eintreten von Verbotstatbestanden gemal® § 44 Abs. 1 BNatSchG bei
Umsetzung des Vorhabens zu ermitteln und um mdgliche Vorkommen streng oder besonders
geschutzter Tier- und Pflanzenarten nach § 7 Abs. 2 Nr. 10 und 11 BNatSchG innerhalb des
Plangebietes frihzeitig zu ermitteln und zu bewerten sowie ggfs. vorgezogene
ArtenschutzmalRnahmen aufzuzeigen, wurde eine eigenstandige Artenschutzpriifung®
durchgefuhrt.

Im Rahmen der Artenschutzprifung der Stufe 1 wurde festgestellt, dass aufgrund fehlender
Habitatbestandteile bzw. unzureichender Habitatqualitdten auf der Vorhabenflache, ein
Vorkommen von planungsrelevanten Arten aus der Gruppe der Libellen sowie der Reptilien
und Amphibien ausgeschlossen werden kann.

FUr Fledermause kdnnen im Dachbereich des Hauptgebaudes, an der Lattung des Schuppens
und in Aushdéhlungen einiger Obstbdume Sommerquartiere nicht in Ganze und auf Dauer
ausgeschlossen werden.

Da im Rahmen der Potentialabschatzung (ASP Stufe 1) geeignete Habitate fir die
planungsrelevanten Vogelarten Feldsperling (Passer montanus), Gartenrotschwanz
(Phoenicurus phoenicurus) und Kleinspecht (Dryobates minor) gefunden wurden, wurde eine
Brutvogelkartierung® durchgefiihrt. Im Ergebnis dieser Untersuchung wurden insgesamt 27
Brut- und Gastvdgel im Plangebiet erfasst. Darunter befindet sich allerdings mit dem
Mausebussard nur eine einzige planungsrelevante Art, der als Gastvogel nachgewiesen
wurde. Da Artenschutzprifungen im Regelfall eine Glltigkeit von 5 Jahren haben, wurde ein
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag” als Aktualisierung der Artenschutzpriifung erstellt. Die
Ergebnisse sind im nachfolgenden Kapitel erlautert.

Biologische Vielfalt

Das lokale Biotopgeflige wird primar durch die Brachflachen und die aufkommenden
Geholzstrukturen bestimmt. Die Gebaude bilden eine weitere Struktur. Hieraus ergibt sich
unter Berucksichtigung der geringen Plangebietsgrof3e eine vielfaltige Habitatstruktur.

Umweltbilro Essen (Juli 2017): Gutachterliche Einschatzung zur Betroffenheit der Belange des Artenschutzes
gem. § 44 BNatSchG, Artenschutzpriifung Stufe 1 - Vorprifung

6 Dr. UIf Schmitz (Juni 2018): Kartierung planungsrelevanter Brutvégel im Plangebiet HofstraRe 150 in Hilden,
Erganzende artenschutzrechtliche Untersuchung zur Artenschutzprifung

7 Dr. UIf Schmitz (Nevember-2024 Juli 2026): HofstralRe 150 und Hinterland in Hilden Artenschutzrechtlicher
Fachbeitrag zur zweiten Aktualisierung der ASP
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Durch die anthropogene Uberformung der Flachen und die Nahe zum Siedlungsraum sind
allerdings uUberwiegend weit verbreitete Arten innerhalb des Plangebietes festzustellen.

5.2.2 Auswirkungen der Planung

Flora

Mit der Anderung der Nutzungsart des Plangebietes werden bau- und anlagebedingte Eingriffe
in die lokalen Biotopstrukturen ermdglicht. Der Bebauungsplan sieht die Festsetzung von
allgemeinen Wohngebieten mit einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 zuzlglich einer
moglichen Uberschreitung durch Nebenanlagen bis 0,6 vor. Zudem ist eine ErschlieRung als
verkehrsberuhigter Bereich sowie die Festsetzung einer privaten Grunflache mit der
Zweckbestimmung ,Regenwasserversickerung“ vorgesehen. Bei der Durchfihrung der
Planung wird das Gebiet komplett Uberplant und die vorhandenen Biotope werden dadurch
vollstandig entfernt.

Allerdings kommt es durch die geplanten grinordnerischen Festsetzungen zu einer
Eingriinung des Plangebietes. Die nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen sind als Wohn-
und Gemeinschaftsgarten gartnerisch zu gestalten und mit einer Mischvegetation aus
Baumen, Strauchern und Rasen zu begrinen. Dazu ist in jedem Baugrundstlick mindestens
ein standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Drei weitere standortgerechte Laubbaume sind
im sldlichen Plangebiet Uber eine zeichnerische Festsetzung verortet. Zur Abschirmung des
Gebietes ist zudem eine Schnitt- oder Strauchhecke an der der nérdlichen, westlichen und
sudlichen Plangebietsgrenze vorgehsehen.

Zur Auflockerung und Durchgrinung ist im StraRenraum die Pflanzung von
2 standortgerechten Laubbaumen in offenen Baumscheiben mit einer Mindestflache von 6 m?
und einem Mindestsubstratvolum von 12 m*® vorgesehen. Zudem sind die Dachflachen von
Garagen und Carports extensiv zu begrtinen.

Eine Kompensation der Eingriffe in die lokalen Biotopstrukturen erfolgt im Rahmen der
Eingriffsregelung. Dazu wurden die mit der Planung einhergehenden Eingriffe in Natur und
Landschaft in einem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag® bilanziert. Dem &kologischen
Wert des Bestandes von 24.070 Punkten (LANUV) steht ein Wert von 13.859
Biotopwertpunkten gegenuber, sodass zum rechnerischen Ausgleich ein externes
Ausgleichserfordernis von 10.211 Punkten besteht. Der externe naturschutzfachliche
Ausgleich wird Uber das Okokonto der Stadt Hilden ausgeglichen. Die zugeordnete
MaRnahmenflache fiir die Okopunkte ist die ,Obstwiese HofstraRe“ auf der von der Gemeinde
bereitgestellten Flache mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 56, Flurstuck 2.

Fauna

Durch die o. g. Entwicklungen kommt es zu einem Verlust an Lebensraumen innerhalb des
Plangebietes. Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Untersuchungen wurde eine
Potentialabschatzung®, eine Brutvogelkartierung™ in 2018 sowie eine Aktualisierung der
Artenschutzpriifung' durchgefiihrt.

8 ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH (10.12.2025 04.08.2026): Landschaftspflegerischer
Fachbeitrag, Bebauungsplan 139A ,Hofstral’e 150 inklusive Hinterland®

Umweltbilro Essen (Juli 2017): Gutachterliche Einschatzung zur Betroffenheit der Belange des Artenschutzes
gem. § 44 BNatSchG, Artenschutzpriifung Stufe 1 - Vorprifung

Dr. UIf Schmitz (Juni 2018): Kartierung planungsrelevanter Brutvdgel im Plangebiet HofstraBe 150 in Hilden,
Erganzende artenschutzrechtliche Untersuchung zur Artenschutzprifung

' Dr. UIf Schmitz (November-2024 Juli 2026): HofstraRe 150 und Hinterland in Hilden Artenschutzrechtlicher
Fachbeitrag zur zweiten Aktualisierung der ASP

10

18



Stadt Hilden Umweltbericht
Bebauungsplan Nr. 139A

Fur die Artengruppe der Fledermause konnten 2018 Sommerquartiere in den Aushdhlungen
einiger Obstbaume, an einer Lattung des Schuppens, im Dachbereich des Hauptgebaudes, in
Teilen der Dachlberstdnde und in der Scheune nicht zweifelsfrei und auf Dauer
ausgeschlossen werden. Da in der Zwischenzeit u. a. die Obstbdume gerodet und die Fenster
und Rollladenkasten des Wohnhauses mit Brettern verschlossen wurden, bestehen aktuell
lediglich im Dachbereich des Wohnhauses Spalten und Hohlrdume die als potentielle
Sommerquartiere flir gebdudebewohnende Fledermausarten geeignet sind. Deshalb darf das
Dach nur aul3erhalb der Fortpflanzungszeiten im Zeitraum zwischen dem 01. Oktober und dem
28. Februar des Folgejahres abgerissen werden. Zudem sind zur Kompensation der
potentiellen Fortpflanzungsstatten an den geplanten Gebauden mindestens vier wartungsfreie
Ganzjahresquartiere fur Fledermause zu installieren.

Die Obstbaume mit Hohlraumen wurden bereits gefallt. Da der Verlust der potentiellen
Fortpflanzungs- und Ruhestatten in den Hohlenbdumen bislang nicht kompensiert wurde, ist
an Baumen im Plangebiet oder der unmittelbaren Umgebung ein Ausgleich zu erbringen. Dazu
sind mindestens zwei Nisthilfen fir Végel und drei Fledermauskasten anzubringen. Diese
Nisthilfen sind im Rahmen der Grunflachenpflege einer jahrlichen Reinigung im Oktober zu
unterziehen. Die Rodung der Ubrigen Geholze (Baume und Straucher) sowie die Raumung
und Planierung der Brachflachen darf nur aul3erhalb der Vogelbrutzeit, zwischen dem 01.
Oktober und dem 28. Februar stattfinden.

Da im Rahmen der Brutvogelkartierung, als planungsrelevante Art, lediglich der Mausebussard
als Gastvogel nachgewiesen wurde und das Plangebiet kein essentielles Nahrungshabitat fur
diese Art darstellt, sind VerstoRe gegen Verbotstatbestande fur planungsrelevante Vogelarten
nicht zu erwarten.

Die Beseitigung des Folienteichs im westlichen Plangebiet hat, zur Vermeidung von
Beeintrachtigung, in der Zeit zwischen dem 15. November und dem 28. Februar zu erfolgen,
da dieser einen potentiellen Lebensraum bzw. eine Fortpflanzungsstatte fir nicht
planungsrelevante Amphibienarten bietet. Als AusgleichsmalRnahme sollte ein fischfreier
Ersatzteich  vorgesehen werden. Durch die Errichtung eines naturnahen
Versickerungsbeckens wird im stidwestlichen Plangebiet ein méglicher neuer Lebensraum flr
Amphibien geschaffen. Da das Grundstiick im norddstlichen Plangebiet (Flurstick 195 + 196),
auf dem sich der Teich und u. a. ein Mehrfamilienhaus befindet, nur von aullen begutachtet
werden konnte, ist eine erneute Priifung dieser Fldche im Vorfeld von Abriss- und
NeubaumalBnahmen erforderlich.

Die artenschutzrechtlichen Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, dass unter
Bericksichtigung der genannten Minderungs-, Vermeidungs- und Ausgleichsmalinahmen,
sowie einer Okologischen Begleitung von Abriss-, Féllungs- und BaumalBnahmen keine
Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG durch das geplante Vorhaben ausgeldst werden.
Die erforderlichen bzw. empfohlenen Vermeidungs- und Minderungsmalinahmen werden in
Kapitel 7.3-8 aufgefihrt.

Biologische Vielfalt

Aufgrund der geplanten Bebauung des Plangebietes wird mit einem Rickgang der
biologischen Vielfalt im Plangebiet gerechnet. Nachteilige Wirkungen auf die lokale biologische
Vielfalt werden im Hinblick auf die Grofe der Flache allerdings nicht erwartet.

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen werden, durch die getroffenen
Vermeidungs- und Ausgleichmalinahmen, als nicht erheblich negativ eingestuft.
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5.3 Schutzgut Boden / Schutzgut Flache

5.3.1 Derzeitiger Umweltzustand

Boden

Gemaly der digitalen Bodenkarte des geologischen Dienstes NRW (BK50) stehen im
Plangebiet die Bodentypen Braunerde und Gley an. Der Gleyboden steht im westlichen
Bereich des Plangebietes an und wird aus schwach schluffigem Sand gebildet. Obwohl es sich
bei einem Gley um einen grundwasserbeeinflussten Boden handelt, wird die Grundwasser-
stufe als aulRerst Tief beschrieben. Die Schutzwurdigkeit wurde nicht bewertet.

Die Braunerde steht im o6stlichen Bereich des Plangebietes an und wird aus schwach
schluffigem Sand gebildet. Als tiefgrindiger Sand- und Schuttboden weist die Braunerde eine
hohe Funktionserfiillung als Biotopentwicklungspotenzial flr Extremstandorte auf und ist
deshalb als schutzwurdig klassifiziert. Durch die anthropogene Nutzung in diesem Bereich ist
allerdings von einer deutlichen Beeintrachtigung des Bodens auszugehen.

Boden mit dieser hohen Funktionserflllung sind gemal § 1 Abs. 1 Vorsorgegrundsatze des
Landesbodenschutzgesetzes NRW (LBodSchG NRW) besonders zu schitzen und von
Planungen freizuhalten.

Im Rahmen eines orientierenden Baugrundgutachtens'? wurde der Boden im Plangebiet durch
insgesamt 8 Rammkernbohrungen und 8 Rammsondierungen bis in eine Tiefe von ca. 5m
unter Gelandeoberkante untersucht. Der Boden im Plangebiet |asst sich in drei Schichten
unterteilen. Dem rund 0,20 bis 0,50 m machtigen Oberboden folgt eine schwach durchwurzelte
Schicht aus schwach feinsandigen zum Teil sehr schwach schiuffigen Mittelsanden mit 6rtlich
sehr schwach kiesigen Beimengungen. Diese feinsandigen Mittelsande werden ab einer Tiefe
von i. M. 3,20 m unter Gelandeoberkante von einem zum Teil stark kiesigen Mittel- bis
Grobsand unterlagert.

Durch Versickerungsversuche wurde ein mittlerer Durchlassigkeitsbeiwert (k-Wert i. M. 1,8 x
10° m/s) emittelt, sodass sich der Boden nach DIN 18130 Teil 1 (Wasser) als durchlassig
charakterisieren lasst. Eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers Uber Rigolen
oder Mulden vor Ort ist moglich.

Altlasten/ Altstandorte

Erkenntnisse, Hinweise oder Verdachtsmomente zu mdglichen Altlasten im Plangebiet liegen
nicht vor. Die Flachen des Plangebietes sind nicht im Altlastenkataster des Kreises Mettmann
erfasst. Aufflllungen wurden bei der Baugrunderkundung nicht festgestellt.

Flache

Die Flache ist eine begrenzte Ressource und unterliegt einem starken Nutzungsdruck durch
steigende Siedlungs- und Verkehrsflachen und damit sinkenden Flachenangeboten flr die
Land- und Forstwirtschaft. Nach § 1a Abs. 2 BauGB ist allgemein ein sparsamer und
schonender Umgang mit Grund und Boden insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von
Flachen, Nachverdichtung anderen Maf3nahmen zur Innenentwicklung anzustreben. Dabei ist
eine Flacheninanspruchnahme nicht mit einer Versiegelung des Bodens gleichzusetzen, auch
sonstige Nutzungen (z.B. Parks und Griunflachen/ Gartenflachen) stellen eine
Inanspruchnahme von Flachen dar.

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine Flache die in der Vergangenheit durch eine Wohn-
und Gartennutzung beansprucht wurde. Aktuell liegen weite Teile des Gebietes brach. Eine
Versiegelung besteht im Bestand durch die Wohngebaude, den Schuppen und die Garagen

12 F.G.M. Ingenieurgesellschaft Miller mbH (August 2020): Orientierendes Baugrundgutachten
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sowie die Zuwegung und die Parkplatzflachen. Insbesondere die westlichen Flachen des
Plangebietes sind im Bestand unversiegelt.

5.3.2 Auswirkungen der Planung

Boden

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden Eingriffe in den Boden maoglich. Neben
Bodenverdichtung und -versiegelung ist ein Ab- und Auftrag von Boden im Rahmen von
Gelandenivellierungen maoglich.

Das Bauvorhaben fuhrt anlagebedingt zu einer Inanspruchnahme und Versiegelung von bisher
unversiegeltem Boden. Bei der Inanspruchnahme von Boden ist der Vorsorgegrundsatz von
zentraler Bedeutung, denn Bdden bedirfen, nicht zuletzt als eine nicht vermehrbare
Ressource, besonderen Schutz. Aufgrund der langen Zeitrdume, die zur Bodenentwicklung
noétig sind, mussen Eingriffe in Bdden in der Regel als nicht reversibel angesehen werden.

Die als schutzwirdig klassifizierte Braunerde befindet sich im &stlichen Bereich des
Plangebietes, in dem bereits eine Beeintrachtigung des Bodens durch Versiegelung und
Uberbauung stattgefunden hat. Somit kann die Braunerde bereits als anthropogen beeinflusst
klassifiziert werden.

Durch die Nachverdichtung der Flache als Allgemeines Wohngebiet kdnnten weitere Flachen
versiegelt und so dem natlrlichen Bodenhaushalt entzogen werden. Lediglich auf den Flachen
die weiter unversiegelt bleiben (z. B. Garten, Grinflachen), bleiben die naturlichen
Bodenfunktionen weitergehend erhalten.

Insgesamt lasst sich feststellen, dass durch die zuldssigen Versiegelungen und die damit
verbundene Zerstérung der naturlichen Bodenfunktionen erhebliche Auswirkungen auf das
Schutzgut Boden zu erwarten sind. Durch verschiedene Vermeidungs- und
Minderungsmaflinahmen (s. h. Kapitel 7.3) koénnen die Eingriffe abgemildert werden.
Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden als hoch einzustufen.

Flache

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll u. a. eine zurzeit brachliegende Gebaude-
und Gartenstruktur einer neuen Nutzung zugefuhrt werden. Dies entspricht den Vorsatz des
Flachenrecyclings. Durch die bestehende Infrastruktur sind fur die ErschlieBung nur sehr
untergeordnet neue Stral’en notwendig. Die verkehrliche Anbindung ist bereits Uber die
Anbindung an die HofstralRe gegeben.

Durch die Uberplanung von brachliegenden Wohnflachen wird eine Inanspruchnahme von
sunberthrter Natur® bzw. Land- und Forstwirtschaftlichen Flachen verhindert. Es sind keine
Okologisch hochwertigen Flachen betroffen. Vielmehr kommt es zu einer Nutzungs-
intensivierung im Bereich der Wohnnutzung.

Da das Vorhaben auf einer bereits anthropogen gepragten Flache entsteht und eine
Nutzungsintensivierung einer zurzeit untergenutzten Flache darstellt, wird nur eine geringe
Beeintrachtigung des Schutzgutes Flache erwartet.
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5.4 Schutzgut Wasser

5.4.1 Derzeitiger Umweltzustand

Oberflachengewasser

Im Plangebiet bzw. in direkter Umgebung zum Plangebiet befinden sich keine natirlichen
Oberflachengewasser (Fliel3-/ Stillgewasser). Es befindet sich im Plangebiet lediglich ein
kleiner Zierteich.

Die nachstgelegenen Oberflachengewasser sind nordwestlich des Plangebietes die Itter in
rund 530 m Entfernung und in rund 470 m suddstlich der Garather Muhlenbach. Der Karnaper
Graben verlauft rund 300 m sudlich des Plangebietes.

Grundwasser

Das Plangebiet ist Teil eines geplanten Trinkwasserschutzgebietes (Hilden-Karnap) mit der
Schutzzone 3A. Hier soll der Schutz vor weitreichenden Beeintrachtigungen besonders durch
nicht oder nur schwer abbaubare chemische oder radioaktive Verunreinigungen gewahrleistet
werden.

Das Plangebiet liegt im Bereich des Grundwasserkorpers der Niederung des Rheins. Der
Rheingraben-Nord ist ein sehr ergiebiger Porengrundwasserleiter in silikatischem Gestein des
Quartars. Die Zustandsbewertung des Grundwasserkdrpers ist sowohl in der Menge als auch
in der Chemie als gut klassifiziert.

Nordlich des Plangebietes befinden sich mehrere Grundwassermessstellen des Kreises
Mettmann. An den Messtellen ,MAX G W PAULI P1 (LGD-Nr. 036460620) ,MAX G W PAULI
P2“ (LGD-Nr. 036460631) und ,MAX G W PAULI P3* (LGD-Nr. 036460643) wurde zwischen
1961 und 2008 der Grundwasserstand erfasst. Die Messwerte konnen als reprasentativ fur die
Umgebung der Messtellen angenommen werden. Bei einer Gelandehdhe von rund 45-
47 m NHN ergibt sich mit den angegebenen mittleren Wasserstanden von 39,70- 39,89 m
NHN (niedrigster Wasserstand: 37,53 m NHN; hochster Wasserstand 42,39 m NHN) ein
Flurabstand von rund 5 — 7 m im Plangebiet.

Im Rahmen der durchgefiihrten Baugrunderkundung® und von Versickerungsversuchen an
drei Stellen im Plangebiet wurde kein eingespiegelter Grundwasserhorizont bis in eine Tiefe
von 5,00 m angetroffen. Schicht- und Stauwasser nach niederschlagsreichen Episoden ist
innerhalb des gewachsenen Bodens allerdings moglich.

Da das Plangebiet im Bestand Uberwiegend nicht versiegelt ist, versickert das
Niederschlagswasser aktuell zum gréften Teil vor Ort und wird der Grundwasserneubildung
zugeflhrt.

Hochwasser

Das Plangebiet ist nicht Teil eines festgesetzten, vorlaufig gesicherten oder ermittelten
Uberschwemmungsgebietes.

Nach Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung Dusseldorf besteht im Plangebiet auch
bei extremen Hochwassern (HQextrem) kein Risiko einer Uberschwemmung.

Ein geringes Hochwasserrisiko ist westlich des Plangebietes entlang der Bahntrasse
(auBerhalb des Geltungsbereichs) bei niedriger Wahrscheinlichkeit (HQ500) mit maximal
0,5 m Uberschwemmungstiefe zu verzeichnen.

13 F.G.M. Ingenieurgesellschaft Miller mbH (August 2020): Orientierendes Baugrundgutachten
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Starkregen

Im Zuge des Klimawandels nehmen Extremwetterereignisse wie Starkregen und damit
einhergehende Uberflutungen immer mehr zu. Um die Gefahren durch Starkregen zu
identifizieren wurde 2021 vom Ing.- Buro Fischer Teamplan eine Starkregengefahrenkarte fur
die Stadt Hilden erstellt.

Es wurden drei verschiedene Szenarien nach dem Starkregenindex der Emscher-
genossenschaft und des Lippeverbandes simuliert.
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Abbildung 2: Starkregengefahrenkarte, Szenario 1 - Abbildung 3: Starkregengefahrenkarte, Szenario 2 -
Starkregenindex 5 (© Geobasisdaten: Kreis Mettmann, Starkregenindex 7 (© Geobasisdaten: Kreis Mettmann,
Vermessungs- und Katasteramt, bearbeitet ISR 2025) Vermessungs- und Katasteramt, bearbeitet ISR 2025)

Szenario 1 modelliert einen intensiven Starkregen (Stufe 5). Im Plangebiet kommt es bei einem
entsprechenden Starkregen nur sehr lokal im Bereich von Senken insbesondere im
nordwestlichen Plagebiet zu einer Uberflutung mit Wasserhéhen zwischen 10 und 50 cm (vgl.
Abb. 2). Das Szenario 2 bildet einen aufiergewohnlichen Starkregen (Stufe 7) ab. Die
Starkregenkarte fur das Plangebiet entspricht mehr oder weniger dem des ersten Szenarios,
lediglich die Ausdehnung der Uberflutungsbereiche nimmt geringfiigig zu (vgl. Abb. 3). Zudem
kommt ein Uberflutungsbereich am siidwestlichen Rand des Plangebietes hinzu.
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Abbildung 4: Starkregengefahrenkarte, Szenario 3 - Starkregenindex 10 (© Geobasisdaten: Kreis Mettmann,
Vermessungs- und Katasteramt, bearbeitet ISR 2025)

2!

Das dritte Szenario zeigt die Auswirkungen eines extremen Starkregens (Stufe 10). Hierbei
kommt es aufgrund der topographischen Gegebenheiten besonders im westlichen Bereich zu
groRflachigen Uberflutungen (vgl. Abb. 4). Togografisch bedingt sammeln sich westlich und
sudwestlich des Plangebietes 0Ostlich der Bahngleise und nérdlich der Karnaper Stralle
groRere Wassermassen an. Bei einem extremen Starkregenereignis kommt es dadurch zu
einer Einstauung des Niederschlagswasser bis ins westliche Plangebiet. Es werden
Wassertiefen von tUber 100 cm am sudwestlichen Rand des Plangebietes erreicht. Im Bereich
der geplanten Wohnbebauung liegen die Einstauhdhen Uberwiegend bei bis zu 50 cm. In
kleineren Senken sind lokal auch Einstauhéhen bis 100 cm maoglich. Im Bereich des geplanten
Regenrlckhaltebeckens werden Uberwiegend Einstauhdhen von bis zu 100 cm dargestellt.

5.4.2 Auswirkungen der Planung

Oberflachengewasser

Naturliche Oberflachengewasser sind im Plangebiet und in der direkten Nachbarschaft nicht
vorhanden, eine Beeintrachtigung ist folglich auszuschlie3en. Der Zierteich im norddstlichen
Plangebiet stellt ein anthropogenes Gewasser dar. Auch bei einer Uberplanung sind keine
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu befirchten.

Grundwasser

Die geplante Bebauung fuhrt im Plangebiet zu einer Versiegelung bislang unversiegelte
Bodenbereiche, wodurch die Bodenfunktionen erheblich beeintrachtigt oder ganz unterbunden
werden. Durch eine Versiegelung kommt es u. a. zu Beeintrachtigungen der Funktionen des
Boden-Wasserhaushalts wie z.B. einer Verringerung des Grundwasserneubildungs-
potenzials. Aufgrund einer siedlungstypischen Bebauung und dem damit verbundenen Erhalt
von Freiflachen verbleiben weiterhin ungestorte Bodenbereiche, in denen eine lokale
Versickerung weiterhin mdglich bleibt. Mit der geplanten ortsnahen Versickerung des
Niederschlagswassers im sUdwestlichen Plangebiet sowie innerhalb der geplanten
Hausgarten kann weiterhin eine lokale Versickerung stattfinden, wodurch grundlegende
Funktionen des Boden-Wasser-Haushaltes gewahrt bleiben. Somit kann die Beeintrachtigung
der Grundwasserneubildung verhindert, bzw. verringert werden.

Niederschlagswasser

Durch Versickerungsversuche wurde die Versickerungseignung des Bodens untersucht und
bestatigt. Die Vorgaben gemaly Landeswassergesetz NW zur Versickerung vor Ort kénnen
eingehalten werden.
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Das Entwasserungskonzept sieht vor, dass das anfallende Niederschlagswasser der
Dachflachen mittels Kastenrigolen ortsnah auf den jeweiligen Privatgrundsticken zur
Versickerung gebracht wird. Das anfallende Niederschlagswasser auf der geplanten
offentlichen Verkehrsflache soll in Richtung Westen abgeleitet und in ein geplantes
Regenrlckhaltebecken im sidwestlichen Plangebiet eingeleitet werden.

Starkregen

Mit Umsetzung der Planung kommt es besonders im westlichen Plangebiet zu einer
grol¥flachigen Neuversiegelung und damit zu einer Minderung der Flache, auf der anfallende
Niederschlage zurlickgehalten und versickern kénnen.

Zum Schutz vor Uberflutungen bei einem extremen Starkregenereignis ist im Rahmen der
weiteren Planung sowie der detaillierten Entwasserungsplanung dem Bebauungsplan
nachgelagert ein Uberflutungsnachweis zu fliihren sowie SchutzmaBnahmen vor
Uberflutungen zu treffen.

Erhebliche negative Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser werden zum aktuellen Zeitpunkt
nicht erwartet.

5.5 Schutzgut Klima / Schutzgut Luft

5.5.1 Derzeitiger Umweltzustand

Klima

Die Stadt Hilden liegt in einem Uberwiegend maritim gepragten Bereich, mit allgemein kihlen
Sommern und milden Wintern. Nach der Klassifikation von Képpen zahlt Nordrhein-Westfalen
insgesamt zum warm gemafigten Regenklima, bei dem die mittlere Lufttemperatur des
warmsten Monats unter 22 °C und die des kaltesten Monats Uber -3 °C bleibt. Die mittlere
Jahrestemperatur in Hilden lag im Zeitraum 1981 bis 2010 bei 10 - 11°C. Im gleichen Zeitraum
sind Niederschlagssummen von 800-900mm pro Jahr 2zu verzeichnen. Die
Sonnenscheindauer pro Jahr lag bei 1.500 - 1.550 Stunden.

Im Fachinformationssystem (FIS) Klimaanpassung des LANUV'* werden fiir das Plangebiet
zwei verschiedene Klimatope dargestellt. Klimatope sind Strukturen, die ahnliche klimatische
Bedingungen aufweisen. Diese werden u. a. durch die Flachennutzung, die Vegetationsart und
die Bebauungsdichte bzw. den Versiegelungsgrad bestimmt.

Fur den slUdwestlichen Teil des Plangebietes wird ein Freilandklimatop dargestellt (vgl.
Abb. 5). Dieses Klimatop zeichnet sich u. a. durch einen ungestérten Temperatur-/
Feuchteverlauf, Windoffenheit und normale Strahlungsprozesse aus. Freilandbiotope besitzen
eine wichtige (Austausch-) Funktion als Kaltluft- und/oder Frischluftproduktionsgebiete fur
klimatische Ungunstraume wie stark versiegelte Stadtflachen. Der (brige Teil des
Plangebietes wird als ein Klimatop des Vorstadtklimas dargestellt. Vorstadtklimatope zeichnen
sich durch meist aufgelockerte und durchgrinte Wohnsiedlungen mit schwachen
Warmeinseln, einen ausreichenden Luftaustausch und meist gute wohnklimatische
Gunstraume aus.

14 Seit dem 01. April 2025 rechtliche Nachfolger: Landesamt fiir Natur, Umwelt und Klima NRW (LANUK)
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Klimatopkarte

Klimatope

[ 1 Gewasser-, Seenklima
2 Freilandklima
3 Waldklima

4 Klima innerstadt.
Grunflachen

5 Vorstadtklima

6 Stadtrandklima
7 Stadtklima

8 Innenstadtklima

9 Gewerbe-, Industrieklima
(offen)

10 Gewerbe-, Industrieklima
(dicht)

[Bahnverkehr]
[StraBenverkehr]

Abbildung 5: Klimatopkarte (Quelle: © GeoBasis-DE/BKG 2020, © Geobasis NRW 2020, Planet Observer,
© LANUV 2020, bearbeitet ISR 2025)

In der Klimaanalysekarte des LANUV wird fir den sidwestlichen Teil des Plangebietes und
die umliegenden Freiflachen ein mittlerer Luftaustausch (Kaltluftvolumenstrom > 300 bis
1500 m3/Sekunde) dargestellt (vgl. Abb. 6). Fir das restliche Plangebiet sowie die
angrenzenden Siedlungsstrukturen wird eine maRige nachtliche Uberwdrmung (rosa)
angegeben, wobei die Teilbereiche 6stlich der Hofstrale als Klimawandelvorsorgebereich
(braune Schraffur) ausgewiesen werden.

Luftaustausch: Richtung und
Starke des Kaltluftvolumenstroms|
(KvS)

mittel: KVS =300 m3/s bis

" 1500 mess

[ verkehrsfldchen

Klimawandel-Vorsorgebereich

’ ja
Kaltiuttvolumenstrom (KVS) und
néchtliche Uberwérmung

Grunflachen:
Kaltluftvolumenstrom mittel:
KSW =300 bis 1500 m¥/s

Grunflachen:

Kaltiuftvolumenstrom gering:
KSV <= 300 m&/s

Siedlung: keine nachtliche
Uberwarmung: T <= 17 °C

> 1 o : _ ' Siedlung: maRige nachtliche
; - P Uberwdrmung: T =185 bis
' : y 4 A 20

Abbildung 6: Klimaanalysekarte (nachts) fiir das Umfeld des Plangebietes (Quelle: © GeoBasis-DE/BKG 2020,
© Geobasis NRW 2020, Planet Observer, © LANUV 2020, bearbeitet ISR 2025)

In der Karte ,Klima- und immissionsodkologische Funktionen der Stadt Hilden“ wird der bebaute
Bereich des Plangebietes als Siedlungsbereich mit einer geringen bioklimatischen Belastung
dargestellt (vgl. Abb. 7). Der ndrdliche Bereich ist als bioklimatisch neutraler Bereich
ausgewiesen und die Grinflachen bzw. die landwirtschaftlichen Flachen im sudlichen Bereich
als Flachen mit einer geringen Kaltluftlieferung.
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Legende
Ausgleichsraume

Kaltluftlieferung der Griin- und Freifldchen

-

Kaltlufteinzug sgebiete

Wirkungsri ume

Einwirkbereiche der Kaltiuftentstehungsgebiete

m Wirkungsbereich der autochthonen

Strémungssysteme innerhalb der Bebauung
Bioklimatische Belastung der Siedlungsriume

MaLig belasiat

/‘—

Ganng belasiat

Micht belastel bew. bioklimatisch neutral

Stralbenfische
J Gleisfisiche

Abbildung 7: Auszug aus der Karte "Klima- und immissions6kologischen Funktionen in der Stadt Hilden" (Geo-Net
Umweltconsulting GmbH, Dezember 2008, bearbeitet ISR 2025)

In der Karte ,Planungshinweise Stadtklima“ wird der nérdliche Bereich als ein klimatisch
gunstiger Siedlungsbereich und der sudliche Bereich als Grun- und Freiflache mit einer
mittleren stadtklimatischen Bedeutung dargestellt.

Grin- und Freifldchen
I:I Mittlere stactklimatische Bedeutung

Siedlungsriume

I:l Klimatisch gunstige Siedlungsréume

I:I Belastungsbereiche

Abgrenzung der Kalttlufteinzugsgebiete

Straltenfliche

[ ]
|:| Cleisflache

Abbildung 8: Auszug aus der Karte "Klima- und immissionsékologischen Funktionen in der Stadt Hilden,
Planungshinweise Stadtklima" (Geo-Net Umweltconsulting GmbH, Dezember 2008, bearbeitet ISR 2025)

Luft
Fir die Stadt Hilden existiert kein Luftreinhalteplan.

Im Plangebiet finden sich aktuell lediglich ein Emittent, der die Luftqualitdt beeintrachtigen
koénnten. Das sudliche Wohngebaude ist bereits freigezogen, sodass hier keine Emissionen
durch Hausbrand entstehen. Bedingt durch die angrenzenden Verkehrsstrukturen (Bahnlinie
und Strafden) besteht flr das Plangebiet eine verkehrsbedingte Luftschadstoffbelastung.

Im Bereich des Plangebiet und der unmittelbaren Umgebung befindet sich keine Messstation
der Luftqualitatsiberwachung (LUQS) des Landesamts fir Natur, Umwelt und

27



Stadt Hilden Umweltbericht
Bebauungsplan Nr. 139A

Verbraucherschutz NRW (LANUV). Die nachste Messstation liegt rund 1,5 km nordwestlich
des Plangebietes im Zentrum von Hilden. Entsprechend sind genauere Aussagen Uber die
lufthygienische Situation nicht moglich. Eine grobe Einschatzung der bestehenden Wirkungen
von Luftschadstoffimmissionen kann auf der Grundlage der vom LANUV durchgefuhrten
Modellrechnungen vorgenommen werden. Das Emissionskataster Luft des LANUV zeigt bei
den verkehrsbedingten Emissionen sowie bei den Kleinfeuerungsanlagen Uberwiegend hohe
bis sehr hohe Werte fir die einzelnen Schadstoffgruppen an. Die industriellen Emissionen
werden lediglich gemeindegebietsscharf dargestellt und zeigen fir Hilden bei den
Treibhausgasen Uberwiegend sehr geringe Werte an. Bei den Schwermetallen sowie den
organischen und anorganischen Stoffen werden keine berichtspflichten Emissionen mit einer
Ausnahme angezeigt. Fur Toluol wird eine sehr geringe Belastung angezeigt. Allgemein kann
die lufthygienische Situation (bzw. Hintergrundbelastung) im Plangebiet als vorbelastet
beschrieben werden.

Luftschadstoffe sind im Plangebiet und dessen Umgebung insbesondere auf den Verkehr und
Hausbrand zurlckzufihren und gehen nicht Uber die im urbanen Kontext {blichen
Auswirkungen hinaus. Erhebliche Belastungen werden derzeit nicht erkannt.

5.5.2 Auswirkungen der Planung

Klima

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden klimaaktive Vegetationsbestande
uberplant. Durch die geplanten grunordnerischen MalRnahmen sollen weiterhin Flachen
vorgehalten werden, die die negativen kleinklimatischen Auswirkungen von versiegelten
Flachen und Baukdrpern vermindern.

Bei Umsetzung des Planvorhabens ist aufgrund der héheren Versiegelungsrate mit einer
Veranderung des Freilandklimatops zu einem Vorstadtklimatop zu rechnen. Aufgrund einer
siedlungstypischen Bebauung, dem damit verbundenen Erhalt von Freiflachen kann dennoch
der Einfluss des Versiegelungsgrads abgemildert werden. Zudem sind durch die geplanten
grunordnerischen Malinahmen positive Effekte auf das Mikroklima, das Retentions- und
Filtervermdgen zu erwarten.

Als AnpassungsmalRnahme ist im Plangebiet die Schaffung von Wohn- und
Gemeinschaftsgarten, die Pflanzung von Baumen sowie eine Begrinung der Vorgarten mit
einem Ausschluss von Schottergarten vorgesehen.

Zusatzlich sieht der Bebauungsplan die extensive Begrunung der Dachflachen von Garagen
vor. Neben der Aufwertung der Lebensraumfunktionen flhrt eine Dachbegriinung durch die
Rickhaltung von Niederschlagswasser zu einer Minderung des Spitzenabflusses, sowie zu
einer kleinklimatischen Verbesserung durch Verdunstung und Feinstoffbindung. Des Weiteren
kann durch die geplante Dachbegrinung ein Beitrag zur nachtlichen Kaltluftproduktion des
Raumes aufrecht erhalten bleiben.

Nach dem Klimagutachten der Stadt Hilden haben Siedlungsbereiche mit einer glinstigen
bioklimatischen Situation eine mittlere Empfindlichkeit gegeniber einer Nutzungs-
intensivierung. Bei der Planung sollten folgende Aspekte bertcksichtigt werden:

e Ausrichtung der Neubauten parallel zur Kaltluftstromung

e Geringe Bauhdhen

e Moglichst wenig Versiegelung (hohe Vegetationsanteile bewahren).

Dem Plangebiet wird aufgrund seiner geringen Groéfe und dem damit verbundenen geringen
Kaltluftvolumen nur eine untergeordnete Rolle fir das Klima im Stadtteil zugeschrieben. Die
Auswirkungen auf die ortlichen Windregime, die (Kalt-)Luftentstehungsraume und
Luftschneisen kdnnen aufgrund der kleinteiligen, aufgelockerten Bebauung als geringfligig
eingestuft werden. Die geplante Bebauung fuhrt kleinrdumig zu einer Veranderung des
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Lokalklimas durch Luftstauungen und Warmespeicherung infolge der Versiegelung und
Bebauung der Flachen. Die Auswirkungen auf das Lokalklima im Umfeld werden durch die
vorgesehenen Minderungsmafinahmen als nicht erheblich und vertretbar eingestuft.

Erhebliche Auswirkungen auf das Lokalklima sind durch die Umsetzung des Vorhabens nicht
zu erwarten.

Luft

Durch die Umsetzung der Planung kann mit einer Veranderung der Schadstoffemissionen
gerechnet werden. Die geplante Erschlieung der Flache fuhrt zu einer Zunahme des
Verkehrsaufkommens, sowohl im Plangebiet als auch auf den umliegenden Stral3en. Somit ist
mit steigenden verkehrsbedingten Emissionen sowie betriebsbedingten Emissionen z. B.
durch Hausbrand zu rechnen. Auch wenn durch die Planung Emissionen aus Hausbrand
zunehmen werden, wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet energieeffiziente
Wohnungen entstehen werden, die dem Standard des Gebaudeenergiegesetzes (GEG)
entsprechen.

Aufgrund der geringen GrolRe des Plangebietes und im Verhaltnis zur Bestandssituation ist die
Veranderung, auch aufgrund des innerstadtischen Kontextes als gering einzustufen.

Baubedingt ist temporar mit einer Steigerung der Schwerlastverkehre zu rechnen.

5.6 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild

Die Bewertung des Orts- und Landschaftsbildes erfolgt tber die Vielfalt, Eigenart und
Schoénheit der Landschaft und dem Erholungswert des Gebietes. Fir die Bewertung der
Vielfalt, Eigenart und Schoénheit der Landschaft spielen Aspekte wie Naturndhe und
Aftraktivitat der Vegetation (Wald, Grinland etc.), Vielfalt und Strukturreichtum
(unterschiedliche Landnutzung, Hecken etc.), Relief sowie die siedlungskulturelle Identitat
eine mafligebliche Rolle. Dies ergibt sich im Wesentlichen aus der Ausstattung der Landschaft
mit zum einen pragenden asthetisch wirkenden Landschaftselementen, zum anderen
relevanten Stérungen und Beeintrachtigungen der Landschaft.

5.6.1 Derzeitiger Umweltzustand

Das Plangebiet ist aktuell eine Uberwiegend brachliegende Siedlungsflache mit freigezogenen
Gebauden und groReren Gartenflachen. Von der Hofstralle besteht keine direkte
Sichtbeziehung zu den grofRflachigen Grunstrukturen im rickwartigen Plangebiet. Diese
werden durch die Wohngebaude und die Garagen, sowie Gehdlze abgeschirmt. Das Umfeld
des Plangebietes ist durch die Wohnnutzung mit Hausgarten an der Hofstralle
gekennzeichnet. Im Sudwesten liegt ein Bolzplatz und Kleingarten sowie im Westen eine
landwirtschaftlich genutzte Flache, die von der Bahntrasse begrenzt ist. Der Blick nach Westen
lasst weite Sichtbeziehungen Uber die landwirtschaftlichen Flachen und Gehdlzgruppen am
Stadtrand zu. Nordwestlich des Plangebietes wurde eine Streuobstwiese angelegt.

Insgesamt ist das Landschaftsbild im Umfeld des Plangebietes durch die intensive
landwirtschaftliche Nutzung, die Bahntrasse und die Wohnnutzung als teilweise vorbelastet zu
bezeichnen.

5.6.2 Auswirkungen der Planung

Das Plangebiet befindet sich im Ubergangsbereich vom Siedlungs- in den Freiraumbereich.
Infolge der Entwicklung von Wohnbebauung im Bereich von Brachflachen wird die Naturnahe
und Eigenart der Landschaft weiter abnehmen.
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Durch die Eingliederung des Bauvorhabens in die bestehende Wohnbebauung und den damit
verbundenen Anschluss an den Stadtrand kann ein geschlossenes Ortsbild geschaffen
werden. Die Beeintrachtigung auf das Schutzgut Landschaft und Landschaftsbild kann als
gering bewertet werden. Die Bahntrasse stellt hier bereits eine Barriere zum weiter westlich
gelegenen Landschaftsraum dar.

5.7 Schutzgut Kulturelles Erbe

Im Rahmen der Umweltprufung sind die Auswirkungen des Vorhabens auf das archdologische
Kulturgut, auf die Belange des Denkmalschutzes und auf die kulturellen Bedurfnisse der
Bevdlkerung zu bertcksichtigen.

5.7.1 Derzeitiger Umweltzustand

Die Stadt Hilden und damit auch das Plangebiet liegen in der Kulturlandschaft Rheinschiene,
die gepragt ist durch den zentral liegenden Rheinstrom und durch rdmische
Siedlungsstrukturen.

Auf dem Plangebiet selbst und in unmittelbarer Nachbarschaft zum Plangebiet sind keine
schutzwurdigen Kultur- oder Sachguter bekannt. Es sind nach aktuellem Kenntnisstand weder
Baudenkmaler noch konkrete Hinweise auf Bodendenkmaler vorhanden.

5.7.2 Auswirkungen der Planung

Im Plangebiet sind keine schutzwirdigen Kulturguter oder sonstigen Sachguter bekannt, die
durch die Planung beeintrachtigt werden.

Nach §§ 15 und 16 DSchG NRW sind bei Bodenbewegungen auftretende archaologische
Funde unverandert zu erhalten und unverziglich der Gemeinde oder dem LVR-Amt fiur
Bodendenkmalpflege zu melden.

Erhebliche negative Auswirkungen werden durch die Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 139A nicht erwartet.

5.8 Wirkungsgefiige und Wechselwirkungen der Schutzgiiter

Die gemall § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu betrachtenden abiotischen und biotischen Schutzgter
stellen sich als komplexes Wirkungsgeflige dar, sie beeinflussen sich gegenseitig in
unterschiedlichem Male.

Ausgehend von den Wirkfaktoren des Vorhabens sind besonders schutzgutlibergreifende
Umweltauswirkungen (Wechselwirkungen) in Bezug auf die Versiegelung bzw.
Flacheninanspruchnahme von Bedeutung. Die Versiegelung von Flachen bewirkt eine
Beeintrachtigung des Bodens, die sich unmittelbar auf die Schutzglter Wasser
(Grundwasserneubildung), Klima (Verdunstung) oder Erholungsnutzung auswirkt. Das heift,
es entsteht teilweise eine Wirkungskette. Durch den Verlust von naturlich gewachsenem
Boden und den damit verbundenen Speicher- und Reglerfunktionen kommt es zwangslaufig
zu negativen Veranderungen der Grundwasserneubildungsrate.

Da sich das Plangebiet im Bestand als in groRen Teilen unversiegelte Flache darstellt, sich
die Versiegelungsbilanz durch die Planung demnach stark verandert und das anfallende
Niederschlagswasser nicht mehr Uber die gesamte Flache dem Boden-Wasserhaushalt
zugefuhrt wirde, sind MaRnahmen notwendig die erheblichen negative Auswirkungen bzw.
kumulierende Wechselwirkungen verhindern. Durch die Herstellung einer ortsnahen

30



Stadt Hilden Umweltbericht
Bebauungsplan Nr. 139A

Versickerung des Niederschlagswassers der Strafenflachen im stdwestlichen Plangebiet
sowie flr die einzelnen Baugrundstlicke Uber Kastenrigolen kann gewahrleistet werden, dass
das Niederschlagswasser dem Boden-Wasserhaushalt weiter zugefuhrt wird und keine
wesentliche Veranderung der Grundwasserneubildungsrate entsteht.

Der erhdhte Versiegelungsgrad fuhrt zudem zu einem Verlust bzw. einer Veranderung von
Vegetations-/ Biotopstrukturen mit ihren Folgewirkungen auf faunistische Habitatstrukturen
(z. B. Veranderung typischer Lebensgemeinschaften).

Insgesamt ist eine Verstarkung der Umweltauswirkungen durch sich negativ verstarkende
Wechselwirkungen der Schutzguter, die die Schwelle der Erheblichkeit Uberschreiten, bei
Realisierung des geplanten Vorhabens nicht zu erwarten.

6 Prognose liber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfiihrung der
Planung

Bei der Nullvariante erfolgt eine Prognose darlber, wie sich der Umweltzustand des
Plangebietes (abiotische und biotische Umweltfaktoren) bei Nichtdurchflihrung der Planung,
d. h. ohne die potenziell vom Planvorhaben ausgeldsten Eingriffe in die Natur und Landschaft
entwickeln wurde.

Mit Verzicht auf den Bebauungsplan wirde die aktuelle Nutzung wie bisher weiter bestehen
bleiben kdnnen. Die brachliegende Flache kdnnte sich ohne Eingriffe naturnah entwickeln und
so positive Auswirkungen auf die Flora und Fauna bewirken. Das Bestandsgebaude Hofstralle
150 ist im aktuellen Zustand nicht bewohnt und aufgrund einer Schadstoffbelastung auch nicht
bewohnbar. Bei einer ausbleibenden Sanierung oder einem Rlckbau kénnte das Gebaude
weiter verfallen. Bei einem voranschreitenden Verfall ist moglicherweise ein Austrag der
vorhandenen Schadstoffe in die Umgebung denkbar.

Allerdings ist auch eine Neuaufnahme der Nutzung der Bebauung und der Gartenflachen
prinzipiell denkbar und damit eine intensivere Nutzung mdglich. Aufgrund der sehr hohen
Sanierungskosten ist dabei eher von einem Rickbau und einem Neubau auszugehen. Dieser
konnte aufgrund der Einordnung des ostlichen Plangebiets entlang der Hofstralle als
Innenbereich nach § 34 BauGB auch ohne Aufstellung eines Bebauungsplans dichter und mit
einer groReren Tiefe erfolgen als im aktuellen Bestand.

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung sind keine wesentlichen negativen Auswirkungen auf die
0. g. Schutzglter gegenlber dem Basisszenario zu erwarten. Eine Ausnahme bildet der Fall
eines vollstandigen Verfalls des Bestandsgebdudes und eines mdoglichen Austrags der
vorhandenen Schadstoffe.

7 Sonstige Belange des Umweltschutzes

7.1 Einsatz erneuerbarer Energien / Energieeffizienz

Gemal § 1a Abs. 5 BauGB (Klimaschutzklausel) soll den Erfordernissen des Klimaschutzes
sowohl durch MalRnahmen, die dem Klimaschutz dienen als auch durch MalRhahmen, die der
Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Neubauten im
Plangebiet sind nach den geltenden Vorschriften und Vorgaben des Gebaudeenergiegesetzes
(GEG) auszufihren. Entsprechende Nachweise sind im Zuge der Baugenehmigungsverfahren
zu erbringen.

7.2 Anfilligkeiten gegeniiber den Folgen des Klimawandels

Durch den Klimawandel sind mit hoher Wahrscheinlichkeit neben einer Zunahme der
Durchschnittstemperaturen im langjahrigen Mittel auch Zunahmen von sogenannten

31



Stadt Hilden Umweltbericht
Bebauungsplan Nr. 139A

Extremwetterereignissen zu erwarten und vorsorgend in der Planung zu berucksichtigen.
Neben Mallnahmen die das Lokalklima beglnstigen kénnen, sind dies des weiteren
MaRnahmen, die die eigentlichen Planungsziele (hier Entwicklung eines Wohnquartiers) vor
den negativen Auswirkungen des Klimawandels bewahren kdnnen und/ oder zu dessen
Minimierung beitragen kdénnen. Beispielsweise stellen effiziente Dammsysteme solche
MalRnahmen dar, da sie ein wirksamer Schutz gegen Hitze und Kalte darstellen kdnnen und
gleichzeitig den Energiebedarf von Gebauden reduzieren. Auch die Wahl von Pflanzenarten
und deren Standorten kann unter Umstanden eine Anfalligkeit gegenlber der klimatischen
Entwicklung bedeuten. Durch die geplanten grinordnerischen MaRnahmen wird z. B. die
Verdunstungsrate geférdert, um den Warmeinseleffekt, insbesondere in den Sommermonaten
abzuschwachen. Im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren ist ggf. darzustellen, welche
klimaoptimierenden MalRnahmen fur Gebdude zu einer weiteren Abschwéachung der
Auswirkungen des Klimawandels beitragen. Auswirkungen der erwartbaren Starkregen-
ereignisse konnen durch Grinflachen und Dachbegriinungen gemindert werden.

7.3 Gefahrenschutz / Risiken und Katastrophen

Storfallbetriebe

Im Plangebiet oder dessen relevantem Umfeld befinden sich zurzeit und nach Umsetzung der
Planung keine Storfallbetriebe oder andere Einrichtungen, von denen eine Gefahrdung der
menschlichen Gesundheit ausgeht.

Erdbeben

Die Erdbebengefahrdung wird in DIN 4449 EN 1998-1 durch die Zuordnung zu
Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen eingestuft. Das Plangebiet befindet sich
in der Erdbebenzone 0. Erdbeben in dieser Zone Uberschreiten mit einer 90-prozentigen
Wahrscheinlichkeit in 50 Jahren nicht eine Starke von 6,0 — 6,5. Fur Ubliche Hochbauten sind
keine besonderen MalRnahmen hinsichtlich potenzieller Erdbebenwirkungen zu ergreifen.

Der Standort ist der Untergrundklasse T zuzuordnen. Diese beinhaltet Ubergangsgebiete
zwischen felsartigen Gesteinsuntergrinden und tieferen Beckenstrukturen mit machtigen
Sedimentverfullungen, sowie flachgrindige Sedimentbecken.

Kampfmittel

Nach Information des Kampfmittelbeseitigungsdienstes liegen nach Auswertung von
Luftbildern und anderen historischen Unterlagen, keine Hinweise auf das Vorhandensein von
Kampfmitteln vor.

Sollten bei Bauarbeiten Kampfmittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten sofort einzustellen
und die zustandige Ordnungsbehdrde oder die Polizei zu verstandigen.

Brandschutz

Im nachgeschalteten Genehmigungsverfahren sind MafRnhahmen zum Brandschutz
darzustellen. Die Vorgaben der Feuerwehr fur Lésch- und Rettungseinsatze sind zu beachten.

Hochwasser/Starkregen

Eine Gefahr durch Hochwasser besteht im Plangebiet nicht. Bei einem extremen
Starkregenereignis sind jedoch insbesondere im westlichen Plangebiet Uberflutungen méglich
(vgl. Kapitel 5.4.1). Im Bebauungsplan wurde ein Hinweis mit einer Empfehlung von
MaRRnahmen einer hochwasserangepassten Architektur im betroffenen Bereich
aufgenommen.
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7.4 Sachgerechter Umgang mit Abfallen und Abwassern

Abfalle und Abwasser sind gemall den gesetzlichen Vorgaben fachgerecht zu entsorgen
(vorrangig zu verwerten, nachrangig zu beseitigen). Im Zuge der nachgelagerten Abbruch- und
Genehmigungsverfahren ist darzustellen, wie entsprechende Nachweise zu flhren sind.

Betriebsbedingte Abfalle und Abwasser durch die wohnbauliche Nutzung sind gemafl den
ortlichen Vorgaben durch die kommunale Abfallbeseitigung bzw. der kommunalen Ab-
wasserbehandlung zu entsorgen und zu behandeln. Hierzu sind entsprechende Angaben im
Zuge der Genehmigungsverfahren zu erbringen.

Im Rahmen der Bauleitplanverfahren ist dargelegt, dass ein sachgerechter Umgang mit
Abfallen und Abwassern grundsatzlich moglich ist.

7.5 Kumulative Wirkungen mit anderen Planungen

Unter kumulativen Umweltauswirkungen wird die rdumliche Uberlagerung der
Umweltauswirkungen mehrerer Planfestlegungen, bezogen auf ein Schutzgut (z. B.
Landschaftsbild, Luftqualitdt oder Larmsituation eines Teilraumes) verstanden. Weitere
kumulative Wirkungen kdnnen aus den Zerschneidungseffekten (Lebensraumzerschneidung,
visuelle Beeintrachtigungen der Landschaft, klimatische Effekte auf Kaltluftabflussbahnen
resultieren.

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes sind keine Planungen oder Vorhaben bekannt.

7.6 Baubedingte Beeintrachtigungen

Durch Baumaschinen und LKW-An- und Abfahrten gehen im Zuge der Bauausfuhrungen
Luftemissionen vom Plangebiet aus. Zudem kommt es im Zuge der Bauausfihrung zu einer
Beeintrachtigung der Umgebung durch den baustellenbedingten Larm sowie potentiell durch
Erschitterungen. Des Weiteren kann es durch den Baustellenverkehr zur Behinderung des
angrenzend verlaufenden StralRenverkehrs kommen. Es handelt sich hierbei um temporare
Beeintrachtigungen.

7.7 In Betracht kommende andere Planungsalternativen

Zum derzeitigen Kenntnisstand liegen keine Alternativen zur Ausweisung als WWohngebiet vor.
Dies ist mit der Siedlungsrandlage des Plangebietes zu begriinden. Eine Nutzung z. B. als
Industrie- oder Gewerbegebiet ist aufgrund der angrenzenden Wohnbebauung als
unwahrscheinlich zu betrachten. Eine reine Nutzung als Griinflache wird aufgrund des hohen
Wohnraumbedarfs als nicht sinnvoll erachtet. Da es sich um bereits in Teilen erschlossene
Flache handelt, ist diese im Sinne der Nachverdichtung ein wichtiger Standort fur die Stadt
Hilden.

Anderweitige Planungsmdglichkeiten in Form einer unterschiedlichen Dichte und Tiefe der
Wohnbebauung wurden in drei verschiedenen Varianten geprift. Die FDP-Fraktion hat in
einem Antrag eine Variante eingereicht, in der drei Mehrfamilienhduser in Nahbereich zur
HofstralRe errichtet werden sollen und das Hinterland als Freiflache teilweise unbebaut bleibt.

In der zweiten Variante sind 5 Mehrfamilienhduser entlang einer Stichstrale angeordnet sowie
zwei Einfamilienhduser im Nahbereich zur Hofstral3e. Die dritte Variante sieht einen Baukorper
entlang eines Stickwegs sowie einen daran anschlieRenden Garagenhof vor. Das Hinterland
bleibt wie bei der ersten Variante unbebaut.

Alle Varianten bedeuten eine zum Teil deutliche Reduzierung der Wohneinheiten. Dies wirde
zum einen den (6ffentlich geférderten) Wohnraum deutlich reduzieren und zum anderen die
Wirtschaftlichkeit des Vorhabens gefahrden. Zudem sind bei Variante 1 und 2
Fremdgrundstiicke betroffen, die sich nicht im Zugriff der Stadt bzw. des Investors befinden.
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Ein weiteres Problem stellt der Schallschutz dar. Dieser ist in allen Varianten nicht
abschlieRend geklart. In der Variante 2 ist zwar eine Larmschutzwand entlang der Bahnlinie
aufgenommen, wie das Schallgutachten zeigt, stellt diese aber keinen adaquaten Larmschutz
dar bzw. das Kosten-Nutzen-Verhaltnis ist zu hinterfragen.

Mit dem Verzicht auf die Aufstellung des Bebauungsplanes (= Nullvariante) wirde die aktuelle
Nutzung wie bisher weiter bestehen bleiben kénnen. Zudem kdénnte langs der Hofstralke eine
Neubebauung gemaR § 34 BauGB erfolgen. Die rickwartigen Grundsticksflachen wirden als
Grunflache (Gartenland) erhalten bzw. im Rahmen des § 34 in Teilen durch z. B. Garagenhdfe
entwickelt werden.

7.8 MaBnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der nachteiligen
Auswirkungen

Der Verursacher eines Eingriffes ist nach § 1 a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 15 BNatSchG dazu
verpflichtet, Beeintrachtigungen soweit wie mdglich zu vermeiden und unvermeidbare
Beeintrachtigungen durch geeignete MalRnahmen vorrangig auszugleichen oder in anderer
Weise zu kompensieren.

Die Zielsetzungen fur den Untersuchungsraum folgen 6kologischen und gestalterischen
Leitbildern. Die Okologischen Leitlinien ergeben sich aus der Naturschutzgesetzgebung
(§ 1 Abs. 1 BNatSchG), wonach

e die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes

e die Nutzungsfahigkeit der Naturguter

e die Pflanzen- und Tierwelt sowie

e die Vielfalt, Eigenart und Schdnheit von Natur und Landschaft

als Lebensgrundlage fur den Menschen und als Voraussetzung fur seine Erholung in Natur
und Landschaft nachhaltig zu sichern sind.

Naturschutzfachlicher Ausgleich:

Im Rahmen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags' wurden in einer Eingriffs-
Ausgleichsbilanzierung die Auswirkungen auf die Biotopstrukturen untersucht. Die
Okologische Wertigkeit des Bestandes unter Bericksichtigung der lokalen Biotopstrukturen
und der Bewertung nach § 34 BauGB wird mit + 24.070 Punkten (LANUV) bewertet. Durch die
geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 139A wird dem Plangebiet nach
Umsetzung der Planung eine Biotopwertigkeit von + 13.859 Punkten zugeordnet. Somit
entsteht ein Defizit von - 10.211 Punkten, welches lber das Okokonto der Stadt Hilden
ausgeglichen wird. Die zugeordnete MaRnahmenflache fiir die Okopunkte ist die ,Obstwiese
HofstraRe® auf der von der Gemeinde bereitgestellten Flache mit der Katasterbezeichnung:
Gemarkung Hilden, Flur 56, Flursttck 2.

Verbindliche MaBnahmen fiir die Eingriffsvermeidung und -minderung:

Schutzqut Pflanzen/ Tiere/ Artenschutz:

e Vermeidung von Schaden an Baumen oder Gehdlzbestdanden einschlielich ihrer
Kronen- und Wurzelbereiche (Baustellenbereich bzw. Zufahrten zum Baugebiet) sind

S ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH  (10.12.2025  (berarbeitet  04.08.2026):
Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, Bebauungsplan 139A ,Hofstrafle 150 inklusive Hinterland*“
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entsprechend der ZTV-Baumpflege, der DIN 18920 sowie der RAS LP-4 wahrend der
Bauzeit geeignete Schutzmaflnahmen durchzufihren

Durchfiihrung der erforderlichen Rodungsarbeiten in einem mdglichst kurzen Zeitraum
aulderhalb der Vegetationsperiode und der Reproduktionszeit der Tiere (01.10. eines
Jahres bis zum 28./29.02. des Folgejahres)

Beseitigung des Folienteichs in den Wintermonaten (15. November bis 28. Februar)
und Herstellung eines Ersatzteiches

Abriss der Dachbereich des Wohngebaudes im Winterhalbjahr (1. Oktober bis 28.
Februar)

Installation von 3 Nistkasten fur Vogel (mind. ein Kasten fur den Star) und 3 Nisthilfen
fur Fledermause an Baumen im Plangebiet oder dem direkten Umfeld

Installation von mindestens 4 wartungsfreien Ganzjahresquartieren flr Fledermause
an den geplanten Gebauden im Plangebiet

Okologische Begleitung von Abriss-, Féllungs- und BaumalRnahmen

erneute artenschutzrechtliche Priifung der Flurstiick 195 + 196 im Vorfeld von Abriss-
und NeubaumalBhahmen

Schutzqut Boden / Wasser:

Einhalten der fir Bodenarbeiten mafRRgeblichen Vorgaben der DIN 18915 (Vegetations-
technik im Landschaftsbau — Bodenarbeiten), der DIN 19731 (Bodenbeschaffenheit -
Verwertung von Bodenmaterial), sowie der DIN 19639 (Bodenschutz bei Planung und
Ausfuhrung von Bauvorhaben)

Bodenverdichtungen im Zuge der Bautatigkeit sind im Sinne eines funktionierenden
Bodenhaushaltes durch geeignete MalRnahmen zu beheben (ggf. leichtes Aufreil3en
und Einsaat).

Bei der Umsetzung des Vorhabens sind Grinflachen vor vermeidbaren
Bodenverdichtungen und Bodenverunreinigungen im Zuge der Bautatigkeit durch
einen festen Bauzaun zu schitzen.

Beseitigung aller Anlagen der Baustelleneinrichtung nach Beendigung der Bauphase.

Der sorgsame Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (Schmier-, Treibstoffe, etc.)
ist festzuschreiben (Betankung und Wartung von Baumaschinen nur auf versiegelten
Flachen).

Der Oberboden ist vor Beginn der Nutzung von Bau- oder Betriebsflachen abzutragen
und separat zu lagern (Zwischenlagerung von Ober- und Unterboden auf getrennten
Depots).

Werden bei Erdbauarbeiten Veranderungen/Auffalligkeiten des Bodens (u. a. Geruch,
Farbe, Einlagerungen) erfasst, ist unverziglich die Untere Bodenschutzbehérde des
Kreises Mettmann zu informieren.

Weitergehende empfohlenen MaBRnahmen fiir die Eingriffsvermeidung und -minderung:
Schutzqut Pflanzen/ Tiere/ Artenschutz:

Die Beleuchtung des Plangebietes sollte mdglichst gering gehalten werden. Bei der
Wahl der Beleuchtung ist darauf zu achten, dass eine Abstrahlung der Lampen nach
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oben und in etwa horizontaler Richtung durch Abschirmung weitgehend vermieden
wird. Als Leuchtmittel sollten LED-Beleuchtungen mit warmweier Lichtfarbe und
einem geringem Blaulicht- oder UV-Anteil (1.000-2.700 Kelvin) vorgesehen werden.

e Neu zu errichtende Gebaude sollten so gestaltet werden, dass Vogelschlag in Folge
grolBer Glasflachen oder transparenter Balkonverkleidungen sowie Glasflachen, die
eine Durchfliegbarkeit von Raumen (Ecksituationen) fur Vogelarten vortduschen,
vermieden wird.

Schutzgut Boden / Wasser:

e Nach Mdoglichkeit Verwendung von wasser- und luftdurchlassigen Materialien fur die
Flachenbefestigungen (Stellplatz- und Wegebau).

e Nach Moglichkeit Verbleib des unbelasteten Bodenaushubs im Gebiet,
Weiterverwendung des fruchtbaren Oberbodens auf angrenzenden Flachen (Schutz
des Mutterbodens gemafl § 202 BauGB).

o Soweit technisch mdglich: flichensparende Lagerung von Baustoffen und Erdmaterial;
keine Inanspruchnahme von Flachen aulierhalb der vorgesehenen Baustelle und
Zuwegung.

Schutzqut Klima:

¢ Im Bereich der Dachflachen wird zusatzlich zur Begriinung der Carports bzw. Garagen
auch bei den Hauptbaukoérpern das Aufbringen von Dachbegriinungen empfohlen. Sie
wirken einer Uberhitzung des Plangebietes entgegen. Durch die mégliche offene
Retention von Niederschlagswasser kdnnte zugleich eine hohere Verdunstungsrate im
Plangebiet erzielt werden, welche die lokale Luftfeuchtigkeit positiv beeinflusst.

8 Zusatzliche Angaben

8.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren
bei der Umweltprifung

Bei der Erstellung des Umweltberichtes wurde die Gliederung anhand der Vorgaben des § 2a

BauGB und der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2 a BauGB vorgenommen. Die Beschreibung und

Bewertung der Belange des Umweltschutzes ist gemal den Vorgaben des § 1 Abs. 6 Nr. 7
BauGB in den Umweltbericht eingearbeitet worden.

Untersuchungsmethoden/ Fachgutachten

Gutachterliche Einschatzung zur Betroffenheit der Belange des Artenschutzes gem. § 44
BNatSchG, Artenschutzprifung Stufe 1 — Vorprifung, Umweltbliro Essen, 31.07.2017

Hofstrale 150 und Hinterland in Hilden Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur zweiten
Aktualisierung der ASP, Dr. UIf Schmitz, 48-14-2024 30.07.2026

Kartierung planungsrelevanter Brutvogel im Plangebiet Hofstrale 150 in Hilden, Erganzende
artenschutzrechtliche Untersuchung zur Artenschutzprifung, Dr. UIf Schmitz, 26.06.2018

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, Bebauungsplan 139A ,Hofstralle 150 inklusive
Hinterland®, ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH, 18-42.2025 04.08.2026

Messbericht Schwingungs- und Erschitterungsmessung bei Zugvorbeifahrten, Hilden,
Hofstrale 150, Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR, 12.03.2025
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Orientierendes Baugrundgutachten, F.G.M. Ingenieurgesellschaft Muller mbH, 17.08.2020

Schallimmissionstechnische Bearbeitung: Untersuchung von Verkehrs- und Sportlarm im
Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans, Bebauungsplan Nr. 139A ,Hilden Hofstral3e®
Stadt Hilden, Holger Grasy + Alexander Zanolli GbR, 03.11.2025

Uberarbeitetes Gutachten auf Basis des Art. 12 der Seveso-lI-Richtlinie bzw. des §50
BImSchG zur Vertraglichkeit der Betriebsbereiche der 3M Deutschland GmbH und der Akzo
Nobel Packaging Coatings GmbH mit Planungen in deren Umfeld, UCON GmbH, 18.07.2013

Réaumliche und inhaltliche Abgrenzung

Die raumliche Abgrenzung des Plangebietes ist in Abbildung 1 und im Bebauungsplan
Nr. 139A dargestellt. Inhaltlich werden alle direkten und indirekten Umweltauswirkungen bei
der Aufstellung des Bebauungsplanes berticksichtigt.

8.2 Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben
aufgetreten sind

Fur die Ermittlung der Umweltauswirkungen waren zum derzeitigen Verfahrensstand keine
besonderen technischen Verfahren notwendig. Die zur Verfligung stehenden Unterlagen
kdnnen die Auswirkungen auf die Schutzguter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB
ausreichend ermitteln, beschreiben und bewerten. Technische Licken oder fehlende
Kenntnisse sind nicht zu dokumentieren.

8.3 Geplante MaBnahmen zur Uberwachung erheblicher Umweltauswirkungen
(Monitoring)

Gemaly § 4c BauGB ist es Aufgabe des Tragers der Planungshoheit (die Gemeinde), im
Rahmen des sogenannten ,Monitorings” die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund
der Durchfuhrung der Bauleitplane eintreten, zu Uberwachen und unvorhergesehene
nachteilige Auswirkungen friihzeitig zu ermitteln, um ggf. geeignete HilfsmaRnahmen ergreifen
zu kénnen.

Fir das Monitoring wird in Bezug auf negative Umwelteinflisse aus der Umgebung auf das
Vorhaben (z.B. Larm, Feinstaub) auf die kommunalen Planungsinstrumente (z. B.
Luftreinhalteplane, aktualisierte Verkehrslarmkarten) verwiesen. Dartber hinaus sind nach § 4
Abs. 3 BauGB die Fachbehérden (z. B. Untere Immissionsschutzbehdrde) nach Abschluss
des Bebauungsplanverfahrens im Rahmen ihrer bestehenden Uberwachungssysteme in der
Verpflichtung, die Gemeinde zu unterrichten, inwiefern nach ihnen vorliegenden
Erkenntnissen bei der Realisierung des Bebauungsplans insbesondere unvorhersehbare
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten sind.

Die Umsetzung und Entwicklung der artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und
MinderungsmalRnahmen sowie der naturschutzrechtliche Ausgleich sind durch die Untere
Naturschutzbehorde zu beobachten.

Bei Festsetzung der Pflanzbindungen im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens ist drei
Jahre nach Entwicklung durch die Stadt Hilden eine Ortsbegehung zur Kontrolle vorzunehmen.

Unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen gemafl® § 4c BauGB kdnnen fir das
Schutzgut Wasser im Rahmen der regelmafligen Grundwassergutetiberwachung erkannt
werden.

Spezielle MonitoringmalRnahmen Uber die allgemeinen Maflnahmen hinaus sind nicht
vorzusehen.
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9 Allgemeinverstandliche Zusammenfassung

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 139A ,HofstralRe 150 mit Hinterland“ sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen flr wohnbauliche Entwicklung des Areals geschaffen
werden. Das Plangebiet stellt eine der wenigen, gréReren Potenzialflachen im zentrumsnahen
Bereich der Stadt Hilden mit einem guten Nachverdichtungspotential dar.

Die Gliederung der einzelnen Schutzguter dient dazu, die umweltschitzenden Belange der
Planung als Bestandteil des Abwagungsmaterials aufzubereiten. Der Umweltbericht enthalt
eine Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen der Planung auf die nachfolgend
aufgelisteten Schutzguter sowie der Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgutern:

e Menschen, einschlielllich Gesundheit
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
Flache, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft
Kulturgiter und sonstige Sachguter

DarUber hinaus werden weitere Umweltbelange gemal Vorgabe des Baugesetzbuches
betrachtet, hierzu gehdren u. a. Storfallrisiko, kumulative Wirkungen und der Umgang mit
Abfall und Abwassern.

Die Umsetzung des Bebauungsplanes wiirde zu einer Veranderung der aktuell Gberwiegend
brachliegenden wohnbaulichen Nutzung mit grof3zigigem Gartenbereich hin zu Allgemeinen
Wohngebieten mit den entsprechenden Flachenversiegelungen fuhren.

Ergebnis der Umweltprifung:

Die Umweltprifung kommt zu dem Ergebnis, dass durch den Bebauungsplan Nr. 139A flr den
Bereich Hofstrale Nr. 150 inklusive Hinterland und dem damit verbundenen Vorhaben
teilweise starke Einflisse auf die Schutzguter zu erwarten sind.

Um erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch und die menschliche Gesundheit
durch larmbedingte Beeintrachtigungen auszuschlie3en, sind neben der Gebaudestellung mit
Larmschutzwanden weitere Mallhahmen zum Schutz und zur Sicherung von gesunden
Wohnverhaltnissen nachzuweisen. Hierbei wird auf die Ergebnisse der schalltechnischen
Untersuchung hingewiesen.

Es kommt zu einer Versiegelung aktuell unversiegelter Bereiche. Dies bedingt
Beeintrachtigungen des Bodens sowie des Boden-Wasser-Haushalts. Aufgrund der geplanten
Malinahmen im Bereich der Niederschlagsentwasserung und der geplanten griinordnerischen
MaBnahmen koénnen die Eingriffe allerdings abgemildert werden. Durch MaRnahmen zur
Vermeidung und Minderung kénnen die Einfliusse auf die gepriuften Schutzguter reduziert
werden.

Die geplanten Eingriffe in bestehende Grinstrukturen wurden im Rahmen der
Eingriffsregelung bilanziert. Das Ausgleichserfordernis von -10.211 Biotopwertpunkten
(LANUV) wird Uber das Okokonto der Stadt Hilden kompensiert.
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GasLINE
Netzauskunft
Telefon 0201/36 59 - 500
PLEdoc GmbH  Gladbecker Stralle 404 45326 Essen E-Mail netzauskunft@pledoc.de

Stadt Hilden: IV/61.1 - Sachgebiet Stadtplanung

Am Rathaus 1

40721 Hilden
Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom  Anfrage an unser Zeichen Datum
20260429-0167 213887 29.04.2026 BIL 20260405987 29.04.2026

Bebauungsplan Nr. 139A fur den Bereich HofstraBe Nr. 150 inklusive Hinterland

Sehr geehrte Damen und Herren,

von der GasLINE GmbH & Co. KG, Straelen, sind wir mit der Wahrnehmung ihrer Interessen
im Rahmen der Bearbeitung von Fremdplanungsanfragen und o6ffentlich-rechtlichen
Verfahren  beauftragt. GasLINE ist Eigentumerin eines deutschlandweiten
Kabelschutzrohr(KSR)-Anlagennetzes mit einliegenden Lichtwellenleiter(LWL)-Kabeln.

Innerhalb des von Ihnen vorgegebenen Projektbereichs verlaufen keine von uns
verwalteten Kabelschutzrohranlagen der GasLINE GmbH.

Ausdrucklich weisen wir darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner
Ausgleichsflachen eine Betroffenheit von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht
auszuschlief3en ist. Werden zum Ausgleich des planbedingten Eingriffs in die Natur und
Landschaft Flachen an anderen Stellen festgesetzt, so gehdéren auch diese
Ausgleichsflachen zum Bauleitplanverfahren.

MaRgeblich fiir unsere Auskunft ist der im Ubersichtsplan markierte Bereich und die
von Ihnen benannte MaBnahmenart. Dort dargestellte Leitungsverlaufe dienen nur
zur groben Ubersicht.

Achtung:
Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs sowie eine Festsetzung weiterer

Malnahmen, die aul3erhalb des bereits angezeigten raumlichen Geltungsbereichs liegen,
bedurfen immer einer erneuten Abstimmung mit uns.

Mit freundlichen Gruf3en

Geschéftsfiihrer: _

PLEdoc GmbH « Gladbecker Strae 404 o 45326 Essen e s mmer
Telefon: 0201 / 36 59-0 « Internet: www.pledoc.de
Amtsgericht Essen - Handelsregister B 9864 « USt-IdNr. DE 170738401

Amprion GmbH | Information zum Datenschutz Juli 2022 Seite. 3 Zertifiziert nach
DIN EN SO 9001:2015
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GasLINE

PLEdoc GmbH im Auftrag der GasLINE GmbH

- Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gultig -

Anlagen
Ubersichtskarte

Datenschutzhinweis:

Im Rahmen der Netzauskunft, werden die von Ihnen angegebenen personenbezogenen Daten zum Zweck der
Bearbeitung lhres Anliegens und zur Kontaktaufnahme mit lhnen verarbeitet. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6
Abs. 1 lit. ¢ DSGVO. Die Aufbewahrungs- bzw. Loschungsfrist betragt 10 Jahre, sofern nicht bei einer von uns jahrlich
durchgefiihrten Uberpriifung ein Zweckfortfall der Aufbewahrung festgestellt wird.

Sie haben das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Léschung oder Einschréankung und Ubertragbarkeit der Sie betreffenden

personenbezogenen Daten. Zudem haben Sie das Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer
personenbezogenen Daten.

Amprion GmbH | Information zum Datenschutz Juli 2022 Seite. 3
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Netzgesellschaft
Dusseldorf mbH

Netzgesellschaft Dusseldorf mbH - Postfach 104803 - 40039 Disseldorf Netzﬂlhrung & Geodaten
Stadt Hilden: IV/61.1 - Sachgebiet Stadtplanung HGoherweg 200
40233 Dusseldorf
Am Rathaus 1 Telefon: +49(0)2118218107
40721 Hilden E-Mail:

leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de
Internet: www.netz-duesseldorf.de

Datum: 29.04.2026 09:32:38

Auskunftsnummer: 20260429 0011_VO1 - BIL-Auskunft 20260429-0167

Grund der Anfrage: Planung/Grundstiicke/Liegenschaften
X:355326,Y:5669268

Beschreibung: Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstralBe Nr. 150 inklusive
Hinterland

Verfahren: Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstraBe Nr. 150
inklusive Hinterland Planungstrager: Stadt Hilden: IV/61.1 - Sachgebiet Stadtplanung
Planverfahren: Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstraBe Nr. 150 inklusive Hinterland
Verfahrensschritt: Offentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB Verfahrensart:
Bebauungsplanung Laufzeit: 29.04.2026 - 03.06.2026

Bauzeitraum: 29.04.2026 bis: 03.06.2026

Guten Tox I

die von Ilhnen gewiinschte Leitungsauskunft entnehmen Sie bitte den beigefiigten Planausziigen.

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar. Veranderungen im Netz
konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen MaRe muss gerechnet werden. Im Ubrigen
wird daraufverwiesen, dass sich auch aulSer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen und Anlagen
im Planungs- und Baubereich befinden konnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Male beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MafRen durch Abgreifen ist nicht
zulassig.

Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen miissen von demjenigen, der die Bauarbeiten
ausfihrt, unbedingt beriicksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte
Erkundigungsmalnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.) Gber die tatsachliche Lage der im

Aufsichtsratsvorsitzender: Bankverbindung:
] Netzgesellschaft Dusseldorf mbH
Geschaftsfiihrung: Stadtsparkasse Dusseldorf

IBAN DES0 3005 01100010 0966 26
SWIFT / BIC-Code: DUSSDEDDXXX

Amtsgericht Diisseldorf HRB Nr. 18633

Netzgesellschaft Disseldorf mbH Zentrale (0211) 8216389

Hoherweg 200 Amprion GmbH | Information BFPDdfENSe¢ Rdiz’ I Hi $022 Seite. 3
40233 Dusseldorf E-Mail info@netz-duesseldorf.de
USt-1D: DE 811365022 Internet www.netz-duesseldorf.de




Netzgesellschaft
Dusseldorf mbH

Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen. Dariiber hinaus sind die Hinweise
der Schutzanweisung zwingend zu beachten.

Die Leitungsauskunft darf nurim Rahmen konkreter Planungs- und Baumalinahmen verwendet werden. Das
Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft
auBerhalb des Nutzungszwecks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der
jeweiligen Planungs- bzw. BaumafRnahme zulassig.

Folgende von der Netzgesellschaft Diisseldorf mbH beauftragte Stellen sind zu benachrichtigen:

Informationen vor Baubeginn
Uber die Ausfiihrung jeder BaumalRnahme ist spatestens 14 Tage vor Beginn, schriftlich unter Angabe von
Art, Ort und voraussichtlicher Bauzeit zu informieren: Betrieb Netze & Anlagen

E-Mail: baubeginn@netz-duesseldorf.de

Bei Baubeginn miissen die giiltigen Leitungsbestandsplane auf der Baustelle vorliegen.

Kran- und Geriistaufstellung

Das Aufstellen eines Baukrans oder Baugeristes iber erdverlegten Versorgungsanlagen ist grundsatzlich

abzustimmen: Projektierung, Bauleitung & Sonderdienste
E-Mail: planung@netz-duesseldorf.de

Bohrspiilverfahren
Uber die Ausfihrung geplanter Bohrspilverfahren ist spatestens 14 Tage vor Beginn, schriftlich unter
Angabe von Art, Ort und voraussichtlicher Bauzeit mit Bohrplanungsunterlagen zu informieren:
Leitungsauskunft
E-Mail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Freundliche GruRRe

i.A.
Netzgesellschaft Dusseldorf mbH

Anlagen

Auskunftsiibersicht
Planausziige der Sparten: Gas, Wasser, Fernwarme, Strom, Offentliche Beleuchtung

Automatischer Anhang: 20260429_0011_V01_Erklarfilm Leitungsauskunft.png,
20260429 _0011_VO01_Schutzanweisung.pdf

DXF (falls vorhanden):

Auf Grund vorhandener Baustellen - Feldbiicher / Montageskizzen:

Aufsichtsratsvorsitzender: Bankverbindung:
Netzgesellschaft Dusseldorf mbH
Geschaftsfihrung: Stadtsparkasse Dusseldorf

IBAN DES0 30050110 00100966 26
SWIFT /BIC-Code: DUSSDEDDXXX

Amtsgericht Dusseldorf HRB Nr. 18633

Netzgesellschaft Dusseldorf mbH Zentrale (0211) 8216389
Hoherweg 200 . . Telefa 211)821776 .
40233 Dijsseldorf Amprion GmbH | '"format'onﬁz-%ﬁbé ?%%Eﬁiéiﬁﬁeﬁ%%ﬁ”e' 3 Stadtwe

o
USt-1D: DE 811365022 Internet www.netz-duesseldorf.de Unternehmensgruppe JBIERLLLIE



Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.

Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen

und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.

Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
berucksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.

Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.

Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).

Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.

Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des

Amprion GmbH | Information zum Datenscﬁ%ﬂ%gy%%ﬁjg nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaRnahme zulassig.

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-El11 8363/11

Netzgesellschaft
Dusseldorf mbH

X: 355326, Y: 5669268

MaRstab: 1:1000

Erstellt am: 29.04.2026 09:32:48

Planwerk: Beleuchtung

Ausk.nr:  20260429_0011_V01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf




Keine Objekte dieser Sparte im Plotbereich

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen
und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.
Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
bertcksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.
Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.
Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des
Amprion GmbH | Information zum Datens NHZUngRpyecks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. Baumalnahme zuléssig.

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-Ell 8363/11

Netzgesellschaft
Disseldorf mbH

X: 355326, Y: 5669268

MaRstab: 1:250

Erstellt am: 29.04.2026 09:32:48

Planwerk: Fernwaerme

Ausk.nr:  20260429_0011_VO01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf




Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.

Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen

und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.

Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
bertcksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.

Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.

Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).

Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.

Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des

Amprion GmbH | Information zum Datens ct“%ﬂ%?ﬂ%‘éﬁ%@ nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaRnahme zulassig.

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-El11 8363/11

Netzgesellschaft
Disseldorf mbH

X: 355326, Y: 5669268

MaRstab: 1:250

Erstellt am: 29.04.2026 09:32:52

Planwerk: Gas

Ausk.nr:  20260429_0011_V01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf




Keine Objekte dieser Sparte im Plotbereich

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen
und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.
Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
bertcksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.
Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.
Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des
Amprion GmbH | Information zum Datens NHZUngRpyecks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. Baumalnahme zuléssig.

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-Ell 8363/11

Netzgesellschaft
Disseldorf mbH

X: 355326, Y: 5669268

MaRstab: 1:250

Erstellt am: 29.04.2026 09:32:52

Planwerk: Strom_Bestand_Bunt

Ausk.nr:  20260429_0011_VO01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf




Keine Objekte dieser Sparte im Plotbereich

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen
und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.
Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
bertcksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.
Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.
Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des
Amprion GmbH | Information zum Datens NHZUngRpyecks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. Baumalnahme zuléssig.

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-Ell 8363/11

Netzgesellschaft
Disseldorf mbH

X: 355326, Y: 5669268

MaRstab: 1:250

Erstellt am: 29.04.2026 09:32:53

Planwerk: Wasser

Ausk.nr:  20260429_0011_VO01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf




© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf, Net ZgESE"SCh aft

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar. Vermessungs- und Liegenschaftsamt
Veranderungen im Netz kdnnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen MaBe muss gerechnet werden. - 62/52-Ell 8363/11 Diisseldorf mbH
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen

und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich

auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig. X: 355326, Y: 5669181

Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt

beriicksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte ErkundigungsmaRnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.) | MaRstab: 1 : 1000 Erstellt am: 29.04.2026 09:32:41
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.

Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten. Planwerk: Beleuchtung Ausk.nr:  20260429_0011_V01

Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und Baumalnahmen verwendet werden. . .
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des Anschrift: Hoherweg 200

Amprion GmbH | Information zum patenscH HIZUNGRAYeEks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaBnahme zulassig. Tel: 0211/821-8107 40233 Diisseldorf
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de




Keine Objekte dieser Sparte im Plotbereich

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf, Net Zg ese" SCh aft

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar. Vermessungs- und Liegenschaftsamt
Veranderungen im Netz kdnnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen MaBe muss gerechnet werden. - 62/52-Ell 8363/11 Diusseldorf mbH
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen

und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich

auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig. X: 355326, Y: 5669181

Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt

beriicksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.) | MaRstab: 1 : 250 Erstellt am: 29.04.2026 09:32:41
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.

Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten. Planwerk: Fernwaerme Ausk.nr: 20260429_0011_VO01

Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaBnahmen verwendet werden. . .
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des Anschrift: Hoherweg 200

Amprion GmbH | Information zum patenscH HIZUNGRAYeEks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaBnahme zulassig. Tel: 0211/821-8107 40233 Diisseldorf
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de




Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen
und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.
Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
berucksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.
Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.
Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des
Amprion GmbH | Information zum patenscH HIZUNGRAYeEks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaBnahme zulassig.

© Geobasisdaten - Stadt Disseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-El11 8363/11

Netzgesellschaft
Disseldorf mbH

X: 355326, Y: 5669181

MaRstab: 1:250

Erstellt am: 29.04.2026 09:32:43

Planwerk: Gas

Ausk.nr:  20260429_0011_VO1

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf




Keine Objekte dieser Sparte im Plotbereich

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen
und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.
Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
bertcksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.
Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.
Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des
Amprion GmbH | Information zum patenscH HIZUNGRAYeEks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaBnahme zulassig.

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-Ell 8363/11

Netzgesellschaft
Disseldorf mbH

X: 355326, Y: 5669181

MaRstab: 1:250

Erstellt am: 29.04.2026 09:32:43

Planwerk: Strom_Bestand_Bunt

Ausk.nr:  20260429_0011_V01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf




Keine Objekte dieser Sparte im Plotbereich

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf, Net Zg ese" SCh aft

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar. Vermessungs- und Liegenschaftsamt s
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen MafRe muss gerechnet werden. - 62/52-Ell 8363/11 Diisseldorf m bH
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch aul3er Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen

und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich

auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig. X: 355326, Y: 5669181

Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt

beriicksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.) | MaRstab: 1 : 250 Erstellt am: 29.04.2026 09:32:44
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.

Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten. Planwerk: Wasser Ausk.nr: 20260429_0011_VO01

Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).

Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaBnahmen verwendet werden. . .
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des Anschrift: Hoherweg 200

Amprion GmbH | Information zum patenscH HIZUNGRAYeEks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaBnahme zulassig. Tel: 0211/821-8107 40233 Diisseldorf
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de




Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.

Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen

und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.

Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
berucksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.

Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.

Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).

Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.

Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des

Amprion GmbH | Information zum Datenscﬁ%ﬂ%gy%%ﬁjg nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaRnahme zulassig.

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-El11 8363/11

Netzgesellschaft
Dusseldorf mbH

X: 355469, Y: 5669268

MaRstab: 1:1000

Erstellt am: 29.04.2026 09:32:57

Planwerk: Beleuchtung

Ausk.nr:  20260429_0011_V01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf




Keine Objekte dieser Sparte im Plotbereich

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen
und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.
Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
bertcksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.
Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.
Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des
Amprion GmbH | Information zum patenscH HIZUNGRAYeEks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaBnahme zulassig.

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-Ell 8363/11

Netzgesellschaft
Disseldorf mbH

X: 355469, Y: 5669268

MaRstab: 1:250

Erstellt am: 29.04.2026 09:32:57

Planwerk: Fernwaerme

Ausk.nr:  20260429_0011_VO01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf
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© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,

- 62/52-Ell 8363/11

Vermessungs- und Liegenschaftsamt

Netzgesellschaft
Dusseldorf mbH

X: 355469, Y: 5669268

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen
und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich

auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.
Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt

berucksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)

uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.
Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.

MaRstab: 1:250

Erstellt am: 29.04.2026 09:33:02

Ausk.nr:  20260429_0011_V01

Planwerk: Gas

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des

Amprion GmbH | Information zum Datenscﬁ%ﬂ%gy%%ﬁjg nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaRnahme zulassig.




Keine Objekte dieser Sparte im Plotbereich

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen
und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.
Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
bertcksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.
Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.
Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des
Amprion GmbH | Information zum patenscH HIZUNGRAYeEks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaBnahme zulassig.

© Geobasisdaten - Stadt Dusseldorf,
Vermessungs- und Liegenschaftsamt
- 62/52-Ell 8363/11

Netzgesellschaft
Disseldorf mbH

X: 355469, Y: 5669268

MaRstab: 1:250

Erstellt am: 29.04.2026 09:33:02

Planwerk: Strom_Bestand_Bunt

Ausk.nr:  20260429_0011_VO01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf




Keine Objekte dieser Sparte im Plotbereich

Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar.
Veranderungen im Netz konnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Malle muss gerechnet werden.
Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen
und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Mal3e beziehen sich
auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig.
Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen missen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt
bertcksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmafnahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.)
uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.
Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten.
Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).
Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRnahmen verwendet werden.
Das Kopieren, Verwerten, Veroffentlichen sowie eine sonstige Nutzung der Inhalte der Leitungsauskunft auRerhalb des
Amprion GmbH | Information zum patenscH HIZUNGRAYeEks ist nicht gestattet. Eine Weitergabe an Dritte, ist nur im Rahmen der jeweiligen Planungs- bzw. BaumaBnahme zulassig.
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Ausk.nr:  20260429_0011_VO01

Tel.: 0211/821-8107
EMail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Anschrift: Hoherweg 200
40233 Dusseldorf
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Die bereitgestellten Plane stellen den momentan dokumentierten Netzzustand dar. Vermessungs- und Liegenschaftsamt

Veranderungen im Netz kénnen jederzeit stattfinden. Mit Abweichungen der angegebenen Mafe muss gerechnet werden. - 62/52-Ell 8363/11 Dusseldorf mbH

Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich auch auRer Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitungen

und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden kénnen. Die in den Bestandsplanen angegebenen Male beziehen sich

auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Die Entnahme von MaRen durch Abgreifen ist nicht zulassig. X: 355326, Y: 5669268

Eventuelle zwischenzeitlich vorgenommene Anderungen mussen von demjenigen, der die Bauarbeiten ausfihrt, unbedingt

beriicksichtigt werden. Er hat die Pflicht, sich durch fachgerechte Erkundigungsmanahmen (z.B. Ortung, Querschlage, Suchschlitze 0.a.) | MaRstab: 1 : 1500 Erstellt am: 29.04.2026 09:33:07

Uber die tatsachliche Lage der im Baubereich vorhandenen Versorgungsanlagen Gewissheit zu verschaffen.

Daruber hinaus sind die Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen zu beachten. Planwerk: WMS Geobasis NRW pPAKsk.nr:  20260429_0011_V01

Diese finden Sie in der aktuellen Schutzanweisung unter (www.netz-duesseldorf.de/download-center).

Die Leitungsauskunft darf nur im Rahmen konkreter Planungs- und BaumaRRnahmen verwendet werden. .
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Schutzanweisung

Hinweise zum Schutz von erdverlegten Versorgungsanlagen.

Strom Netzgesellschaft
Gas Dusseldorf mbH
Wasser

Fernwarme

Offentliche Beleuchtung

Inhalt
Grundlagen

Telefonnummern fiir den Storfall
Strom (0211) 821-26 26
Offentliche Beleuchtung  (0211) 821-8241
Gas/Wasser/Fernwarme (0211) 821-66 81

Erkundigungspflichten

Leitungsauskunft

Planung von BaumaRnahmen

v A wWwNN

Ausfiihrung von BaumaBnahmen

MaRnahmen bei Beschadigung
unserer Versogungsanlagen 9

Anlagen: Gefahrdungsbereiche,
Beispiele, Prinzipskizzen 10

Zeichenerklarung zur Leitungsauskunft 14
SofortmafRnahmen 15

—
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Grundlagen/

Erkundigungspflichten

Grundlagen

Diese Informationsbroschiire soll Hinweise fiir die Einhal-
tung von Sicherheitsstandards bei Bauarbeiten, insbeson-
dere Tiefbauarbeiten, auf den zum Netzgebiet der Netzge-
sellschaft Disseldorf mbH gehdrenden Flachen geben.

Erkundigungspflichten

In dem Netzgebiet der Netzgesellschaft Diisseldorf mbH
sind zahlreiche Versorgungsleitungen und Versorgungs-
anlagen durch unterschiedliche Trager unterirdisch verlegt.
Durch unsachgemal3e Behandlung dieser Versorgungs-
leitungen und -anlagen kdnnen erhebliche Gefahren fiir
Leib, Leben oder Sachen entstehen.

ZurVermeidung dieser Gefahren besteht die rechtliche
Verpflichtung, vor Beginn einer BaumaRnahme bei den
zustandigen Behorden und Unternehmen Erkundigungen
einzuholen, ob durch die geplante BaumafRnahme Versor-
gungsleitungen und -anlagen betroffen werden konnten.
Kommt eine Person, die die Verantwortung fiir die Baumaf-
nahme tragt, dieser Verpflichtung nicht nach, so konnen
daraus bei Beschadigungen von Versorgungsleitungen und
-anlagen schwerwiegende Schaden resultieren, fiir die die
jeweils Verantwortlichen haften.

VerstdfRe eines Unternehmers gegen die obliegende Erkun-
digungs- und Sorgfaltspflicht fiihren im Schadensfall zu
einer Schadensersatzverpflichtung nach § 823 BGB und
konnen dariiber hinaus auch mit strafrechtlichen Konse-
quenzen verbunden sein.

Diese Broschire soll allen fiir das Durchfiihren einer Bau-
maflnahme Verantwortlichen helfen, die genannten Erkun-
digungspflichten zu beachten.
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Leitungsauskunft

Die Netzgesellschaft Diisseldorf mbH hat fiir die von ihr
betreuten Versorgungsleitungen und -anlagen eine Aus-
kunftsstelle eingerichtet, die aktuelle Auskiinfte tiber die
Lage derim Bau- bzw. Ausgrabungsbereich liegenden Ver-
sorgungsanlagen erteilt.

Versorgungsanlagen (Strom, Gas, Wasser, Fernwarme und
Offentliche Beleuchtung) kdnnen tiberall im Erdreich (in
offentlichen und privaten Flachen) liegen, wie z.B.:

= in Strallen, Geh- und Radwegen

= in Griinanlagen

== in Stichwegen, Garten und Vorgdrten

== inland- und forstwirtschaftlich genutzten Flachen
= in Gewassern

== inund an Brlickenbauwerken

Bei allen Hoch- und/oder Tiefbauarbeiten in 6ffentlichen
oder privaten Flachen muss die Erkundigungs- und Siche-
rungspflicht nach den allgemeinen Regeln der Technik
insbesondere DVGW, VDE, AGFW, VOB, DIN und dem BGB
eingehalten werden. Vor Durchfiihrung der Arbeiten muss
bei der Auskunftsstelle der Netzgesellschaft Diisseldorf

mbH eine aktuelle Auskunft Giber die Lage der im Bau- bzw.

Aufgrabungsbereich liegenden Versorgungsanlagen ein-
geholt werden.

Wobei zu beachten ist, dass mit Abweichungen gerechnet
werden muss. Im Ubrigen wird darauf verwiesen, dass sich
auller Betrieb befindliche, nicht dokumentierte Leitun-
gen und Anlagen im Planungs- und Baubereich befinden
konnen.

Die Pflicht von Verantwortlichen einer Baumafnahme,
sich durch fachgerechte ErkundigungsmaRnahmen ber
die tatsachliche Lage der im Planungs- und Baubereich
vorhandenen Versorgungsleitungen und -anlagen Gewiss-
heit zu verschaffen, bleibt daher von der erteilten Auskunft
der Netzgesellschaft Diisseldorf mbH unberihrt. Auskiinfte
liberdie Lage von Versorgungsleitungen und -anlagen er-
halten Sie liber unsere Beauftragten.

= Netzgesellschaft Diisseldorf mbH
Leitungsauskunft
Telefon: (0211) 821-8107
E-Mail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de
Internet: www.netz-duesseldorf.de/leitungsauskunft
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Planung von BaumafRnahmen

Beider Planung einer BaumafRnahme ist zu prifen, ob ein
ausreichender Abstand zu den Versorgungsanlagen der
Netzgesellschaft Disseldorf mbH eingehalten wird, damit
eine Beschadigung ausgeschlossen ist. Liegen unsere Ver-
sorgungsanlagen im Einflussbereich (Setzungszone, Druck-
zone) einer BaumafRnahme, so kann im Allgemeinen von
einer Gefahrdung ausgegangen werden. (s. Anlagen: Ge-
fahrdungsbereiche, Beispiele, Prinzipskizzen nach DVGW-
Regelwerk W400)

Eine Gefdhrdung unserer Versorgungsanlagen liegt eben-
falls vor, wenn bei Ausflihrung der geplanten Bauarbeiten
mit starken Schwingungen (Erschiitterungen) zu rechnen
ist, die auf unsere im angrenzenden Erdreich befindlichen
Versorgungsanlagen libertragen werden konnen, z. B. bei
Rohrvortriebs-, Bohr- und Sprengarbeiten, Einschlagen
(Rammen) von Pfahlen, Bohlen oder Spundwanden. Auch
beim Einspiilen von Filtern fiir Grundwasserabsenkungen
u.A. werden unsere Versorgungsanlagen gefahrdet.

Aullerdem ist zu beachten, dass Flachen, die nicht fir
Schwerlastverkehrausgelegt sind (u. a. Griinflachen, Geh-
wege) und in denen sich Versorgungsleitungen befinden,

nicht mit Baufahrzeugen befahren werden dirfen, da sonst
ein hohes Beschddigungsrisiko fiir unsere Anlagenteile
besteht. Fiir Baumanpflanzungen sind die im DVGW-Re-
gelwerk GW 125 aufgefiihrten Vorkehrungen zum Schutz
unserer Versorgungsanlagen anzuwenden.

Firden moglichen Fall einer Gefahrdung ist die Netzgesell-
schaft Disseldorf mbH frihestmdglich (mind. sechs bis
acht Wochen) vor Baubeginn schriftlich unter Beifiigung
aussagefahiger Planunterlagen von der MaBnahmein
Kenntnis zu setzen. Die Netzgesellschaft Disseldorf mbH
ihrerseits priift, ob und ggfs. welche SchutzmaRnahmen
getroffen werden mussen.

Ansprechpartner zur Abstimmung sind unter folgender
Stelle erreichbar:
= Netzgesellschaft Diisseldorf mbH

Projektierung, Bauleitung & Sonderdienste

E-Mail: planung@netz-duesseldorf.de

Eswird darauf hingewiesen, dass mit den Bauarbeiten
erst begonnen werden darf, wenn die Abstimmung iber
erforderliche Schutzmalnahmen mit der Netzgesellschaft
Disseldorf mbH erfolgt ist.
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Ausfiihrung von BaumafRnahmen

Informationen vor Baubeginn

Uber die Ausfiihrung jeder BaumaRnahme ist die Netzge-
sellschaft Dusseldorf mbH spatestens 14 Tage vor Beginn
schriftlich unter Angabe von Art, Ort und voraussichtlicher
Bauzeit zu informieren.

Folgende von uns beauftragte Stelle ist zu benachrichtigen:
== Netzgesellschaft Diisseldorf mbH

Betrieb, Netze & Anlagen

E-Mail: baubeginn@netz-duesseldorf.de

Bei Baubeginn miissen die giiltigen Leitungsbestands-
plane auf der Baustelle vorliegen.

Sind die Plane bei Arbeitsbeginn nicht mehr aktuell oder
hat sich der Baubereich bzw. die Bauausfiihrung geandert,
so mussen Ausfihrende sich erneut die aktuelle Ausgabe
der Bestandsplane beschaffen und die Netzgesellschaft
Disseldorf mbH von der beabsichtigten Anderung in Kennt-
nis setzen.

Bauarbeiten im Bereich unserer Versorgungsanlagen dur-
fen nur unter fachkundiger Aufsicht durchgefihrt werden.
Alle Auflagen, die die Netzgesellschaft Disseldorf mbH zur
Sicherung ihrer Versorgungsanlagen den Ausfiihrenden ge-
macht hat, missen eingehalten werden.

Uber geplante Bohrspiilverfahren ist die Netz-
gesellschaft Diisseldorf mbH spatestens 14 Tage
vor Beginn schriftlich unter Angabe von Art, Ort
und voraussichtlicher Bauzeit mit Bohrplanungs-

unterlagen zu informieren.

== Netzgesellschaft Diisseldorf mbH
Leitungsauskunft
E-Mail: leitungsauskunft@netz-duesseldorf.de

Armaturen (StraBenkappen), Schachteinstiege und sonstige
zur Versorgungsanlage gehorenden Einrichtungen mussen
jederzeit zuganglich sein. Wahrend der Bauzeit dirfen
unsere Leitungstrassen nicht durch Kranbahnen, Baustel-
leneinrichtungen oder Ahnliches iiberbaut werden.

Eine dauerhafte Uberbauung der Versorgungsanlagen
durch z.B. andere Leitungssysteme, Gebaude oder Funda-

mente ist nicht zulassig.

Maschinelle Arbeiten

Im Bereich der Versorgungsanlagen diirfen Baumaschinen
nur so eingesetzt werden, dass die Gefahrdung von Ver-
sorgungsanlagen ausgeschlossen ist. Falls erforderlich, sind
besondere Sicherungsmafnahmen in Abstimmung mit

den Beauftragten der Netzgesellschaft Dusseldorf mbH zu
treffen.

Freilegen der Versorgungsanlagen
Versorgungsanlagen dirfen nur durch Handschachtung
freigelegt werden. Freigelegte Anlagen sind vor jeglicher
Beschadigung (auch Einfrieren) zu schiitzen und gegen
Lageveranderungen fachgerecht zu sichern.
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Ausfuiihrung von

BaumafRhahmen

Bei Fernwarmeleitungen ist folgendes zu beachten:

== Die freizulegende Lange bei Quer- oder Langsaufgra-
bungen ist auf max. 3 m zu begrenzen!

== F{rim Haubenkanal und in Schaumbeton verlegte
Fernwarmerohre sind ohne Unterfangung nur Freile-
gungen aufeiner Lange von 2 m zuldssig!

= Festpunkte diirfen grundsatzlich nicht freigelegt wer-
den.Aufgrabungen in der Nahe von Festpunkten mis-
sen vor Beginn der Arbeiten mit den Beauftragten der
Netzgesellschaft Disseldorf mbH abgestimmt werden!

Bei Stromleitungen ist folgendes zu beachten:

= Eine Freilegung von Kabeln mit einer Betriebsspannung
grofer 1kV ist vor Arbeitsbeginn mit den Baubeauftrag-
ten abzustimmen!

= Beieiner BaumaRnahme der Netzgesellschaft Diissel-
dorf mbH sind dies die maBnahmenverantwortlichen
Baubeauftragten!

= Beieiner MaBnahme ohne Beteiligung der Netzgesell-
schaft Diisseldorf mbH ist mindestens 1 Woche vor
Arbeitsbeginn eine Abstimmung mit der Betriebsabtei-
lung vorzunehmen!

Generell ist folgendes zu beachten:

Das Betreten der Rohrleitungen, Kabel und Kabelmuffen ist
verboten. Der AuRenschutz der Versorgungsanlagen darf
nicht beschadigt werden. Stoffe, die Rohr-, Kabelwerkstoff
oder AuRRenschutz gefahrden (z. B. Losungsmittel), diirfen
nicht mit den Versorgungsanlagen in Kontakt gebracht
werden. Gegen Rohrleitungen, Kabel und Kabelmuffen
darf nicht gesteift werden, d. h. es diirfen keine statischen
Belastungen aufdie Rohrleitungen, Kabel und Kabelmuffen
Ubertragen werden. Widerlager dirfen nicht untergraben,
hintergraben oder freigelegt werden.

Werden im Verlauf der Tiefbauarbeiten Versorgungsleitun-
gen entdeckt, die nichtim vorliegenden Planwerk vermerkt
sind, ist die Netzgesellschaft Diisseldorf mbH umgehend zu
informieren.

Unbeabsichtigtes Freilegen von Versorgungsanlagen
Jedes unbeabsichtigte Freilegen von Versorgungsanlagen
istder Netzgesellschaft Diisseldorf mbH unter folgenden

Rufnummern sofort mitzuteilen:

Storungsannahme
= Strom (0211) 821-26 26
(0211) 821-8241

(0211) 821-66 81

— Offentliche Beleuchtung
= Gas/Wasser/Fernwdrme

Die Arbeiten sind bis zum Eintreffen von Beauftragten der
Netzgesellschaft Disseldorf mbH einzustellen. Die frei-
gelegten Versorgungsanlagen sind gegen Beschadigung zu
sichern.

Erkennen unserer Versorgungsanlagen vor Ort

Liegen keine Angaben vor, so gilt als Anhalt fiir

die Uberdeckung der Versorgungsleitungen:

Kabelanlagen 0,4 bis1,2m
Gas-/Wasserrohrleitungen 0,6 bis2,0m
Fernwdrmeanlagen 0,6 bis 2,0 m

Elektrokabel

Kabel liegen normalerweise in einem Sandbett von ca.
20cm Hohe und sind in der Regel mit Ziegel-, Betonsteinen
oder Kunststoffband abgedeckt. Kabel konnen in Kunst-
stoff-, Steinzeug- und Stahlrohre oder auch in Betonkanale
eingezogen sein. Rohre und Abdeckungen sollen Tiefbau-
Unternehmen auf das Vorhandensein von Kabeln aufmerk-
sam machen (Warnschutz). Sie schiitzen jedoch die Kabel
nicht gegen mechanische Beschadigung. Der Hinweis auf
das Vorhandensein von Kabeln kann auch durch Trassen-
warnband erfolgen.

Bei abgetrennten Hausanschlusskabeln muss beachtet
werden, dass die Kabel auf einer Lange von 0,5 m von

der Abzweigmuffe in Richtung Gebdude bzw. ehemaliges
Gebaude unter Spannung stehen. D. h., dass Probelocher
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Ausflihrung von BaumafRnahmen

mindestens 0,5 m liber die vorgesehene Baulinie ausgefiihrt
werden missen. Grundsatzlich sind alle vorgefundenen
Kabel als unter Spannung stehende Kabel zu betrachten.

Gas-/Wasserleitungen

Gas- bzw. Wasserrohrleitungen sind normalerweise in Sand
eingebettet oder aberin Sand eingebetteten Mantelrohren
aus Stahl, Beton oder Kunststoff eingezogen.

In unmittelbarer Nahe der Rohrleitungen sind die Erdarbei-
ten von Hand auszuflihren. Beim Einsatz von Baumaschinen
ist ein solcher Abstand zu den Rohrleitungen einzuhalten,
dass eine Beschadigung ausgeschlossen ist. Dabei ist auch
aufdie bis an die Oberflache reichende Armaturen zu achten.

Gashochdruckleitungen

Bauarbeiten im Bereich von Gashochdruckleitungen und
zugehorigen Anlagen dirfen nur unter kontinuierlicher
fachkundiger Aufsicht durchgefiihrt werden.

Innerhalb der Schutzstreifen sind aufgrund der technischen

Bestimmungen und Vorschriften (DVGW Regelwerk) folgen-

de Auflagen zu berlicksichtigen:

= Arbeiten im Schutzstreifen bedlrfen unserer vorherigen
Zustimmung.

== Der Einsatz von Baumaschinen ist nur nach vorheriger
Einweisung oder unter Aufsicht unserer Beauftragten
zuldssig. Das Befahren der Ferngasleitung mit schweren
Bau- oder Kettenfahrzeugen ist nur unter Einhaltung
besonderer Sicherheitsvorkehrungen und nach vorheri-
ger Abstimmung mit unseren Beauftragten erlaubt.

= Der Zugang bzw. die Zufahrt zu den Gasleitungen muss
auch wahrend der Bauzeitin jedem Fall gewahrt bleiben.

= Die Errichtung von Bauwerken innerhalb des Schutz-
streifensist nicht erlaubt. Mauern, Gatter, Zaune und
dergleichen dirfen nur nach Abstimmung mit unseren
Beauftragten errichtet werden. Das Lagern von Material,
Geratund Erdaushub innerhalb des Schutzstreifens ist
nurmit unserer Zustimmung gestattet.

Fernwdrmeleitungen

Fernwarmeleitungen sind sowohl in Schaumbeton, in
ausgeschaumten Kunststoffmantelrohren als auch freiin
Haubenkanalen verlegt.

Kunststoffmantelrohre sind rundum in ein mindestens

10 cm starkes Sandbett eingebettet. Darliberist ein Warn-
band aufgelegt. An Bogen und Abgangen sind diese Rohre
mit Dehnpolstern versehen.

Haubenkanadle sind aufeiner Stahlbetonsohle verlegt. Der
Schaumbeton liegt ebenso auf einer Stahlbetonsohle auf,
dessen Flanken mit Betonplatten versehen sind, wahrend
die Stirnflache mit Bitumenpappe abgeklebt ist. Uber
diesem Kanal ist zum Schutz normalerweise ein Maschen-
drahtgewebe angeordnet. Schaumbeton und Haubenka-
ndle sowie Schutzrohre aus unterschiedlichen Werkstoffen
sind in Sand- oder Recyclingmaterial eingebettet.

Die Fernwarmesysteme bestehen aus zwei Rohrleitungen
und im Ortsteil Disseldorf-Garath aus drei Rohrleitungen.
Die Leitungen kdnnen unterschiedlicher Dimension sein.
Parallel zu den Fernwarmeleitungen muss mit Kunststoff-
leitungen gerechnet werden, die fiir Kabel zur Signaliber-
tragung vorgesehen sind.

Sicherheitsabstand zu den Versorgungsleitungen

Der Parallelabstand von Fremdanlagen zu Versorgungs-
anlagen der Netzgesellschaft Disseldorf mbH darfein
MindestmaR (lichter Abstand) von 0,4 m — bei Kreuzungs-
abstanden 0,3 m —nicht unterschreiten. AufSerdem ist beim
Kreuzen der Rohre zu beachten, dass 0,15 m unter Rohr-
sohle bis 0,3 m tiber Rohrscheitel die Leitungszone wieder
mit steinfreien Boden (Sandbettung, Kérnung 0-3 mm) zu
versehen ist. Die Uberbauung der vorhandenen Versor-
gungsleitungen ist nicht zuldssig. Bei Nichtbeachtung der
Auflagen sind die Folgekosten von den Verursachenden zu
tragen.

Amprion GmbH | Information zum Datenschutz Juli 2022 Seite. 3



Ausflihrung von BaumafRnahmen

Arbeiten in der Ndahe von Freileitungen

Beim Eindringen von Korperteilen oder Gegenstanden in
den Schutzbereich von Freileitungen besteht wegen der
Moglichkeit eines elektrischen Uberschlags akute Lebens-
gefahr.

Esistzu beachten:

== Auch bei normalerweise schlecht leitenden Materialien
kann bei Ndsse ein StromUberschlag erfolgen, zum Bei-
spiel beim unvorsichtigen Schwenken von nassen und
feuchten Dachsparren bei deren Einbau

= DasAusschwingen der Leitungsseile bei Wind ist bei der
Bemessung des Sicherheitsabstandes zu bertcksichti-
gen

= Beider Feststellung des notwendigen Schutzabstandes
sind Spannungshohe und Art der Arbeit sowie verwen-
dete Ausriistung zu berticksichtigen

Konnen die Schutzabstande zu elektrischen Freileitungen
nicht eingehalten werden, muss fiir die Dauer der Arbeiten
deren spannungsfreier Zustand sicher hergestellt sein. In
allen Zweifelsfdllen sind die Ansprechpartner:innen der
Netzgesellschaft Diisseldorf mbH zu Rate zu ziehen!

Schutzabstande

Bei der Verwendung von Baugeraten, wie zum Beispiel

== Baggern, Kippern, Lastwagen, Gabelstaplern oder sons-
tigen lastenhebenden beziehungsweise befordernden
Geraten

== Bauaufzligen, Kranen, Baugeriisten, Leitern

sowie bei Transport und Lagerung von Baumaterialien sind

folgende Schutzabstande von spannungsfiihrenden Leitun-

gen bei Freileitungen einzuhalten:

= bis 1kV (Niederspannung) Schutzabstand a>1m nach
allen Seiten

== von 1kV bis 110kV (Mittelspannung) Schutzabstand
a=3m

= (Uber110kV Schutzabstand a > 5m nach allen Seiten

= bei unbekannter Spannung Schutzabstand a>5 m nach
allen Seiten

Die einzuhaltenden oben angegebenen Schutzabstande
beziehen sich aufdie tatsachliche Lage der Leiterseile. Da-
herist das mogliche seitliche Ausschwingen der Leiterseile
bei Wind zusatzlich zu beachten. Ebenso ist zu beriicksich-
tigen, dass sich der Durchhang der Leiterseile witterungs-
und belastungsabhangig erheblich andern kann.

BaumaBnahmen unterhalb von Rohren, Kandlen und
Bauwerken

BaumafRnahmen (z.B. Unterfahren) unterhalb von Rohren,
Kanalen und Bauwerken dirfen nur nach besonderer Ab-
stimmung mit Beauftragten der Netzgesellschaft Diissel-
dorf mbH vorgenommen werden.

Verfiillen von Leitungsgraben

Das Verfiillen hat nach den ,Zusatzlichen Technischen
Vertragsbedingungen und Richtlinien flir Aufgrabungen in
Verkehrsflachen (ZTV A - StB 97/06) der Forschungsgesell-
schaft fiir StraRen- und Verkehrswesen — Arbeitsausschuss
Kommunaler Strallenbau® zu erfolgen.

Die Beauftragten der Netzgesellschaft Diisseldorf mbH
prifen die freigelegten Rohre und Kabel auf Schdaden an der
Umbhdllung bzw. Isolierung und setzen sie nach Erforder-
nisinstand. Beim Einbau freigelegter Kabel ist zu beach-
ten, dass eine 5cm dicke Vorsandung auf das verdichtete
Kabelplanum erfolgt. Danach sind die Kabel unter Aufsicht
von Beauftragten der Netzgesellschaft Diisseldorf mbH zu
regulieren, in 15cm Sand einzubetten und mit den vorhan-
denen Abdeckungen zu sichern.

Jegliche Verfiillarbeiten an Leitungsgraben freigelegter Ver-
sorgungsanlagen bediirfen dervorherigen Freigabe durch
Beauftragte der Netzgesellschaft Diisseldorf mbH.
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Mafllnahmen bei Beschadigung
unserer Versorgungsanlagen

Beijeglicher Art von Beschadigung unserer Versorgungs-
leitungen sind die Arbeiten sofort einzustellen, die Arbeits-
stelle ist zu raumen und die Gefahrenstelle entsprechend
abzusichern.

Zudem sind MalRnahmen zur Verringerung der Gefahr und

zur Schadensbegrenzung zu treffen.

= Erforderlichenfalls sind Polizei bzw. Feuerwehr zu be-
nachrichtigen.

= Alle MaBnahmen sind mit den Beauftragten der Netz-
gesellschaft Diisseldorf mbH und den zustdndigen
Dienststellen abzustimmen.

= Die Schadensstelle ist abzusperren und Zutritt fiirun-
befugte Personen ist zu verhindern.

SofortmaRnahmen bei Wasseraustritt

Es besteht die GefahrderAusspilung, der Unterspiilung
und der Uberflutung. Deshalb tiefliegende Rdume und Bau-
gruben von Personen raumen!

SofortmaRRnahmen bei Austritt von Fernheizwasser
Es besteht die Gefahrder Aussplilung, der Unterspiilung,
der Uberflutung und der Verbriihung mit bis zu 130°C
heiBem Wasser (Dampf), deshalb tiefliegende Raume und
Baugruben von Personen raumen!

SofortmaRBnahmen bei Beschddigung von Elektrokabeln
Es bestehen Gefahren der Verbrennung durch Lichtbogen-
einwirkung und der Kdrperdurchstromung bei Berihren

unter Spannung stehender Kabelteile. Personen und
vorhandene Baumaschinen und -gerate sind aus dem
Gefahrenbereich zu entfernen!

SofortmaRnahmen bei Gasaustritt

Es besteht Ziind- und Explosionsgefahr, deshalb

= sofort alle Baumaschinen und Fahrzeugmotoren
abstellen!

== nichtrauchen!

= kein Feuerziinden!

= kein Mobiltelefon benutzen!

= Funkenbildung vermeiden!

= angrenzende Gebdude sind auf Gaseintritt zu prifen!

== keine elektrischen Anlagen bedienen!

== keine Klingel oder Tirdriicker bedienen, sondern sich
durch Rufen oder Klopfen bemerkbar machen!

== Tiren und Fenster 6ffnen!

Der Schaden ist unverziiglich der Netzgesellschaft
Diisseldorf mbH unter den folgenden Rufnummern
unter Angabe des genauen Ortes und der Art des
Schadens zu melden:

(0211) 821-26 26
(0211) 821-8241
(0211) 821-66 81

= Strom
= Offentliche Beleuchtung
= Gas/Wasser/Fernwdrme

Die Arbeiten diirfen erst nach Freigabe durch die Netzge-
sellschaft Disseldorf mbH (Bauleitung, Entstorung) wieder
aufgenommen werden.
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Zeichenerklarung

zur Leitungsauskunft

Leitung Gas

100 St Leitung mit Dimension

und Material
Mittel-, Hochdruckleitung

MD100 St/HD 100 St

Senkrechter Rohrverlauf

Nennweitenanderung
(1:1000)

Nennweitenanderung

Material-/Rapportwechsel

il

Leitungsabschluss

SR200 St
Schutzrohr
SArS === stillgelegte Leitun;
100'St stillg. gelegte Leitung
100 St Leitung auRer Betrieb
—LEItUNE Mit Schutzstreifen

Armaturen Gas

123 Absperrarmatur

22,3 Absperrarmatur geschlossen
123 Staubtopf

AS123 Ausblaser

KKS Korrosionsschutz

Korrosionsschutz (1:1000)

IST Isolierstiick

MP 123 Messpunkt

GZ Zahlerschacht
Stromungswachter

Leitung Wasser

100Gzi Leitung mit Dimension

und Material

Senkrechter Rohrverlauf

Nennweitenanderung
(1:1000)

Nennweitenanderung

Material-/Rapportwechsel

———
+
—q—
- S

B

Leitungsabschluss

SR200 St
Schutzrohr

- stillgelegte Leitung
100 Gzi sillg.
TAAL T =™ === LeitungauRer Betrieb
100Gzi £
Armaturen Wasser

123 Absperrarmatur

123 Absperrarmatur geschlossen

123 Hydrant

2 Sk Be-, Entliftung

KKS Korrosionsschutz

Korrosionsschutz (1:1000)

= |IST Isolierstiick
MP123 Messpunkt
Wz Zahlerschacht
SB123 Schacht

Leitung Strom

= Niederspannung <1 kV (Muffe)
o Hausanschluss <1kV (Muffe) LLes
Niederspannung auRer Betrieb Trafostation
e e . s Mittelspannung 10 kV (Muffe)
s e e Mittelspannung 25 kV (Muffe) 1 schutzrohr
e s e Mittelspannung auBer Betrieb VS123
s (D = == Hochspannung 110KV (Muffe) ] Schaltschrank
e s o @ —— - - - — Femmeldekabel (Muffe) LA123 schaltschrank
oo .. — Femmeldekabel (Muffe) = oHcicndhune
Niederspannung stillgelegt D Sonderverbraucher

e . e e ittelspannung stillgelegt

= = = e Hochspannung stillgelegt
Stand: 25.02.2026

&

E-Ladestandort

Leitung Fernwarme

KM 100/200

Leitung mit Material
und Dimension

Vorlauf
Warmwasser
Rucklauf

Haubenkanal

Nennweitenanderung

Material-/Rapportwechsel

Leitungsabschluss

stillgelegte Leitung

Armaturen Fernwarme

m— XXX stillg.

A Armatur

F Festpunkt

E Entleerung

L Be-/Entliiftung
Kompensator
Pumpe

Druckverteilerplatte

SB12  Bauwerk/Schacht
]
A (Armatur)
=> | L (Be-/Entliiftung)
mcl (Entleerung)

offentliche Beleuchtung

Erdkabel
Erdkabel

in Schutzrohr
Freileitung
Seilverspannung

Erdkabel auRer Betrieb

¢ ®O 1

Kabeliibernahme-
kasten (KuK)

Leuchte (Strom)

Leuchtean
Niederspannung

Sicherungsmuffe
Bodenscheinwerfer
Leuchte (Gas)
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Umschlag - Lagerung - Durchleitung

W

Nord-West Oelleitung

Nord-West Oelleitung GmbH - Kolkerhofweg 120 - 45478 Milheim an der Ruhr

Ansprechpartner/-in:

Stadt Hilden
!m !a!!aus 1 ieliungsausiunhgnwow!v.!e
40721 Hilden

Datum: 29.04.2026

NWO Mineralolfernleitung

Bebauungsplan Nr. 139A fur den Bereich Hofstrale Nr. 150 inklusive Hinterland
lhr Zeichen: 213887 /

NWO - Vorgangsnummer: AD- -1057

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns fur die Benachrichtigung in o. a. Angelegenheit.

Soweit aus den uns Ubersandten Unterlagen zu ersehen ist, werden unsere dort
vorhandenen Mineraldlfernleitungen und / oder weitere von uns Uberwachten
Fernleitungen nicht beruhrt.

Wir haben daher gegen das Vorhaben keine Bedenken.
Mit freundlichen GrufRen

Nord-West Oelleitung GmbH

Dieses Schreiben ist maschinell erstellt und ohne Unterschrift gultig!

SIL

Die Leitungsauskuntt

Nord-West Oelleitung GmbH Sitz der Gesellschaft: Wilhelmshaven Oldenburgische Landesbank AG
Zum Olhafen 207 Amtsgericht Oldenburg: HRB 130002 Konto: 9 017 747 800
26384 Wilhelmshaven Geschaftsfuhrer: BLZ: 280 200 50

Telefon Zentrale: +49 (0)4421 62-0 SWIFT-BIC: OLBODEH2XXX
www.nwowhv.de IBAN: DE23 280200509017747800
| Information zum Datenschutz Juli 2022 Seite. 3



-2.-

NWO nutzt fiir die Bearbeitung von Leitungsauskiinften das BIL-Portal
https://portal.bil-leitungsauskunft.de

Daher bitten wir zuklinftige Anfragen dort direkt einzustellen.

Das BIL-Online-Portal der BIL eG ist ein Bundesweites Informationssystem zur Leitungsrecherche und
stellt eine umfassende brancheniibergreifende Online-Leitungsauskunft bereit.

Die Nutzung der BIL-Leitungsauskuntft ist fiir Sie kostenlos und erméglicht Ihnen, Ihre Bauanfrage direkt
online einfach und schnell zu formulieren. Ihr Vorteil: Sie missen lhre Bauanfrage nur einmalig
formulieren und erreichen direkt alle an BIL teilnehmenden Leitungsbetreiber. Sind wir fiir Ihren
angefragten Bereich nicht zustédndig, erhalten Sie unmittelbar (iber BIL eine Negativauskuntft.

Amprion GmbH | Information zum Datenschutz Juli 2022 Seite. 3



Amprion GmbH | Information zum Datenschutz Juli 2022 Seite. 3



a OGE P\EDOC

Ein Unternehmen der OGE
Netzauskunft

Telefon 0201/36 59 - 500
PLEdoc GmbH Gladbecker StraBe 404 45326 Essen E-Mail netzauskunft@pledoc.de

Stadt Hilden: 1V/61.1 - Sachgebiet Stadtplanung

zustandig

Durchwahl
Am Rathaus 1
40721 Hilden
lhr Zeichen Ihre Nachricht vom Anfrage an unser Zeichen Datum
20260429-0167 29.04.2026 BIL 20260405981 29.04.2026
213887

Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstraBe Nr. 150 inklusive Hinterland

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir beziehen uns auf lhre o.g. MalRnahme und teilen lhnen hierzu mit, dass von uns
verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgefuhrten Eigentumer bzw. Betreiber
von der geplanten MaRnahme nicht betroffen werden:

* OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen

» Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen

» Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Nurnberg

» Mittel-Europaische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen

» Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen

* Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund
» Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen

« Zeelink GmbH & Co. KG, Essen

Ausdrucklich weisen wir darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner
Ausgleichsflachen eine Betroffenheit von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht
auszuschlieRen ist. Werden zum Ausgleich des planbedingten Eingriffs in die Natur und
Landschaft Flachen an anderen Stellen festgesetzt, so gehéren auch diese
Ausgleichsflachen zum Bauleitplanverfahren.

MaRgeblich fiir unsere Auskunft ist der im Ubersichtsplan markierte Bereich und die
von lhnen benannte MaRnahmenart. Dort dargestelite Leitungsverlaufe dienen nur
zur groben Ubersicht.

Achtung:

Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs sowie eine Festsetzung weiterer
MaRnahmen, die auRerhalb des bereits angezeigten raumlichen Geltungsbereichs liegen,
bedurfen immer einer erneuten Abstimmung mit uns.

PLEdoc GmbH « Gladbecker StraRe 404 « 45326 Essen Zersfkatsnummer (5 [ -0

Telefon: 0201 / 36 59-0 « Intemnet: www_pledoc.de g : 5'

Amtsgericht Essen - Handelsregister B 9864 « USt-IdNr. DE 170738401 \\//
; o
{Esc
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Mit freundlichen Grufen
PLEdoc GmbH

-Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gultig-

Anlage(n)
Ubersichtskarte

Datenschutzhinweis:

Im Rahmen der Netzauskunft, werden die von Ihnen angegebenen personenbezogenen Daten zum Zweck der Bearbeitung
Ihres Anliegens und zur Kontaktaufnahme mit Ihnen verarbeitet. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. ¢
DSGVO. Die Aufbewahrungs- bzw. Loschungsfrist betragt 10 Jahre, sofern nicht bei einer von uns jahrlich durchgefiihrten
Uberpriifung ein Zweckfortfall der Aufbewahrung festgestellt wird.

Sie haben das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Léschung oder Einschréankung und Ubertragbarkeit der Sie betreffenden

personenbezogenen Daten. Zudem haben Sie das Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen
Daten.
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R! : ’R Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m.b.H.

RMR Aktenzeichen: n.b.-20260429-0167

Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich Hofstra®e Nr. 150 inklusive

Hinterland

Sehr geehrte Damen und Herren,

von der vorgenannten MalRnahme werden weder vorhandene Anlagen noch laufende
bzw. vorhersehbare Planungen der RMR sowie der von uns betriebenen
Produktenpipeline ,Mainline“ betroffen.

Falls fur Ihre MalRnahme ein Ausgleich fur den Eingriff in Natur und Landschaft
gefordert wird, muss sichergestellt sein, dass dieser nicht im Schutzstreifen unserer
Leitungen stattfindet.

Sollten diese AusgleichsmalRnahmen vorgenommen werden, bitten wir um erneute
Beteiligung.

Mit freundlichen GriiRen

RMR - Abteilung Wegerecht

kkkkkkhkkkkhkhkkkkhkhhkkkkhkhhkhkhkhhkkkkhkhhkkkhkhhkkkhkhhkkkhkhkkkkhkhhkkkkkkk

RMR - Wegerechte / Leitungstiberwachung
Godorfer Hauptstralte 186
50997 Kéln

Telefon: 02236 /8913-444
E-Mail:  wegerecht@rmr-gmbh.de

kkkkkkkkkkhkhkhkhkkhkkhhhkhkhkhhkhkhkkhkkhkhkhkhkhkhkhkhkhkkhkkkhkkkkkkkkkkk

Fur Anfragen zur Leitungsauskunft nutzen Sie bitte ab sofort nur noch die
kostenfreie BIL Leitungsauskunft https./portal.bil-leitungsauskunft.de !
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Amprion GmbH, Robert-Schuman-Stral3e 7, 44263 Dortmund

Anfrage BIL ,
Betrieb

Bestandssicherung

Telefon  +49 231 5849-0
E-Mail leitungsauskunft@amprion.net

lhre Anfrage liber das BIL-Portal

Guten Tag,

im Planbereich der o. a. Malknahme verlaufen keine Hochstspan-
nungsleitungen unseres Unternehmens.

Wir gehen davon aus, dass Sie bezuglich weiterer Versorgungslei-
tungen die zustandigen Unternehmen beteiligt haben.

Fir Riuckfragen nutzen Sie bitte unter Angabe der BIL-Anfrage-Nr.
folgende E-Mail-Adresse:

Dieses Schre ben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift glltig.
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Information zum Datenschutz
nach Art. 13 und 14 DSGVO

Datenschutz ist uns wichtig. Mit den nachfolgenden Hin-
weisen méchten wir Sie Uber die Nutzung lhrer Daten bei
der Amprion GmbH informieren.

1. Verantwortliche Stelle

Verantwortliche Stelle fiir die Verarbeitung lhrer Daten im
Sinne der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ist die

Amprion GmbH
Robert-Schuman-Stralie 7

44263 Dortmund

E-Mail: datenschutz@amprion.net
Fax: +49 231 5849 11139

2. Datenschutzbeauftragter

Der Datenschutzbeauftragte der Amprion GmbH
c/o migosens GmbH

Wiesenstr. 35

45473 Milheim an der Ruhr

E-Mail: dsb-amprion@migosens.net

Tel: +49 (0) 208-99395110

Fax: +49 (0) 208-99395119

3. Umfang der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten

Als unabhéngiger Ubertragungsnetzbetreiber plant, baut
und betreibt Amprion Ubertragungsnetze im Strombe-
reich zur Erflllung der gesetzlichen Auftrdge zum Netz-
ausbau und Netzbetrieb. Wir erheben und verwenden
Ihre personenbezogenen Daten grundsétzlich nur, soweit
dies zur Erflullung unserer geschéftlichen Aufgaben erfor-
derlich ist. Die personenbezogenen Daten sind z. B. in
folgende Kategorien einzuordnen:

1.

5. Rechtsgrundlagen fiir die Zwecke der Datenverar-
beitung

Die Verarbeitung personenbezogener Daten benétigt fiir
eine zuléssige Datenverarbeitung stets eine Rechts-
grundlage. Folgende Rechtsgrundlagen sind fiir unsere
Verarbeitungszwecke zu beachten:

Verarbeitungs-
zwecke
(Beispielhafte
der Zwecke)

Rechtsgrundlage

Auflistung

Einwilligung in zustim-
mungspflichtige Coo-
kies

Einwilligung:
Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO

Vertrage werden fur
die Vertragsdurchfiih-
rung archiviert

Erflllung eines Vertrages o-
der Durchfiihrung vorvertrag-
licher MaRnahmen:

Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO

Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten
im  Zusammenhang
mit unserem Projekt-
| geschéft

Erfullung einer rechtlichen

Verpflichtung:
Art. 6 Abs. 1 lit. ¢) DSGVO

Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten
im Kontext der Stake-
holderkommunikation

Verarbeitung ist zur Wah-
rung der berechtigten Inte-
ressen des Verantwortlichen
oder eines Dritten erforder-
Art. 6 Abs. 1 lit. f) DSGVO

Verarbeitung von Da- | Verarbeitung besonderer Ka-

ten zur politischen | tegorien personenbezogener
Meinung, wie etwa der | Daten:
Parteizugehérigkeit Die Amprion GmbH verarbei-

tet grds. keine besonderen
Kategorien personenbezoge-
ner Daten im Sinne des Art. 9
Abs. 1 DSGVO. Sofern dies
jedoch im Einzelfall erforder-
lich ist, erfolgt die Verarbei-
tung ausschlieflich unter Be-
ricksichtigung von Art. 9 Abs.

2 DSGVO.

Datenkategorie | Beispiel

Personen- Anrede, Name, Titel und Geburtsda-

stammdaten tum

Kommunikati- E-Mail-Adresse, Telefonnummer,

ons- und Kon- | Adresse

taktdaten

Vertrags- Firma, Branche, Position,

partnerdaten Ansprechpartner

Vertragsstamm- | Vertragsnummer, Vertragsbeginn/-

daten ende, Vertragstyp, Stand des Ver-
trags

Zahlungsver- Konto-/Kreditkarten-Nummer, IBAN,

kehrsdaten Verwendungszweck, Transaktions-
daten

Sonstige Daten | Flurstiickdaten

4. Quellen personenbezogener Daten
Quellen personenbezogener Daten kénnen z. B. kom-
merzielle Datenportale (Datendienste von Dienstleistern),
Flurbereinigungsbehérden, Katasteramter, Meldeamter,
Steuerdmter und Grundbuchémter sein.
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6. Empfanger personenbezogener Daten

Innerhalb unseres Unternehmens erhalten diejenigen
Stellen Zugriff auf die Daten, die diese zur Erfiillung der
oben genannten Zwecke benétigen. Das gilt auch fur von
uns eingesetzte Dienstleister und Erflllungsgehilfen. Per-
sonenbezogene Daten werden von uns an Dritte nur
Ubermittelt, wenn dies fir die vorgenannten Zwecke er-
forderlich ist oder Sie zuvor eingewilligt haben. Auf-
tragsverarbeiter werden nach den Vorgaben des Art. 28
DSGVO eingebunden.

Empféanger der personenbezogenen Daten kénnen z. B.
Planungs- und Ingenieurblros, Sachversténdige, Baufir-
men, Behérden, Gerichte, Notariate und Netzbetreiber
sein.

Seite. 2
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7. Ubermittlung in ein Drittland

Personenbezogene Daten werden nach den Vorgaben
des Kapitel 5 DSGVO und nur dann in Lander auRerhalb
des Europdischen Wirtschaftsraums oder an eine inter-
nationale Organisation weitergeleitet, wenn dies zur Er-
fullung des Vertrages oder zur Durchfiihrung vorvertrag-
licher MaRnahmen notwendig ist, die Ubermittlung ge-
setzlich vorgeschrieben ist oder uns eine Einwilligung von
lhnen vorliegt.

8. Dauer der Datenspeicherung

lhre personenbezogenen Daten werden geléscht, sobald
der Zweck der Speicherung entfallt. Eine Speicherung
kann dartiber hinaus dann erfolgen, wenn dies durch den
europdischen oder nationalen Gesetzgeber in unions-
rechtlichen Verordnungen, Gesetzen oder sonstigen Vor-
schriften, denen wir als Verantwortliche unterliegen, vor-
gesehen wurde. Eine Léschung der Daten erfolgt auch
dann, wenn eine durch die genannten Normen vorge-
schriebene Speicherfrist abléuft, es sei denn, dass eine
Erforderlichkeit zur weiteren Speicherung der Daten fur
einen Vertragsabschluss oder eine Vertragserfillung be-
steht.

9. Auskunftsrecht, Recht auf Berichtigung, Ein-
schréankung der Verarbeitung, L6schung, Wider-
spruch und Widerruf der Einwilligung

lhnen steht ein Auskunftsrecht beziiglich der tber Sie ge-
speicherten personenbezogenen Daten, deren Herkunft
und Empfanger sowie den Zweck der Speicherung zu.
Sie kénnen Berichtigung oder Loschung bzw. Einschran-
kung der Verarbeitung lhrer Daten verlangen, sofern die
Daten sachlich falsch sind oder deren Verarbeitung nicht
(mehr) zuléssig ist. Eine Einschréankung der Verarbeitung
kann lhnen auch dann zustehen, wenn die Amprion
GmbH die Daten zwar nicht mehr benétigt, Sie diese Da-
ten allerdings zur Geltendmachung, Austibung oder Ver-
teidigung von Rechtsanspriichen bendtigen. Sollten wir
lhre Daten auf Grundlage einer Interessenabwagung ver-
arbeiten, haben Sie das Recht auf Widerspruch gegen
die Verarbeitung. Sie haben das Recht, Ihre datenschutz-
rechtliche Einwilligungserklarung jederzeit zu widerrufen.
Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtma-
Rigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf er-
folgten Verarbeitung nicht berihrt.

Ebenso haben Sie das Recht auf Datenubertragbarkeit.
Fur die Wahrnehmung lhrer Rechte nutzen Sie bitte die
unter Nr. 12 genannten Kontaktdaten.

10. Bestehen eines Beschwerderechts gegeniber ei-
ner Aufsichtsbehdrde

Unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtli-
chen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs steht lhnen das
Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehdrde, insbe-
sondere in dem Mitgliedstaat ihres Aufenthaltsorts, ihres
Arbeitsplatzes oder des Orts des mutmallichen Versto-
Res, zu, wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung
der Sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen
die DSGVO verstoft.

11. Kontaktinformation fiir den Fall einer Beschwerde

Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfrei-
heit Nordrhein-Westfalen

Kavalleriestralle 2-4

40213 Dusseldorf

12. Kontaktinformation der Amprion GmbH

Sie kénnen uns per E-Mail, Fax oder Brief an folgende
Kontaktdaten hierzu ansprechen:

Amprion GmbH
Robert-Schuman-StraRe 7
44263 Dortmund

E-Mail datenschutz@amprion.net
Fax: +49 231 5849 11139

13. Erforderlichkeit der Bereitstellung personenbe-
zogener Daten

Es existieren weder gesetzliche noch vertragliche Vorga-
ben in Bezug auf die Bereitstellung personenbezogener
Daten zur Vertragsbegriindung, -durchftihrung und -erfil-
lung sowie in Bezug auf die Erfullung vorvertraglicher
MaRnahmen. Damit besteht fir Sie keine Verpflichtung
zur Bereitstellung personenbezogener Daten. Es ist je-
doch zu beachten, dass die Angaben fiir vorvertragliche
MaRnahmen sowie fur die Entscheidung Uiber einen Ver-
tragsschluss und dessen Durchfihrung notwendig sind.
Es kdnnen ggf. keine Entscheidungen uber vertragliche
MaRnahmen getroffen werden, sofern keine Bereitstel-
lung personenbezogener Daten erfolgt. Wir raten Ihnen,
nur solche Angaben zu personenbezogenen Daten zu
machen, die fur vorvertragliche MaRnahmen, den Ver-
tragsschluss und dessen Durchfiihrung notwendig sind.
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Stellungnahme(n) (Stand: 28.05.2026)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstraBe Nr. 150 inklusive

Hinterland
Verfahrensschritt: Offentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB
Zeitraum: 29.04.2026 - 03.06.2026
Behorde: Deutsche Telekom Technik GmbH: Best Mobile - Richtfunk-
Trassenauskunft deutschlandweit (--naB)
Frist: 03.06.2026

Stellungnahme: Erstellt von: ||| I 2: 12.05.2026 , Aktenzeichen: -
Sehr geehrte Damen und Herren,
vielen Dank fur Ihre Anfrage.
Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH
beauftragt, in ihrem Namen, Anfragen zum Thema Trassenschutz zu
bearbeiten.
Bei den von lhnen ausgewiesenen Bedarfsflachen hat die Firma Ericsson
bezuglich ihres Richtfunks keine Einwande oder spezielle Planungsvorgaben.
Diese Stellungnahme gilt far Richtfunkverbindungen des Ericsson Netzes und

fur Richtfunkverbindungen des Netzes der Deutschen Telekom.

Bitte richten Sie lhre Anfragen (Ericsson und Deutsche Telekom)
ausschlieBlich per Email an die: bauleitplanung@ericsson.com

Mit freundlichen GrifRRen

LA I
Ericsson Services GmbH

Anhéange: -
Nachtrage: =

manuelle -
Eintrage:
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GASCADE

GASCADE Gastransport GmbH, Kolnische Strale 108-112, 34119 Kassel -

(=]l [m]
T
[=]

tetraeder.com gmbh

por £-wail an: [
I (T DBa /2026 01717 Kassel, 12.05.2026

Leitungsrechte und -dokumentation Leitungsauskunfi@gascade.de BIL Nr.: 20260429-0167

Bebauungsplan Nr. 139A fir den Bereich HofstraBRe Nr. 150 inklusive Hinterland
- lhr Zeichen 213887 mit Schreiben vom 29.04.2026 -

Unser Aktenzeichen: 99.99.99.000.00638.26

Vorgangsnummer: 2026.01717

Sehr geehrte _

wir danken fiir die Ubersendung der Unterlagen zu o. g. Vorhaben.

Wir, GASCADE Gastransport GmbH, antworten Ihnen zugleich auch im Namen und Auftrag der
Anlagenbetreiber SEFE Energy GmbH (Rechtsnachfolgerin der WINGAS GmbH) sowie NEL
Gastransport GmbH.

Nach Prufung des Vorhabens im Hinblick auf eine Beeintrachtigung unserer Anlagen teilen wir
lhnen mit, dass unsere Anlagen zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht betroffen sind. Dies schlief3t
die Anlagen der v. g. Betreiber mit ein.

Nachtragliche Lagednderungen in |hrer Projektplanung bediirfen eines erneuten Antrags auf
Zustimmung.

Wir méchten Sie darauf hinweisen, dass sich Kabel und Leitungen anderer Betreiber in diesem
Gebiet befinden kdnnen. Diese Betreiber sind gesondert von lhnen zur Ermittlung der genauen
Lage der Anlagen und eventuellen Auflagen anzufragen.

Mit freundlichen Gruf3en

GASCADE Gastransport GmbH
Leitungsrechte und -dokumentation

Welche personenbezogenen Daten unsererseits nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen erhoben und verarbeitet
werden, konnen Sie unserer Datenschutzinformation nach Art. 13, 14 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) entnehmen.
Diese finden Sie im Internet unter hitps://www.gascade.de/datenschutz.

GASCADE Gastransport GmbH ® Kolnische Strafie 108<112, 34119 Kassel B Telefon: «49 541 934 -0, Telefax: +49 561 9341208 @ www.gascade.de

sft; Kassel @ Hand e ter: Amtsq M Kassel HRB 8 Umsatzst ¢ Nr: D 15 216 431 B St
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Wirtschaftspolitik und -beobachtung,

Standortfragen

Stadt Hilden Ihr Zeichen

Planungs- und Vermessungsamt Unser Zeichen I1-2/FK/go
Ansprechpartner

Am Rathaus 1 Ie:e:on

. elefax
40721 Hilden E-Mail @ hwk-
duesseldorf.de

Datum 21. Mai 2026

Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstraRe Nr. 150 inklusive Hinterland
hier: unsere Stellungnahme im Rahmen der Tragerbeteiligung gemafR § 4 Abs. 2 BauGB in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte_,

mit Threm Schreiben vom 29.04.2026 baten Sie uns um Stellungnahme zur oben genannten Bauleit-
planung.

Wir beziehen zum vorliegenden Planentwurf insoweit Stellung, als wir keine Bedenken oder
Anregungen vortragen.

Freundliche GruRe
HANDWERKSKAMMER DUSSELDORF

cc: I

Georg-Schulhoff-Platz 1 Telefon 0211 8795-0 Volksbank Dusseldorf Neuss eG Postbank K&In
40221 Dusseldorf Telefax 0211 8_795—110 IBAN DEO02 3016 0213 0200 0_011 76 ) IBAN DE48 3701 0050 0006 1185 00
Postfach 102755 www. hwWXRRIKEfBRTL Informptigpng BEBaEREChutz Juli 2022 Seite. 3 gjc PBNKDEFF

40018 Disseldorf



Stellungnahme(n) (Stand: 28.05.2026)

Sie betrachten:

Bebauungsplan Nr. 139A fir den Bereich Hofstrae Nr. 150 inklusive
Hinterland

Verfahrensschritt: Offentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB

Zeitraum:

Behorde:
Frist:
Stellungnahme:

Nachtrage:

manuelle
Eintrage:

29.04.2026 - 03.06.2026

Handwerkskammer Disseldorf
03.06.2026

Erstellt von: | 2: 21.05.2026 , Aktenzeichen: -

Bebauungsplan Nr. 139A fir den Bereich HofstraBe Nr. 150 inklusive
Hinterland

hier: unsere Stellungnahme im Rahmen der Tragerbeteiligung gemaR § 4 Abs.
2 BauGB in Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte |GG

mit Ihrem Schreiben vom 29.04.2026 baten Sie uns um Stellungnahme zur
oben genannten Bauleitplanung.

Wir beziehen zum vorliegenden Planentwurf insoweit Stellung, als wir keine
Bedenken oder
Anregungen vortragen.

Freundliche GriRe
HANDWERKSKAMMER DUSSELDORF

ge2. I
I

Anhange:

2026-05-21_Ste ungnahme_H den_bp _139A_HofstraRe Nr. 150 nk us ve H nter and
(s_1779356394_2026-05-21_ste ungnahme_h den_bp _139a_hofstraBe_nr._150_nk us ve_h nter and
.pdf)
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Stellungnahme(n) (Stand: 28.05.2026)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstraBe Nr. 150 inklusive

Hinterland
Verfahrensschritt: Offentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB
Zeitraum: 29.04.2026 - 03.06.2026
Behorde: Rheinbahn AG
Frist: 03.06.2026

Stellungnahme: Erstellt von: || ] 2: 26.05.2026 , Aktenzeichen: -
Sehr geehrte Damen und Herren,

seitens der Rheinbahn AG bestehen keine Bedenken zur 0.g. Planung.

Viele GriRe,
Anhange: -
Nachtrage: -
manuelle -
Eintrage:
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<, SYNEQT

SYNEQT GmbH | Paul-Baumann-StraRe 1 | 45772 Marl

Stadt Hilden: 1V/61.1 - Sachgebiet Stadtplanung Riickfragen bitte an:
I SYNEQT Gk
Am Rathaus 1 Pipelines | GIS-Documentation

. Paul-Baumann-Stralie 1
40721 Hilden 45772 Marl

fernleitungsauskunft@evonik.com

via BIL-Portal
Datum SYNEQT-Referenznummer BIL-Leitungsanfrage
07.05.2026 EV-10000-6415 20260429-0167

Betreff: Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstralRe Nr. 150
inklusive Hinterland

Sehr geehrte Damen und Herren,

in dem in Ihrer Leitungsanfrage angegebenen Bereich verlaufen keine
der durch uns betreuten Fernleitungen.

Bei Rlickfragen kontaktieren Sie uns unter:

fernleitungsauskunft@evonik.com

In Bezug auf mogliche externe Ausgleichsflachen oder

KompensationsmaBnahmen bitten wir um erneute Beteiligung.

Bei Anderung lhrer Planung bitten wir um erneute Anfrage.

Mit freundlichen GriiRen

SYNEQT GmbH
SYNEQT GmbH
Paul-Baumann-Strafle 1
Dieses Dokument ist ohne Unterschrift gliltig. 45772 Marl

Telefon +49 2365 49-01
www syneqt de

Aufsichtsrat

Geschiftsfithrung

Sitz der Gesellschaft: Essen
Registergericht: Amtsgericht Essen
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www.gd.nrw.de

Briefpostanschrift: Geologischer Dienst NRW - Landesbetrieb - 40208 Disseldorf

Stadtverwaltung Hilden

Der Burgermeister

Planungs- und Vermessungsamt
Postfach 100880

40708 Hilden

Geologischer Dienst NRW

Bearbeiter:
Durchwahl:

E-Mail:
Datum:

Gesch.-Z.:

75

Landesbetrieb
De-Greiff-StraBe 195
D-47803 Krefeld

Fon +49(0)2151 897-0
Fax +49(0)2151 897-505
poststelle@gd.nrw.de
Briefpostanschrift:
Geologischer Dienst NRW

- Landesbetrieb -

40208 Dusseldorf

Helaba

Girozentrale

IBAN: DE31300500000004005617
BIC: WELADEDD

I
]

1. Juni 2026
31.130-362216-2026

Bebauungsplan Nr. 139A fur den Bereich HofstraBe 150 inklusive Hinterland fur den

Bereich Hilden-Sid

Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB

lhr Schreiben vom 29.04.2026

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu o. g. Verfahren gebe ich im Rahmen der Beteiligung folgende Informationen und

Hinweise:

Erdbebengefahrdung

Grundsatzlich ist gemal den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW die Erd-
bebengefahrdung bei Planung und Bemessung Ublicher Hochbauten DIN 4149:2005-04
bzw. alternativ DIN EN 1998-1/NA:2023-11 zu berucksichtigen (vgl. hierzu: ,Anlage zur
Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen NRW (VV TB NRW)“, Ausgabe

November 2025").

DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurickgezogen und durch DIN EN 1998
(Eurocode 8) ersetzt. DIN EN 1998 stellt im Hinblick einer Einschatzung der Erdbeben-
gefahrdung den Stand der Technik dar. DIN EN 1998 beinhaltet einen breiteren Anwen-

dungsbereich des Hoch- und Ingenieurbaus.

T https://recht.nrw.de/system/files/2025-11/mbl2025-168-1anlage.pdf
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Die Erdbebengefahrdung ist abhangig von der Norm wie nachfolgend eingeordnet:

e Entsprechend der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen
der Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, Bundesland Nordrhein-Westfalen
(Geologischer Dienst NRW 2006) zu DIN 4149 befindet sich das Plangebiet in der
Erdbebenzone 0 und in der geologischen Untergrundklasse T (Gemarkung
Hilden).

e Nach DIN EN 1998-1/NA:2023-11 betragt die spektrale Antwortbeschleunigung im
Plateaubereich des Antwortspektrums (bestimmt fur die Untergrundklasse A-R) im
Plangebiet etwa Sap,R = 0,91 Meter pro Quadratsekunde (fiir die Wiederkehr-
periode von 475 Jahren). Der Wert ergibt sich aus einer linearen Interpolation der
Werte an den Gitterpunkten des digitalen Anhangs von DIN EN 1998-1/NA:2023-
11. Die geologische Untergrundklasse an einem bestimmten Standort nach DIN EN
1998-1/NA:2023-11 kann sich von der geologischen Untergrundklasse nach DIN
EN 1998-1/NA:2021-07 (bzw. in DIN 4194) unterscheiden. Fur das Plangebiet er-
gibt sich nach DIN EN 1998-1/NA:2023-11 die geologische Untergrundklasse R.

FUr Rackfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen Grifen
Im Auftrag:
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Industrie= und Handelskammer
zu Diisseldorf

Anschrift

IHK Dusseldorf | Ernst-Schneider-Platz 1 | 40212 Dusseldorf Ernst-Schneider-Platz 1
40212 DUsseldorf
Stadt Hllden Tel. 0211 3567-0
Planungs_ und Vermessungsamt kundencenter@duesseldorf.ihk.de
T ' www.ihk.de/duesseldorf
Frau Michaela Latteier
Am Rathaus 1 2. Juni 2026
40721 Hilden

Ihr Zeichen Ihr Schreiben vom
29.04.2026

Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstraBe 150 inklusive Hinterland fiir den
Bereich Hilden-Siid

Einholung der Stellungnahmen der Behorden und der sonstigen Tréger 6ffentlicher Belange ge-
maR § 4 Abs. 2 BauGB,

Benachrichtigung tiber die Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB,

bei Nachbargemeinden Abstimmung geméaR § 2 Abs. 2 BauGB

Ziel der oben genannten Planung ist Nachverdichtung und Arrondierung des Siedlungsbereichs,
um Wohnungsbau zu realisieren.

Mit der 53. Anderung des Flachennutzungsplanes vom 21.06.2023 wurde das ,Gewerbegebiet
gegliedert GE** in Flachen fur die Landwirtschaft umgewandelt. Somit besteht kein Konflikt
durch heranriickende Wohnbebauung. Wir haben keine Anregungen.

Freundliche GriiRe

AmPrion GmbH | Information zum Datenschutz Juli 2022 Seite. 3
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Ihr Schreiben

Aktenzeichen

Datum

Wir sind das neanderland | «: Kreis Mettmann

' 4 -
Postanschrift: Kreisverwaltung Mettmann - Postfach - 40806 Mettmann Die Land ratl n

Stadt Hilden
Planungs- und Vermessungsamt
Am Rathaus 1

40721 Hilden

29.04.2026 Auskunft erteilt
Zimmer

02.06.2026 Tel. 02104 99-

Bitte geben Sie bei jeder Fax 02104 99-

Antwort das Aktenzeichen an. E-Mail

Stadt Hilden

Bebauungsplan Nr. 139A ,HofstraBe Nr. 150 inklusive Hinterland“
Beteiligung zum Planentwurf gemaR § 4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur oben genannten Planung gibt der Kreis Mettmann folgende Stellungnahme ab:

Untere Wasserbehorde

Oberirdische Gewaéasser

Im Plangebiet sind keine oberirdischen Gewasser vorhanden.

Das Plangebiet liegt auBerhalb eines festgesetzten / vorldufig gesicherten Uberschwemmungsge-
bietes.

Wasserschutzzone

Der Bebauungsplan liegt in der Schutzzone Il A des fachtechnisch abgegrenzten bzw. geplanten
Wasserschutzgebietes Hilden-Karnap. Aufgrund der Lage des Plangebietes in der Schutzzone

Il A sind die Wasserwerksbetreiber (hier: Stadtwerke Solingen GmbH und Stadtwerke Hilden
GmbH) im Verfahren zu beteiligen.

Nach § 52 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) kénnen die fiir ein geplantes Wasserschutzge-
biet erforderlichen Restriktionen auch durch Anordnungen geschiitzt werden, wenn andernfalls der
mit der bevorstehenden Festsetzung verfolgte Zweck gefahrdet wird. Schlussfolgernd sind fach-
technisch abgegrenzte, jedoch formalrechtlich noch nicht festgesetzte, geplante Wasserschutzge-
biete ebenso zu betrachten, wie bereits rechtskraftig festgesetzte Wasserschutzgebiete einschlieR-
lich der nach dem Stand der Technik obligatorischen Verbots- und Genehmigungstatbestande. So
beinhalten aktuelle und vergleichbare rechtskraftige Wasserschutzgebietsverordnungen regelma-
Big Verbots- und Genehmigungstatbestande im Umgang mit Niederschlagswasser in der

Dienstgebdude Telefon (Zentrale) Erreichbarkeit Konto

Goldberger Straite 30 02104 99-0 Aktuelle Informationen zur Erreich- Kontoinhaber: Kreis Mettmann
40822 Mettmann Fax (Zentrale) barkeit der Dienststellen Bank: Kreissparkasse Diisseldorf
02104 99-4444 _ finden Sie auf unserer Homepa%e IBAN: DE 69 3015 0200 0001 0005 04
mprion mbH | Information zum Datenschutz Juli 2022 Seité. 3 SWIFT-BIC: WELADED1KSD
Homepage E-Mail (Zentrale)

www.kreis-metimann.de kme@kreis-mettmann. de USt-ldNr. DE121633442



-'LV;'-'_-‘Kreis Mettmann

Blatt 2 * Die Landritin

Schutzzone Il A. Die aktuellen fachtechnischen Bewertungsgrundlagen liefert dazu das Arbeits-
blatt des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfachs — DVGW W (101) A.

In der Schutzzone Il A sind die Belange des Gewasserschutzes und der éffentlichen Trinkwasser-
versorgung bei allen geplanten Malnahmen zu beachten. Insbesondere bei Erdarbeiten und beim
Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen ist zu priifen, ob diese Belange berlihrt werden.

Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen den Bebauungsplan, wenn die be-
troffenen Wasserwerksbetreiber ebenfalls keine Bedenken haben und die untenstehenden Hin-
weise bericksichtigt werden.

Entwésserungstechnische Sicht

Gegen den o0.g. Bebauungsplan der Stadt Hilden bestehen aus entwésserungstechnischer Sicht
grundsétzlich keine Bedenken.

Hinweise

o Zum Schutz der Trinkwasserversorgung ist erhéhte Vorsicht im Umgang mit wassergefahrden-

den Stoffen geboten. Entsprechende Regelungen zum Schutz des Grundwassers sind einzu-
halten.

¢ Auf die Verbote und Genehmigungsvorbehalte aktueller Wasserschutzgebietsverordnungen
wird hingewiesen.

e Fur die Niederschlagswassereinleitung in den Untergrund ist in jedem Fall eine wasserrechtli-
che Erlaubnis erforderlich. Die Vorgaben gemal Wassergesetz fiir das Land Nordrhein-West-
falen — LWG NRW — zur schadlosen Versickerung sind einzuhalten.

* Die Entwéasserungskonzeption ist vor der wasserrechtlichen Antragstellung rechtzeitig mit der
Unteren Wasserbehérde des Kreises Mettmann abzustimmen.

e Starkregengefahrenkarten sind zu beachten.

e Voraussetzung fur die Versickerung von Niederschlag'swasser ist, dass die Versickerung tech-
nisch mdglich ist und keine Beeintrachtigungen von Nachbargrundstiicken oder &ffentlichen
Verkehrsflachen, insbesondere durch Uberflutungen, Uberschwemmungen oder Néssescha-
den, entstehen.

Untere Immiséionsschutzbehérde

Den Anregungen der Unteren Immissionsschutzbehdrde im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB
wurde nicht gefolgt. Die Bedenken bestehen daher weiterhin. -

Auf das geplante Wohngebiet wirken Schienen- und StralRenverkehrslarm und Larm eines sidlich
gelegenen Bolzplatzes ein. Der Abstand vom nérdlichen Rand des Bolzplatzes zum néchstgelege-
nen geplanten Wohngeb&aude betragt ca. 15 m. Der Abstand vom nérdlichen Ballfangzaun zum
Plangebiet betragt ca. 25 m.

Der Schallgutachter kommt in seinen Untersuchungen vom 03.11.2025 und vom 07.11.2024 zum
Ergebnis, dass an den nachstgelegenen Wohngebauden die Immissionsrichtwerte eingehaiten
werden. Er hat dafur Emissionskennwerte flr Bolzplatze aus einer Studie des bayerischen Landes-
amtes fur Umwelt und den Abstand von 30 m vom Ballfangzaun zum Plangebiet zugrunde gelegt.
In dieser gleichen Studie des bayerischen Landesamtes fir Umwelt wird jedoch auch anhand der
Emissionskennwerte dargelegt, dass zwischen Bolzplatz und Wohnbebauung (WA-Gebiet) bei ei-
ner ganztagigen Nutzungszeit ein Mindestabstand von 100 m eingehalten werden soll, bei 6-
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-’\V_{&‘Kreis Mettmann
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Blatt 3 Die Landrétin

stindiger Nutzung auf3erhalb der Ruhezeiten wirden auch 55 m reichen. Dies hat der gleiche
Schallgutachter in seiner Untersuchung vom 13.08.2018 auch so beurteilt.

Ebenso kann als Erkenntnisquelle die 18. BImSchV herangezogen werden, die besagt, dass bei
Neuanlagen ein Mindestabstand von 80 bis 100 m zur Wohnbebauung (WA) eingehalten werden
muss. In diesem Fall ist der Bolzplatz vorhanden, die Wohnbebauung rickt heran. Das ist durch-
aus vergleichbar.

Einige Gerichturteile bestatigen dies im GrofRen und Ganzen.

Ein Abstand der Wohnbebauung von 15 m zum Bolzplatz bzw. 25 m zum Ballfangzaun ist nicht
ausreichend.

Ich rege daher wiederum an, durch entsprechende Planung des Wohngebietes, ggf. auch mit
schalloptimierter Grundrissanordnung, nicht nur bzgl. des Schienen- und Stralenverkehrslarms,
sondern auch bzgl. des Bolzplatzes die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse
sicherzustellen.

Untere Bodenschutzbehorde

Allgemeiner Bodenschutz

Durch Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 139A  Hofstrafle 105 inklusive Hinterland" beabsich-
tigt die Stadt Hilden, planungsrechtliche Voraussetzungen zur Entwicklung eines Allgemeinen
Wohngebietes (WA) zu schaffen.

Gemal der Bodenfunktionskarte des Kreises Mettmann (1:5.000) ist der als Siedlungsbrache an-
zusprechende Standort als nicht schutzwiirdig ausgewiesen, da der Boden einen geringen Funkti-
onserfullungsgrad aufweist. '

Die Darstellung der Schutzwirdigkeit der Boden im Planungsbereich sind innerhalb des Umweltbe-
richtes durch die Bereitstellung der Karte der schutzwiirdigen Bdden des Kreises Mettmann
(1:5.000) nicht erfasst worden.

Weiterhin werden im Umweltbericht unter Kap. 7.8 ,Malinahmen zur Vermeidung, Minderung und
zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen® die Eingriffe in den Boden dargestellt. Gegen die
Aufstellung des Bebauungsplans bestehen aus Sicht der Unteren Bodenschutzbehérde keine Be-
denken, wenn die im Umweltbericht aufgefihrten Vermeidungs- und Minimierungsmafnahmen zur
Gewahrleistung eines vorsorgenden Bodenschutzes (Vorsorgegrundsatze) eingehalten und umge-
setzt werden.

Altlasten

Fir das Plangebiet liegen keine Erkenntnisse, Hinweise oder Verdachtsmomente zu Altlasten,
schadlichen Bodenverdnderungen sowie dadurch bedingten Beeintrachtigungen vor, so dass dies-
beziglich keine Hinweise oder Anregungen vorgebracht werden.

Untere Naturschutzbehorde

Landschaftsplanung

Das Plangebiet liegt nicht im Geltungsbereich des Landschaftsplans. Die Aussage unter Punkt
2.3.4 im LBP ist dementsprechend zu andern.
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Eingriffsregelung

Der vorliegende Landschaftspflegerische Begleitplan (ISR, Stand 10.12.2025) kommt zu folgen-
dem Ergebnis:

,Im Zuge der Aufstelfung des Bebauungsplans Nr. 139A wird ein externer Kompensationsbedarf
von 10.211 Wertpunkten (LANUV) vorbereitet. Eine Kompensation dieses Ausgleichsbedarfs in-
nerhalb des Plangebiets ist aufgrund der angestrebten Nutzungsintensitit nicht umsetzbar.

Auch bei einer deutlichen, wenngleich unrealistischen und nicht praktikablen Steigerung der Bio-
topwerte und damit einhergehenden Anderung der Zielbiotope auf den Griinflichen innerhalb des
Plangebiets kdnnte keine ausreichende Kompensation generiert werden. Um einen Mehrwert fiir
Natur und Landschaft zu erzielen, ist folglich eine ganzheitliche Kompensationsmaf3nahme auf
extemnen Fldchen zu bevorzugen.

Die Kompensation der Eingriffe erfolgt tiber das stéddtische Okokonto ‘Obstwiese Hofstrafle’, eine
Streuobstwiese auf einer ehemaligen Ackerflache unmittelbar nordwestlich des Plangebiets."

Hierzu werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht.

Artenschutz

Die Aktualisierung des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags (Schmitz, 11.2024) kommt zu folgen-
dem Ergebnis.

»Nur bei Durchfiihrung der genannten Vermeidungs- und AusgleichsmaBnahmen werden keine
Verbotstatbestdnde gemdal § 44 BNatSchG ausgeiGst. Fazit: Das Vorhaben ist aus artenschutz-
rechtlicher Sicht zuldssig, sofern die oben genannten MaBnahmen entsprechend durchgefiihrt
werden.”

Dieser Einschatzung schlielt sich die UNB nur teilweise an. Das Plangebiet wurde seit der Erstel-
lung des aktualisierten Artenschutzfachbeitrags um eine Flache im Nordosten erweitert. Dort ste-
hen Gebaude, die durch Neubauten tiberplant werden sollen. Diese Geb&aude wurden nicht im Ar-
tenschutzfachlichen Beitrag bertcksichtigt. Es werden Bedenken gegen die fehlende Untersu-
chung der Geb&ude erhoben. Der Artenschutzfachliche Beitrag ist somit unvolistandig.

Zudem wurden zwar die Vermeidungsmaflnahmen in die textlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplans aufgenommen, nicht jedoch die vorzunehmenden Ausgleichsmalnahmen fur Fleder-
mause und Vodgel. Diese sind ebenfalls aufzunehmen.

Die endgultige Stellungnahme kann deshalb erst nach der Ergdnzung des Artenschutzfachbeitrags
sowie der Ubernahme der fehlenden AusgleichsmaRnahmen in den Bebauungsplan abgegeben
werden.

Kreisgesundheitsamt

Bezuglich der grundsatzlichen Bedenken gegeniber der Realisierung des Vorhabens auf Grund
der ungunstigen Voraussetzungen fiir gesunde Wohn- und Lebensverhaltnisse unter dem Ge-
sichtspunkt Verkehrslarm wird auf die Stellungnahme vom 13.01.2025 im Zuge der frithzeitigen
Beteiligung gemal § 4 Abs.1 BauGB verwiesen.

Es wird begriiRt, dass die Vorschlédge fur die textlichen Festsetzungen in Bezug auf die passiven
Schallschutzmallinahmen aus der schalltechnischen Untersuchung zum Verkehrs- und Sportlarm
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes von grasy + zanolli engineering mit Stand vom
03.11.2025 weitestgehend Ubernommen worden sind.

Aus gesundheitlicher Sicht sollten alle Malinahmen zur Reduzierung des Larms ausgeschopft wer-
den.
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Bauplanungsrecht

Regionalplanung

Der Regionalplan Dusseldorf (RPD) beinhaltet folgende zeichnerische Festlegungen:

Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB)

Grundwasser- und Gewdésserschutz

— Schienenwege fiir den Uberregionalen
— und regionalen Verkehr

Allgemeiner Freiraum- und Agrar-
Bereich (AFA)

‘ Regionaler Griinzug (RGZ)
Auszug aus dem Regionalplan, Quelle: Geoportal NRW

Fir das Plangebiet ist im zeichnerischen Teil des Regionalplans Disseldorf (RPD) ein Allgemeiner
Siedlungsbereich (ASB) festgelegt. Damit liegt das Plangebiet innerhalb des Siedlungsraums und
entspricht dem Ziel Z1 aus dem Kapitel 3.1.1 des RPD. Zusétzlich entspricht die Lage im ASB dem
Ziel 6.5-1 des Landesentwicklungsplans (LEP).

Zusatzlich liegt das Plangebiet im Bereich Grundwasser- und Gewasserschutz.

Flachennutzungsplanung

Der Flachennutzungsplan der Stadt Hilden stellt fur die Flache der geplanten Wohngebiete zum
grofiten Teil eine Wohnbauflache dar. Lediglich ein kleiner untergeordneter Randbereich im Wes-
ten wird als Grunflache mit der Zweckbestimmung ,Spielplatz Typ B* und gemafR der Planbegriin-
dung als Flache fur die Landwirtschaft dargestellt.

Aufgrund der Parzellenunscharfe des Flachennutzungsplanes kann die vorliegende Planung ge-
maB § 8 Abs. 2 BauGB als aus dem Flachennutzungsplan entwickelt betrachtet werden.

Die geplante private Grunflache mit der Zweckbestimmung ,M&hwiese mit Regenwasserriickhal-
tung* wird im Flachennutzungsplan als Griinflache mit der Zweckbestimmung ,Spielplatz Typ B*
dargestellt. '

- Bebauungsplan

Gemal der textlichen Festsetzung 2.1 sollen auch Terrassen die festgesetzte GRZ um bis zu 50%
gemél § 19 Abs. 4 BauNVO uberschreiten kénnen. Dies ist stadtebaulich nachvollziehbar, es ist
jedoch fraglich, ob dies zuléssig ist. § 19 Abs. 1-3 BauNVO legt die Berechnung der GRZ fest; da-
bei bezieht sich § 19 Abs. 2 BauNVO auf ,bauliche Anlagen®, worunter auch Terrassen als Haupt-
anlagen fallen. Die darauf aufbauende Uberschreitungsméglichkeit gemaR § 19 Abs. 4 Satz 2
BauNVO gilt abweichend davon nur fir bestimmte Anlagen, die abschliefend in § 19 Abs. 4 S. 1
BauNVO aufgeflihrt werden. Von daher ist nicht ersichtlich, dass § 19 Abs. 4 BauNVO auch fur
Terrassen angewendet werden kann.

Mit der textlichen Festsetzung 2.2 soll geregelt werden, dass Fidchenanteile an auerhalb des
Baugrundstiickes festgesetzten Gemeinschaftsanlagen der Grundstlicksflache nach § 19 Abs. 3

- BauNVO hinzuzurechnen sind. Dies setzt voraus, dass die Gemeinschaftsanlagen explizit geman
§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB festgesetzt werden. Dies ist aus dem Bebauungsplan jedoch nicht er-
sichtlich, denn die Stellplatze werden gerade nicht als ,GSt" sondern als ,St" festgesetzt und die
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Kinderspielflachen werden gar nicht festgesetzt. In der Begrtindung (S. 16) werden pauschal die
als Stellplatze festgesetzten Flachen und andere nicht festgesetzte Anlagen den Gemeinschafts-
anlagen gleichgesetzt, dies wird den oben genannten Anforderungen nicht gerecht.

Im WA1 schlie3en westlich an die tiberbaubare Grundstucksflache zwei schmale Streifen mit einer
ergénzenden Uberbaubaren Grundstlicksflache an, diese sind mit ,EG" bezeichnet. Welche abwei-
chenden Festsetzungen fiir diese Flachen gegeniber der groRen Uberbaubaren Grundstiicksfla-

che gelten sollen, wird im Bebauungsplan nicht festgelegt. Der Begriff ,EG" wird nicht definiert und

der gemaf Begrindung (S. 16) damit verkniipfte Begriff ,Erdgeschoss” ist bauplanungsrechtlich
unbestimmt.

In der textlichen Festsetzung 10.1 wird auf eine externe FLL-Richtlinie verwiesen, bei Neuauflagen
sollen diese offensichtlich gelten. Es wird vorgeschlagen, nur die aktuelle, vom Plangeber zu-
grunde gelegte Fassung vorzugeben, statt dynamisch auf Neuauflagen zu verweisen. Ansonsten
ist nicht ausgeschlossen, dass sich der Planinhalt durch Anderungen der Richtlinie mit &ndert.

Die bauordnungsrechtliche Festsetzung 12.2 zur Dacheindeckung verfolgt dem Wortlaut nach
Ziele des Wasserschutzes, siehe hierzu auch den Hinweis Nr. 26. Bauordnungsrechtliche Festset-
zungen setzen gemal § 89 Abs. 1 Nr. 1 BauO NRW voraus, dass sie ,zur Erhaltung und Gestal-
tung von Ortsbildern” dienen, diese Zielrichtung wird mit der Festsetzung gerade nicht verfolgt.
Von daher liegt es naher, fur diese Festsetzung eine andere Rechtsgrundlage heranzuziehen.

Aus dem ,Messbericht Schwingungs- und Erschitterungsmessung bei Zugvorbeifahrten* vom
12.03.2025 geht nicht hervor, wie stark bzw. intensiv die Erschitterungen einzuordnen sind. Die
Aussage, dass die Werte der DIN 4150 (siehe Zusammenfassung auf S. 9) Uberschritten sind,
lasst einen groRen Wertungsspielraum zu. Daraus kann nicht abgeleitet werden, dass ohne Weite-
res gesunde Wohnverhéltnisse mit technisch vertretbaren und wirtschaftlich darstellbaren Mitteln
gewahrt werden kénnen. Von daher ist es nicht nachvollziehbar, dass dieses Thema im Sinne der
Konfliktverlagerung auf die Baugenehmigungsverfahren verschoben werden soll. Es wird empfoh-
len, zu diesem Belang ndhere Ausflhrungen zu erganzen.

Die Beurteilungspegel zum Schienenverkehr reichen tagsuber an die Schwelle zur Gesundheitsge-
fahr von 70 dB(A) heran und Uberschreiten nachts die Schwelle zur Gesundheitsgefahr von 60
dB(A), siehe die Begrindung auf S. 31. Es wird darum gebeten, als Konsequenz eine Gesamtbe-
trachtung aller auf die geplante Wohnbebauung einwirkenden Larmimmissionen vorzunehmen und
sich in der Begriindung vertieft mit diesem Thema im Sinne der Abwagung auseinanderzusetzen.

Fur Fragen stehe ich Ihnen gern zur Verfigung.

Mit freundlichen GriRen
im Auftrag
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Zum Schutz der Trinkwasserversorgung ist erhéhte Vorsicht im Umgang mit
wassergefahr-denden Stoffen geboten. Entsprechende Regelungen zum
Schutz des Grundwassers sind einzuhalten.

Auf die Verbote und Genehmigungsvorbehalte aktueller
Wasserschutzgebietsverordnungen wird hingewiesen.

FUr die Niederschlagswassereinleitung in den Untergrund ist in jedem Fall
eine wasserrechtli-che Erlaubnis erforderlich. Die Vorgaben gemaR
Wassergesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen LWG NRW zur schadlosen
Versickerung sind einzuhalten.

Die Entwasserungskonzeption ist vor der wasserrechtlichen Antragstellung
rechtzeitig mit der Unteren Wasserbehdrde des Kreises Mettmann
abzustimmen.

Starkregengefahrenkarten sind zu beachten.

Voraussetzung fur die Versickerung von Niederschlagswasser ist, dass die
Versickerung technisch méglich ist und keine Beeintrachtigungen von
Nachbargrundstlicken oder 6ffentli-chen Verkehrsflachen, insbesondere durch
Uberflutungen, Uberschwemmungen oder Nasse-schaden, entstehen.

Untere Immissionsschutzbehoérde

Den Anregungen der Unteren Immissionsschutzbehdérde im Verfahren nach §
4 Abs. 1 BauGB wurde nicht gefolgt. Die Bedenken bestehen daher
weiterhin.

Auf das geplante Wohngebiet wirken Schienen- und Strallenverkehrslarm und
Larm eines sudlich gelegenen Bolzplatzes ein. Der Abstand vom nérdlichen
Rand des Bolzplatzes zum nachstgelege-nen geplanten Wohngebaude
betragt ca. 15 m. Der Abstand vom nérdlichen Ballfangzaun zum Plangebiet
betragt ca. 25 m.

Der Schallgutachter kommt in seinen Untersuchungen vom 03.11.2025 und
vom 07.11.2024 zum Ergebnis, dass an den nachstgelegenen
Wohngebauden die Immissionsrichtwerte eingehalten werden. Er hat dafur
Emissionskennwerte flr Bolzplatze aus einer Studie des bayerischen Lan-
desamtes fur Umwelt und den Abstand von 30 m vom Ballfangzaun zum
Plangebiet zugrunde ge-legt.

In dieser gleichen Studie des bayerischen Landesamtes fur Umwelt wird
jedoch auch anhand der Emissionskennwerte dargelegt, dass zwischen
Bolzplatz und Wohnbebauung (WA-Gebiet) bei einer ganztagigen
Nutzungszeit ein Mindestabstand von 100 m eingehalten werden soll, bei 6-
stindiger Nutzung auBerhalb der Ruhezeiten wirden auch 55 m reichen. Dies
hat der gleiche Schallgutachter in seiner Untersuchung vom 13.08.2018 auch
so beurteilt.

Ebenso kann als Erkenntnisquelle die 18. BImSchV herangezogen werden, die
besagt, dass bei Neuanlagen ein Mindestabstand von 80 bis 100 m zur
Wohnbebauung (WA) eingehalten werden muss. In diesem Fall ist der
Bolzplatz vorhanden, die Wohnbebauung rickt heran. Das ist durchaus
vergleichbar.

Einige Gerichturteile bestatigen dies im GroRen und Ganzen.

Ein Abstand der Wohnbebauung von 15 m zum Bolzplatz bzw. 25 m zum
Ballfangzaun ist nicht ausreichend.

Ich rege daher wiederum an, durch entsprechende Planung des
Wohngebietes, ggf. auch mit schalloptimierter Grundrissanordnung, nicht nur
bzgl. des Schienen- und StraBenverkehrslarms, sondern auch bzgl. des
Bolzplatzes die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
sicherzustellen.

Untere Bodenschutzbehorde
Allgemeiner Bodenschutz
Durch Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 139A Hofstralle 105 inklusive
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Hinterland beabsich-tigt die Stadt Hilden, planungsrechtliche
Voraussetzungen zur Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes (WA) zu
schaffen.

GemaR der Bodenfunktionskarte des Kreises Mettmann (1:5.000) ist der als
Siedlungsbrache an-zusprechende Standort als nicht schutzwirdig
ausgewiesen, da der Boden einen geringen Funkti-onserfiullungsgrad
aufweist.

Die Darstellung der Schutzwirdigkeit der Béden im Planungsbereich sind
innerhalb des Umweltbe-richtes durch die Bereitstellung der Karte der
schutzwurdigen Béden des Kreises Mettmann (1:5.000) nicht erfasst worden.
Weiterhin werden im Umweltbericht unter Kap. 7.8 Malnahmen zur
Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen
die Eingriffe in den Boden dargestellt. Gegen die Aufstellung des
Bebauungsplans bestehen aus Sicht der Unteren Bodenschutzbehdrde keine
Be-denken, wenn die im Umweltbericht aufgefihrten Vermeidungs- und
Minimierungsmafnahmen zur Gewahrleistung eines vorsorgenden
Bodenschutzes (Vorsorgegrundsatze) eingehalten und umgesetzt werden.

Altlasten

Fir das Plangebiet liegen keine Erkenntnisse, Hinweise oder
Verdachtsmomente zu Altlasten, schadlichen Bodenveranderungen sowie
dadurch bedingten Beeintrachtigungen vor, so dass dies-bezuglich keine
Hinweise oder Anregungen vorgebracht werden.

Untere Naturschutzbehdérde

Landschaftsplanung

Das Plangebiet liegt nicht im Geltungsbereich des Landschaftsplans. Die
Aussage unter Punkt 2.3.4 im LBP ist dementsprechend zu andern.

Eingriffsregelung

Der vorliegende Landschaftspflegerische Begleitplan (ISR, Stand 10.12.2025)
kommt zu folgendem Ergebnis:

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 139A wird ein externer
Kompensationsbe-darf von 10.211 Wertpunkten (LANUV) vorbereitet. Eine
Kompensation dieses Ausgleichsbe-darfs innerhalb des Plangebiets ist
aufgrund der angestrebten Nutzungsintensitat nicht um-setzbar.

Auch bei einer deutlichen, wenngleich unrealistischen und nicht praktikablen
Steigerung der Bi-otopwerte und damit einhergehenden Anderung der
Zielbiotope auf den Griunflachen innerhalb des Plangebiets kénnte keine
ausreichende Kompensation generiert werden. Um einen Mehr-wert flr Natur
und Landschaft zu erzielen, ist folglich eine ganzheitliche
KompensationsmaR-nahme auf externen Flachen zu bevorzugen.

Die Kompensation der Eingriffe erfolgt Uiber das stadtische Okokonto
Obstwiese Hofstralle, eine Streuobstwiese auf einer ehemaligen Ackerflache
unmittelbar nordwestlich des Plange-biets.

Hierzu werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht.

Artenschutz

Die Aktualisierung des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags (Schmitz,
11.2024) kommt zu folgen-dem Ergebnis.

Nur bei Durchfihrung der genannten Vermeidungs- und
AusgleichsmalBnahmen werden keine Verbotstatbestdande gemaR § 44
BNatSchG ausgeldst. Fazit: Das Vorhaben ist aus arten-schutzrechtlicher Sicht
zulassig, sofern die oben genannten MalBnahmen entsprechend durchgefuhrt
werden.

Dieser Einschatzung schliel3t sich die UNB nur teilweise an. Das Plangebiet
wurde seit der Erstellung des aktualisierten Artenschutzfachbeitrags um eine
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Flache im Nordosten erweitert. Dort ste-hen Gebaude, die durch Neubauten
Uberplant werden sollen. Diese Gebaude wurden nicht im Ar-
tenschutzfachlichen Beitrag bertcksichtigt. Es werden Bedenken gegen die
fehlende Untersu-chung der Gebaude erhoben. Der Artenschutzfachliche
Beitrag ist somit unvollstandig.

Zudem wurden zwar die Vermeidungsmaflnahmen in die textlichen
Festsetzungen des Bebau-ungsplans aufgenommen, nicht jedoch die
vorzunehmenden AusgleichsmaRnahmen flr Fleder-mause und Vdgel. Diese
sind ebenfalls aufzunehmen.

Die endgultige Stellungnahme kann deshalb erst nach der Erganzung des
Artenschutzfachbeitrags sowie der Ubernahme der fehlenden
AusgleichsmaBnahmen in den Bebauungsplan abgegeben werden.

Kreisgesundheitsamt

Bezuglich der grundsatzlichen Bedenken gegentber der Realisierung des
Vorhabens auf Grund der unglnstigen Voraussetzungen fir gesunde Wohn-
und Lebensverhaltnisse unter dem Ge-sichtspunkt Verkehrslarm wird auf die
Stellungnahme vom 13.01.2025 im Zuge der friihzeitigen Beteiligung gemaR
§ 4 Abs.1 BauGB verwiesen.

Es wird begriBt, dass die Vorschlage fur die textlichen Festsetzungen in
Bezug auf die passiven Schallschutzmalnahmen aus der schalltechnischen
Untersuchung zum Verkehrs- und Sportlarm im Rahmen der Aufstellung des
Bebauungsplanes von grasy + zanolli engineering mit Stand vom 03.11.2025
weitestgehend GUbernommen worden sind.

Aus gesundheitlicher Sicht sollten alle MaBnahmen zur Reduzierung des
Larms ausgeschopft werden.

Bauplanungsrecht

Regionalplanung

Der Regionalplan Dusseldorf (RPD) beinhaltet folgende zeichnerische
Festlegungen:

Auszug aus dem Regionalplan, Quelle: Geoportal NRW Allgemeiner
Siedlungsbereich (ASB)

Grundwasser- und Gewasserschutz

Schienenwege fir den Uberregiona-len und regionalen Verkehr
Allgemeiner Freiraum- und Agrar-

Bereich (AFA)

Regionaler Grinzug (RGZ)

Fir das Plangebiet ist im zeichnerischen Teil des Regionalplans Disseldorf
(RPD) ein Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) festgelegt. Damit liegt das
Plangebiet innerhalb des Siedlungsraums und entspricht dem Ziel Z1 aus
dem Kapitel 3.1.1 des RPD. Zusatzlich entspricht die Lage im ASB dem Ziel
6.5-1 des Landesentwicklungsplans (LEP).

Zusatzlich liegt das Plangebiet im Bereich Grundwasser- und
Gewasserschutz.

Fldchennutzungsplanung

Der Flachennutzungsplan der Stadt Hilden stellt fir die Flache der geplanten
Wohngebiete zum grofSten Teil eine Wohnbauflache dar. Lediglich ein kleiner
untergeordneter Randbereich im Westen wird als Grinflache mit der
Zweckbestimmung Spielplatz Typ B und gemaR der Planbegriindung als
Flache fur die Landwirtschaft dargestelit.

Aufgrund der Parzellenunscharfe des Flachennutzungsplanes kann die
vorliegende Planung ge-mafR § 8 Abs. 2 BauGB als aus dem
Fldchennutzungsplan entwickelt betrachtet werden.
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Die geplante private Grinflache mit der Zweckbestimmung Mahwiese mit
Regenwasserrtickhaltung wird im Flachennutzungsplan als Grinflache mit
der Zweckbestimmung Spielplatz Typ B dargestellt.

Bebauungsplan

Gemal der textlichen Festsetzung 2.1 sollen auch Terrassen die festgesetzte
GRZ um bis zu 50% gemald § 19 Abs. 4 BauNVO Uuberschreiten kdnnen. Dies
ist stadtebaulich nachvollziehbar, es ist jedoch fraglich, ob dies zulassig ist. §
19 Abs. 1-3 BauNVO legt die Berechnung der GRZ fest; da-bei bezieht sich §
19 Abs. 2 BauNVO auf bauliche Anlagen, worunter auch Terrassen als Haupt-
anlagen fallen. Die darauf aufbauende Uberschreitungsmaglichkeit gemaR §
19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO gilt abweichend davon nur fir bestimmte Anlagen,
die abschlieBend in § 19 Abs. 4 S. 1 BauNVO aufgeflhrt werden. Von daher ist
nicht ersichtlich, dass § 19 Abs. 4 BauNVO auch fur Terrassen angewendet
werden kann.

Mit der textlichen Festsetzung 2.2 soll geregelt werden, dass Flachenanteile
an auBBerhalb des Baugrundstiickes festgesetzten Gemeinschaftsanlagen der
Grundsticksflache nach § 19 Abs. 3 BauNVO hinzuzurechnen sind. Dies setzt
voraus, dass die Gemeinschaftsanlagen explizit gemal § 9 Abs. 1 Nr. 22
BauGB festgesetzt werden. Dies ist aus dem Bebauungsplan jedoch nicht er-
sichtlich, denn die Stellplatze werden gerade nicht als GSt sondern als St
festgesetzt und die Kinderspielflachen werden gar nicht festgesetzt. In der
Begrindung (S. 16) werden pauschal die als Stellplatze festgesetzten
Fldchen und andere nicht festgesetzte Anlagen den Gemeinschaftsanlagen
gleichgesetzt, dies wird den oben genannten Anforderungen nicht gerecht.
Im WAL schlieBen westlich an die Uberbaubare Grundsticksflache zwei
schmale Streifen mit einer erganzenden uberbaubaren Grundsticksflache an,
diese sind mit EG bezeichnet. Welche abwei-chenden Festsetzungen fir diese
Flachen gegenuber der groBen Uberbaubaren Grundsticksflache gelten
sollen, wird im Bebauungsplan nicht festgelegt. Der Begriff EG wird nicht
definiert und der gemals Begrindung (S. 16) damit verknUpfte Begriff
Erdgeschoss ist bauplanungsrechtlich unbestimmt.

In der textlichen Festsetzung 10.1 wird auf eine externe FLL-Richtlinie
verwiesen, bei Neuauflagen sollen diese offensichtlich gelten. Es wird
vorgeschlagen, nur die aktuelle, vom Plangeber zugrun-de gelegte Fassung
vorzugeben, statt dynamisch auf Neuauflagen zu verweisen. Ansonsten ist
nicht ausgeschlossen, dass sich der Planinhalt durch Anderungen der
Richtlinie mit andert.

Die bauordnungsrechtliche Festsetzung 12.2 zur Dacheindeckung verfolgt
dem Wortlaut nach Ziele des Wasserschutzes, siehe hierzu auch den Hinweis
Nr. 26. Bauordnungsrechtliche Festset-zungen setzen gemal § 89 Abs. 1 Nr. 1
BauO NRW voraus, dass sie zur Erhaltung und Gestal-tung von Ortsbildern
dienen, diese Zielrichtung wird mit der Festsetzung gerade nicht verfolgt.
Von daher liegt es naher, flr diese Festsetzung eine andere Rechtsgrundlage
heranzuziehen.

Aus dem Messbericht Schwingungs- und Erschltterungsmessung bei
Zugvorbeifahrten vom 12.03.2025 geht nicht hervor, wie stark bzw. intensiv
die Erschitterungen einzuordnen sind. Die Aussage, dass die Werte der DIN
4150 (siehe Zusammenfassung auf S. 9) Uberschritten sind, Iasst einen
grofen Wertungsspielraum zu. Daraus kann nicht abgeleitet werden, dass
ohne Weiteres gesunde Wohnverhaltnisse mit technisch vertretbaren und
wirtschaftlich darstellbaren Mitteln gewahrt werden kénnen. Von daher ist es
nicht nachvollziehbar, dass dieses Thema im Sinne der Konfliktverlagerung
auf die Baugenehmigungsverfahren verschoben werden soll. Es wird empfoh-
len, zu diesem Belang nahere Ausfihrungen zu erganzen.

Die Beurteilungspegel zum Schienenverkehr reichen tagstber an die
Schwelle zur Gesundheitsgefahr von 70 dB(A) heran und Uberschreiten
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Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstraBe BUND
Nr. 150 inklusive Hinterland FREUNDE DER ERDE

Stadt Hilden Bund fiir Umwelt -und
40721 Hilden Naturschutz Deutschland

Landesverband NRW e.V.
per Vil :

Ortsgruppe Hilden

info@lb-naturschutz-nrw.de

und uber das Behorden-Portal OOB

Hilden, 03.06.2026

Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 139A fiir den Bereich HofstraRe Nr. 150
inklusive Hinterland fiir den Bereich Hilden - Stid

Sehr geehrte Damen und Herren,

Das Plangebiet soll nochmals vergrdBert und weiter in den Freiraum
ausgedehnt werden. Das widerpricht dem Vorsorgeprinzip und dem EU-
Wiederherstellungsgebot. Durch eine solche Ubermd&Bige Ausdehnung der
Bebauung wiirde auch gegen die notwendigen KlimaanpassungsmaBnahmen
gehandelt. Deshalb lehnen wir eine solche Bebauungs-Planung ab, weil
diese gegen eine zukunftsorientierte Stadtentwicklung stehen wilrde.

, Die GroBe des Plangebietes

umfasste zum Zeitpunkt der frithzeitigen Beteiligung eine Fl&che von
rd. 7.050 m?*. Im weiteren Verlauf des Verfahrens wurde der
Geltungsbereich auf insgesamt rd. 8.750 m? erweitert.Die
VergréBerung des Plangebiets erfolgte durch die komplette Aufnahme
des Grundstiicks HofstraBe 144 (Flurstiick 196), um die bestehende
Nutzung planungsrechtlich zu sichern und eine Angebotsplanung zu
erméglichen.™

Zusatzlich sollen also Grundstilicke fremder Eigentimer Uberplant
werden, obwohl die Eigentiimer uns gegeniiber keine Bauabsicht erklart
haben. Die Begriindung dazu erscheint als willkiirliche verwaltungs-
technische Handlung und ist ansonsten unbegriindet! Diesem Vorschlag
sollten verantwortliche Kommunal-politiker*innen eine Absage
erteilen.

Die Entwasserung soll wegen der tiefen Bebauung kostenaufwdndig uber
das Bolzplatz-Geldnde zur Karnaper gefiihrt werden. Das ist zu
vermeiden, wenn kostenginstiger und schneller nur straBenbegleitend
an der HofstraBe bebaut wird. Dieses wlirde auch eher den o.g.
Vorsorgeprinzipien entsprechen und erscheint in einer so dicht
besiedelten und versiegelten Gemeinde wie Hilden als die
zukunftsfdhigere Variante.

Gegen die ausdriicklichen Bedenken der Immisionsschutzbehdrde (Kreis
Mettmann) dort heiBt es u.a.

" Gesunde Wohn- und Lebensverhdltnisse sind unter diesen Umst&dnden
in dem Plangebiet nicht gegeben und lassen bei Umsetzung des
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Vorhabens SchallschutzmaBnahmen zwingend notwendig werden.

" Insgesamt sollte aus gesundheitlicher Sicht abgewogen werden, ob
das Projekt liberhaupt umgesetzt werden sollte. In diesem
Zusammenhang sei auch auf den Lirmaktionsplan der Stadt Hilden
verwiesen. Die Stadt Hilden hat sich in diesem dem Ziel
verschrieben, die Ladrmbelastung filir ihre Bilirger zu minimieren und zu
reduzieren, damit die Lebensqualitdt verbessert wird und weniger
gesundheitliche Belastungen bestehen. Dieses aktuelle
ErschlieBungsvorhaben trdgt zu dieser Zielsetzung nicht wirklich
bei, vielmehr wiirde im Prinzip ein zusdtzlicher Ldrmbrennpunkt bzw.
Hotspot entstehen."

Auch die Larm - Probleme konnen durch eine nur an der HofstraBe
straBRenbegleitende Bebauung reduziert und/oder komplett vermieden
werden und wirde dariber hinaus helfen, die Baukosten erheblich zu
vermindern.

Dies erscheint auch angebracht, da zur Zeit mehrere geplante
Bauvorhaben nicht oder nur mit begrenztem Elan begonnen oder
fortgefihrt werden. Zusatzlich wird uns von vielen Hildener
Birger*innen von zunehmenden Leerstidnden in Bestandsgebaduden
berichtet. Dies ist auch bereits zu erwarten gewesen, weil dies
bereits im Stadtentwicklungskonzept (aus den Jahren 2010 bzw. 2011)
eingeschatzt und prognostiziert wurde. Hier sollten die Potenziale
genutzt werden und damit koénnten Freiflachen geschont werden.

Zum Arten- und Naturschutz

Die Okologische Landschaftsanalyse und Naturschutzplanung stammt aus
dem Jahr 2018 und ist damit a&lter als 5 Jahre und nicht hinreichend
aktuell. Dazu entspricht die dort dargestellte Untersuchungsflache
(Anlage 1) nicht der derzeitig vorgelegten Planung. Die
artenschutzrechtliche Prifung aus dem Jahr 2024 hat die friiheren
gutachterlichen Untersuchungen ergadnzt und aktualisiert. Diese
Erkenntnisse hat Schutzbediirfnisse klarer definiert und folgende
Vorgaben gemacht: Vermeidungs- und AusgleichsmaBnahmen fir
Fledertiere mit Einhaltung der Abrisszeiten von 1. Oktober bis 28.
Februar.

Auch hier fehlt es auch an einer Betrachtung und Bewertung unter
Einbeziehung der geplanten groBen Freiflidchen-PV-Anlage, die von den
Stadtwerken Hilden in der N&he des B-Planes entstehen soll.
So ist die folgende Aussage auch hierzu von Bedeutung und es ist zu
fragen, ob auf Basis der vorliegenden Unterlagen und Planungen
derzeit uberhaupt bereits eine verlassliche Aussage zu den
artenschutzrechtlichen Aussagen zu machen sind.

"Allerdings steht noch die Abstimmung mit der UNB und die
Ubernahme der artenschutzrechtlichen MaBnahmen in den Bebauungsplan
aus'.

"Die endgililtige Stellungnahme kann deshalb erst nach der
erfolgten Abstimmung mit der UNB und der Ubernahme der
Vermeidungs-, Minderungs- und AusgleichsmaBnahmen in den
Bebauungsplan abgegeben werden.™
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Ob die unter den Punkten 6.1 und 6.2 aufgefithrten Mafnahmen in den
textlichen Feststellungen tatsachlich zur Kompensation der
weggefallenen und noch wegfallenden Fortpflanzungsstatten
tatsachlich wirken koénnen, ist nicht detailliert beschrieben und
kann deshalb nicht als hinreichend gesichert angenommen werden.

Der Umweltbericht 2025 gibt die Aufgaben richtig wieder:

~Die gesetzliche Grundlage fiir die Wahrung der Belange des
Naturschutzes und der

Landschaftspflege im Rahmen der naturschutzfachlichen
Eingriffsermittlung bildet das

Bundesnaturschutzgesetz in Verbindung mit dem BauGB.

Ziel des Naturschutzes ist es demzufolge,

e die Leistungsfdhigkeit des Naturhaushaltes

e die Nutzungsfdhigkeit der Naturgiiter,

e die Pflanzen- und Tierwelt sowie

e die Vielfalt, Eigenart und Schénheit von Natur und Landschaft
als Lebensgrundlage des Menschen und als Voraussetzung flir seine
Erholung in Natur und

Landschaft nachhaltig zu sichern.

Dementsprechend sind Beeintrdchtigungen des Naturhaushaltes zu
vermeiden und, wenn

nicht vermeidbar, auszugleichen bzw. durch ErsatzmaBnahmen zu
kompensieren.™

Gemessen daran sehen wir erhebliche Miangel in diesem Bebauungsplan-
Verfahren und den Unterlagen zur Offenlage. Dies wird zundchst schon
in den Hinweisen auf den Grinordungsplan deutlich, wo von

“Defiziten in der Freiflachenausstattung"™ die Rede ist.

»3.1.5 Griinordnungsplan (GOP)

Der Griinordnungsplan der Stadt Hilden (Umweltbiiro Essen, 2001)
formuliert in Karte 1 das

Gebiet zwischen HofstraBe und Gleisanlagen als ,Bereich mit
Defiziten in der

Freifldchenausstattung".

Hinsichtlich des Hochwasserschutzes sehen wir die rechtlichen
Vorgaben nicht hinreichend umgesetzt, da Uberflutungs- und
Versickerungsfldchen nicht gesichert werden.

»3.1.6 Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz

Der am 01.09.2021 in Kraft getretene ,Bundesraumordnungsplan
Hochwasserschutz" (BRPH) trifft erstmals bundesweite Regelungen zur
Wasserwirtschaft, zum Hochwasserrisikomanagement, zur Entwicklung
von Siedlungen und kritischen Infrastrukturen wie Verkehrs- und
Energienetzen.

Uberflutungs- und Versickerungsflichen miissen gewonnen und
freigehalten werden und das Wasserrilickhaltevermdgen des Bodens
verbessert werden."
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Die im Bebauungsplan angegebene Grundfldchenzahl von 0,4 wird durch
Nebenanlagen auf 0,6 noch ausgedehnt, so dass die versiegelten
Fldachen einschlieBflich der Verkehrsfliachen den uberwiegenden Teil
der Planfldche ausmachen werden. Wie die Versickerung von mittleren
und vor allem stadrkeren Regenfdllen erfolgen soll, erschlieBt sich
aus den Unterlagen nicht.

(Hierzu wird als Erganzung am Ende bildlich deutlich, wie 0,4 GRZ plus
Ausweitung auf 0,6 GRZ in der Praxis sich fatal auswirkt!)

Zur Biologischen Vielfalt:

,Biologische Vielfalt

Aufgrund der geplanten Bebauung des Plangebietes wird mit einem
Riickgang der biologischen Vielfalt im Plangebiet gerechnet.
Nachteilige Wirkungen auf die lokale biologischeVielfalt werden im
Hinblick auf die GréBe der Fldche allerdings nicht erwartet.

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen werden, durch
die getroffenen Vermeidungs- und AusgleichmaBnahmen, als nicht
erheblich negativ eingestuft."

Die Aussage zur biologischen Vielfalt erscheint uns und vielen
Blirger*innen nicht nachvollziehbar.

Wenn der aktuellen Wertigkeit - wertvolle Badume wurden vorher
gefdallt und die vorhandenen Biotope werden dadurch vollstandig
entfernt — von 24.070 Punkten ein Wert von 13.859 Punkten und damit
ein Defizit von 10.211 Punkten gegeniibergestellt wird, erscheint ein
~Ausgleich" fraglich, wenn dieser iber "ékopunkte“ erfolgen soll.
Diesen ,Ausgleich"“ werden die Anwohner nicht als Ausgleich empfinden
und erfahren koénnen!

Ob und wie die angekiundigten ,zwei Nisthilfen fiir Vogel und drei
Fledermauskdsten" nur anndhernd

das ausgleichen kénnen, was so formuliert wurde, ist &duBerst
fraglich und nicht nachvollziehbar:

,Bel der Durchfihrung der Planung wird das Gebiet komplett Uberplant
und die vorhandenen Biotope werden dadurch vollstandig entfernt.®

Mit einer derartigen Bebauung &dndert sich in diesem Siedlungsbereich
das Lebens- und Wohngefihl deutlich und auch deshalb ist eine solch
intensive, dicht Bebauung abzulehnen.

Zu 5.5 Schutzgut Klima / Schutzgut Luft

»In der Karte ,Klima- und immissionsdkologische Funktionen der Stadt
Hilden™ wird der bebaute

Bereich des Plangebietes als Siedlungsbereich mit einer geringen
bioklimatischen Belastung

dargestellt (vgl. Abb. 7). Der nordliche Bereich ist als
bioklimatisch neutraler Bereich

ausgewiesen und die Grinflachen bzw. die landwirtschaftlichen
Fldchen im stdlichen Bereich

als Flachen mit einer geringen Kaltluftlieferung.™
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Die in den Abbildungen dargestellten Aussagen erscheinen unklar und
mit den Erfahrungen der Bewohner des Gebietes nicht entsprechend.
Das obige Bild der Luftstromung aus dem 3M- Verfahren

(siehe Bild oben) mit der Haupt-Luftstromung von West nach Ost wird
von den Anwohnern immer wieder bestitigt, wie wir an unseren
Infostédnden und den Frithlingsfesten immer wieder erfahren.

Daraus 1ladft sich zu der geplanten Abschirmung durch bahnnahe Gebadude
und Zwischenwdnde eine Behinderung der Kalt- und
Frischluftversorgung insbesondere in kritischen Hitze - Wetterlagen
erwarten. Damit also eine Verschlechterung der Klimabelastung statt
einer Klima-Vorsorge-Planung.

Fazit:

Aus mehreren Grinden und auch der Gegenargumente und Empfehlungen
des Kreis Mettmann zu den gesundheitlichen Risiken und dem Verzicht
auf die Bebauung in der vorgesehenen Dimension und der Nahe zu der
Bahnlinie halten wir diese Planung fiir nicht verantwortlich. Dies
insbesondere, wenn dort die stadtische Wohnbau-Gesellschaft sich in
ein solches Mehrfach-Risiko begeben wiirde.

Also blasen sie die tiefe in die Freifladche eingreifende Bebauung ab
und kehren Sie zu der von der Bahn entfernten strafenbegleitende
Bebauungs-Planung ohne groBere Risiken fir Kalt- und Frischluft
sowie Uberflutungsgefiahrdung zuriick, wie sie im Flidchennutzungs- und
Griunordnungsplan fritherer Jahre gedacht war.

Mit freundlichen GrifRen

I i1 den BUND Hilden

https://www.o-bb.de/verfahren/laufend/verfahrensdaten?id=193065
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Erganzung zu dem o.g. Argument ,,zu starke Verdichtung im stark versiegelten Hilden

,Die im Bebauungsplan angegebene Grundflachenzahl von 0,4 wird durch Nebenanlagen auf
0,6 noch ausgedehnt, so dass die versiegelten Flachen einschlieBlich der Verkehrsflachen den
Uberwiegenden Teil der Planflache ausmachen werden. Wie die Versickerung von mittleren
und vor allem starkeren Regenfallen erfolgen soll, erschlieBt sich aus den Unterlagen nicht.”

Welche Ausmalie eine solche Festsetzung der Grundflachenzahl annehmen kann,
zeigen wir anhand des Bebauungsplans Nr. 138, 2. Anderung von Oktober 2020
(Breddert/Krabbenburg) auf. Auch hier wurde in einer Ortsrandlage geplant und hier
sollte laut Begrundung gelten:

,Fur den sudlichen/westlichen Bereich soll eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 (...)
gelten. Die Grundsticke durfen (mit allen Einrichtungen) nur bis zu 50% bebaut
werden, da eine textliche Festsetzung eine Uberschreitung dieses
Versiegelungsgrades ausschliel3t. Zudem wird ein Grunflachenanteil von mindestens
30% als gestaltete Gartenflache gesichert, ebenfalls durch textliche Festsetzung. (...)
Die Umsetzung eines harmonischen Stralienbildes ist das Ziel dieser Ausweisung.
Dem qilt auch der festgesetzte Abstand zur Stralde von 3m.*

Nach Fertigstellung eines Gebaudes stellt sich die Situation des ,harmonischen
Stralenbildes” mit ,gestalteter Gartenflache“ heute wie folgt dar:

Krabbenburg 7 (harmonisches StraBenbild)
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Krabbenburg 7 (noch zu gestaltende Gartenflache)

Dieses groteske Beispiel zeigt, dass ein verantwortliches Bauen in Hilden leider nicht
stattfindet. Weder bei Bauplanung noch bei Baugenehmigung wird das Ziel einer
zukunftsgerichteten stadtebaulichen Entwicklung verfolgt. Dies ist angesichts der
Versiegelungs-, Hitze-, Hochwasser- und Klima-Probleme, die es in Hilden gibt,
verantwortungslos und lasst sich auch nicht weiter mit dem Bedarf an bezahlbarem
Wohnraum entschuldigen.
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Sa
NABU

Naturschutzbund Deutschland
Kreisverband Mettmann e.V.

Walder StraBBe 173
40724 Hilden
Tel. 02103 / 4925890

Stadt Hilden
Planungsamt
Am Rathaus 1
40721 Hilden

per Mail: @hilden.de / planung@hilden.de Hilden, den 03.06.2026

Kopie: info@lb-naturschutz-nrw.de
(@nabu-kv-mettmann.de

Bebauungsplan Nr. 139A ,,Hofstrafle 150 inklusive Hinterland*, Hilden-Siid
Stellungnahme im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
Auslegungszeitraum 29.04.2026 bis 03.06.2026 — Stand der Begriindung: 12.01.2026

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehﬂer_,

der NABU Kireisverband Mettman e.V. nimmt zu dem oben genannten Planentwurf fristgerecht
Stellung. Wir begriilen ausdriicklich das Ziel, dringend benétigten und teilweise offentlich
geférderten Wohnraum zu schaffen, und erkennen an, dass das Verfahren mit Umweltbericht,
Landschaftspflegerischem Fachbeitrag und einer aktualisierten Artenschutzpriifung fachlich
grundsitzlich solide aufgestellt 1st. Gleichwohl bestehen aus naturschutz-, klima- und
umweltfachlicher Sicht erhebliche Bedenken, die im Folgenden begriindet werden.

Schwerpunkt unserer Einwendungen ist die vorgesehene Kompensation iiber das stidtische Okokonto
,,Obstwiese Hofstrale“ Diese Einwendung hat fiir uns auch einen grundsitzlichen Hintergrund: Die
Spenderinnen und Spender aus der Hildener Biirgerschaft und Unternehmen, sowie wir als Flachen
pflegender NABU haben sich fiir diese Streuobstwiese aus Liebe zur Natur engagiert, nicht, um der
Stadt zu ermoglichen, Bauland zu erschlieflen, ohne die damit verbunden Umweltkosten selbst zu
tragen.

Soweit wir auf einzelne Verfahrensunterlagen Bezug nehmen, beziehen wir uns auf die zur Offenlage
ausgelegten Fassungen, insbesondere die Begriindung (Stand 12.01.2026), den Umweltbericht (Stand
zur Offenlage), den Landschaftspflegerischen Fachbeitrag der ISR Innovative Stadt- und
Raumplanung GmbH vom 10.12.2025 sowie die textlichen Festsetzungen (Entwurf, Stand
12.12.2025).

1. Eingriffs-Ausgleichsbilanz und Defizit

Nach dem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag steht dem 6kologischen Bestandswert der Flache
von 24.070 Wertpunkten ein Planungswert von lediglich 13.859 Wertpunkten gegeniiber. Es verbleibt
damit ein externes Ausgleichsdefizit von 10.211 Wertpunkten. Dies bedeutet, dass die Planung den

Amprion GmbH | Information ztl'n Datenschutz Juli 2022Seite. 3



okologischen Wert der Fldche nahezu halbiert und ein Ausgleich innerhalb des Plangebiets
ausdriicklich nicht moglich ist. Der Verlust soll vollstéindig iiber das stidtische Okokonto ,,Obstwiese
HofstraBBe* (Gemarkung Hilden, Flur 56, Flurstiick 2), gedeckt werden.

Wir weisen darauf hin, dass die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung gemiaf3 § 1a Abs. 3 BauGB 1.
V. m. §§ 13 ff. BNatSchG ein abgestuftes Vorgehen verlangt: Eingriffe sind zunichst zu vermeiden,
sodann zu mindern und erst der unvermeidbare Rest ist auszugleichen oder zu ersetzen. Angesichts
der hohen Versiegelungsrate von bis zu 60 % (GRZ 0,4 zzgl. Uberschreitung bis 0,6 gem. § 19 Abs.
4 BauNVO) regen wir an, die Vermeidungs- und Minderungsstufe nachweisbar auszuschdpfen, bevor
auf externen Ausgleich zuriickgegriffen wird. Insbesondere bitten wir um Priifung, ob die bauliche
Dichte im riickwartigen, bislang nach § 35 BauGB zu beurteilenden Bereich reduziert und der Anteil
tatsdchlich unversiegelter, durchwurzelbarer Flichen erhoht werden kann.

2. Kompensation iiber das Okokonto ,,Obstwiese Hofstraffe

2.1 Fehlende Transparenz der Bewertungsgrundlagen

Wir haben mit Schreiben vom 21.05.2026 um eine detaillierte Aufschliisselung der auf dem Okokonto
verbuchten 39.200 Okopunkte gebeten — insbesondere um Angaben zu Ausgangs- und
Zielbiotoptypen sowie zu den einzelnen bewertungsrelevanten MalBnahmen. Eine sachgerechte
Auskunft wurde uns bislang nicht erteilt; die Antwort beschriankte sich auf allgemeine methodische
Ausfiihrungen.

Eine wirksame Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB setzt voraus, dass die
umweltbezogenen Informationen, auf die die Abwégung gestiitzt wird, nachvollziehbar offengelegt
werden. Hierzu zihlt die Herleitung des Kompensationswertes der herangezogenen Okokontofl4che.
Der Anspruch auf Zugang zu Umweltinformationen ergibt sich iiberdies aus dem
Umweltinformationsgesetz NRW. Wir halten an unserem Informationsbegehren fest und fordern die
vollstindige Offenlegung der Bewertungsdokumentation (Ausgangszustand, Zielzustand,
Biotoptypen, EinzelmaBBnahmen, Wertpunktherleitung) als Voraussetzung einer sachgerechten
Beteiligung.

2.2 Zweifel an der alleinigen MaRnahmentragerschaft der Stadt

Die 0kologische Aufwertung der Streuobstwiese wurde nach unserer Kenntnis ganz {iberwiegend
durch Dritte angestoflen, finanziert und umgesetzt. Wir fassen die uns bekannten Tatsachen
zusammen, die sich gréBtenteils auch der eigenen Darstellung der Stadt entnehmen lassen:

* Finanzierung: Vom Projektbudget von 10.000 € wurden 8.365 € — also {iber 83 % — durch Spenden von
57 Biirger:innen, Vereinen und Unternehmen aus Hilden aufgebracht. Die Stadt ergéinzte den Restbetrag
von rund 1.635 € (6ffentliche Mittel?) und verwaltete die Spendengelder.

* Idee und Planung: Die Idee zur Anlage der Streuobstwiese ging nach Darstellung der Stadt vom

landwirtschaftlichen Pachter _) aus.

* Umsetzung: Beschaffung und Erstbepflanzung der Baume erfolgten durch die NABU-Gruppe Hilden
in Zusammenarbeit mit Familie -; das Wissern in den ersten beiden Jahren tibernimmt Familie
Wirtz (vergiitet aus Spendengeldern).

* Laufende Pflege: Baumpflege sowie Erziehungs- und Erhaltungsschnitt erfolgen dauerhaft durch den
NABU; Mahd und extensive Bewirtschaftung durch Familie - Beide Leistungen sind konstitutive
Voraussetzung dafiir, dass der dkologische Wert — und damit die Okopunkte — dauerhaft Bestand haben.
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* Pacht: Der Betrieb - zahlt nach dem Pachtvertrag weiterhin Pacht an die Stadt. Von einem
vollstdndigen ,,Nutzungsverzicht* der Stadt als wesentlicher Eigenleistung kann daher nicht die Rede
sein.

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Planungsbehorde darzulegen, worauf die alleinige Triagerschaft
der Stadt fiir diese OkokontomaBnahme gegriindet wird und ob die naturschutzrechtlichen
Voraussetzungen fiir die Anerkennung als vorgezogene Kompensationsmafinahme erfiillt waren.

2.3 Vereinbarkeit mit der Okokonto-Verordnung NRW

Nach § 4 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung iiber die Fiihrung eines Okokontos nach § 32 des
Landesnaturschutzgesetzes (Okokonto VO NRW, Fassung vom 25.11.2016) ist eine Forderung
vorgezogener Kompensationsmalinahmen mit 6ffentlichen Mitteln nicht zuléssig; Ausfiihrung
und Finanzierung obliegen dem MaBnahmentrager (§ 4 Abs. 1 Satz 1). § 3 Abs. 1 verlangt zudem den
Nachweis der uneingeschrankten Verfligungsbefugnis sowie eine Beschreibung und Bewertung der
MalBnahmen einschlielich der Herstellungs- und Entwicklungspflege.

Wir bitten ausdriicklich um sorgfiltige Priifung folgender Frage: Wenn die Aufwertung der Flache
ganz liberwiegend aus eingeworbenen Spenden Dritter und ehrenamtlicher Arbeit finanziert und
erbracht wurde, ist im Anerkennungsverfahren zu kliren, ob die Anforderungen an Trégerschaft und
Finanzierung nach der Okokonto VO NRW gewahrt sind. Dariiber hinaus sind 1.635 EUR von der
Stadt bereitgestellt worden. Sind diese als offentliche Mittel im Rahmen einer Forderung einer
Naturschutzmaflinahme zu werten?

Uns ist bewusst, dass § 10 Abs. 1 Okokonto VO NRW die unmittelbare Geltung der Verordnung fiir
den bauleitplanerischen Ausgleich nach § 1a Abs. 3 BauGB ausnimmt und § 10 Abs. 2 der Gemeinde
gestattet, anerkannte OkokontomaBnahmen fiir ihre Ausgleichsverpflichtung in Anspruch zu nehmen.
Gerade deshalb kommt es darauf an, ob die MaBnahme iiberhaupt rechtskonform als
OkokontomaBnahme anerkannt und eingebucht wurde — denn nur eine wirksam anerkannte
MalBnahme kann nach § 10 Abs. 2 in Anspruch genommen werden.

2.4 \erursacher- und Kostentragungsprinzip (88 13, 15 BNatSchG; 88 135a ff. BauGB)

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung beruht auf dem Verursacherprinzip. Dieses ist in § 13
BNatSchG (Pflicht des Verursachers zur Vermeidung und Kompensation) und § 15 BNatSchG
verankert; iiber § 1a Abs. 3 BauGB findet die Eingriffsregelung in der Bauleitplanung Anwendung.
Verursacher im bauplanungsrechtlichen Sinne ist die Gemeinde, die den Bebauungsplan aufstellt und
den Eingriff zuldsst. Dafiir sieht das Gesetz jedoch einen Kostentragungsmechanismus vor: Nach §§
135a bis 135¢ BauGB fiihrt die Gemeinde die Ausgleichsma3nahmen durch und legt die Kosten auf
die zuzuordnenden Grundstiicke bzw. Vorhabentrager um. Im Ergebnis sollen damit die Folgekosten
des Eingriffs den wirtschaftlich Begiinstigten und nicht der Allgemeinheit zur Last fallen.

Gemessen an diesem Zweck ist die vorgesehene Konstellation kritisch zu wiirdigen: Werden
Okopunkte verwertet, die ganz iiberwiegend durch biirgerschaftliche Spenden und ehrenamtliche
Arbeit entstanden sind, so trigt die Folgekosten des Eingriffs faktisch nicht der wirtschaftlich
begiinstigte Vorhabentrdger, sondern die Biirgerschaft, die die Aufwertung erst geschaffen hat. Wir
regen an, in der Abwigung darzulegen, wie sich die vorgesehene Okopunktverwertung mit dem
Verursacher- und Kostentragungsprinzip der Eingriffsregelung vereinbaren ldsst und ob bzw. in
welcher Hohe die Kompensationskosten dem Vorhaben nach §§ 135a ff. BauGB zugeordnet werden.
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2.5 Dauerhafte Sicherung (8 15 Abs. 4 BNatSchG)

§ 15 Abs. 4 BNatSchG verlangt, dass Kompensationsmallnahmen in dem erforderlichen Zeitraum
gesichert sowie rechtlich und tatsidchlich gepflegt und unterhalten werden. Der 6kologische Wert der
Streuobstwiese hdngt entscheidend von der kontinuierlichen fachkundigen Pflege durch NABU und
Familie Wirtz ab. Da beide als Péachter bzw. ehrenamtlich Tétige das jeweilige Verhiltnis unter
bestimmten Voraussetzungen beenden konnen, bitten wir darzulegen, wie die dauerhafte Sicherung
der MaBnahme — und damit der Bestand der Okopunkte — im Falle einer Beendigung des
Pachtverhiltnisses oder eines Wegfalls der ehrenamtlichen Pflege gewihrleistet wird (etwa durch
dingliche Sicherung, Pflegevertrag oder Festsetzung).

Der vorliegende Pachtvertrag belegt diese Sicherungsliicke konkret: Die Pachtzeit lduft nur bis zum
31.10.2029 und verldngert sich zwar jeweils um fiinf Jahre, ist aber von beiden Seiten ordentlich
kiindbar (§ 2 Abs. 1); § 6 ermdglicht zudem die fristlose Kiindigung aus wichtigem Grund. Die Pflege
— und damit der Fortbestand des Okopunktwertes — hiingt somit an einem kiindbaren, befristeten
Pachtverhiltnis. Eine dingliche oder sonstige iiber die Pachtlaufzeit hinausreichende Sicherung des
Kompensationszwecks ist dem Vertragswerk nicht zu entnehmen. Hinzu kommt, dass das vertraglich
vorgesehene Monitoring des Aufwertungserfolgs erst nach Ablauf von fiinf Jahren ab Pachtbeginn —
also frithestens Ende 2029 — beginnt (§ 3 Abs. 3). Ein Nachweis, dass die angestrebte 6kologische
Aufwertung tatsachlich erreicht wird, liegt damit noch nicht vor.

2.6 Fehlender Kompensationsbezug im Sicherungsinstrument

Besonders auffillig ist, dass weder der Pachtvertrag (Stand 04.10.2024) noch die als Anlage 2
beigefiigte Nutzungsvereinbarung an irgendeiner Stelle einen Bezug zum stidtischen Okokonto, zur
Kompensationsfunktion der Fliche, zu Okopunkten oder zu einer Zuordnung als (vorgezogene)
Kompensationsmafinahme herstellen. Die Vertragswerke regeln Anlage, Bewirtschaftung und Pflege
der Streuobstwiese als naturschutzfachliches und landwirtschaftliches Vorhaben, nicht aber deren
Funktion u.a. als rechtlich gesicherte Kompensationsmaflnahme fiir den Bebauungsplan Nr. 139A.

Die naturschutzrechtliche Sicherung nach § 15 Abs. 4 BNatSchG und die Anerkennung als
OkokontomaBnahme setzen voraus, dass der Kompensationszweck rechtlich verbindlich und
dauerhaft an die Flache gebunden ist. Wenn das einzige uns bekannte zivilrechtliche Instrument, das
Pflege und Fortbestand der Fldache regelt, diesen Zweck nicht einmal erwdhnt, fehlt die
nachvollziehbare Briicke zwischen der tatsdchlichen MalBnahme und ihrer Anrechnung als
Okopunkte fiir diesen Eingriff.

Wir verkennen nicht, dass die Okokonto-Einbuchung verwaltungsintern (durch Anerkennung der
Unteren Naturschutzbehdrde und Eintrag im Okokonto-Verzeichnis) erfolgen kann und nicht
zwingend im Pachtvertrag selbst dokumentiert sein muss. Gerade deshalb bitten wir darzulegen, in
welchem Dokument und mit welchem rechtlichen Instrument der Kompensationszweck und die
dauerhafte Sicherung der Flache fiir den Eingriff des Bebauungsplans Nr. 139A verbindlich geregelt
sind, und die entsprechenden Unterlagen offenzulegen.

Der fehlende Kompensationsbezug erscheint vor dem Hintergrund der Entstehungsgeschichte der
Flache auch nicht zufillig: Die Streuobstwiese wurde — wie unter 2.7 dargelegt — urspriinglich zu
einem anderen Zweck geschaffen und nicht als Kompensationsmafinahme konzipiert.
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2.7 Widmung der Flache durch einstimmigen Ratsbeschluss — Frage der
Zusatzlichkeit

Die Streuobstwiese ,,Obstwiese Hofstrale* geht auf einen eigenstiandigen, am 21.06.2023 gefassten
Ratsbeschluss zuriick (WP 20-25 SV 61/113). Sie wurde dort als MaBBnahme des Klimaschutzes und
der Klimaanpassung, der landwirtschaftlichen Nutzung (Heugewinnung) sowie der
Biirgerbeteiligung konzipiert. Ausweislich der Beschlussvorlage wurde die Spendenaktion gerade
deshalb gegeniiber Fordermitteln bevorzugt, weil sie ,,das 6ffentliche Bewusstsein fiir den Nutzen
und den Okologischen Wert der Streuobstwiesen fordere und eine ,,identititsstiftende
Wirkung® entfalte. Ein Bezug zu einer Kompensationsfunktion, zu Okopunkten oder zum stidtischen
Okokonto findet sich weder im Beschluss noch in der zugehérigen Vorlage.

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist Kompensation eine zusétzliche Leistung, die dem Eingriff
zuzurechnen ist; eine ohnehin — aus eigenstindigem Beschluss und mit anderer Zwecksetzung —
geschaffene Aufwertung kann nicht ohne Weiteres nachtrdglich als Ausgleich fiir einen spiteren
Eingriff verbucht werden (Grundsatz der Zusétzlichkeit). Wir bitten daher darzulegen, wie sich die
nachtrigliche Zuordnung von 10.211 Okopunkten dieser Fliche zum Bebauungsplan Nr. 139A mit
dem Grundsatz der Zusitzlichkeit und mit der urspriinglichen, hiervon abweichenden
Zweckbestimmung der Flache vereinbaren lésst.

Wir verkennen nicht, dass eine bestehende stddtische Fliache unter bestimmten Voraussetzungen
nachtriiglich einem Okokonto zugefiihrt werden kann. Gerade deshalb kommt es darauf an, ob die
hierfiir erforderlichen Voraussetzungen — insbesondere Zusitzlichkeit, Verfiigungsbefugnis und das
Verbot der Forderung mit 6ffentlichen Mitteln — im Anerkennungsverfahren tatsichlich gepriift und
gewahrt wurden.

3. Artenschutz (§ 44 BNatSchG)

Die aktualisierte Artenschutzpriifung _, November 2024) kommt unter Beachtung der
formulierten Auflagen zu dem Ergebnis, dass keine Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG
ausgelost werden. Wir tragen die vorgesehenen Vermeidungs- und Ausgleichsmafinahmen (Rodungs-
und Abrisszeiten 01.10.-28./29.02., Beseitigung des Teichs 15.11.-28.02., Fledermaus- und
Vogelquartiere,  Ersatzteich, = Vogelschlagvermeidung, insektenfreundliche = Beleuchtung)
grundsétzlich mit. Wir bitten jedoch um Beriicksichtigung der folgenden Punkte:

* Verbindlichkeit statt Empfehlung: Insektenfreundliche Beleuchtung und Vogelschlagvermeidung an
Glasflachen sind in den textlichen Festsetzungen (Stand 12.12.2025) weiterhin nur als Hinweis bzw.
Empfehlung gefiihrt (Hinweis Nr. 21); lediglich fiir die StraBen- und Wegebeleuchtung fehlt eine
verbindliche Vorgabe. Da nur Festsetzungen fiir die Bauausfiihrung bindend sind, regen wir an,
insektenfreundliche Beleuchtung (LED mit geringem UV-/Blauanteil, bedarfsgesteuert) und
Vogelschlagschutz an groBen Glasfliachen als textliche Festsetzung auszugestalten.

* Bereits festgesetzter Ausgleich — Sicherung priifen: Wir begriiBen, dass die vier wartungsfreien
Gangzjahresquartiere fiir Fledermduse (Festsetzung 6.1) sowie die drei Fledermaus- und drei
Vogelnistkédsten, davon einer starentauglich (Festsetzung 6.2), nunmehr festgesetzt und {iber
stadtebaulichen Vertrag zu sichern sind. Da die hdhlenreichen Obstbidume bereits gefillt und
Gebaudeoffnungen verschlossen wurden, bevor der Verlust kompensiert war, bitten wir um Bestitigung,
dass der Ausgleich iibergangsweise bereits erbracht ist bzw. unverziiglich erfolgt, und dass die
festgesetzte jahrliche Reinigung dauerhaft sichergestellt wird.
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» Aktualitit der Kartierung: Die Brutvogelkartierung stammt aus 2018, die Aktualisierung 2024 beruht
auf zwei Begehungen im November (auBlerhalb der Brutzeit). Da sich die Gehdlz- und Brachestrukturen
seit 2018 wieder verdichtet haben, regen wir an, vor Baufeldfreimachung eine aktuelle Kontrolle der
tatsdchlichen Brut- und Quartiernutzung (6kologische Baubegleitung) verbindlich vorzusehen. Der
Hinweis Nr. 21 sowie die 6kologische Baubegleitung sollten daher iiber eine bloBe Empfehlung hinaus
verbindlich abgesichert werden.

4. Boden und Versiegelung

Der Fachbeitrag weist als wesentliche negative Auswirkungen die Versiegelung von bis zu 60 %, den
groBfldchigen Verlust schutzwiirdiger Boden sowie die Einschrankung von Funktionen des Boden-
Wasser-Haushalts aus. Boden ist eine nicht vermehrbare Ressource; sein Schutz ist als Belang nach
§ 1a Abs. 2 BauGB (Bodenschutzklausel, sparsamer Umgang mit Grund und Boden) zu gewichten.
Wir bitten darum,

* den Mutterbodenschutz — derzeit nur als Hinweis Nr. 26 nach § 202 BauGB enthalten — sowie die
getrennte Lagerung von Ober- und Unterboden und die Tiefenlockerung verdichteter Fliachen soweit
rechtlich moglich als verbindliche Festsetzung bzw. als Bestandteil des stddtebaulichen Vertrags
abzusichern;

» die bislang nur fiir private Verkehrsflichen, Gemeinschaftsstellpldtze und Teilflichen festgesetzte
Verwendung wasserdurchlissiger Beldge (Festsetzungen 8.1, 8.2, 9.1) auf alle Stellplétze, Zufahrten und
Wege zu erstrecken, um die effektive Versiegelung weiter zu begrenzen;

* Schottergartenverbot erginzen: Wir regen an, ein solches Verbot — das auch § 8 Abs. 1 BauO NRW
entspricht — ausdriicklich in den Bebauungsplan aufzunehmen.

5. Klima, Frischluft und Starkregenvorsorge

Nach dem Umweltbericht ist der siidwestliche Teil des Plangebiets als Freilandklimatop mit Kaltluft-
/Frischluftfunktion und einem mittleren Kaltluftvolumenstrom (> 300 bis 1.500 m?®/s) eingestuft;
Teilbereiche Ostlich der Hofstrale sind als Klimawandelvorsorgebereich ausgewiesen. Mit der
Planung wird dieses Freilandklimatop in ein Vorstadtklimatop umgewandelt. Wir halten die positiven
Festsetzungen (Dachbegriinung der Nebenanlagen, Baumpflanzungen, begriinte Vorgirten) fiir
richtig, halten sie angesichts des Klimabezugs aber fiir ausbaufahig:

» Die extensive Dachbegriinung ist bislang nur fiir sonstige bauliche Anlagen ab 8§ m? (Garagen, Carports,
Fahrradanlagen) festgesetzt (Festsetzung 10.8); fiir die Hauptbaukorper fehlt sie. Wir regen an, die
Dachbegriinung auf die Hauptbaukorper auszudehnen und — wie in Festsetzung 10.8 bereits flir zulédssig
erklairt — mit Photovoltaik zu kombinieren (Griindach-PV), um Retention, Kiihlung und
Energiegewinnung zu verbinden.

* Die nach dem stddtischen Klimagutachten empfohlene Ausrichtung der Baukdrper parallel zur
Kaltluftstromung sowie moglichst geringe Versiegelung sollten in der Abwégung dokumentiert und
soweit moglich umgesetzt werden.

* Der Umweltbericht verschiebt den Nachweis des Schutzes vor extremen Starkregenereignissen
ausdriicklich in ein nachgelagertes Verfahren (Uberflutungsnachweis). Die textlichen Festsetzungen
(Hinweis Nr. 24) empfehlen lediglich eine hochwasserangepasste Architektur (architektonische
Selbsthilfe). Wir bitten, die Anforderungen an Riickhaltung und schadlose Ableitung bereits auf
Bebauungsplanebene zu sichern und die Dimensionierung des Regenriickhalte-/Versickerungsbeckens
auf aktuelle Bemessungsregen (Klimazuschlag) auszulegen.
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6. Lirmschutz und gesunde Wohnverhiltnisse

Das Plangebiet ist erheblich larmvorbelastet. Westlich verlduft in rund 70 m Abstand eine auch im
Giiterverkehr genutzte Bahntrasse, Ostlich begrenzt die HofstraBe das Gebiet. Nach der
schalltechnischen Untersuchung _, Bericht 241107-5 BSI gy 201185 vom
03.11.2025) werden die Orientierungswerte der DIN 18005 fiir allgemeine Wohngebiete (55 dB(A)
tags, 45 dB(A) nachts) durch den Schienenverkehr in freier Schallausbreitung um bis zu 12 dB(A)
tags und bis zu 23 dB(A) nachts iiberschritten; der Straenverkehr der Hofstra3e flihrt an der ersten
Gebiudereihe zu Uberschreitungen von bis zu rund 10 dB(A). Der Sportlirm des siidlich
angrenzenden Bolzplatzes hélt die Richtwerte der 18. BImSchV ein. Die von der Rechtsprechung
anerkannte Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung von 70 dB(A) tags bzw. 60 dB(A) nachts wird nach
der Begriindung (S. 34) im Nachtzeitraum um bis zu 10 dB(A) iiberschritten. Damit ist der
gesundheitsbezogene Kernbereich gesunder Wohn- und Arbeitsverhéltnisse nach § 1 Abs. 6 Nr. 1
BauGB betroften.

6.1 Bewertung des Kreisgesundheitsamts

Das Gesundheitsamt des Kreises Mettmann kommt in seiner Stellungnahme zu dem Ergebnis, dass
unter den prognostizierten Larmverhiltnissen gesunde Wohn- und Lebensverhéltnisse im Plangebiet
nicht gegeben sind, und regt an, aus gesundheitlicher Sicht abzuwégen, ob das Projekt an diesem
Standort iiberhaupt umgesetzt werden sollte. Es verweist auf den Larmaktionsplan der Stadt Hilden
und stellt fest, dass das Vorhaben dessen Ziel der Lirmminderung zuwiderlauft und der Sache nach
ein zusétzlicher Lirmschwerpunkt entstiinde. Fiir den Fall der Umsetzung regt das Amt an, einen
Vorstof3 zur wirksameren aktiven Ldrmschutzwand an der Bahntrasse zu unternehmen, das Plangebiet
weniger nach Westen (zur Bahn hin) und stirker nach Norden oder Siiden auszudehnen sowie die
Geschosszahl der westlichen Gebédude zu verringern.

Die Stellungnahme der fiir den Gesundheitsschutz zustindigen Fachbehorde, die gesunde
Wohnverhéltnisse verneint und den Standort selbst in Frage stellt, ist in der Abwégung ein erheblich
zu gewichtender Belang. Der NABU schlief3t sich ihr in der Sache an und bittet, ihre Anregungen
ergebnisoffen abzuwégen und das Abwégungsergebnis nachvollziehbar zu dokumentieren.

6.2 Wirdigung der Abwagungsantwort der Verwaltung

Die Verwaltung tritt der Bewertung des Gesundheitsamts unter Berufung auf die Rechtsprechung des
BVerwG (Urteil vom 22.03.2007 — 4 CN 2.06) und des OVG NRW (Urteil vom 16.11.2023 —2 D
354/21.NE) entgegen. Danach steht die Uberschreitung der Gesundheitsschwelle der Ausweisung
eines allgemeinen Wohngebiets nicht von vornherein entgegen, sofern durch Anordnung der Raume
und schallschiitzende AuBlenbauteile im Gebdudeinneren zumutbare Innenpegel erreicht werden.
Diese Rechtsprechung trifft im Ausgangspunkt zu. Dieselbe Rechtsprechung kniipft die Zuléssigkeit
jedoch an Voraussetzungen, auf die wir besonders hinweisen:

Erstens verlangt das BVerwG im selben Urteil ausdriicklich, dass bei einer abschirmenden
Riegelbebauung ,,in besonderer Weise darauf zu achten ist, dass auf der straBenabgewandten Seite
der Grundstiicke geeignete geschiitzte AuBenwohnbereiche geschaffen werden konnen®. Daran
bestehen hier Zweifel: Nach den Berechnungen verbleiben selbst im Inneren des Plangebiets nachts
Uberschreitungen von bis zu 18 dB(A) und tags bis zu 7 dB(A); an den zum Umland gerichteten
Fassaden liegen die nichtlichen Uberschreitungen bei bis zu 21 dB(A). Das Konzept schiitzt damit
primér die Innenrdume, wiahrend die AuBenwohnbereiche — Terrassen, Balkone, Girten und mogliche
Kinderspielflichen — hoch belastet bleiben. Zwar trifft Festsetzung 8.3 Vorkehrungen fiir einen
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AuBenwohnbereichswert von 62 dB(A) tags; ein vergleichbarer Schutz fiir die Nachtzeit und fiir
ebenerdige Gartenfldchen ist damit aber nicht belegt.

Zweitens beruht die zitierte Rechtsprechung tragend darauf, dass im Gebdudeinneren ein zumutbarer
Innenpegel (regelméBig 30 dB(A) in Aufenthaltsrdumen) tatséchlich erreicht wird. Festsetzung 8.2
schreibt diesen Innenpegel von 30 dB(A) nunmehr verbindlich fest, was wir begriiBen. Allerdings
eroffnet Festsetzung 8.5 die Abweichung von den passiven Schallschutzanforderungen, sofern im
Genehmigungsverfahren geringere Anforderungen nachgewiesen werden. Wir bitten klarzustellen,
dass diese Offnungsklausel nur eine Absenkung bei nachweislich geringerer Belastung erlaubt und
das Schutzniveau (Innenpegel 30 dB(A)) nicht unterschreiten darf.

Drittens — und dies wiegt am schwersten — ist zu beachten, dass das BVerwG den dem Urteil 4 CN
2.06 zugrunde liegenden Bebauungsplan im Ergebnis fiir unwirksam erklért hat. Tragender Grund
war ein Ermittlungsdefizit nach § 2 Abs. 3 BauGB: Die Gemeinde hatte nicht hinreichend ermittelt,
in welchem Ausmal aktiver Schallschutz die Belastung mindern wiirde. Das Gericht betont zugleich:
Je weiter die Orientierungswerte liberschritten werden, desto gewichtiger miissen die fiir die Planung
sprechenden Griinde sein und umso mehr hat die Gemeinde die ihr verfiigbaren baulichen und
technischen Moglichkeiten auszuschopfen. Die wirksamere aktive Maflnahme (Larmschutzwand an
der Trasse, Ansatz A) wird hier maBgeblich mit Lage auBlerhalb des Geltungsbereichs, DB-
Abhingigkeit und Kosten-Nutzen-Verhéltnis verworfen. Auch das Gesundheitsamt regt einen
Vorstoll zu Ansatz A ausdriicklich an. Wir bitten daher, die Wirksamkeit und Umsetzbarkeit des
aktiven Schallschutzes (Ansatz A, in Abstimmung mit der DB) vertieft zu ermitteln und das Ergebnis
nachvollziehbar in die Abwégung einzustellen, um ein Ermittlungsdefizit nach § 2 Abs. 3 BauGB zu
vermeiden.

Zur Baureihenfolge: Die Verwaltung lehnt eine Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB mit Blick auf Art.
14 Abs. 1 GG ab. Der NABU verkennt das Eigentumsgrundrecht nicht, weist aber darauf hin, dass
der abschirmende Effekt des westlichen Riegels (Festsetzung 8.1) fiir die iibrigen Baugebiete dessen
vorrangige Errichtung gerade voraussetzt. Sollte auf eine verbindliche Sicherung der Abfolge
verzichtet werden, ist in der Abwéigung darzulegen, wie in einer Zwischenphase gesunde
Wohnverhiéltnisse flir bereits bezogene, noch nicht abgeschirmte Gebaude gewihrleistet werden.

6.3 Schnittstelle zu Natur-, Klima- und Bodenschutz

Die Anregung des Gesundheitsamts, das Plangebiet weniger nach Westen auszudehnen und die
Kubatur zu reduzieren, deckt sich mit den naturschutz-, klima- und bodenfachlichen Belangen dieser
Stellungnahme. Gerade der westliche und siidwestliche Plangebietsteil ist zugleich der klimatisch
(Freilandklimatop mit Kaltluftfunktion) und bei Starkregen (Uberflutungsbereich mit Einstauhdhen
bis tiber 100 cm) sensibelste Bereich. Eine geringere Inanspruchnahme dieses Bereichs wiirde
Larmschutz-, Klima-, Boden- und Wasserbelange in dieselbe Richtung bedienen und zugleich das
Eingriffs- und Kompensationsdefizit verringern. Wir regen an, diese Mehrfachbegriindung in der
Abwigung zu beriicksichtigen.

6.4 Anregungen zum Larmschutz

* Die bislang nur als Hinweis (Nr. 22) gefiihrte larmoptimierte Grundrissgestaltung (architektonische
Selbsthilfe) ist, soweit sie konstitutiv fiir gesunde Wohnverhéltnisse ist, als verbindliche Festsetzung
auszugestalten.

Amprion GmbH | Information zu& Datenschutz Juli 2022 Seite. 3



+ Die Offnungsklausel der Festsetzung 8.5 ist so zu priizisieren, dass das Schutzniveau (Innenpegel 30
dB(A)) nicht unterschritten werden darf.

+ Die Wirksamkeit und Umsetzbarkeit des aktiven Schallschutzes (Ansatz A, in Abstimmung mit der DB)
ist vertieft zu ermitteln, um ein Ermittlungsdefizit nach § 2 Abs. 3 BauGB zu vermeiden.

* Der Schutz der AuBenwohnbereiche — auch nachts und ebenerdig — ist konkret nachzuweisen; soweit er

nicht erreichbar ist, ist dies in der Abwigung offenzulegen.

» Die vorrangige Errichtung des westlichen Riegels (Festsetzung 8.1) sollte — etwa iiber stddtebaulichen

Vertrag — abgesichert werden.

* Die Anregungen des Gesundheitsamts zu Standort, Westausdehnung und Geschosszahl sind

ergebnisoffen abzuwigen.

7. Anregungen und Forderungen

Wir fordern die Stadt als Planungsbehorde auf:

1.

die vollstindige Bewertungsdokumentation der Okokontofliche ,,Obstwiese HofstraBe® (Ausgangs-
und Zielzustand, Biotoptypen, EinzelmaBBnahmen, Herleitung der Wertpunkte) offenzulegen;

darzulegen, welche Eigenleistungen der Stadt die alleinige Okokontotriigerschaft begriinden — unter
Beriicksichtigung der tatsdchlichen Finanzierungs- und Umsetzungsstruktur sowie der
weiterlaufenden Pachtzahlungen;

darzulegen, wie sich die nachtrigliche Zuordnung der Okopunkte mit dem Grundsatz der
Zusétzlichkeit und der urspriinglichen, durch einstimmigen Ratsbeschluss vom 21.06.2023
festgelegten abweichenden Zweckbestimmung der Flache vereinbaren lésst;

die Vereinbarkeit der Okopunktverwertung mit der Okokonto VO NRW (insbesondere §§ 3, 4) und
mit dem Verursacher- und Kostentragungsprinzip der Eingriffsregelung (§§ 13, 15 BNatSchG i. V.
m. §§ 135a ff. BauGB) zu begriinden;

darzulegen, wie die dauerhafte Sicherung der MaBinahme im Sinne von § 15 Abs. 4 BNatSchG —
auch bei Beendigung des Pachtverhéltnisses oder Wegfall der ehrenamtlichen Pflege — gewéhrleistet
wird und in welchem Dokument der Kompensationszweck verbindlich an die Fldche gebunden ist,
nachdem der Pachtvertrag und die Nutzungsvereinbarung hierzu keinen Bezug enthalten;

die Vermeidungs- und Minderungsstufe der Eingriffsregelung (Reduzierung von Dichte und
Versiegelung, Erhohung durchwurzelbarer Flichen) nachweisbar auszuschopfen, bevor externer
Ausgleich herangezogen wird;

die noch nicht festgesetzten artenschutz- und klimarelevanten MaBnahmen (insektenfreundliche
Beleuchtung, Vogelschlagvermeidung, Dachbegriinung der Hauptbaukorper, Schottergartenverbot,
okologische Baubegleitung) verbindlich festzusetzen statt nur zu empfehlen;

den Kreis Mettmann als untere Naturschutzbehorde und Genehmigungsbehdrde des Okokontos zu
den aufgeworfenen Fragen zu beteiligen (vgl. § 10 Abs. 2 Okokonto VO NRW, § 4 Abs. 2 BauGB);

den Bebauungsplan erst dann zur Beschlussfassung vorzulegen, wenn die Kompensationsgrundlage
rechtssicher geklart ist.

Mit freundlichen Griiflien
Im Auftrag
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Mit freundlichen GriRen

40723 Hilden

18.5.2026












Das Kreisgesundheitsamt rat von Wohnbebauung auf diesem Gebiet ab.

Ihr Siedlungskonzept einen Gebdaudekomplex als Schallschutz gegen Gliterbahnverkehr zu nutzen, stellt
eine erhebliche Beeintrachtigung eines gesunden Wohnumfeldes dar.

Ich rege Sie daher an lhren FNP/B-Plan nochmals zu Gberdenken.

Freundlichst_









Von:

Gesendet: Mittwoch, 3. Juni 2026 22:39
An: Planung <Planung@hilden.de>
Betreff: Bplan 139 A und 261

Sehr geehrte Damen und Herren,
gegen beide Bebauungsplane erheben wir folgende Bedenken und Einwendungen:

- die Bebauungsdichte in unserer Stadt ist bereits extrem hoch

- wir BUrger mochten auch noch Grinflachen erleben dirfen

- wir kdnnen nicht alle Freiflachen zubauen- was bleibt fir unsere Kinder ?

- es gibt noch genlgend Baullcken und auch Abbruchhéauser, die genutzt werden kdnnen

- bestehende Baugebiete sollten zunachst ausgeschdpft werden, bevor neue Investoren ihre
Plane umsetzen (Albert-Schweitzer-Gelande).

Rat und Verwaltung sind dringend aufgerufen, grundsatzlich die Zukunft unserer Stadt neu zu
Uberdenken. Es muf doch nicht immer mehr werden!

Wir sind Ur-Einwohner von Hilden. Unsere Beobachtungen sind, dal8 trotz immer neuer Baugebiete die
Einwohnerzahl sehr konstant geblieben ist.
Also keine Zuwanderung steuerzahlender Neuburger.

Unser Vorschlag geht in die Richtung verninftiger Wohnraumnutzung.

Es gibt so viele Hauser und auch Wohnungen, die friiher von Familien bewohnt wurden und heute ?
Altere oft alleinstehende Personen, die mit den groRen Wohnungen und auch Hausern nicht mehr
gllcklich sind.

Hier wéare der Ansatz, diesen Menschen eine altersgerechte Wohnung anzubieten. Das kdnnte und
miRte die WGH in ihr Programm aufnehmen.

Der dann freiwerdende Wohnraum wiirde wieder sinnvoll genutzt.

Sie sollten nicht flr heute und morgen planen- es ist an der Zeit, fir die weitere Zukunft Zeichen zu
setzen. Diese kénnen nicht in immer mehr Flachenverbrauch zu finden sein.

Wir wollen unsere Stadt lebens- und liebenswert erhalten wissen.

Mit freundlichen GrifRen
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